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Vorwort 

Seit Veröffentlichung der im Auftrag der Weltbank von Chenery 
und Mitarbeitern durchgeführten Untersuchung "Redistribution with 
Growth"l fühlen sich die Ökonomen herausgefordert darüber nachzu­
denken, ob die gleichzeitige Verwirklichung von Wachstums- und Ver­
teilungszielen Wunschvorstellung bleiben muß oder - zumindest in ge­
wissen Grenzen - für die Entwicklungsländer eine reale Möglichkeit 
darstellt. Der Ausschuß Entwicklungsländer der Gesellschaft für Wirt­
schafts- und Sozialwissenschaften (Verein für Socialpolitik) versuchte 
dieser Herausforderung zu entsprechen, indem er Probleme des Wachs­
tums, der Einkommensverteilung und der Beschäftigung in Entwick­
lungsländern zum Gegenstand seiner Jahrestagung 1976 machte, die 
am 25./26. 11. 1976 in München stattfand. Der folgende Band enthält 
die auf dieser Tagung gehaltenen Referate. 

Wie problematisch es ist, einen so komplexen Tatbestand wie die Ein­
kommensverteilung in einer einzigen Maßzahl zu erfassen, ist allge­
mein bekannt. Die Wissenschaft bietet dazu eine Reihe von Lösungs­
versuchen an, die - wie könnte es anders sein - ihre jeweils spezifi­
schen Vor- und Nachteile haben. Im ersten Beitrag setzt sich Bohnet 
mit den verschiedenen Verteilungsmaßen auseinander, die vorgestellt 
und hinsichtlich ihrer Aussagefähigkeit kritisch untersucht werden. 
Darüber hinaus werden die in der jüngeren Entwicklungsländer­
literatur bevorzugten Armutsmaße diskutiert. In einem fünfzig Länder 
umfassenden Querschnittsvergleich werden verschiedene Verteilungs­
maße nicht nur für die Gesamtbevölkerung, sondern differenziert nach 
ländlicher und städtischer Bevölkerung ausgewiesen. Sie bestätigen 
noch einmal die Tatsache einer zunehmenden Ungleichheit in der Ein­
kommensverteilung von sozialistischen Ländern über Industrieländer 
zu Entwicklungsländern, wobei unter letzteren deutliche regionale Un­
terschiede, vor allem zwischen Asien und Lateinamerika, festzustellen 
sind. 

In einem umfassenden Beitrag untersuchen Hoffmann und v. Rabe­
nau Ansatzpunkte der Verteilungspolitik in den Entwicklungsländern 

1 Hollis B. Chenery u. a.: Redistribution with Growth, London u. a., Oxford 
University Press, 1974. 
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4 Vorwort 

unter Berücksichtigung des wirtschaftlichen Wachstums. Sie unter­
scheiden in ihrer Systematik zwischen Maßnahmen im ländlichen Be­
reich, Maßnahmen im städtischen Bereich und Maßnahmen, die auf 
eine Reduzierung des Stadt-Land-Gefälles abzielen. Hinsichtlich der 
Eingriffsintensität wird zwischen direkten Eingriffen (z. B. einer Um­
verteilung produktiver Ressourcen), Maßnahmen zur Steigerung der 
Produktivität und Maßnahmen zur Beeinflussung der Preise unter­
schieden. Alle diese Ansatzpunkte der Verteilungspolitik werden im 
Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit dem Wachstums ziel diskutiert. Der 
Leser findet hier eine weitgehend vollständige Übersicht über die in 
Frage kommenden Maßnahmen. 

In dem nachfolgenden Beitrag beschäftigt sich Rudolph mit dem 
mehrdimensionalen Charakter des Industrialisierungsprozesses. Der Bei­
trag basiert auf Erfahrungen, die aus der Praxis gewonnen wurden und 
als Anregungen an die verantwortlichen Entscheidungsträger auf den 
verschiedenen Ebenen weitergegeben werden sollen. Hauptanliegen des 
Autors ist es, über eine enge ökonomische Betrachtung hinauszugehen 
und die sozialen und politischen Implikationen einer Entwicklungsstra­
tegie herauszuarbeiten. Daß die damit verbundenen Aufgaben nur 
durch eine interdisziplinäre Zusammenarbeit bewältigt werden kön­
nen, versteht sich fast von selbst. Die geringe praktische Bedeutung, 
die interdisziplinäre Forschung bisher erlangt hat, zeigt jedoch, daß es 
keineswegs überflüssig ist, immer wieder erneut auf ihre Notwendig­
keit hinzuweisen. 

Nach dem engagierten entwicklungspolitischen Praktiker kommt der 
Modelltheoretiker zu Wort. Hemmer untersucht im Rahmen eines neo­
klassischen Modells die Möglichkeiten, durch Einsatz geldpolitischer 
oder finanzpolitischer Maßnahmen auf eine Überwindung des Konflik­
tes zwischen Effizienz-, Wachstums- und Verteilungszielen hinzuwir­
ken. Er zeigt, daß vor allem durch den Einsatz finanzpolitischer In­
strumente neben einer bestimmten Höhe des Sozialproduktes (Effi­
zienzziel) und der damit verbundenen Beschäftigung (Verteilungsziel) 
auch eine vorgegebene Akkumulationsrate (Wachstumsziel) durchge­
setzt werden kann, wobei der Grad der Zielerreichung im Hinblick auf 
alle drei Ziele höher ist als ohne entsprechende staatliche Eingriffe. Der 
Konfliktcharakter zwischen den Zielen ergibt sich in dem von Hemmer 
verwendeten Modell nicht zuletzt aus dessen statischem Charakter. 

Daß die Ergebnisse an die Modellannahmen gebunden sind und da­
mit gewissen Einschränkungen unterliegen, ergibt sich fast von selbst. 
In einer kritischen Erwiderung weist Timmermann im einzelnen auf 
die von Hemmer verwendeten Annahmen hin. 
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Vorwort 5 

Ein weiterer modelltheoretischer Ansatz wird von Schumacher vor­
gestellt. Im Gegensatz zu Hemmer handelt es sich bei ihm um ein 
mehrsektorales Modell, bei dem sich die Konfliktsituation zwischen 
dem Effizienzziel und dem VerteHungsziel daraus ergibt, daß die Sek­
toren, die pro Investitionseinheit den höchsten Beitrag zum Sozialpro­
dukt leisten, nicht zugleich auch diejenigen mit der höchsten Beschäfti­
gung je Investitionseinheit sein müssen. Bei völlig fixer Struktur der 
Nachfrage kann eine Volkswirtschaft mit einem gegebenen. Kapital­
stock nur eine bestimmte Kombination von Gesamtausbringung und 
Beschäftigung realisieren. Ist die Struktur der Nachfrage in Grenzen 
variabel und/oder kann darüber hinaus eine Anpassung über den Au­
ßenhandel erfolgen, so besteht eine begrenzte Wahlmöglichkeit zwi­
schen einer Maximierung des Soztalproduktes und einer Maximierung 
der Beschäftigung. Auch hier ergibt sich die Konfliktsituation nicht zu­
letzt aus dem statischen Charakter des Modells. 

Uhlig geht in dem nachfolg,enden Beitrag der Frage nach, ob die 
traditionelle These, nach der niedrige Löhne zu einer höheren Akkumu­
lationsrate und damit zu stärkerem Wachstum führen, wirklich in al­
len Fällen der Realität entspricht. Als Gegenargument verweist er auf 
die häufig hohe Konsumquote aus Gewinneinkommen, den legalen oder 
illegalen Transfer von Gewinnen ins Ausland sowie darauf, daß hö­
here Löhne auch eine höhere Arbeitsproduktivität bewirken können, 
u. U. eine effizientere Produktion erzwingen und schließlich auch die 
Voraussetzung für eine kaufkräftige Nachfrage sind, wenn sich diese 
nicht nur auf Luxusgüter erstrecken soll. Inwieweit die eine oder die 
andere Argumentation zutrüft, hängt im Einzelfall von den konkreten 
Umständen ab. 

In dem abschließenden Beitrag untersucht Nitsch am Beispiel Bra­
siliens die Frage, inwieweit sozialpolitische Maßnahmen zur Erreichung 
von Verteilungs- und Wachstumszielen. eingesetzt werden können. Seine 
Analyse der Wirkungen der gegenwärtigen Sozialpolitik Brasiliens 
kommt nicht gerade zu ermutigenden Ergebnissen. Danach erscheint es 
zumindest nicht ausgeschlossen, daß die Sozialpolitik innerhalb des ge­
gebenen Systems regressiv wirkt, wobei zunächst dahingestellt bleiben 
mag, ob dies beabsichtigt oder eine ungewollte Folge von Unzuläng­
lichkeiten ist. Dem Wachstumsziel dürfte diese Sozialpolitik zumindest 
nicht widersprechen. Etwas ermutigender ist nach diesem negativen 
Bild der Ausblick, den der Autor gibt, indem er darauf hinweist, daß 
die gegenwärtige Situation auch als Übergangsstadium interpretiert 
werden kann - daß es demnach durchaus möglich sei, aus dem noch 
unvollkommenen System der Sozialpolitik ein System zu entwickeln, 
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6 Vorwort 

das einen echten Beitrag zur Verbesserung der realen Einkommensver­
teilung leistet, ohne daß dies notwendigerweise dem Wachstumsziel 
widersprechen müßte. 

Wie alle wissenschaftlichen Tagungen, kann auch diese n1cht den An­
spruch erheben, gültige Lösungen für die anges,chnittenen Probleme zu 
bieten. Ihre Aufgabe war es, die Zus'ammenhänge zwischen Wachstum, 
Einkommensverteilung und Beschäftigung, deren scheinbare Klärung in 
jüngster Zeit zunehmend in Frage gestellt wird, erneut zu diskutieren. 
Wenn der hiermit vorgelegte Tagungsband den einen oder anderen an­
regt, sich an dem Nachdenken über diese Problematik zu beteiligen, so 
ist sein Zweck erfüllt. 

Weihenstephan im September 1977 

Winfried von Urff 
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Zur Messung der Einkommensverteilung 
in Entwicklungsländern 

Von Michael Bohnet, München 

1. Über die Einkommensverteilung in Entwicklungsländern und deren 
entwicklungspolitische und politische Konsequenzen werden viele Ver­
mutungen angestellt, doch mangelt es bisher an der genauen Kenntnis 
der empirischen Fakten. Der Wirtschaftswissenschaft stellen sich in die­
sem Zusammenhang drei Aufgaben: 

- die bisher vorliegenden Daten zur Einkommensverteilung in Ent­
wicklungsländern kritisch zu sichten, zu messen und mit dem Ziel 
der Vergleichbarkeit aufzubereiten, 

- die Beziehungen zwischen Einkommensverteilung und sozioökono­
mischem Niveau in Entwicklungsländern aufzuzeigen und insbeson­
dere zu prüfen, ob die These von der Unvereinbarkeit von hohen 
Wachstumsraten und gerechter Einkommensverteilung zutrifft, 

-. aus den erarbeiteten Forschungsergebnissen konkrete entwicklungs­
politische Schlußfolgerungen zu ziehen. 

Der folgende Beitrag konzentriert sich auf den ersten Fragenkreis, die 
umfassendere Problemstellung der Einkommensverteilung in Entwick­
lungsländern insgesamt wurde an anderer Stelle ausführlich behandeW. 

2. Bei der empirischen Erfassung der Daten zur Einkommensvertei­
lung in Entwicklungsländern stellt sich als erstes die Frage nach der Wahl 
geeigneter Einkommenskonzepte. Diesem Problemkreis ist der erste Ab­
schnitt gewidmet. Anschließend werden die wichtigsten Verteilungs­
maße interpretiert und miteinander verglichen (zweiter Teil), wobei je­
weils ihre spezifischen Vor- und Nachteile herausgestellt werden. Im 
dritten Teil werden die neueren wissenschaftlichen Bemühungen skiz­
ziert und beurteilt, die neben der Einkommensverteilung auch die Ar­
mut quantitativ zu erfassen versuchen. Diese Ansätze zielen auf eine 

1 Vgl. M. Bohnet und R. Betz: Einkommensverteilung in Entwicklungs­
ländern, München 1976, Weltforum Verlag, Ifo-Studien zur Entwicklungslor­
schung Nr. 1, 178 S. 
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10 Michael Bohnet 

Kombination von Verteilungs- und Armutsmaßen und sind deshalb für 
Entwicklungsländer von besonderer Bedeutung. Im Anhang weTden die 
bisher vorliegenden Daten zur Einkommensverteilung in 50 Entwick­
lungsländern empirisch aufbereitet. 

I. Wahl geeigneter Einkommenskonzepte in Entwicklungsländern 

3. Bei der Darstellung und Interpretation der Einkommensvertei­
lungsdaten in Entwicklungsländern muß zuerst abgeschätzt werden, 
welcher Einkommensbegrifj sich dazu am besten eignet. Wird materielle 
Wohlfahrt durch den Verbrauch von Gütern und Dienstleistungen er­
langt,dann stellt die Höhe des individuellen Geldeinkommens (perso­
nales Einkommen) sicherlich einen guten Maßstab dar. Die Erfassung 
von Transferzahlungen und Steuerzahlungen (disponibles Einkommen) 
führt bereits zu einer deutlichen Nivellierung der Einkommensunter­
schiede, wenngleich diese i:n Entwicklungsländern aufgrund der gerin­
geren Steuerprogression im allgemeinen nicht so stark ausgeprägt sein 
werden wie in entwickelten Ländern. Dagegen führt die Berücksichti­
gung nicht-monetärer Einkommen (Sacheinkommen) in Entwicklungs­
ländern zu einer stärkeren Angleichung der einzelnen Bevölkerungs­
gruppen. 

Verteilungseffekte gehen jedoch auch von den öffentlichen Leistungen 
aus. Für diese Gruppe von Leistungen gilt der für private Sacheinkom­
men beobachtete Zusammenhang nicht mehr. Die Inanspruchnahme der 
öffentlichen Leistungen, z. B. der Wasserversorgung und Kanalisation, 
der Gesundheitseinrichtungen und des Erziehungswesens ist gerade in 
Entwicklungsländern auf wenige begünstigte Gruppen der Bevölkerung 
beschränkt. Die Nichtberücksichtigung dieser Einkommenskategorie 
stellt das Verteilungsbild generell zu günstig, d. h. zu ausgeglichen dar. 

4. Zusammenfassend läßt sich sagen, daß - um mit der Darstellung 
der Einkommensverteilung gleichzeitig ein Vergleichen zugängliches 
Bild vom sozialen Wohlfahrtsniveau einzelner Bevölkerungsschichten 
zu erhalten - bei der Ermittlung von Verteilungsdaten folgende Prin­
zipien einheitlich eingehalten werden sollten: 

- Ausgegangen werden müßte vom verfügbaren Einkommen nach Ab­
zug der direkten Steuern und ,einschließlich der reg.elmäßigen Trans­
ferzahlungen. Einkommen aus Vermietung und Verpachtung sind 
ebenso zu berücksichtig,en wie Kapitalgewinne. Hinsichtlich der letz­
teren Kategorie wird die Darstellung für Entwicklungsländer jedoch 
außerordentlich schwierig sein, so daß die Einkommensunterschiede 
in der Realität meistens nicht voll erfaßt werden. Gehälter und 
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Zur Messung der Einkommensverteilung in Entwicklungsländern 11 

Löhne sollten einschließlich Sozialleistungen und Gratifikationen er­
mittelt werden. 

- Kredite stellen ebenso wie die Auflösung von Ersparnissen kein Ein­
kommen im engeren Sinne dar und sollten deshalb unberücksichtigt 
bleiben. 

- Sacheinkommen sollten ebenso umfassend wie Geldeinkommen be­
rücksichtigt werden, wobei auf Vorschlag der UN beide Einkom­
mensarten getrennt ausgewiesen werden müßten. 

- Die Erfassung der individuellen Inanspruchnahme öffentlicher Güter 
und Leistungen wird zumeist nur durch Schätzung gruppenspezifi­
scher Verbrauchsmuster möglich sein, sollte aber bei der Darstellung 
von Verteilungsstrukturen nicht übergangen werden. 

Soweit für die einzelnen Entwicklungsländer überhaupt Daten zur 
Einkommensverteilung vorliegen, weichen diese in fast allen Fällen 
mehr oder weniger stark von diesen Prinzipien ab. Insbesondere wird 
die Vergleichbarkeit der Daten dadurch in Frage gestellt, daß sich vie­
len Untersuchungen nicht entnehmen läßt, welche methodischen Ein­
schränkungen dem Erhebungsverfahren anhaften2• 

5. Die Darstellung der Einkommensverteilung in Entwicklungslän­
dern erfüllt nur dann ihren Zweck, wenn daraus ein relativ verläßliches 
Bild über die Einkommens- bzw. Wohlfahrtssituation der verschiede­
nen Bevölkerungsgruppen zu gewinnen ist. Nicht alle der sich auf un­
terschiedliche Analyseeinheiten beziehenden Untersuchungen entspre­
chen dieser Minimalforderung in gleich guter Weise. 

Im folgenden seien die am häufigsten zugrundegelegten Konzepte 
kurz genannt3: 

- Haushaltseinkommen (Einpersonen- und Mehrpersonenhaushalt) 

-- Haushaltseinkommen pro Person 

-- Die ökonomisch aktive Bevölkerung: Diese Größe bezieht sich ge-
wöhnlich auf die Gesamtheit der arbeitsw:i:lligen Bevölkerung, um­
faßt also gleichermaßen Beschäftigte und Arbeitslose. In Entwick­
lungsländern zählt zu dieser Kategorie im allgemeinen nur die 
männliche Bevölkerung über 15 Jahren. 

- Einkommensbezieher: Erfaßt werden in der Regel alle Personen, die 
ein geregeltes Einkommen beziehen ohne Unterscheidung, ob es sich 
um Geld- oder Sacheinkommen handelt. 

2 IBRD: Size Distribution of Income: Bibliography of Basic Sources, World 
Bank Staff Working Paper No. 217, Washington, Sept. 1975, S. 1 ff. 

3 S. Jain: Size Distribution of Income, A Compilation of Data, World Bank, 
Washington, 1974, S. 2 ff. 
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12 Michael Bohnet 

-- Gesamtbevölkerung: Auch in Untersuchungen nach diesem Konzept 
fehlen meist nähere Hinweise, inwieweit tatsächlich die "gesamte" 
Bevölkerung erfaßt worden ist. Oft ist der Begriff identisch mit dem 
Konzept "Beschäftigte". 

Für die Darstellung der Einkommensverteilung unter Einschluß der 
Gesamtbevölkerung eines Landes erscheint die Kategorie "Einkommens­
bezieher" zu eng, da sie sich einerseits nur auf einen Ausschnitt der Be­
völkerung bezieht, andererseits den gruppen- bzw. familiensoziologi, 
sehen Gegebenheiten in Entwicklungsländern zu wenig Rechnung trägt. 
Das Konzept der "ökonomisch aktiven Bevölkerung" ist zwar insgesamt 
weniger restriktiv, führt aber wegen der in Entwicklungsländern hohen 
Zahl miteinzubeziehender Nulleinkommen zu unrealistisch hohen Kon­
zentrationswerten. Es entspricht ebenfalls nicht der auf dem Prinzip 
der Einkommenspoolung und des intrafamiliären Ausgleichs beruhen­
den sozialen Struktur dieser Länder. Geht man einerseits von der über­
legung aus, daß sich die Wohlfahrt des einzelnen Individuums zum gro­
ßen Teil in der Menge der zum Verbrauch zur Verfügung stehenden 
Güter ausdrücken läßt, bedenkt man außerdem den in Entwicklungs­
ländern noch weithin üblichen intrafamiliären Einkommensausgleich, 
dann kommt eine Darstellung der Einkommensverteilung nach Haus­
halten bzw. nach Haushalten gewichtet mit der Zahl der Haushaltsmit­
glieder der Verteilungsrealität bestimmt am nächsten. Wenngleich der 
größte Teil der Untersuchungen dem ersten Prinzip folgt und nur we­
nige auf die Haushaltsgrößen mitabstellen, wäre zweüellos letzterem 
Konrept der Vorzug zu geben. Die reale Belastung der einzelnen Haus­
halte - und damit auch die reale Struktur der Einkommensverteilung 
- wäre sogar erst dann darstellbar, wenn auch die Zusammensetzung 
der Haushalte nach Alter und Geschlecht sowie die je nach Anzahl der 
Haushaltsmitglieder mehr oder weniger stark auftretenden "eeonomies 
of seale" Berücksichtigung fänden. 

11. Interpretation und Vergleich der Verteilungsmaße 

6. Welche der verschiedenen Methoden zur Messung und Darstellung 
der Einkommensverteilung am geeignetsten ist, hängt nicht zuletzt von 
der Fragestellung der Untersuchung ab. Wird z. B. Aufschluß über die 
gesamte sozio-ökonomische Struktur der Bevölkerung gewünscht, oder 
ist man nur an einem Summenmaß interessiert, das den Grad der Ein­
kommensdisparitäten anzeigt? Soll die Einkommenslücke zwischen der 
breiten Masse der Armen und einer nur schmalen Oberschicht gemessen 
werden oder nur der Anteil der unterhalb einer - wie auch immer defi­
nierten - Armutslinie lebenden Bevölkerung? In allen Fällen werden 
sich die analytischen Instrumente voneinander unterscheiden. 
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Zur Messung der Einkommensverteilung in Entwicklungsländern 13 

7. Gewöhnlich wird die Einkommensverteilung nach Klassen absolu­
ter Einkommen oder nach Bruchteilen einer bestimmten Grundgesamt­
heit der Bevölkerung dargestellt. Da die Einkommensklassen im allge­
meinen in nationaler Währung ausgedrückt sind, ist die Darstellung nach 
Klassen absoluter Einkommen für zwischenstaatliche Vergleiche relativ 
ungeeignet. Dagegen erleichtert eine Darstellung der Einkommensver­
teilung nach Bruchteilen sowohl zwischenstaatliche wie auch intertem­
poräre Vergleiche. Die Charakterisierung der Einkommensverteilung 
durch eine Anzahl von Quantilen bringt aber den Nachteil mit sich, 
daß Umverteilungen innerhalb der Quantile nicht zum Ausdruck kom­
men. Die Streuung innerhalb der Quanille bleibt folglich unberücksich­
tigt. Dessenungeachtet spielen die Quantile wegen ihrer Anschaulich­
keit in der verteilungspolitischen Diskussion eine große Rolle. 

8. Bei der Erfassung der Einkommensverteilungssituation in Entwick­
lungsländern werden auch alternativ oder ergänzend Summenmaße her­
angezogen. Im folgenden werden diese Verteilungsmaße kurz interpre­
tiert und miteinander verglichen4• 

9. Die Standardabweichung S der Einkommen ist die Quadratwurzel 
aus der mittleren quadratischen Abweichung: 

h VI(~~-m' 
wobei Yj = Einkommen der i-ten Person 

y = arithmetisches Mittel 
'/l. = Anzahl der Personen 

Dabei werden durch das Quadrieren der Abweichung größere Abwei­
chungen stärker gewichtet. Bei Konstanz aller übrigen Faktoren erhöht 
jeder Transfer von einer ärmeren z.u -einer reicheren Person stets diesen 
Wert. Die Standardabweichung erfüllt also die Pigou-Dalton-Bedingung, 
die besagt, daß ein Maß bei einer Umverteilung von einem Ärmeren zu 
einem Reicheren eine stärkere Ungleichheit der Verteilung zum Aus­
druck bringen muß. Die Standardabweichung erscheint dennoch als Ver­
teilungsmaß wenig geeignet. Werden nämlich alle Einkommen verdop­
pelt, so verdoppelt sich auch die Standardabweichung. Dies schließt die 
Berücksichtigung des Einkommensniveaus bei der Verteilung aus. 

Dies ist gerade bei Entwicklungsländern nicht erwünscht, da in diesen 
Ländern mit der Tatsache eines niedrigen Pro-Kopf-Einkommens häufig 

4 Vgl. zum Folgenden: G. Blümle: Theorie der Einkommensverteilung, 
Berlin-Heidelberg-New York, 1975, S. 37 ff. und D. G. Champernowne: A 
Comparison of Measures of Inequality of Income Distribution, in: The Eco­
nomic Journal, December 1974, S. 787 ff. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



14 Michael Bohnet 

auch der Zustand einer äußerst unglei.chmäßigen Verteilung zusammen­
trifft. 

10. Der übergang von der Standardabweichung der absoluten Diffe­
renzen zur Standardabweichung der relativen Differenzen führt zum 
Variationskoeffizienten V als Verteilungsmaß: 

v ~ (y. - y)2 
;=1 a 

s n 
V=--=-= 

Y y 

Vergibt sich, wenn die Standardabweichung durch das arithmetische 
Mittel dividiert wird. Er weist dieselben Eigenschaften auf wie die 
Standardabweichung - mit einer Ausnahme: Er ist unempfindlich bei 
proportionalen Änderungen des Einkommens. 

11. Die Standardabweichung S und der Variationskoeffizient V ge­
wichten jedoch gleiche absolute Umverteilungen, unabhängig von der 
Einkommenshöhe der Betroffenen, gleich. Es wird hiermit deutlich, daß 
bei der Verteilungsmessung der Nutzen des Einkommens z.wischen Per­
sonen verglichen werden muß. Die Annahme, Nutzen sei interpersonell 
nicht vergleichbar, darf nicht verschleiern, daß Einkommen und deren 
Nutzen dauernd verglichen werden, und daß es in gewissen Grenzen 
allgemeine Vorstellungen von Nutzenfunktionen gibt. Bei der Berech­
nung der Standardabweichung und des Variationskoeffizienten wird 
stillschweigend eine für alle Individuen gleiche Nutzenfunktion unter­
stellt. Diese von der Einkommenshöhe unabhängige gleiche Gewichtung 
gleicher Umverteilungsbeträge bedeutet, daß von einem konstanten 
Grenznutzen des Einkommens ausgegangen wird. Z. B.: Eine Einkom­
menssteigerung um 1 DM, die bei einem Einkommen von 1 DM eine 
Verdoppelung und bei einem Einkommen von 100 DM eine Zunahme 
von 1 'Ufo bedeutet, wird in beiden Fällen als gleiche Nutzenzunahme dar­
gestellt. Im allgemeinen wird indessen angenommen, daß mit zuneh­
mender Sättigung die durch die zusätzUche Einheit des Einkommens be­
dingte Nutzenzunahme abnimmt. Man kann z. B. davon ausgehen, daß 
gleiche relative Zunahmen des Einkommens gle1che absolute Nutzen­
zunahmen ausdrücken. Bei dem erwähnten Beispiel müßten sich somit 
heide Einkommen verdoppeln, in einem Falle von 1 DM auf 2 DM, im 
anderen von 100 auf 200 DM, sollen diesen Änderungen gleiche Nutzen­
zunahmen entsprechen. Gleiche relative Zunahmen bei Variablen äußern 
sich als gleiche absolute Zunahmen ihrer Logarithmen. Das Verteilungs­
maß, das diesen Nutzenvorstellungen entspdcht, ist die Standardabwei­
chung der logarithmierten Einkommen L: 
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Zur Messung der Einkommensverteilung in Entwicklungsländern 15 

n 

L= .~ (log Yi - log y)2 
,·~l 

n 

Ein Charakteristikum der Standardabweichung der logarithmierten 
Einkommen5 ist nun die stärkere Gewichtung von Verteilungsänderun­
gen im unteren Einkommerrsbereich, was für Entwicklungsländer sinn­
voll erscheint. Jedoch muß beachtet werden, daß L weder sonderlich an­
schaulich ist noch unbedingt der Pigou-Dalton-Bedingung entspricht. 
Wenn nämHch eine Umverteilung eines gleichgroßen Betrages von 
einem etwas über dem Durchschnitt Verdienenden zu einem sehr Rei­
chen erfolgt, so kann das Quadrieren der Logarithmen di'e Erfüllung 
der erwähnten Bedingung nicht garantier,en. Die Um verteilung dieses 
Betrages bewirkt nämlich bei dem weniger Reichen eine verhältnismä­
ßig große relative Änderung, während derselbe Betrag das Einkommen 
des sehr Reichen anteilsmäßig nur sehr wenig ändert und demzufolge 
L sinken kann. 

12. Das am häufigsten verwendete Maß zur Berechnung der Einkom­
mensverteilung ist der Ginikoeffizient. Er wird berechnet aus der Lo-

Anteil des Einkommens 
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Ant~il der Einkommens­
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5 A. Sen: Ökonomische Ungleichheit, Frankfurt, 1973, S. 40/41. 
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16 Michael Bohnet 

renz-Kurve, die im allgemeinen zur graphischen Darstellung der Ein­
kommensverteilung verwendet wird. Die Lorenz-Kurve gibt an, wie 
groß der kumulierte Einkommensanteil in '% eines bestimmten kumu­
lierten Anteils der gesamten Bevölkerung ist. Der Ginikoeffizient G ent­
spri:cht der Fläch·e zwischen der Kurve der Gleichverteilung und der 
Lorenz-Kurve, dividiert durch die Fläche bei vollständiger Kozentration 
(das Dreieck unter der Diagonalen). Es ist leicht ersichtlich, daß alle 
möglichen Werte von G nur zwischen 0 und 1 Hegen können (vgl. 
Abb. 1). Es gibt verschiedene Arten, den Ginikoeffizienten algebraisch 
darzustellen: 

z.B. 1 n n I I G = 2 n2 Y- .~ .~ Yi - Y j 
'zl J =1 

Entscheidend ist, daß man die Differenzen für alle Paare von Ein­
kommen bildet. Dadurch vermeidet der Ginikoeffizient die vollständige 
Konzentration auf die Differenzen zum Mittelwert, wie diJes bei den 
anderen Verteilungsmaßen der Fall ist. Er kann deshalb als ein beson­
ders unmittelbarer Ansatz betrachtet werden. Ferner reagiert das Maß 
nicht auf proportionale Änderung, weil es nur auf Prozentanteilen auf­
baut6• 

6 Als Verteilungsmaße werden neben dem Ginikoeffizienten auch noch der 
Kuznets-Index sowie die Entropie verwendet. - Der Kuznets-Index (K) ist 
auf der Basis der absoluten Abweichungen der Bevölkerungsanteile vom An­
teil am Gesamteinkommen, der ihnen bei Gleichverteilung zustehen würde, 
definiert. Bei völliger Gleichverteilung würde jeder der 20 Klassen ein An­
teil von 5 ~/o des Gesamteinkommens zustehen. Die absolute Abweichung von 
diesen 5 Ofo ist deshalb ein Maßstab für den Grad der Ungleichheit bzw. der 
Konzentration. - K kann wie folgt formalisiert werden: 

K=X~ 
20 X 9,5 

wobei d die absolute Abweichung des Einkommensanteils der 20 Einkommens­
klassen von dem Einkommen bedeutet, das ihnen bei Gleichverteilung zu­
stünde. (In diesem Fall müßten nämlich jeweils 5 Ofo der Bevölkerung auch 
5 6/ 0 des Gesamteinkommens verdienen.) Erhalten z. die untersten 5 % der 
Bevölkerung nur 1 Ofo des Gesamteinkommens, dann beträgt d = 4. Die Zahl 
20 steht für die Anzahl der Einkommensklassen, 9,5 ist ein Standardisierungs­
faktor, durch den die Werte von K auf den gleichen Wertebereich wie beim 
Gini-Koeffizienten eingeengt werden. - Bei der Entropie handelt es sich um 
ein relativ neues mathematisches Maß. das ursprünglich zur Messung von 
Prognoseungewißheiten entwickelt wurde. Je kleiner nämlich die Wahr­
scheinlichkeit für das Eintreten einer bestimmten Größe, desto größe'r ist 
die überraschung, wenn sie auftritt, und desto größer ist der mit ihrem Er­
scheinen verbundene Informationswert. Es hat sich herausgestellt, daß die 
Entropie auch ein sinnvolles Maß zur Darstellung der Einkommenskonzen­
tration ist. Hat man nämlich 20 gleichgroße Einkommensklassen, dann ist 
die mathematische Wahrscheinlichkeit relativ gering, daß 5 Q/o der Einkom­
mensbezieher z. B. 45 '0/0 des gesamten Einkommens erhalten. In diesem Falle 
wäre also der Informationswert hinsichtlich der bestehenden Einkommens­
konzentration erheblich, wenn dieser Fall eintritt. Formelmäßig (für alle 
Einkommensklassen) ausgedrückt, führt die Entropie ebenso wie die beiden 
vorausgehend beschriebenen Maße zu Werten zwischen 0 (bei völliger Gleich-
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Zur Messung der Einkommensverteilung in Entwicklungsländern 17 

Der Ginikoeffizient ist jedoch kein ganz problemfreies Maß. Je nach­
dem, in wieviele Klassen die Gesamtbevölkerung aufgeteilt wird, kann 
G für die gleiche Einkommensverteilung unterschiedliche Werte anneh­
men. Je höher die Klassenzahl, desto größer ist der Wert von G, da in­
folge der Annahme gleicher Einkommensverteilung innerhalb der Klas­
sen bei größerer Klassenbreite Konzentration rechentechnisch verloren­
geht (die Krümmung der Kurve ist innerhalb der Klassen aufgehoben). 
Der Ginikoeffizient kann auch nicht aussagen, wo in der Einkommens­
hierarchie die Ungleichheit am ausgeprägtesten isF. Der Ginikoeffizient 
läßt ferner keine vollständige Ordnung aller denkbaren Verteilungsbil­
der zu. Die Abbildung 1 zeigt die Lorenz-Kurven für drei verschiedene 
Verteilungen. Während die Einkommen in Verteilung 2 durchwegs 
gleichmäßiger verteilt sind als in den Verteilungen 1 und 3, überschnei­
den sich die Lorenz-Kurven von 1 und 3. Bei 1 sind die oberen Einkom­
men, bei 3 die niedrigeren Einkommen stärker konzentriert. Beide Ver­
teilungen weisen jedoch genau den gleichen Ginikoeffizienten auf. Wel­
che Verteilung als die bessere zu bezeichnen ist, ist somit nur normativ 
zu entscheiden. Wenn z. B. die Gesellschaft die Einkommensgleichkeit 
unter den Armen höher bewertet als die Gleichheit unter den Reichen, 
ist die Einkommensverteilung im Falle 1 gerechter als im Falle 3. 

13. Der Ginikoeffizient - wie auch die anderen vorstehend aufge­
führten Maße - ist deshalb kein rein statistisches Maß, denn er impli­
ziert Werturteile über das Gewicht, das der Ungleichheit an verschie­
denen Punkten der Einkommensskala beigemessen wird. Deshalb ist es 
sinnvoller, solche Werturteile explizit zu machen. Einen solchen Versuch 
hat Atkinsons unternommen. Er führt Verteilungskriterien durch die 
Annahme gewisser Parameterwerte ein. Diese Parameterwerte stellen 
das Gewicht dar, das die Gesellschaft der Ungleichheit in der Verteilung 
zumißt: 

n y.1- e _l_ 
A = 1 - ~ ~. f (Yi) l-e 

i=l Y 

verteilung) und 1 (bei völliger Einkommenskonzentration). - Die Entropie 
wird in einer Formulierung von Marfels wie folgt abgeleitet: 

E = 1 - (antilog H (y) / n) , 

wobei Y für das Einkommen und n für die Zahl der Einkommensklassen 
steht. - (Christi an MarfeIs, Absolute and Relative Measures of Concentration 
Reconsidered, in: Kyklos, Vol. XXIV (1971), S. 753 - 66.) - Eine Aufbereitung 
der Daten zur Einkommeuverteilung in 50 Entwicklungsländern nach diesen 
Indizes findet sich im Anhang 1. 

7 L. Hofjmann: Income Inequality, Poverty and the Gini-Ratio, unveröf­
fentlichtes Manuskript, S. 2. 

8 A. B. Atkinson: On the Measurement of Inequality, in: Wealth, Income 
and Inequality, hrsg. von A. B. Atkinson, Harmondsworth, 1973, S. 46 ff. 

2 Schriften d. Vereins f. Socialpolltlk 94 
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Michael Bohnet 

A tkinson -Verteilungsmaß 
Anteil der Einkommensbezieher der i-ten Einkommens­
klasse an der Gesamtklasse aller Einkommensbezieher 

E = Verteilungsparameter 

Der Parameter liegt zwischen Null, was bedeutet, daß die Gesellschaft 
völlig indifferent gegenüber der Verteilung ist, und unendlich, was be­
deutet, daß die Gesellschaft lediglich betroffen ist über die Lage der 
untersten Einkommensgruppe. 

Das Maß von Atkinson läßt sich also so interpretieren, daß gefragt 
wird, wieviel Kosten die Gesellschaft in Kauf zu nehmen bereit ist, um 
z. B. ein Geldeinkommen von einem Reicheren auf einen Ärmeren zu 
übertragen, wenn der Reichere gerade zweimal soviel Einkommen hat 
wie der Ärmere. Eine Gesellschaft mit einer sehr hohen Abneigung ge­
gen Verteilungsungleichheit wäre bereit, hohe Kosten, im Grenzfall so­
gar Kosten in Höhe des Transfers, in Kauf zu nehmen. Eine Gesellschaft 
dagegen ohne Abneigung gegen Ungleichheit würde auf einen solchen 
Transfer verzichten, verursachte er auch nur die geringsten Kosten. Die 
Festlegung der Steuersätze, etwa der Einkommenssteuer in einem de­
mokratischen Entscheidungsprozeß, ist in gewissem Sinne eine Annähe­
rung an eine gesellschaftliche Entscheidung über tolerierbare Grenzen 
für den genannten Parameter9• Zumindest ließen sich daraus theoretisch 
Rückschlüsse auf die Höhe des Parameters ableiten, wenngleich der 
praktischen Verwendung dieser überlegung Grenzen gesetzt sind. 

14. Bei einem Vergleich der Maße ergibt sich: 

- Soweit es die Pigou-Dalton-Bedingung betrifft, bestehen sowohl die 
Standardabweichung S, der Variationskoeffizient V als auch der Gi­
nikoeffizient G den Test, d. h. ein Transfer von einer reicheren zu 
einer ärmeren Person mindert sowohl den Wert von S, V als auch 
von G. Dies gilt jedoch nicht für die logarithmische Standardabwei­
chung L, und diese kann sogar zunehmen, selbst wenn es übertra­
gungen von Reich zu Arm gibt. Obwohl dies nur bei sehr hohen Ein­
kommensniveaus geschehen kann, bleIbt der Umstand bestehen, daß 
L die Pigou-Dalton-Bedingung verletzen kann. 

- Was die relative Reagibilität betrifft, so wurde bereits festgestellt, 
daß die Standardabweichung und der Variationskoeffizient bei al­
len Einkommenshöhen gleich empfindlich reagieren, während die lo­
garithmische Standardabweichung L empfindlich auf Übertragun­
gen im unteren Einkommensbereich reagiert. 

- Die Standardabweichung, der Variationskoeffizlient und die loga­
rithmische Standardabweichung leiden unter der Einschränkung, daß 

9 Vgl. hierzu: eh. Roberts: Probleme der Disparitäts- und Konzentrations­
messung, unveröffentlichtes Manuskript. 
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Zur Messung der Einkommensverteilung in Entwicklungsländern 19 

die Differenzen nur vom Mittelwert genommen werden, im Gegen­
satz zum Ginikoeffizienten, der die Differenzen für alle Paare von 
Einkommen bildet. 

-- Der Variationskoeffizient, die logarithmische Standardabweichung 
und der Ginikoeffizient weisen die Eigenschaft auf, daß sie unver­
ändert bleiben, wenn jedermanns Einkommen im selben Verhältni::; 
erhöht wird. Dies gilt jedoch nicht für die Standardabweichung. 

- S, V, L und G sollen die Einkommensverteilung nur beschreiben hel­
fen und werden aus diesem Grunde als positive Maße bezeichnet, ob­
wohl ihnen mit der notwendigen Annahme einer Nutzenfunktion 
für den interpersonellen Nutzenvergleich immer ein Werturteil zu­
grunde liegt. Lediglich das Atkinsonsche Maß macht die Werturteile 
explizit. 

In. Verteilungsmaße und Armutsmaße 

15. Im Gegensatz zu den meisten Industrieländern hat das Vertei­
lnngsproblem in Entwicklungsländern eine spezifische Ausprägung, da 
mit einer Verbesserung der Einkommensverteilung in diesen Ländern 
gleichzeitig eine Verminderung der Armut einhergehen sollte10• In Län­
dern mit Massenarmut verlieren deshalb die theoretischen Probleme 
einer Analyse der Einkommensverteilung ihre Bedeutung, wenn sie 
nicht ausdrücklich die Situation der niedrigsten Einkommensgruppen 
miteinbeziehen. Aus diesem Übergang von der Fragestellung der Ein­
kommensverteilung im allgemeinen auf die Situation der Ärmsten im 
speziellen ergeben sich neue Problemeu. 

16. Grundsätzlich wird zwischen "relativer Armut" und "absoluter 
Armut" unterschieden12• Von relativer Armut spricht man, wenn ein 
Quantil, z. B. die untersten 40 % der Bevölkerung, oder ein relatives 
Pro-Kopf-Einkommen, z. B. die Hälfte des Durchschnittseinkommens, 
als Kriterium für die Festlegung der Armutslinie dient. Der Vorteil des 
relativen Armutskonzepts liegt in seinem dynamischen Charakter. In 
einer sich ändernden Wirtschaft verändert sich auch die Armutslinie. 

Dieses Konzept sagt jedoch nichts über die absolute Armut aus. Das 
Interesse an der Frage der Einkommensverteilung ist eben nicht nur 
bezogen auf die relative Ungleichheit: es ist oft mehr ein Betroffensein 

10 L. Hoffmann: Income Inequality, ... , a.a.O., S.4. 
11 H. P. Nissen: Income Distribution and Redistribution in Developing 

Countries - From Theory to Policy. An Appraisal, IAFEF-Texte 2/1976, 
Juni 1976, S. 19. 

12 M. S. Ahluwalia: Income Inequality: Some Dimensions of the Problellll, 
in: H. Chenery u. a.: Redistribution with Growth, Oxford 1974, S.6 - 11. 

Z· 
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über den absoluten Lebensstandard in bezug auf Kalorienverbrauch, Ge­
sundheits- und Wohnungsprobleme usw. Der absolute Ansatz - ein 
statisches Konzept - definiert die Armutslinie durch einen bestimmten 
Wert von Verbrauchsausgaben pro Kopf, d1e notwendig sind zur Be­
friedigung der Minimalbedürfnisse der Menschen. Es handelt sich dabei 
um absolute Standards, wie z. B. Kalorienaufnahme und Ernährungs­
niveaus. Der absolute Ansatz erfordert Kriterien für die Wahl eines mi­
nimalen Warenkorbes, die Wahl der repräsentativen Güter für diesen 
Warenkorb und die Wahl der Preise, um den Wert dieses Warenkorbes 
zu bestimmenl3• 

Eine Operationalisierung des Konzepts erfordert zum einen eine ge­
naue Dennition der Lebensbedingungen und zum anderen die Formu­
lierung und wissenschaftliche Begründung von Standards für ein Min­
destmaß an Lebensbedingungen14• Die Diskussion über solche Frage­
stellungen konzentriert sich auf die Definition und empirische Erfas­
sung von Grundbedürfnissen. Über die Grundbedürfnisse besteht in­
zwischen international eine relativ weiltgehende Übereinstimmungl5• Die 
Grundbedürfnisse beziehen sich insbesondere auf Ernährung, Wohnung, 
Kleidung, Gesundheit, Bildungs- und Arbeitsbedingungen. Bisher ist es 
lediglich möglich, wissenschaftlich begründete Standards für den Er­
nährungsbereich aufzustellen. Hierdurch kann annäherungsweise ein 
physisches Existenzminimum festgelegt werden. Werden ernährungs­
physiologische Standards nicht eingehalten, dann treten mit fast zwin­
gender Notwendigkeit Symptome wie z. B. verlangsamte oder frühzeHjg 
beendete Zellularentwicklung auf, die skh in einer verlangsamten men­
talen Leistungsfähigkeit und Intelligenz niederschlagen. Ferner resul­
tieren daraus die bekannten Erscheinungen wie Krankheitsanfälligkeit, 
geringe Lebenserwartung usw. Es ist unzweifelhaft, daß die Ernährung 
für die Lebensbedingungen der Bevölkerung zentral ist, wobei darüber 
hinaus die Ernährung in funktionalem Zusammenhang mit anderen Be­
reichen der Lebensbedingungen, wie Gesundheit, Wohnung, Erziehung 
und Arbeitsbedingungen steht. Über diese funktionalen oder auch kau­
salen Zusammenhänge gibt es jedoch bisher nur begründete Vermutun­
gen, nicht' mehr. 

17. Bei der Messung der Armut müssen zwei Probleme unterschieden 
werden: a) die Identifizierung der Armen innerhalb der gesamten Be-

13 In Indien z. B. wird die Armutsgrenze definiert durch einen Verbrauch 
von 2250 Kalorien pro Kopf und Tag. Die Weltbank z. B. definiert die abso­
lute Armut durch ein Pro-Kopf-Einkommen in Höhe von 75 Dollar pro Jahr. 

14 D. Schwefel und M. Dittmar: Möglichkeiten einer sozial orientierten 
Entwicklungspolitik, Beitrag zum Ausschuß Entwicklungspolitik des wissen­
schaft!. Beirats des BMZ, unvell"öffentlicht, Sept. 1976, S. 2/3. 

15 ILO: Beschäftigung, Wachstum und Grundbedürfnisse, Genf, 1976. 
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völkerung und b) die Konstruktion eines Armutsmaßes, das die verfüg­
baren Informationen über die Armut zusammenfaßt. Das erste Problem 
bed1ngt die Festlegung der Armutslinie. Bei dem zweiten Problem s~nd 
zusätzlich zu berücksichtigen: 

- die Zahl der Personen unterhalb der Armutslinie, 

- der Einkommensabstand der Armen von der Armutslinie und 

- die Verteilung des Einkommens unterhalb der Armutslinie. 

Sen16 hat versucht, diese Elemente in einem Armutsmaß zusammen­
zufassen. Der erste Schritt besteht darin, die Zahl der Armen unterhalb 
dE.r Armutslinie festzulegen und in Bezi.ehung zur gesamten Bevölke­
rung zu setzen. Dies ergibt: 

q 
H=­n 

wobei n = Bevölkerungsgröße 
q = Zahl der Personen mit einem Einkommen Yi < Z 

z = Armutslinie 

Dieser Indikator ist sehr grob, da er nicht auf Veränderungen des Ein­
kommens unter den Armen reagiert. Eine Einkommensübertragung von 
den Ärmsten der Armen zu jenen, die besser gestellt sind, aber noch un­
ter der Armutslinie liegen, würde H unverändert lassen. Trotz dieser 
Beschränkungen wird Hals entwicklungspolitische Zielgröße häufig ver­
wandt. EiIIl anderes Maß ist die sog. Einkommenslücke I, die auf der 
Summe der Abstände der Einkommen Yi aller Personen unter der Ar­
mutslinie von der Armutslinie abstellt: 

q g. q z - y. 
1=~_' =~--' 

;~1 qz ;=1 qz 

Entscheidend ist also, daß nicht nur die Zahl der Personen unterhalb 
der Armutslinie berücksichtigt wird, sondern auch die Einkommens­
lücken, in Höhe derer die Einkommen der Armen von der Armutslinie 
abweichen. Je größer der Abstand zur Armuts1inie, desto größer sollte 
nach Sen das Gewicht pro Einhei.t dieses Abstandes im Armutsmaß sein. 

Eine Kombination von H und I führt zu dem Armutsmaß P (ausführ­
licher Beweis im Anhang 2) 

P = H [1 - (1 - 1)(1 - Ga (q : 1))] 
wobei Ga den Ginikoeffizient der Einkommensverteilung der Armen 
darstellt. 

16 A. Sen: Poverty: An Ordinal Approach to Measurement, in: Econo­
metrica, March 1976, S. 219 ff. 
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Für große q gilt: 

Michael Bohnet 

P = H [1 - (1 - I) . (1 - Ga)] 

= H [1 - (1 - Ga - I + I· Ga)] 

P = H [I + (1 - I) Ga] 

P ist ein normatives Maß und berücksichtigt die Zahl der Personen 
unter der Armutslinie, den Einkommensabstand der Armen von der 
Al'mutslinie und die Verteilung des Einkommens unterhalb der Armuts­
linie. P kann Werte zwischen 0 und 1 annehmen. P wird Null, wenn je­
dermann ein Einkommen erhält, das oberhalb der Armutsgrenze liegt. 
P wird 1, wenn niemand ein Einkommen erhält, was in der Realität na­
türlich nicht vorkommt. 

Das Armutsmaß P weicht entschieden von den groben Armutsmaßen 
H und I ab, die in der statistischen Literatur und in der politischen Dis­
kussion häufig verwendet werden. Ungleich H reagiert P auf eine Ver­
f.nderung des Abstandes des Einkommens der Armen von der Armuts­
linie, ungleich I gewichtet PEinkommenslücken im unteren Bereich des 
Armutsbandes stärker als im oberen Bereich. 

Die entwicklungspolitische Bedeutung von P sei an einem Beispiel 
verdeutlicht: Wenn man die große Zahl von Personen unterhalb der 
Armutslinie in Indien, Pakistan und Bangla Desh betrachtet, ist ver­
ständlicherweise das erste Ziel der Regierung die Reduzierung der Mas­
senarmut. Hier muß jedoch bereits zwischen alternativen Strategien ge­
wählt werden. Dabei konzentrierte man sich bisher auf die Zahl der 
Personen in der Nähe der Armutslinie, reduzierte also H, beeinflußte 
aber kaum P. Somit könnte ein Konflikt entstehen, weil z. B. gefordert 
wird, alle Anstrengungen auf die Ärmsten der Armen zu richten, um 
deren Einkommensabstand von der Armutslinie zu verringern. Nur so 
könnte P vermindert werden. 

18. Alamgir17 schlägt nun vor, den Ginikoeffizienten G mit dem Ar­
mutsmaß P zu verbinden. Dieses kombinierte Maß R wird definiert als 
das geometrische Mittel von G und P. 

R = VGP = VG' H [1 + (1 - I) Ga] 

Dieses Maß korrigiert G durch das Armutsmaß P. Es ist natürHch nor­
mativ, da es die beiden Maße gewichtet. R kann Werte zwischen 0 und 1 
annehmen. Empirische Daten zu G, Ga, H, I, P und R18 liegen für Bangla 
Desh vor. Um H zu bestimmen, wurden die Armutsgrenzen für Bangla 

17 M. Alamgir: Criteria and Measurement of Income Distribution and 
Redistribution - Some Observations, in: H. P. Nissen: Criteria and Measure­
ment of Income Distribution and Redistribution in Developing Countries -
Papers and Proceedings, IAFEF-Symposium, Bann, 1975, S. 20. 

18 Alamgir, a.a.O., S. 25/26. 
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Desh bei einem Verbrauch von Gütern, die mindestens insgesamt 2100 
Kalorien und 45 g Protein enthalten, festgelegt. Die empirischen Be­
rechnungen ergaben, daß sowohl bei G als auch bei R die ländlichen Ge­
biete besser abschneiden als die städtischen, jedoch sind die Unter­
schiede bei R weniger ausgeprägt als bei G. Dies ist darauf zurückzu­
führen, daß erstens der Einkommensabstand der Ärmsten der Armen in 
städtischen Gebieten von der Armutsgrenze größer ist als der Ab­
stand der ländlichen Ärmsten der Armen von der Armutsgrenze und 
zweitens die Einkommensungleichheit unter den Armen in ländlichen 
Gebieten geringer ist als in. städtischen. 

Entwicklungspolitisch ist das kombinierte Maß R relevant, da es 
quantitative Aussagen erlaubt in bezug auf das Verhältnis von Un­
gleichheit zu Armut. Eine gleiche Höhe von R kann z. B. resultieren aus 
einer großen Einkommensungleichheit in einem Land, kombiniert mit 
wenig Massenarmut, oder aus relativ geringer Einkommensungleichheit 
in einem Land, kombiniert mit hoher Massenarmut. Die quantitative 
Erfassung der verschiedenen Dimensionen von Ungleichheit und Armut 
erlaubt somit die Ableitung differenzterterer entwicklungspolitischer 
Strategien als bisher. 

Anhang 1 

Aufbereitung der Daten zur 
Einkonunensverteilung in Entwicldungsländern19 

Bereits im vorangegangenen Abschnitt wurde auf einzelne Probleme der 
Sammlung, des Vergleichs und einer hierauf fußenden Interpretation von 
Daten zur personellen Einkommensverteilung in Entwicklungsländern hin­
gewiesen. Aber allein schon die unterschiedliche Struktur von Ländern, für 
die überhaupt statistisch aufbereitete Angaben zur Verteilungssituation vor­
liegen, sollte, insbesondere im Hinblick auf politische Schlußfolgerungen, 
eine verallgemeinernde Interpretation der Daten ohne Berücksichtigung der 
Verhältnisse des einzelnen Landes verbieten. Trotzdem können die Erkennt­
nisse, die sich aus einer Analyse der statistischen Fakten gewinnen lassen, 
eine wertvolle EntscheidungshiIfe darstellen, solange man sich der Unvoll­
ständigkeiten des Datenmaterials bewußt ist. Generell ist folgendes zu be­
achten: 
- Bei der Darstellung wurde vom Einkommen der Haushalte ausgegangen 

- zum einen, da die meisten Daten nach diesem Erhebungskonzept ge-
wonnen wurden und somit ein Höchstmaß an Vergleichbarkeit gewahrt 
bleibt, zum anderen, weil die Einkommenssituation einzelner sozialer 
Gruppen nach diesem Verfahren besser wiedergegeben wird als auf der 
Basis von "Einkommensbeziehern" oder der "wirtschaftlich aktiven Be­
völkerung". Ohnehin bestand die Möglichkeit der Wahl zwischen verschie­
denen Erhebungskonzepten nur für wenige Länder. 

19 Vgl. dazu im einzelnen: M. Bohnet, R. Betz: EinkommensverteiIung in 
Entwicklungsländern, München, 1976, S. 13 ff. 
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24 Michael Bohnet 

- Fallweise wurden auch nach anderen Methoden gewonnene Daten in die 
Untersuchung mit einbezogen, da sonst die Anzahl der aufgeführten Län­
der erheblich niedriger ausgefallen wäre und so die Interpretationsmög­
lichkeiten stark eingeschränkt worden wären. Die Vergleichbarkeit der 
einzelnen Staaten wird trotzdem nicht unzulässig eingeschränkt, da die 
nach unterschiedlichen Verfahren ermittelten Verteilungsbilder ein und 
desselben Landes im allgemeinen eine ähnliche Struktur aufweisen und 
somit der Schluß von einer Datenreihe auf die andere möglich ist. 

- Auch die Verläßlichkeit der Zahlen ein und derselben Datenreihe ist 
beschränkt. Oft waren die primärstatistischen Erhebungen zu wenig dif­
ferenziert und mußten durch Schätzungen für die fehlenden Einkom­
mensklassen ergänzt werden. Die Vergleichbarkeit der Einkommensan­
teile der sozialen Gruppen verschiedener Länder scheint insgesamt aller­
dings kaum gelitten zu haben. Weitere Fehlerquellen für Verteilungs­
daten, die durch Schlüsse von der Stichprobe auf die Grundgesamtheit 
ermittelt wurden, liegen bisweilen im zu geringen Stichprobenumfang 
oder in der Unkenntnis über die Struktur der Grundgesamtheit begründet. 

- Auf den ersten Blick mag auch die breite Zeitspanne, für die die Vertei­
lungsdaten gesammelt werden, deren Vergleichbarkeit einschränken. Sie 
reicht immerhin von 1955 - 1973, und 18 Jahre können in Anbetracht der 
Geschwindigkeit wirtschaftlichen und sozialen Wandels in manchen Ent­
wicklungsländern für deren Verteilungsbild von erheblicher Bedeutung 
sein. Andererseits gehen jedoch die meisten Daten auf Erhebungen jün­
geren Datums zurück, während die älteren Zahlenreihen in mehreren 
Fällen aus Ländern stammen, an deren Einkommensverteilung sich in 
der Zwischenzeit höchstens unbedeutende Änderungen ergeben haben 
dürften. Insgesamt wirken sich somit die unterschiedlichen Erhebungs­
zeitpunkte kaum nachhaltig aus. 

Trotz der Einschränkungen, die hinsichtlich des Umfangs und der Qualität 
der Datenreihen zu machen sind, soll im folgenden eine Darstellung des 
Zahlenmaterials gegeben werden: Die Tabellen I, 2 und 3 bereiten die von 
der Weltbank gesammelten Grunddaten zur Einkommensverteilung in Ent­
wicklungsländern auf. Dabei werden 3 Arten von Verteilungsdaten unter­
schieden: 
- Landesweite Werte: sie beziehen sich auf das jeweilige Entwicklungsland 

insgesamt, 
- Werte für ländliche Regionen: sie beziehen sich nur auf die ländlichen 

Regionen des jeweiligen Entwicklungslandes, 
- Werte für städtische Regionen: sie beziehen sich nur auf die städtischen 

Regionen des jeweiligen Entwicklungslandes. 
Die Tabelle 1 zeigt die Verteilung der Einkommen auf 20 Einkommens­

klassen und die Werte der Konzentrationsmaße landesweit für insgesamt 
50 Entwicklungsländer, darunter 16 afrikanische, 14 asiatische, 18 latein­
amerikanische und 2 europäische Entwicklungsländer. 

Die Tabelle 2 zeigt die Verteilung der Einkommen auf 20 Einkommen­
klassen und die Werte der 3 Konzentrationsmaße in ländlichen Regionen für 
insgesamt 25 Entwicklungsländer, darunter 2 afrikanische, 9 asiatische, 12 la­
teinamerikanische und 2 europäische. Tabelle 3 zeigt die Verteilung der Ein­
kommen auf 20 Einkommensklassen und die Werte der 3 Konzentrationsmaße 
in städtischen Gebieten für insgesamt 34 Entwicklungsländer, darunter 6 afri­
kanische, 11 asiatische, 13 lateinamerikanische, 3 europäische und ein ozea­
nisches. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



T
a

b
. 

1
: 

V
e
rt

e
il

u
n

g
 d

e
r 

E
in

k
o

m
m

e
n

 n
a
c
h

 E
in

k
o

m
m

e
n

sk
la

ss
e
n

 u
n

d
 

K
o

n
z
e
n

tr
a
ti

o
n

sm
a
ss

e
 

("
la

n
d

es
w

ei
t"

) 
fü

r 
5

0
 E

n
tw

ic
k

lu
n

g
sl

ä
n

d
e
r 

B
e
v

ö
lk

e
ru

n
g

sa
n

te
il

e
, 

g
e
o

rd
n

e
t 

n
ac

h
 d

e
r 

E
in

k
o

m
m

e
n

sh
ö

h
e
 

K
o

n
z
e
n

tr
a
ti

o
n

s-
(2

0 
E

in
k

o
m

m
en

sk
la

ss
en

) 
m

as
se

 
L

a
n

d
 

5
-1

11
-

1
6

-
21

-1
26

-1
31

-
3

6
-

4
1

-
4

6
-

51
-1

56
-

6
1

-
6

6
-

71
-

7
6

-
81

-1
 8

6
-

9
1

-
9

6
-

G
 

1 
K

 
E

 
1 J

a
h

rd
. 

0
-5

 
.
.
 

(K
u

z-
(E

n
-

E
rh

e-
10

 
15

 
20

 
25

 
3

0
 

35
 

40
 

45
 

50
 

55
 

60
 

65
 

70
 

75
 

80
 

85
 

90
 

9
5

-
10

0 
(G

lm
) 

n
et

s)
 

tr
o

p
ie

) 
b

u
n

g
 

I.
 A

fr
ik

a
 

Ä
g

y
p

te
n

 
..

..
..

. 
0,

7*
 1

,0
 

1,
2 

1,
3 

1,
8 

2,
3 

2,
7 

3,
0 

3,
3 

3,
7 

4,
0 

4,
5 

5,
1 

5,
8 

6,
1 

6,
5 

7,
4 

8,
6 

11
,4

 
19

,6
 

.4
24

1 
.3

21
1 

.2
76

7 
64

/6
5 

B
o

ts
w

a
n

a1
) 

.. 
, 
. 

0,
0 

0,
2 

0,
3 

0,
5 

0,
8 

1,
3 

1,
8 

2,
0 

2,
9 

3,
4 

3,
8 

4,
4 

4,
4 

4,
6 

5,
0 

5,
7 

6,
9 

9,
5 

13
,0

 
29

,5
 

.5
61

4 
.4

16
8 

.4
68

4 
71

/7
2 

D
ah

o
m

e2
) 

..
..

..
 

0,
9 

1,
1 

1,
4 

1,
6 

2,
3 

2,
5 

2,
7 

3,
0 

3,
2 

3,
5 

3,
8 

4,
0 

5,
0 

5,
0 

5,
0 

5,
0 

5,
0 

5,
0 

8,
0 

32
,0

 
.4

43
7 

.3
15

8 
.3

81
6 

59
 

E
lf

e
n

b
e
in

k
ü

st
eS

) 
0,

8 
1,

0 
1,

0 
1,

1 
1,

2 
1.

4 
1,

6 
2,

0 
2,

3 
2,

5 
3,

3 
3,

7 
4,

2 
5,

2 
5,

6 
5,

9 
7,

6 
8,

5 
11

,4
 

29
.7

 
.5

26
8 

.4
09

5 
.4

24
2 

70
 

G
a
b

u
n

 .
..

..
..

..
 

0,
6 

0,
8 

0,
9 

1,
0 

1,
1 

1,
4 

1,
4 

1,
6 

1,
6 

1,
6 

2,
0 

2,
7

1
3,

3 
3,

5 
4,

0 
5,

0 
6,

1 
6,

9 
9,

5 
45

,0
 

.6
20

5 
.5

00
0 

.6
01

9 
68

 

K
en

ia
S

) 
..

..
..

..
 

0,
9 

0,
9 

1,
0 

1,
0 

1,
2 

1,
4 

1,
7 

1,
9 

2,
0 

2,
0 

2,
2 

2,
3 

2,
5 

2,
7 

3,
7 

4,
6 

5,
1 

6,
6 

12
,0

 
44

,3
 

.6
09

9 
.5

05
3 

.5
95

7 
69

 

M
a
d

a
g

a
sk

a
r2

) 
..

 0
,8

 
1,

2 
1,

6 
1,

9 
2,

0 
2,

0 
2,

0 
2,

0 
2,

2 
2,

3 
2,

4 
2,

6 
3,

7 
3,

8 
4,

0 
4,

5 
5,

0 
6,

0 
11

,0
 

39
,0

 
. 5

33
3 

.4
31

6 
.5

03
8 

60
 

M
a
la

w
i 

..
..

..
..

 
1,

1 
1,

2 
1,

6 
1,

9 
2,

0 
2,

2 
2,

3 
2,

6 
2,

9 
3,

1 
3,

5 
3,

8 
4,

2 
4,

4 
4,

8 
5,

2 
6,

4 
7,

6 
10

,0
 

29
,2

 
.4

58
2 

.3
51

6 
.3

63
9 

69
 

R
h

o
d

es
ie

n
3 )

 
•
•
..

 
0,

4 
0,

8 
1,

0 
1,

0 
1,

0 
1,

2 
1,

4 
1,

4 
1,

6 
2,

0 
2,

2 
2,

5 
3,

2 
3,

3 
3,

6 
4,

4 
5,

0 
6,

0 
11

,0
 

47
,0

 
.6

35
0 

.5
15

8 
.6

27
9 

68
 

S
a
m

b
ia

 
..

..
..

..
 

1,
1 

1,
2 

1,
5 

1,
8 

2,
1 

2,
3 

2,
3 

2,
3 

2,
4 

2,
8 

3,
2 

3,
5 

3,
6 

3,
9 

4,
3 

4,
7 

5,
4 

6,
2 

7,
7 

37
,7

 
.4

35
6 

.3
89

5 
.4

62
6 

59
 

S
en

eg
a1

2
) 

..
..

..
 0

,4
 

0,
6 

0,
8 

1,
2 

1,
4 

1,
6 

1,
9 

2,
1 

2,
1 

2,
3 

2,
6 

3,
0 

3,
2 

3,
8 

4,
2 

4,
8 

6,
6 

9,
4 

12
,0

 
36

,0
 

.5
76

0 
.4

63
2 

.5
10

6 
60

 

S
ü

d
-A

fr
ik

a2
) 

•
•
•
 

0,
2 

0,
4 

0,
6 

0,
7 

0,
8 

1,
0 

1,
1 

J,
4 

1,
5 

1,
6 

3,
1 

3,
9 

5,
3 

6,
1 

6,
7 

7,
6 

9,
0 

9,
6 

11
,8

 
27

,6
 

.5
73

3 
.4

60
0 

.4
66

8 
65

 

T
a
n

sa
n

ia
 

..
..

..
 

0,
9 

1,
1 

1,
4 

1,
6 

2,
0 

2,
2 

2,
3 

2,
5 

2,
6 

2,
9 

3,
2 

3,
3 

3,
8 

4,
2 

4,
4 

4,
6 

6,
8 

8,
2 

11
,0

 
31

,0
 

.4
90

2 
.3

89
5 

.4
05

2 
67

 

T
sc

h
ad

2
) 

•
•
•
•
•
•
•
 

1,
6 

1,
8 

2,
0 

2,
1 

2,
3 

2,
5 

2,
7 

3,
0 

3,
6 

4,
0 

4,
4 

5,
0 

5,
2 

5,
3 

5,
6 

5,
9 

6,
3 

6,
7 

7,
0 

23
,0

 
.3

60
7 

.2
63

2 
.2

43
6 

58
 

T
u

n
e
si

e
n3

) 
•
..

•
•
 

0,
8 

1,
0 

1,
1 

1,
2 

1,
4 

1,
7 

2,
0 

2,
2 

2,
4 

2,
8 

3,
2 

3,
6 

4,
1 

4,
9 

5,
8 

6,
8 

7,
6 

9,
8 

13
,1

 
24

,5
 

.4
99

9 
.3

95
8 

.3
72

4 
70

 

U
g

a
n

d
a5

) 
..

..
..

 , 1
,0

 
1,

4 
1,

8 
2,

0 
2,

3 
2,

5 
2,

9 
3,

2 
3,

3 
3,

3 
3,

5 
3,

8 
4,

3 
5,

0 
5,

7 
6,

3 
7,

7 
9,

4 
13

,0
 

17
,0

 
.3

95
3 

.3
12

6 
.2

42
5 

70
 

-
_

.
 

0)
 D

ie
 T

ab
el

le
 i

st
 w

ie
 f

o
lg

t 
zu

 l
es

en
: 

D
ie

 u
n

te
rs

te
n

 5
'/

, 
d

e
r 

G
es

am
tb

ev
ö

lk
er

u
n

g
, 

d
. 

h
. 

d
ie

 
Ä

rm
st

en
, 

er
h

ie
lt

en
 n

u
r 

0,
7'

/,
 

d
es

 
G

es
am

te
in

­
k

o
m

m
en

s.
 

~ '1
 ~
 

!Jl ~ t:I
 

CI
tI C
l. ~ t<:
f ~ o ~ gJ ~ (I

) 
'1

 
<

+
 

~
 . Z'
 

g S·
 

t<:
f g. ~.
 8: s:: t:I

 
CI

tI 
CI

J pr:
 

t:I
 ~ '" c:.n 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



T
a

b
. 

1
: 

(F
o

rt
se

tz
u

n
g

 1
) 

B
e
v

ö
lk

e
ru

n
g

sa
n

te
il

e
, 

g
e
o

rd
n

e
t 

n
a
c
h

 
d

e
r 

E
in

k
o

m
m

e
n

sh
ö

h
e
 

(2
0 

E
in

k
o

m
m

en
sk

la
ss

en
) 

L
a
n

d
 

5
-1

11
-1

16
-

2
1

-
2

6
-

31
-1

36
-1

41
-

46
-1

51
-1

56
-

6
1

-
66

-1
71

-1
76

-1
81

-
8

6
-

0
-5

 
10

 
15

 
20

 
25

 
30

 
35

 
40

 
45

 
50

 
55

 
60

 
65

 
70

 
75

 
80

 
85

 
90

 

D
. A

si
en

 
B

a
n

g
la

d
e
sh

 
..

..
 

1,
6 

2,
0 

2,
4 

2,
5 

2,
5 

2,
7 

3,
0 

3,
2 

3,
3 

3,
9 

4,
3 

4,
5 

4,
7 

5,
3 

5,
8 

6,
3 

7,
4 

8,
1 

In
d

ie
n

 
..

..
..

..
. 

0,
8 

1,
0 

1,
4 

1,
6 

1,
7 

2,
0 

2,
2 

2,
4 

2,
8 

3,
0 

3,
3 

3,
8 

4,
3 

4,
7 

5,
7 

6,
1 

7,
5 

9,
2 

Ir
a
k

2 )
 
.
.
.
.
.
.
.
.
.
.
 

0,
4 

0,
5 

0,
5 

0,
6 

0,
7 

0,
9 

1,
4 

1,
8 

2,
0 

2,
2 

2,
4 

2,
6 

3,
3 

3,
7 

4,
0 

5,
0 

7,
7 

9,
3 

Is
ra

e1
4 )

 
•
•
•
•
•
•
•
•
 

1,
1 

1,
5 

2,
0 

2,
2 

2,
8 

3,
2 

3,
5 

3,
9 

4,
0 

4,
3 

4,
6 

5,
0 

5,
1 

5,
2 

5,
6 

6,
6 

7,
3 

9,
1 

K
o

re
a
 

..
..

..
..

. 
1,

2 
1,

6 
1,

9 
2,

2 
2,

4 
2,

8 
3,

1 
3,

3 
3,

6 
3,

9 
4,

2 
4,

5 
4,

8 
5,

1 
5,

7 
6,

3 
7,

0 
8,

1 

L
ib

a
n

o
n

 
..

..
..

..
 

0,
8 

1,
2 

1,
3 

1,
7 

2,
0 

2,
0 

2,
0 

2,
0 

2,
5 

2,
5 

2,
5 

2,
5 

3,
2 

3,
6 

4,
2 

5,
0 

7,
0 

9,
0 

M
a
la

y
si

a
 .

..
..

..
 

0,
2 

0,
8 

1,
0 

1,
4 

1,
7 

1,
9 

2,
1 

2,
3 

2,
6 

3,
1 

3,
2 

3,
7 

4,
0 

4,
8 

5,
2 

6,
1 

7,
0 

8,
8 

P
a
k

is
ta

n
 .

..
..

..
 

1,
7 

1,
8 

2,
3 

2,
5 

2,
7 

2,
9 

3,
1 

3,
4 

3,
6 

4,
0 

4,
2 

4,
4 

4,
9 

5,
4 

5,
6 

6,
0 

6,
9 

7,
5 

P
h

il
ip

p
in

e
n

 
..

..
 

0,
5 

0,
7 

1,
1 

1,
4 

1,
6 

1,
9 

2,
2 

2,
5 

2,
6 

3,
1 

3,
5 

4,
1 

4,
6 

4,
6 

5,
5 

6,
2 

7,
7 

9,
2 

S
in

g
a
p

u
r 

..
..

..
 

0,
7 

0,
8 

1,
4 

2,
1 

2,
6 

2,
6 

3,
1 

3,
7 

3,
9 

4,
3 

4,
5 

5,
0 

5,
2 

5,
6 

5,
9 

6,
2 

6,
5 

6,
7 

S
ri

 L
a
n

k
a
 .

..
..

. 
1,

2 
1,

8 
2,

0 
2,

2 
2,

5 
2,

5 
2,

8 
3,

0 
3,

4 
4,

0 
4,

2 
4,

5 
4,

9 
5,

0 
5,

3 
5,

8 
6,

9 
8,

7 

T
a
iw

a
n

 
..

..
..

..
 

1,
2 

1,
8 

2,
2 

2,
6 

2,
7 

3,
0 

3,
3 

3,
6 

3,
7 

3,
9 

4,
3 

4,
6 

4,
7 

5,
1 

6,
3 

6,
9 

6,
9 

6,
9 

T
h

a
il

a
n

d
 •

..
..

..
 

1,
4 

1,
4 

1,
4 

1,
5 

1,
5 

1,
6 

2,
0 

2,
1 

2,
4 

2,
7 

3,
2 

3,
6 

4,
0 

4,
2 

4,
4 

4,
9 

6,
7 

8,
0 

T
ü

rk
e
i 

..
..

..
..

. 
0,

3 
0,

7 
0,

8 
1,

2 
1,

2 
1,

6 
1,

7 
2,

0 
2,

3 
2,

5 
2,

9 
3,

4 
3,

9 
4,

1 
4,

9 
5,

9 
6,

7 
8,

8 

U
I.

 L
at

.-
A

m
er

iJ
u

 

A
rg

e
n

ti
n

ie
n

 .
..

. 
1,

2 
1,

7 
2,

0 
2,

1 
2,

2 
2,

6 
2,

7 
2,

8 
3,

0 
3,

1 
3,

3 
3,

7 
3,

9 
4,

1 
4,

6 
5,

0 
6,

2 
6,

7 

B
a
rb

a
d

o
s1

) 
•
•
•
•
•
 

0,
0 

0,
3 

1,
2 

2,
3 

2,
3 

2,
4 

3,
0 

3,
5 

3,
7 

4,
0 

4,
4 

4,
5 

4,
7 

5,
5 

5,
8 

6,
1 

7,
3 

8,
2 

B
ra

si
li

en
 

..
..

..
 

0,
3 

0,
4 

0,
7 

1,
0 

1,
3 

1,
5 

1,
6 

1,
6 

1,
7 

1,
9 

2,
5 

3,
0 

3,
5 

3,
6 

4,
4 

5,
5 

8,
3 

10
,2

 

-
-
-

-

9
1

-
9

6
-

95
 

10
0 

9,
5 

17
,0

 

11
,5

 
25

,0
 

17
,0

 
34

,0
 

9,
4 

13
,0

 

10
,1

 
18

,2
 

11
,0

 
34

,0
 

11
,7

 
28

,4
 

9,
4 

17
,7

 

12
,0

 
25

,0
 

7,
2 

22
,0

 

10
,3

 
19

,0
 

8,
3 

18
,0

 

12
,0

 
31

,0
 

12
,8

 
32

,3
 

9,
7 

29
,4

 

9,
6 

21
,2

 

11
,0

 
36

,0
 

K
o

n
z
e
n

tr
a
ti

o
n

s-
m

a
ss

e
 

G
 

K
 

1 
E

 
IJ

a
h

rd
. 

(G
ln

1)
 

(K
u

z-
(E

n
-

E
rh

e
-

n
e
ts

) 
tr

o
p

le
) 

b
u

n
g

 

.3
33

3 
.2

56
8 

.1
82

8 
66

/6
7 

.4
72

0 
.3

68
4 

.3
47

0 
67

/6
8 

.6
22

0 
.5

05
3 

.5
47

7 
5

6
 

.3
12

8 
.2

30
5 

·1
54

6 
57

 

.3
58

2 
.2

68
4 

.2
09

6 
71

 

.5
25

9 
.4

31
6 

.4
58

1 
55

/6
0 

.5
09

9 
.3

91
6 

.4
04

1 
70

 

.3
27

6 
.2

47
4 

.1
82

3 
70

/7
1 

.4
88

1 
.3

74
7 

.3
63

4 
71

 

.4
15

0 
7

3
 

.3
67

1 
.2

73
7 

.2
22

1 
69

/7
0 

.3
26

6 
.2

46
3 

.1
84

5 
6

4
 

.5
00

4 
.3

96
8 

.4
14

4 
62

 

.5
58

3 
.4

36
8 

.4
70

9 
68

 

.4
31

0 
.3

36
8 

.3
48

1 
61

 

.4
14

8 
.3

02
1 

.2
40

5 
69

/7
0 

.5
98

1 
.4

84
2 

.5
28

7 
70

 

t-
:l

 
0

)
 

~
 g: II

I ~
 

td
 

o :T
 

::s ~
 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



T
a

b
. 

1
: 

(F
o

rt
se

tz
u

n
g

 2
) 

B
e
v

ö
lk

e
ru

n
g

sa
n

te
il

e
, 

g
e
o

rd
n

e
t 

n
a
c
h

 
d

e
r 

E
in

k
o

m
m

e
n

sh
ö

h
e
 

(2
0 

E
in

k
o

m
m

e
n

sk
la

ss
e
n

) 
L

a
n

d
 

5
-

1
1

-
1

6
-

2
1

-
26

-1
31

-
3

6
-

4
1

-
4

6
-

51
-1

56
-

61
-1

66
-

7
1

-
76

-1
81

-
8

6
-

0
-5

 
10

 
15

 
20

 
25

 
30

 
35

 
40

 
45

 
50

 
55

 
60

 
65

 
70

 
75

 
80

 
85

 
90

 

no
ch

 
L

a
te

in
-A

m
e
ri

k
a
 

C
h

il
e 

..
•
..

..
.•

. 
0,

9 
1,

1 
1,

2 
1,

3 
1,

9 
2,

1 
2,

2 
2,

3 
2,

8 
3,

1 
3,

2 
3,

6 
3,

9 
4,

2 
4,

4 
5,

0 
6,

6 
8,

2 

C
o

st
a 

R
ic

a
 .

..
..

 
1,

0 
1,

1 
1,

5 
1,

8 
2,

0 
2,

2 
2,

4 
2,

7 
2,

9 
3,

3 
3,

6 
3,

9 
4,

5 
4,

8 
5,

5 
6,

2 
7,

6 
8,

6 

E
c
u

a
d

o
r 

..
..

..
•
 

0,
4 

0,
6 

0,
7 

0,
8 

0,
9 

0,
9 

1,
0 

1,
1 

1,
2 

1,
3 

1,
5 

1,
6 

2,
0 

3,
0 

4,
0 

5,
5 

8,
0 

10
,0

 

E
I 

S
a
lv

o
d

o
r 

•.
 ,' 

. 
1,

0 
1,

4 
1,

5 
1,

6 
1,

6 
1,

6 
1,

6 
1,

7 
1,

9 
2,

1 
2,

3 
2,

5 
3,

3 
3,

9 
5,

0 
5,

6 
6,

8 
9,

0 

G
u

y
a
n

a
 .

..
..

..
. 

0,
7 

0,
8 

1,
0 

1,
5 

2,
0 

2,
4 

2,
7 

2,
9 

3,
3 

3,
7 

4,
6 

5,
2 

5,
2 

5,
5 

6,
0 

6,
8 

7,
5 

8,
0 

H
o

n
d

u
ra

s 
..

..
..

 
0,

7 
0,

8 
0,

8 
0,

9 
0,

9 
0,

9 
1,

1 
1,

2 
1,
~ 

1,
7 

2,
1 

2,
4 

3,
0 

3,
8 

4,
8 

5,
9 

7,
0 

9,
9 

Ja
m

a
ic

a
 

•
..

..
..

 
0,

4 
0,

5 
0,

6 
0,

7 
1,

1 
1,

4 
1,

5 
2,

0 
2,

1 
2,

6 
2,

9 
3,

2 
4,

0 
4,

3 
5,

2 
6,

0 
8,

5 
9,

5 

K
o

lw
n

b
ie

n
1 )

 
•
•
. 

0,
7 

0,
8 

0,
9 

1,
1 

1,
2 

1,
3 

1,
6 

1,
8 

2,
6 

2,
8 

3,
2 

3,
5 

4,
0 

4,
5 

5,
0 

5,
6 

7,
2 

8,
1 

M
ex

ik
o

 
..

..
..

..
 

1,
0 

1,
0 

1,
0 

1,
0 

1,
4 

1,
6 

1,
7 

1,
8 

2,
1 

2,
4 

2,
5 

2,
5 

3,
4 

3,
6 

4,
2 

4,
8 

6,
0 

7,
0 

P
a
n

a
m

a1
) 

•
•
.•

•
•
 

0,
4 

0,
6 

0,
8 

1,
1 

1,
3 

1,
5 

1,
8 

1,
9 

2,
5 

3,
0 

3,
3 

3,
7 

3,
7 

4,
4 

5,
0 

5,
7 

6,
7 

8,
1 

P
e
ru

1 )
 

•
•
•
•
•
•
•
•
. 

0,
3 

0,
4 

0,
4 

0.
4 

0,
5 

0,
9 

1,
5 

2,
1 

2,
5 

2,
9 

3,
1 

3,
5 

4,
5 

4,
8 

5,
7 

6,
5 

7,
0 

7,
8 

P
u

e
rt

o
 R

ic
o

 .
..

. 
0,

7 
0,

9 
1,

4 
1,

5 
1,

8 
2,

2 
2,

5 
2,

7 
3,

1 
3,

4 
3,

8 
3,

9 
4,

4 
5,

0 
5,

5 
6,

6 
7,

6 
9,

4 

S
u

ri
n

a
m

 
..

..
..

. 
2,

0 
2,

2 
2,

6 
2,

7 
2,

8 
3,

0 
3,

5 
3,

5 
3,

5 
3,

6 
3,

8 
3,

8 
4,

5 
4,

7 
5,

2 
6,

0 
6,

9 
8,

1 

9
1

-
9

6
-

95
 

10
0 

11
,6

 
30

,4
 

11
,6

 
22

,8
 

14
,0

 
41

,5
 

12
,6

 
33

,0
 

11
,2

 
19

,0
 

14
,6

 
36

,0
 

13
,3

 
30

,2
 

11
,4

 
32

,7
 

15
,0

 
36

,0
 

11
,5

 
33

,0
 

11
,5

 
23

,7
 

11
,6

 
22

,0
 

10
,1

 
17

,5
 

K
o

n
z
e
n

tr
a
ti

o
n

s-
m

a
ss

e
 

G
 

K
 

I 
E

 
IJ

a
h

rd
. 

(G
in

i)
 

(K
u

z-
(E

n
-

E
rh

e
-

n
et

s)
 

tr
o

p
ie

) 
b

u
n

g
 

.4
96

1 
.3

87
4 

.4
05

3 
68

 

.4
39

8 
.3

40
0 

.3
05

7 
71

 

.6
70

1 
.5

68
4 

.6
27

3 
70

 

.5
39

6 
.4

42
1 

.4
63

8 
61

 

.4
15

2 
.3

09
5 

.2
67

7 
56

 

.6
21

1 
.5

09
5 

.5
52

9 
67

/6
8 

57
00

 
.4

49
5 

.4
70

7 
58

 

.5
45

8 
.4

21
1 

.4
59

9 
70

 

.5
70

7 
.4

63
2 

.5
13

0 
69

 

.5
49

0 
.4

21
1 

.4
65

6 
69

 

.5
83

8 
.4

44
2 

.5
04

5 
70

/7
1 

.4
48

6 
.3

44
2 

.3
10

2 
63

 

.3
17

7 
.2

50
5 

.1
77

9 
62

 

N
 

s:: '"
I ~
 

ffi rn
 s:: ::l
 

(J
Q

 ~ trJ
 ~ o ~ ~ rn

 
<:

 ~
 [ ;:
 

::l
 

(J
Q

 S'
 ~ §.
 I ~: g, ~ ::l
 

t-
:l

 
-:

J 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



T
a

b
. 

1
: 

(F
o

rt
se

tz
u

n
g

 3
) 

B
e
v

ö
lk

e
ru

n
g

sa
n

te
il

e
, 

g
e
o

rd
n

e
t 

n
ac

h
 

d
e
r 

E
in

k
o

m
m

e
n

sh
ö

h
e
 

K
o

n
z
e
n

tr
a
ti

o
n

s-
(2

0 
E

in
k

o
m

m
en

sk
la

ss
en

) 
m

a
ss

e
 

L
a
n

d
 

5
-

1
1

-
1

6
-

2
1

-
2

6
-

31
-1

36
-

41
-1

46
-

51
-1

56
-

6
1

-
6

6
-

71
-

76
-1

81
-

86
-1

91
-1

96
-

G
 

K
 

E
 

l.
Ja

h
rd

. 
0

-5
 

1
0

 
15

 
20

 
25

 
30

 
35

 
40

 
45

 
50

 
55

 
60

 
65

 
70

 
75

 
80

 
85

 
90

 
95

 
10

0 
(G

in
i)

 
(K

u
z-

(E
n

-
E

rh
e
-

n
et

s)
 

tr
o

p
ie

) 
b

u
n

g
 

n
oc

h
 

L
at

ei
n

-A
m

er
ik

a 
U

ru
g

u
a
y

 .
..

..
..

 
0,

6 
0,

7 
1,

2 
1,

8 
2,

0 
2,

4 
2,

7 
2,

9 
3,

1 
3,

6 
4,

0 
4,

4 
4,

7 
5,

5 
6,

0 
7,

0 
7,

9 
9,

0 
9,

8 
20

,7
 

.4
26

6 
.3

25
3 

.2
83

9 
67

 

V
en

ez
u

el
a!

) 
..

..
 ' 

0,
5 

0,
6 

0,
6 

0,
7 

0,
8 

1,
6 

1,
7 

1,
8 

2,
1 

2,
3 

2,
6 

3,
0 

3,
4 

4,
0 

4,
3 

5,
0 

6,
1 

7,
3 

11
,5

 
40

,0
 

.6
02

2 
.4

72
6 

.5
55

7 
71

 

IV
. 

E
u

ro
p

a 
Ju

g
o

sl
a
w

ie
n

 
..

. 
1,

0 
1,

3 
1,

8 
2,

4 
2,

6 
2,

7 
3,

2 
3,

5 
3,

6 
4,

2 
4,

5 
4,

7 
5,

1 
5,

4 
5,

8 
6,

7 
7,

5 
8,

8 
10

,2
 

15
,0

 
.3

44
3 

.2
57

9 
.1

85
8 

64
/6

5 

S
p

a
n

ie
n

 .
..

..
..

. 
1,

0 
1,

1 
1,

8 
2,

1 
2,

3 
2,

7 
3,

0 
3,

0 
3,

3 
3,

8 
4,

2 
4,

4 
4,

9 
5,

3 
5,

7 
6,

2 
7,

0 
8,

2 
10

,0
 

20
,0

 
.3

85
6 

.2
88

4 
.2

42
6 

68
 

G
 =

 G
in

i-
K

o
ef

ft
zi

en
t;

 K
 =

 K
u

z
n

e
ts

-I
n

d
e
x

; 
E

 =
 E

n
tr

o
p

ie
-I

n
d

ex
. 

1)
 
ö

k
o

n
o

m
is

c
h

 a
k

ti
v

e
 B

ev
ö

lk
er

u
n

g
. 

-
2)

 
G

es
am

tb
ev

ö
lk

er
u

n
g

. 
-

3)
 
E

in
k

o
m

m
en

sb
ez

ie
h

er
. 

-
4)

 
N

u
r 

L
o

h
n

b
ez

ie
h

er
. 

-
5)

 
N

u
r 

af
ri

k
an

is
ch

e 
m

än
n

li
ch

e 
E

in
k

o
m

m
en

sb
ez

ie
h

er
. 

Q
u

e
ll
e

: 
IB

R
D

: 
S

iz
e 

D
is

tr
ib

u
ti

o
n

 o
f 

In
co

m
e:

 C
o

m
p

il
at

io
n

 
o

f 
D

at
a.

 
W

o
rk

in
g

 P
a
p

e
r 

N
o

. 
19

0,
 N

o
v

. 
19

74
 s

o
w

ie
 B

e
re

c
h

n
u

n
g

e
n

 d
es

 V
er

fa
ss

er
s.

 

t-
!I

 
co

 

~
 g: po

 

~
 

td
 g. /:

j ~
 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



T
a

b
. 

2
: 

V
e
rt

e
il

u
n

g
 
d

e
r 

E
in

k
o

m
m

e
n

 n
a
c
h

 E
in

k
o

m
m

e
n

sk
la

ss
e
n

 i
n

 l
ä
n

d
li

c
h

e
n

 R
eg

io
n

en
 u

n
d

 K
o

n
z
e
n

tr
a
ti

o
n

sm
a
ss

e
 f

ü
r 

25
 E

n
tw

ic
k

lu
n

g
sl

ä
n

d
e
r 

B
e
v

ö
lk

e
ru

n
g

sa
n

te
il

e
 i

n
 l

ä
n

d
li

c
h

e
n

 R
eg

io
n

en
, 

g
e
o

rd
n

e
t 

n
ac

h
 E

in
k

o
m

m
e
u

sh
ö

h
e
 

K
o

n
z
e
n

tr
a
ti

o
n

s-
(2

0 
E

in
k

o
m

m
e
n

sk
la

ss
e
n

) 
m

a
ss

e
 

L
a
n

d
 

16
-1

11
-

1
6

-
2

1
-

26
-1

31
-1

36
-1

41
-1

46
-1

51
-

56
-1

61
-

66
-1

71
-1

76
-1

81
-1

86
-

9
1

-
1 

9
6

-
G

 
K

 
I 

E
 

IJ
a

h
rd

. 
0

-5
 

10
 

15
 

.
.
 

(K
u

z
-

(E
n

-
E

rh
e

-
20

 
15

 
30

 
35

 
40

 
45

 
50

 
55

 
60

 
65

 
70

 
75

 
18

0 
85

 
90

 
95

 
10

0 
(G

m
l)

 
n

e
ts

) 
tr

o
p

ie
) 

b
u

n
g

 

I.
 A

fr
ik

a
 

1 

T
u

n
es

ie
n1

) 
•
•
.
.
•
.
 0

,7
 

0,
9 

1,
1 

1,
3 

1,
6 

1,
9 

2,
3 

2,
7 

3,
0 

4,
0 

4,
2 

4,
3 

4,
5 

4,
9 

5,
9 

6,
7 

7,
7 

9,
0 

11
,3

 
22

,0
 

.4
53

3 
.3

43
2 

.3
14

8 
61

 

U
g

an
d

a2
) 

..
..

..
 1

,8
 

2,
4 

2,
8 

3,
0 

3,
5 

3,
7 

3,
9 

4,
2 

4,
5 

4,
6 

4,
6 

4,
6 

4,
7 

4,
8 

5,
2 

5,
4 

6,
7 

8,
2 

8,
2 

16
,7

 
.2

54
2 

.1
81

1 
.1

33
4 

70
 

11
. A

si
e
n

 

B
a
n

g
la

d
e
sh

 
..

..
. 

1,
5 

2,
0 

2,
2 

2,
4 

2,
7 

2,
9 

3,
2 

3,
3 

3,
6 

4,
0 

4,
1 

4,
3 

4,
9 

5,
5 

5,
8 

6,
2 

7,
3 

8,
1 

9,
5 

16
,5

 
.3

27
8 

.2
51

6 
.1

76
0 

66
/6

7 

In
d

ie
n

 
..

..
..

..
. 

0,
8 

1,
0 

1,
3 

1,
8 

1,
8 

2,
0 

2,
2 

2,
3 

2,
8 

2,
9 

3,
3 

3,
8 

4,
2 

4,
6 

5,
4 

6,
5 

7,
8 

9,
4 

12
,5

 
23

,6
 

.4
70

1 
.3

70
5 

.3
39

5 
67

/6
8 

K
o

re
a
 

..
..

..
..

. 
1,

4 
1,

9 
2,

3 
2,

5 
2,

8 
3,

1 
3,

2 
3,

5 
3,

6 
4,

1 
4,

4 
4,

7 
5,

2 
5,

6 
5,

9 
6,

6 
7,

4 
8,

5 
9,

7 
13

,6
 

.3
08

5 
.2

36
8 

.1
49

6 
71

 

M
al

ay
si

a 
..

..
..

. 
0,

4 
0,

7 
1,

3 
1,

6 
1,

8 
2,

1 
2,

3 
2,

8 
2,

9 
3,

2 
3,

7 
4,

1 
4,

3 
5,

0 
5,

9 
6,

4 
7,

4 
8,

3 
11

,8
 

24
,0

 
.4

66
4 

.3
55

8 
.3

38
7 

70
 

P
a
k

is
ta

n
 .

..
..

..
. 

1,
6 

2,
2 

2,
7 

2,
7 

2,
9 

3,
0 

3,
3 

3,
5 

3,
6 

4,
0 

4,
5 

4,
8 

5,
2 

5,
5 

5,
5 

6,
4 

6,
9 

7,
7 

9,
0 

15
,0

 
.2

94
4 

.2
23

2 
.1

44
0 

70
/7

1 

P
h

il
ip

p
in

e
n

 
..

..
 

0,
5 

0,
9 

1,
4 

1,
4 

1,
8 

2,
0 

2,
5 

2,
6 

3,
0 

3,
3 

3,
6 

3,
9 

4,
5 

5,
0 

6,
0 

6,
4 

7,
4 

9,
0 

11
,3

 
23

,5
 

.4
61

2 
.3

53
7 

.3
29

6 
71

 

S
ri

 L
a
n

k
a
 .

..
..

. 
1,

2 
1,

8 
2,

0 
2,

2 
2,

7 
2,

8 
3,

1 
3,

3 
3,

5 
3,

9 
4,

1 
4,

6 
4,

8 
5,

6 
5,

7 
6,

2 
7,

1 
8,

6 
10

,3
 

16
,5

 
.3

45
5 

.2
63

2 
.1

91
4 

69
/7

0 

T
h

a
il

a
n

d
 

• 
".

0
 
•
•
•
 

1,
2 

1,
3 

1,
4 

1,
6 

1,
7 

1,
8 

2,
3 

2,
7 

3,
0 

3,
5 

3,
7 

3,
8 

4,
3 

5,
2 

5,
5 

6,
0 

7,
0 

9,
5 

12
,5

 
22

,0
 

.4
44

4 
.3

44
2 

.3
07

5 
70

 

V
ie

tn
a
m

 (
S

.)
 
..

. 
1,

0 
1,

4 
2,

0 
2,

4 
2,

6 
3,

0 
3,

7 
3,

9 
4,

0 
4,

2 
4,

3 
4,

5 
4,

6 
5,

0 
6,

2 
6,

9 
7,

3 
8,

0 
9,

4 
15

,6
 

.3
28

7 
.2

46
3 

.1
76

3 
64

 

11
1.

 L
a
t
.
-
A
m
e
r
i
k
~
 

A
rg

e
n

ti
n

ie
n

 .
..

. 
1,

2 
1,

5 
1,

6 
1,

6 
2,

1 
2,

3 
2,

3 
2,

4 
2,

5 
2,

5 
3,

0 
3,

2 
3,

3 
3,

5 
4,

2 
4,

8 
6,

0 
7,

0 
9,

5 
35

,5
 

.4
94

1 
.4

00
0 

.4
44

3 
61

 L
 

B
ra

si
li

e
n

3 )
 

•
•
•
•
•
 

0,
9 

1,
2 

1,
5 

1,
7 

2,
0 

2,
4 

2,
7 

2,
9 

3,
1 

3,
4 

3,
7 

4,
0 

4,
4 

4,
9 

5,
2 

5,
7 

6,
5 

7,
4 

9,
5 

26
,9

 
.4

38
9 

.3
28

4 
.3

30
8 

70
 

C
h

il
e 

..
..

..
..

..
 

1,
0 

1,
3 

1,
5 

1,
7 

1,
9 

2,
1 

2,
5 

2,
7 

3,
2 

3,
6 

4,
1 

4,
4 

5,
0 

5,
3 

5,
5 

5,
9 

7,
3 

9,
0 

11
,0

 
21

,0
 

.4
20

0 
.3

15
8 

.2
77

7 
68

 

C
o

st
a 

R
ic

a 
..

..
. 

1,
0 

1,
8 

1,
8 

2,
3 

2,
4 

2,
7 

2,
9 

3,
2 

3,
4 

3,
8 

4,
0 

4,
4 

4,
9 

5,
2 

5,
7 

6,
6 

7,
5 

8,
3 

10
,4

 
17

,7
 

.3
64

8 
.2

77
9 

.2
13

0 
71

 

E
c
u

a
d

o
r 

..
..

..
. 

0,
9 

1,
1 

1,
2 

1,
2 

1,
3 

1,
3 

1,
5 

1,
5 

1,
6 

1,
8 

2,
2 

2,
4 

2,
5 

2,
5 

3,
0 

3,
6 

5,
4 

7,
0 

16
,0

 
42

,0
 

.6
15

6 
.5

30
5 

.5
96

4 
65

 L
 

-
-
-
-

-
-
-
-
-
-
-
-

~
 

'1
 

~
 

(j
) 

U
l '" s::: ::l
 

0'
1 P
o ~ I?=
l ~ o S
 

S
 

(j
).

 

::l
 

U
l <: (j
) ;::l
. 

~.
 

C
 

::l
 

Q
q

 Er
 

!?:
l. a §.
 §:
 

s:::
 

::l
 

Q
q

 

~
 

po
: g, !ll ::l
 

t-.:
> 

co
 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



T
a

b
. 

2
: 

(F
o

rt
se

tz
u

n
g

) 

B
e
v

ö
lk

e
ru

n
g

sa
n

te
il

e
 i

n
 l

ä
n

d
li

c
h

e
n

 R
eg

io
n

en
, 

g
e
o

rd
n

e
t 

n
a
c
h

 d
e
r 

K
o

n
z
e
n

tr
a
ti

o
n

s-
E

in
k

o
m

m
e
n

sh
ö

h
e
 (

20
 E

in
k

o
m

m
en

sk
la

ss
en

) 
m

a
ss

e
 

L
a
n

d
 

0
-5

 
5

-
11

1
-1 

16
-1

21
-1

26
-1

31
-1

36
-1

41
-1

46
-1

51
-1

 5
6-

16
1-

16
6-

17
1-

17
6-

10
 

15
 

20
 

25
 

30
 

35
 

40
 

45
 

50
 

55
 

60
 

65
 

70
 

75
 

80
 

81
-1

86
-

85
 

90
 

9
1

-1
9

6
-

95
 

10
0 

G
 

1 
K

 
1 

E
 

Ja
h

r 
d

. 
. 

(K
u

z-
(E

n
-

E
rh

e
-

(G
m

i)
 

n
et

s)
 

tr
o

p
ie

) 
b

u
n

g
 

E
I 

S
a
lv

a
d

o
r 

, .
..

. 
1,

4 
1,

6 
1,

9 
2,

1 
2,

1 
2,

2 
2,

3 
2,

4 
2,

8 
2,

9 
3,

0 
3,

0 
3

,1
 

3,
1 

3
,1

 
3,

4 
6,

1 
6,

7 
7,

3 
39

,5
 

.4
88

5 
.4

16
8 

.4
81

3 
61

 L
 

G
u

a
te

m
a
la

4 )
 

•
•

• 
1,

6 
2,

2 
2,

4 
2,

8 
3,

0 
3,

2 
3,

3 
3,

6 
3,

8 
4,

0 
4,

1 
4,

6 
5,

0 
5,

3 
5,

6 
6,

3 
7,

0 
8,

2 
9,

7 
14

,3
 

.2
95

9 
.2

25
3 

.1
43

0 
66

 

H
o

n
d

u
ra

s 
..

.•
..

 
0,

8 
1,

2 
1,

7 
1,

8 
1,

9 
2,

1 
2,

3 
2,

4 
2,

6 
2,

8 
3,

0 
3,

2 
3,

7 
4,

5 
5,

3 
5,

7 
6,

1 
8,

6 
13

,3
 

27
,0

 
.4

78
7 

.3
78

9 
.3

71
6 

67
/6

8 

K
o

lu
m

b
ie

n
5 )

 
.
,
.
 

0,
9 

1,
1 

1,
2 

1,
6 

1,
8 

2,
0 

2,
1 

2,
5 

2,
8 

3,
0 

3,
2 

3,
5 

4,
8 

5,
8 

6,
3 

6,
7 

7,
2 

8,
0 

10
,5

 
25

,0
 

.4
62

4 
.3

63
2 

.3
36

7 
70

 

M
ex

ik
o

 
..

..
..

..
 

0,
5 

0,
8 

0,
9 

1,
1 

1,
2 

1,
5 

1,
8 

2,
2 

2,
7 

2,
8 

3,
3 

3,
7 

4,
3 

4,
7 

5,
1 

5,
5 

7,
2 

10
,2

 
14

,0
 2

6,
5 

.5
25

6 
.4

05
3 

.4
10

5 
63

 

P
u

e
rt

o
 R

ie
o

 .
..

. 
1,

2 
1,

6 
1,

8 
2,

1 
2,

3 
2,

5 
2,

7 
2,

9 
2,

9 
3

,1
 

3,
7 

3,
9 

4,
3 

4,
8 

5,
1 

5
,3

 
6,

3 
7,

7 
11

,3
 

24
,5

 
.4

16
2 

.3
17

9 
.2

98
8 

6
3

L
 

V
en

ez
u

el
a 

..
..

. 
0,

9 
1,

1 
1,

4 
1,

6 
2,

0 
2,

0 
2,

4 
2,

6 
2,

8 
2,

9 
3,

7 
4,

1 
4,

5 
5,

0 
5,

6 
6,

0 
7,

4 
8,

5 
11

,5
 2

4,
0 

.4
53

2 
.3

47
4 

.3
24

2 
62

 

IV
. 

E
u

ro
p

a 
Ju

g
o

sl
a
w

ie
n

 
.,

. 
1,

0 
1,

6 
2,

0 
2,

4 
2,

7 
3,

3 
3,

4 
3,

6 
3,

7 
3,

9 
4,

4 
5,

0 
5,

4 
5,

8 
6,

2 
6,

6 
7,

3 
8,

7 
3,

0 
14

,0
 

.3
18

1 
.2

42
1 

.1
60

4 
6

8
L

 
Z

y
p

e
rn

 
..

 , .
..

..
. 

2,
0 

2,
8 

3,
0 

3,
3 

3,
7 

4,
0 

4,
2 

4,
4 

4
,6

 
4,

8 
5,

0 
5,

1 
5,

2 
5,

4 
5,

9 
6,

2 
6,

5 
6,

9 
7,

5 
9,

5 
.1

90
6 

.1
38

9 
.0

59
9 

66
 

-
-
-
-

-
-

G
 =

 
G

in
i-

K
o

ef
fi

zi
en

t;
 K

 =
 

K
u

zn
et

s-
In

d
ex

; 
E

 =
 
E

n
tr

o
p

ie
-I

n
d

e
x

; 
L

 =
 

N
u

r 
L

an
d

w
ir

ts
ch

af
t.

 

1)
 H

a
u

sh
a
lt

se
in

k
o

m
m

e
n

 
g

ew
ic

h
te

t 
m

it
 

d
e
r 

A
n

za
h

l 
d

e
r 

H
au

sh
al

ts
m

it
g

li
ed

er
. 

-
2)

 
N

u
r 

af
ri

k
an

is
ch

e 
m

än
n

li
ch

e 
E

in
k

o
m

m
e
n

sb
e
z
ie

h
e
r.

 
-

3)
 

W
ir

ts
ch

af
tl

ic
h

 a
k

ti
v

e
 B

e
v

ö
lk

e
ru

n
g

. 
-

')
 
N

u
r 

L
o

h
n

b
ez

Ie
h

er
. 

-
6)

 E
in

k
o

m
m

en
sb

ez
ie

h
er

. 

Q
u

el
le

: 
IB

R
D

: 
S

iz
e 

D
is

tr
ib

u
ti

o
n

 
o

f 
In

co
m

e:
 

C
o

m
p

il
aU

o
n

 o
f 

D
a
ta

. 
W

o
rk

ln
g

 P
a
p

e
r 

N
o

. 
19

0,
 N

o
v

. 
19

74
 s

o
w

ie
 B

e
re

c
h

n
u

n
g

e
n

 d
es

 V
er

fa
ss

er
s.

 

w
 

o ~
 

9- P
l ~
 

tD
 g. [ 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



T
a

b
. 

3
: 

V
er

te
il

u
n

g 
d

er
 E

in
k

om
m

en
 n

ac
h

 E
in

k
om

m
en

sk
la

ss
en

 i
n

 s
tä

d
ti

sc
h

en
 G

eb
ie

te
n

 u
n

d
 K

on
ze

n
tr

at
io

n
sm

as
se

 f
ü

r 
34

 E
n

tw
ic

k
lu

n
gs

lä
n

d
er

 

B
e
v

ö
lk

e
ru

n
g

sa
n

te
il

e
 i

n
 s

tä
d

ti
sc

h
e
n

 R
e
g

io
n

e
n

, 
g

e
o

rd
n

e
t 

n
a
c
h

 E
in

k
o

m
m

e
n

sh
ö

h
e
 

K
o

n
z
e
n

tr
a
ti

o
n

s-
(2

0 
E

in
k

o
m

m
e
n

sk
la

ss
e
n

) 
m

a
ss

e
 

L
a
n

d
 

5
-

1
1

-
1

6
-

2
1

-
26

-1
31

-
3

6
-

4
1

-
4

6
-

5
1

-
5

6
-

6
1

-
6

6
-

71
-

76
-1

81
-

8
6

-
9

1
-1

96
-

G
 

K
 

E
 

IJ
a

h
rd

. 
0

-5
 

10
 

15
 

20
 

25
 

30
 

35
 

40
 

45
 

50
 

55
 

60
 

65
 

70
 

75
 

80
 

85
 

90
 

95
 

10
0 

(G
ln

l)
 

(K
u

z
-

(E
n

-
E

rh
e

-
n

e
ts

) 
tr

o
p

le
l 

b
u

n
g

 

I.
 A

fr
ik

a 
K

e
n

ia
 .

..
..

..
..

. 
0,

6 
0,

8 
1,

2 
1,

5 
1,

8 
1,

9 
2,

0 
2,

2 
2,

5 
3,

0 
3,

3 
3,

7 
4,

3 
4,

7 
6,

5 
7,

5 
9,

C
 1

0,
0 

12
,3

 
21

,2
 

.4
76

9 
.3

84
2 

.3
35

7 
68

/6
9 

L
ib

y
e
n

 
•
..

..
..

. 
2,

0 
2,

5 
2,

7 
2,

8 
3,

0 
3,

2 
3,

5 
3,

8 
3,

8 
4,

2 
4,

5 
5,

0 
5,

0 
5,

0 
6,

0 
6,

0 
7,

2 
7,

6 
9,

2 
13

,0
 

.2
66

1 
.2

00
0 

.1
16

0 
6

2
 

S
ie

rr
a
 L

e
o

n
e
 •

..
 

0,
0 

0,
0 

0,
2 

0,
6 

1,
4 

1,
6 

1,
7 

2,
3 

2,
4 

2,
7 

3,
0 

3,
3 

3,
5 

4,
1 

4,
6 

5,
5 

6,
8 

8,
1 

12
,4

 
35

,8
 

.5
94

0 
.4

58
9 

.5
31

7 
68

/6
9 

S
u

d
a
n

 
..

..
..

..
•
 

0,
7 

1,
3 

1,
5 

1,
7 

2,
0 

2,
3 

2,
3 

2,
4 

2,
8 

3,
3 

3,
7 

4,
0 

4
,4

 
4,

8 
5,

8 
6,

7 
7,

5 
9,

6 
12

,5
 

20
,7

 
.4

41
0 

.3
45

3 
.2

98
1 

6
3

 

T
u

n
e
si

e
n

1 )
 

•
•
•
.•

 
0,

4 
0,

6 
0,

8 
1,

0 
1,

5 
1,

7 
2,

0 
2,

5 
2,

9 
3,

6 
4,

0 
4,

7 
5,

6 
6,

0 
6,

2 
6,

5 
8,

0 
9,

0 
12

,0
 

21
,0

 
.4

72
0 

.3
61

1 
.3

32
4 

61
 

U
g

a
n

d
a2

) 
...

.. 
. 

0,
9 

1,
4 

1,
7 

2,
0 

2,
4 

2,
6 

2,
8 

3,
0 

3,
2 

3,
2 

3,
8 

4,
0 

4,
8 

5,
2 

5,
7 

7,
0 

8,
1 

9,
2 

11
,0

 
18

,0
 

.3
93

6 
.3

07
4 

.2
40

6 
70

 

U
. 

A
si

en
 

B
a
n

g
la

d
e
sh

 
..

•
. 

1,
3 

1,
7 

2,
0 

2,
1 

2,
3 

2,
6 

3,
0 

3,
0 

3,
0 

3,
2 

3,
7 

4,
1 

4,
3 

4,
9 

5,
7 

6,
1 

7,
4 

7,
9 

10
,6

 
21

,7
 

.3
90

9 
.3

03
2 

.2
57

9 
66

/6
7 

B
u

rm
a
 

..
..

. '
,"

 
1,

2 
1,

5 
1,

7 
2,

0 
2,

3 
2,

5 
2,

6 
2,

7 
3,

1 
3,

5 
4,

2 
4,

5 
4,

9 
5,

5 
6,

0 
7,

0 
8,

0 
9,

6 
10

,2
 

17
,0

 
.3

82
0 

.2
97

9 
.2

24
3 

58
 

In
d

ie
n

 
..

..
..

..
. 

0,
9 

1,
1 

1,
5 

1,
7 

2,
0 

2,
2 

2,
3 

2,
6 

2,
8 

3,
3 

3,
5 

3,
8 

4,
3 

4,
6 

4,
9 

6,
0 

7,
0 

8,
6 

11
,9

 
25

,0
 

.4
56

5 
.3

52
6 

.3
34

8 
67

/6
8 

Ir
a
n

 
..

..
..

..
..

. 
0,

6 
0,

9 
1,

0 
1,

5 
1,

9 
2,

0 
2,

1 
2,

5 
3,

3 
3,

4 
3,

4 
3,

4 
4,

0 
4,

8 
5,

2 
5,

5 
7,

2 
9,

0 
12

,0
 

26
,0

 
.4

82
2 

.3
70

5 
.3

65
0 

6
8

 

Is
ra

e
l 

..
..

..
.•

..
 

0,
7 

0,
8 

1,
4 

1,
8 

2,
3 

2,
6 

2,
9 

3,
5 

3,
7 

4,
1 

4,
5 

4,
7 

5,
1 

5,
8 

6,
0 

7,
0 

7,
3 

9,
0 

10
,0

 
16

,8
 

.3
80

9 
.2

84
2 

.2
27

0 
68

/6
9 

K
o

re
a
 

•
..

..
..

..
 

1,
4 

1,
9 

2,
3 

2,
5 

2,
7 

3,
0 

3,
2 

3,
5 

3,
7 

3,
8 

4,
0 

4,
2 

4,
7 

5,
1 

5,
6 

6,
0 

6,
6 

7,
8 

9,
9 

18
,1

 
.3

34
9 

.2
53

7 
.1

91
6 

71
 

M
a
la

y
si

a
 .

..
..

..
 

0,
3 

0,
9 

1,
4 

1,
5 

1,
7 

2,
0 

2,
1 

2,
6 

2,
7 

2,
8 

2,
9 

3,
7 

3,
9 

4,
5 

5,
2 

6
,0

 
6,

8 
9,

0 
12

,4
 

27
,6

 
.4

99
8 

.3
89

5 
.3

91
5 

70
 

-
-
-
-

~
-

-
-
~
 

N
 

s:: '"1
 ~
 

<'T
l 

U
l 

U
l s:: ::l
 

aq
 

p
. ~ t.".
! ~ o S
 

S
 

(1
) 

::l
 

cn
 <
 

~ .....
 

!R •
 -s:: ::l

 
aq

 S'
 

t.".
! 

::
l [ 8: s:: ::l
 

aq
 

U
l p;:
 

::
l ~ ::
l w
 

....
.. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



T
ab

. 
3 

(F
o

rt
se

tz
u

n
g

 1
) 

B
e
v

ö
lk

e
ru

n
g

sa
n

te
il

e
 i

n
 s

tä
d

ti
sc

h
e
n

 R
eg

io
n

en
, 

g
e
o

rd
n

e
t 

n
a
c
h

 E
in

k
o

m
m

e
n

sh
ö

h
e
 

(2
0 

E
in

k
o

m
m

en
sk

la
ss

en
) 

L
a
n

d
 

1
5

-
11

-1
16

-1
21

-1
26

-
3

1
-

3
6

-
4

1
-

4
6

-\
5

1
-\

5
6

-
6

1
-

66
-1

71
-1

76
-1

81
-

8
6

-
91

-1
96

-
0

-5
 

10
 

15
 

20
 

25
 

30
 

35
 

40
 

45
 

50
 

55
 

60
 

65
 

70
 

75
 

8
0

 
8

5
 

90
 

95
 

10
0 

no
cl

t 
A

fr
ik

a 

P
a
k

is
ta

n
 .

..
..

..
 

1,
4 

2,
0 

2,
1 

2,
2 

2,
3 

3,
0 

3,
0 

3,
3 

3,
4 

3,
7 

4,
0 

4,
2 

4,
4 

5,
0 

5,
5 

5,
8 

7,
0 

8,
0 

9,
3 

20
,4

 

P
h

il
ip

p
in

e
n

 
..

..
 

0,
5 

1,
0 

1,
4 

1,
6 

1,
9 

2,
3 

2,
4 

2,
7 

3,
0 

3,
1 

3,
2 

4,
1 

4,
6 

5,
2 

5,
7 

6,
5 

7,
8 

9,
0 

11
,5

 
22

,5
 

S
ri

 L
a
n

k
a
 .

..
..

. 
1,

0 
1,

4 
1,

8 
1,

9 
2,

5 
2,

8 
2,

9 
3,

0 
3,

2 
3,

5 
3,

5 
3,

5 
4,

7 
4,

9 
5,

6 
6,

3 
7,

5 
8,

5 
11

,0
 

20
,5

 

T
h

a
il

a
n

d
 .

..
..

..
 

1,
2 

1,
3 

1,
8 

2,
2 

2,
4 

2,
6 

2,
7 

2,
8 

3,
0 

3,
5 

4,
0 

4,
5 

4,
9 

5,
1 

6,
0 

6,
5 

7,
5 

8,
5 

13
,0

 
16

,5
 

U
I.

 L
at

.-
A

m
er

ik
a 

A
rg

e
n

ti
n

ie
n

 .
..

. 
1,

1 
1,

7 
1,

9 
2,

1 
2,

4 
2,

5 
3,

0 
3,

3 
3,

4 
3,

5 
3,

8 
4,

1 
4,

6 
5,

0 
5,

6 
6,

2 
7,

3 
8,

3 
9,

2 
21

,0
 

B
ra

si
li

en
S

) 
..

..
. 

0,
4 

0,
6 

0,
9 

1,
3 

1,
6 

1,
8 

1,
9 

2,
3 

2,
5 

2,
6 

2,
9 

3,
3 

3,
6 

3,
9 

4,
7 

5,
8 

7,
0 

8,
2 

11
,0

 
33

,7
 

C
h

il
e 

..
..

..
..

..
 

0,
8 

1,
0 

1,
1 

1,
4 

1,
9 

2,
2 

2,
6 

2,
8 

3,
0 

3,
4 

3,
8 

4,
3 

4,
5 

4,
8 

5,
4 

6,
8 

7,
4 

9,
0 

12
,1

 
21

,7
 

C
o

st
a 

R
ic

a 
..

..
 

0,
8 

1,
3 

1,
5 

1,
7 

2,
0 

2,
2 

2,
5 

2,
7 

3,
0 

3,
4 

3,
7 

3,
9 

4,
6 

4,
8 

5,
6 

6,
0 

7,
3 

8,
5 

11
,8

 
22

,7
 

D
o

m
in

ik
. 

R
ep

u
b

l.
 0

,6
 

0,
9 

1,
4 

1,
6 

1,
8 

2,
0 

2,
2 

2,
5 

2,
6 

2,
7 

3,
2 

3,
5 

4,
3 

4,
7 

5,
4 

6,
6 

7,
3 

8,
2 

12
,5

 
26

,0
 

E
c
u

a
d

o
r 

..
..

..
. 

0,
5 

0,
7 

1,
0 

1,
2 

1,
6 

1,
9 

2,
0 

2,
1 

2,
4 

2,
7 

3,
3 

3,
5 

3;
9 

4,
9 

5,
0 

6,
0 

7,
0 

10
,0

 
12

,0
 

28
,0

 

E
I 

S
a
lv

a
d

o
r4

) 
•
•
•
 

0,
6 

0,
8 

1,
2 

1,
6 

2,
2 

2,
3 

2,
4 

2,
6 

2,
8 

3,
0 

3,
3 

4,
0 

4,
6 

5,
3 

5,
9 

6,
2 

7,
7 

10
,1

 
10

,7
 

22
,7

 

H
o

n
d

u
ra

s 
..

..
..

 
0,

5 
0,

8 
1,

1 
1,

6 
1,

7 
1,

8 
2,

0 
2,

5 
2,

6 
3,

0 
3,

4 
3,

5 
4,

0 
4,

7 
5,

8 
6,

2 
7,

0 
9,

3 
13

,5
 

25
,0

 

K
o

lu
m

b
ie

n
4 )

 
•
•
•
 

0,
5 

0,
7 

0,
8 

1,
0 

1,
3 

1,
7 

2,
0 

2,
4 

2,
5 

2,
7 

3,
4 

3,
5 

4,
2 

4,
5 

4,
8 

5,
8 

6,
5 

8,
5 

11
,7

 
31

,5
 

K
o

n
z
e
n

tr
a
ti

o
n

s-
m

a
ss

e
 

G
 

I 
K

 
E

 
IJ

a
h

rd
. 

(G
in

1)
 

(K
u

z-
(E

n
-

E
rh

e
-

n
et

s)
 

tr
o

p
1

e)
 

b
u

n
g

 

.3
59

6 
.2

73
7 

.2
23

6 
70

/7
1 

·4
52

4 
.3

49
5 

.3
16

6 
71

 

.3
98

7 
.3

09
5 

.2
58

2 
69

/7
0 

.3
83

5 
.2

95
8 

.2
28

5 
70

 

.3
80

9 
.2

90
5 

.2
43

6 
63

 

.5
44

3 
.4

28
4 

.4
66

5 
70

 

.4
46

6 
.3

41
1 

.3
07

5 
68

 

.4
37

8 
.3

35
8 

.3
04

0 
71

 

.4
84

5 
.3

78
9 

.3
66

3 
69

 

.5
19

4 
.4

05
3 

.4
09

4 
68

 

.4
55

8 
.3

53
7 

.3
21

2 
6

1
N

L
 

.4
94

8 
.3

87
4 

.3
72

3 
67

/6
8 

.5
35

3 
.4

10
5 

.4
44

5 
70

 

~
 

t..
:I ~
 

9- ~ ~
 

to
 g. ~ <

+
 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



Co
> rn
 [ ~
 '" ::s po
 ;; .... '" 5· en
 r"
 

rn
 

o <>
 m· i;
' !2.
 C. ;r,

" 
co

 ... 

T
a

b
. 

3
: 

(F
o

rt
se

tz
u

n
g

 2
) 

B
e
v

ö
lk

e
ru

n
g

sa
n

te
il

e
 i

n
 s

tä
d

ti
sc

h
e
n

 R
eg

io
n

en
, 

g
e
o

rd
n

e
t 

n
a
c
h

 E
in

k
o

m
m

e
n

sh
ö

h
e
 

K
o

n
z
e
n

tr
a
ti

o
n

s-
(2

0 
E

in
k

o
m

m
e
n

sk
la

ss
e
n

) 
m

a
ss

e
 

L
a
n

d
 

5
-

11
-

1
6

-
2

1
-

2
6

-
3

1
-

3
6

-
41

-1
46

-
5

1
-

5
6

-
6

1
-

6
6

-
7

1
-

7
6

-
8

1
-

8
6

-
9

1
-

9
6

-
G

 
K

 
E

 
\J

a
h

rd
. 

0
-5

 
10

 
15

 
20

 
25

 
30

 
35

 
40

 
45

 
50

 
55

 
60

 
65

 
70

 
75

 
8

0
 

85
 

90
 

95
 

10
0 

(G
in

i)
 

(K
u

z-
(E

n
-

E
rh

e
-

n
et

s)
 

tr
o

p
ie

) 
b

u
n

g
 

n
oc

h
 

L
at

ei
n

-A
m

er
ik

a 

M
ex

ik
o

 
..

..
..

..
 

0,
8 

1,
1 

1,
6 

1,
8 

2,
0 

2,
2 

2,
4 

2,
6 

2,
7 

2,
8 

3,
6 

3,
9 

4,
1 

4,
4 

4,
5 

4,
9 

7,
6 

10
,3

 1
2,

3 
24

,4
 

.4
61

6 
.3

64
2 

.3
40

6 
63

 

P
a
n

a
m

a
 

..
..

..
. 

1,
0 

1,
4 

1,
6 

2,
0 

2,
2 

2,
4 

2,
9 

3,
3 

4,
4 

4,
8 

4,
9 

5,
1 

5,
2 

5,
6 

6,
0 

6,
2 

6,
5 

6,
8 

8,
9 

18
,8

 
.3

54
6 

.2
53

7 
.2

14
4 

62
 

P
u

e
rt

o
 R

ie
o

 .
..

. 
0,

7 
1,

0 
1,

2 
1,

5 
2,

1 
2,

3 
2,

4 
2,

8 
3,

0 
3,

4 
3,

6 
4,

3 
4,

7 
5,

1 
5,

9 
6,

2 
8,

0 
8,

9 
11

,5
 

21
,4

 
.4

40
9 

.3
36

8 
.2

99
9 

6
3

N
L

 

V
en

ez
u

el
a 

..
..

. 
0,

8 
1,

2 
1,

4 
1,

5 
1,

9 
2,

4 
2,

8 
2,

8 
3,

2 
3,

5 
4,

1 
4,

4 
4,

6 
4,

8 
5,

2 
5,

4 
7,

0 
9,

2 
12

,2
 

21
,6

 
.4

30
8 

.3
22

1 
.2

94
6 

62
 

IV
. 

E
u

ro
p

a 

G
ri

e
c
h

e
n

la
n

d
 

..
 

1,
2 

1,
3 

1,
6 

1,
9 

2,
4 

2,
6 

2,
8 

3,
2 

4,
0 

4,
2 

4,
3 

4,
5 

5,
0 

5,
4 

5,
6 

6,
0 

6,
5 

8,
5 

11
,0

 
18

,0
 

.3
71

4 
.2

73
7 

.2
22

1 
57

/5
8 

Ju
g

o
sl

a
w

ie
n

 
..

. 
0,

8 
1,

3 
1,

9 
2,

3 
2,

5 
3,

0 
3,

2 
3,

3 
3,

7 
4,

0 
4,

6 
4,

7 
5,

0 
5,

7 
6,

5 
6,

8 
7,

5 
8,

2 
11

,0
 

14
,0

 
.3

43
1 

.2
60

0 
.1

82
3 

6
8

N
L

 

Z
y

p
e
rn

 
..

..
..

..
 

1,
4 

1,
9 

2,
2 

2,
5 

2,
6 

2,
8 

3,
1 

3,
3 

3,
6 

3,
8 

4,
4 

4,
6 

5,
1 

6,
1 

6,
6 

7,
0 

7,
5 

8,
0 

9,
5 

14
,0

 
.3

18
4 

.2
50

5 
.1

58
4 

66
 

V
.O

ze
a

n
ie

n
 

F
ij

i 
..

..
..

..
..

..
 

0,
7 

1,
0 

1,
8 

2,
2 

2,
3 

2,
5 

2,
8 

3,
0 

3,
3 

3,
5 

3,
9 

4,
4 

4,
6 

4,
8 

5,
2 

6,
0 

7,
7 

9,
0 

11
,7

 
19

,6
 

.4
05

6 
.3

07
4 

.2
61

8 
72

 
I 

-
-
-
-
-

-
-
-
-

-

G
 =

 G
in

i-
K

o
ef

fi
zi

en
t;

 
K

 =
 K

u
z
n

e
ts

-I
n

d
e
x

; 
E

 =
 E

n
tr

o
p

ie
-I

n
d

e
x

; 
N

L
 =

 G
e
sa

m
te

r 
n

ic
h

t 
la

n
d

w
ir

ts
c
h

a
ft

li
c
h

e
r 

B
er

ei
ch

. 

1)
 H

a
u

sh
a
lt

se
in

k
o

m
m

e
n

 
g

ew
ic

h
te

t 
m

it
 

d
e
r 

A
n

za
h

l 
d

e
r 

H
au

sh
al

ts
m

it
g

li
ed

er
. 

-
2)

 
N

u
r 

af
ri

k
an

is
ch

e 
m

än
n

li
ch

e 
E

in
k

o
m

m
en

sb
es

it
ze

r.
 

S)
 

W
ir

ts
ch

af
tl

ic
h

 a
k

ti
v

e
 B

e
v

ö
lk

e
lu

n
g

. 
-

4)
 
E

in
k

o
m

m
e
n

sb
e
z
ie

h
e
r.

 

Q
u

eU
e:

 
IB

R
D

: 
S

iz
e 

D
is

tr
ib

u
ti

o
n

 o
f 

In
c
o

m
e
: 

C
o

m
p

il
at

io
n

 
o

f 
D

at
a.

 
W

o
rk

in
g

 P
a
p

e
r 

N
o

. 
19

0,
 N

o
v

. 
19

74
 s

o
w

ie
 B

e
re

c
h

n
u

n
g

e
n

 d
es

 V
er

fa
ss

er
s.

 

~
 

'1
 ~ rn cn
 
~
 ::s cr

q p.
. 

~ t<:
l S·
 

:>
;' o 8 S
 § cn
 

<:
 ~
 .....
 

~.
 

8"
 

::s [(
q

 S'
 ~ §.
 8: ~ ::s [(

q
 

cn
 ~
 

::s p.
. 

~ ::s w
 

w
 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



34 Michael Bohnet 

In den Tabellen 1, 2 und 3 wird die Konzentration der Einkommen mittels 
dreier Konzentrationsmaße dargestellt, nämlich nach 

- dem Gini-Koeffizienten (G), 

- dem Kuznets-Index (K) und 
- dem Entropie-Maß (E). 

Die definitorischen Grundlagen der drei Meßzahlen sind sehr unterschied­
lich (s. hierzu S. 15 ff.), so daß deren Werte in dem hier in Frage kommen­
den Bereich zum Teil stark voneinander abweichen. Insbesondere läßt sich 
nicht ohne weiteres vom Wert der einen Maßzahl auf die Höhe der anderen 
schließen. 

Abbildung 2 zeigt, in welchem Maße die Einkommenskonzentration über 
die drei Kontinente Afrika, Asien und Lateinamerika verteilt ist. Zum Ver­
gleich wurden ferner auch die entsprechenden Maßzahlen für sozialistische 
und westliche Industrieländer eingezeichnet. 

Anzahl der liinder 

7 

6 

5 

I. 

3 

2 

< 0,3 0,3 - 0,1. 0,4 - 0,5 
Es bedeutl!n: 

sozialistische Industrieländer 

Asien I!I Afrika 

Abb.2 

0,5 - 0,6 > 0,6 
Gini - Koeffizient 

[TI westliche Industrieländer 

I Lateinamerika 

Die Variationsbreite der Konzentrationswerte für die Gesamtheit der Ent­
wicklungsländer reicht von G = 0.3128 (Israel) bis G = 0.6701 (Ecuador), wo­
bei G = 0 völlige Gleichverteilung und G = 1 vollständige Konzentration 
bedeutet. Die entsprechenden Spannen für die einzelnen Kontinente betragen: 

- für Afrika: 0.3607 (Tschad) bis 0.6350 (Rhodesien) 
- für Asien: 0.3128 (Israel) bis 0.6220 (Irak) 
- für Lateinamerika: 0.3177 (Surinam) bis 0.6701 (Ecuador) 

zum Vergleich: 

- sozialistische Industrieländer: 0.1833 (Tschechoslowakei) bis 
0.3443 (Jugoslawien) 

- westliche Industrieländer: 0.3145 (Japan» bis 
0.5907 (Frankreich) 
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Zur Messung der Einkomtnensverteilung in Entwicklungsiändern 35 

Tabelle 4 

Rangfolge der Entwir.klungsländer 
nach dem Grad der Ein.kommenskonzentration1 

(gemessen am Gini-Koeffizienten für 20 Ein.kommensklassen) 

Länderrangfolge 
Gesamt- ländliche städtische 
region Regionen Regionen 

I. Ecuador ................. 0.6701 (a) 0.6156 0.5194 

2. Rhodesien • o' , .••••••••• o' 0.6350 (b) - -
3. Irak ..................... 0.6220 (c) - -
4. Honduras . .............. 0.6211 0.4787 0.4948 

5. Gabun ••••••••••••••• 0 •• 0.6205 (b) - -
6. Kenia ...................... 0.6099 (b) - 0.4769 

7. Venezuela • ••••• •• • • •• 1 ••• 0.6022 (a) 0.4532 0.4308 

8. Brasilien . ..... .......... 0.5981 0.4389 (a) 0.5443 (a) 

9. Sierra Leone ••••••••• 'I" - - 0.5940 

10. Peru ••••••••••• • ••• 0 •••• 0.5838 (a) - -
11. Senegal ................. 0.5760 (c) - -
12. Süd-Afrika .............. 0.5733 (c) - -
13. Mexico .. , .0 ...•.. . ....... 0.5707 0.5256 0.4616 

14. Jamaica •••••••• •• •• 0 •• 0" 0.5700 - -
15. Botswana ••••••• 0 •••••••• 0.5615 (a) - -
16. Türkei .................. 0.5583 - -
17. Panama •••• • • •• ••• '0 ' " o. 0.5490 (a) - 0.3546 

18. Kolumbien ••••• 0 •••••••• 0.5458 (a) 0.4624 (b) 0.5353 (b) 

19. EI Salvador ••• • ••••• 0 •••• 0.5396 (a) 0.4885 0.4558 (b) 

20. Madagaskar ... .......... 0.5333 (c) - -
21. Elfenbeinküste .......... 0.5268 (b) - I -
22. Libanon " ................ 0.5259 - -
23. Malaysia ••••••• • , 0 •••• 0 •• 0.5099 0.4664 0.4998 

24. Thailand ................ 0.5004 0.4444 0.3835 

25. Tunesien ..... ........... 0.4999 (b) 0.4533 (d) 0.4720 (d) 

26. Chile •• 0 ••••••••••• 0 •••••• 0.4961 0.4200 0.4466 

27. Sambia .......... ... ..... 0.4956 - -
28. Tansania ................ 0.4902 - -
29. Philippinen ..... ......... 0.4881 0.4612 0.4524 

30. Dominikanische Republik - - 0.4845 

3I. Iran •••• 0 ••••••••• ' ; ' •••••• - - 0.4822 

32. Indien .... ..... ... ....... 0.4720 0.4701 0.4565 
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Länderrangfolge Gesamt- ländliche städtische 
region Regionen Regionen 

33. Malawi ••••••••••••• 0 •••• 0.4582 - -
34. Puerto Rieo ••••••••• 0 •••• 0.4486 0.4162 0.4409 

35. Dahome , ••••••• 01 ••••••••• 0.4437 (e) - -
36. Sudan ................... - - 0.4410 

37. Costa Riea ••••••• 0 •••••• 0.4398 0.3648 0.4378 

38. Argentinien . ............ 0.4310 0.4941 0.3809 

39. Uruguay ••• 0 •••••••••• •• 0.4266 - -
40. Ägypten ................ 0.4241 - -
4I. Guyana .................. 0.4152 - -
42. Singapur ••••••••• o' 0 •••• 0.4150 - -
43. Fiji ••••••••• 0.0 ••• 0 •••••• 0.4056 - -
44. Uganda .... " ............. 0.3953 (f) - 0.3936 

45. Burma ••••••••••••• 0 •••• - - 0.3820 

46. Sri Lanka .............. ,. 0.3671 0.3455 0.3987 

47. Tschad ••••• 0 •••••••••••• 0.3607 - -
48. Korea .................... 0.3582 0.3085 0.3349 

49. Bangla Desh ••••••••• 0 ' " 0.3333 0.3278 0.3909 
50. Vietnam (Süd) ........... - 0.3287 -
5I. Pakistan ................ 0.3276 0.2944 0.3596 
52. Taiwan .................. 0.3266 - -
53. Surinam ................. 0.3177 - -
54. Israel ................... 0.3128 Ce) - 0.3809 
55. Guatemala ••• 0, •••••••••• - 0.2959 -

1) Ohne Berilcksichtigung der europäischen Entwicklungsländer. 
a) Wirtschaftlich aktive Bevölkerung. 
b) Einkommensbezieher. 
c) Gesamtbevölkerung. 
d) Haushaltseinkommen gewichtet mit der Anzahl der Haushaltsmitglieder. 
e) Lohnbezieher. 
f) Nur afrikanische männliChe Bevölkerung. 

Quelle: IBRD: Size Distribution of Income: Compilation of Data. Working Paper 
No. 190, Nov. 1974, sowie Berechnungen des Verfassers, München. 

Der Variationsbreite der Konzentrationswerte nach zu schließen, scheinen 
die Einkommen in allen drei Erdteilen etwa gleich verteilt zu sein. Doch 
schon aus der graphischen Darstellung (vgl. Abb. 2) lassen sich bedeutsame 
Unterschiede erkennen. Während nämlich der Schwerpunkt für die asiati­
schen Länder in den Klassen 0.3 - 0.4 liegt - in diesen Bereich sind 6 asia­
tische Länder einzuordnen -, fallen in denselben Bereich relativ niedriger 
Konzentration nur ein lateinamerikanischer und zwei afrikanische Staaten. 
Die übrigen asiatischen Länder finden sich etwa zu gleichen Teilen in den 
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Klassen 0.4 - 0.5 bzw. 0.5 - 0.6, die wiederum für Lateinamerika und Afrika 
am charakteristischsten sind. Diesem Bild entsprechen natürlich auch die 
mittleren Konzentrationswerte: 

- Afrika: 0.5128 
- Asien: 0.4369 
- Lateinamerika: 0.5134 

Als besonders auffallend, insbesondere auch im Bereich der höchsten In­
dexwerte, erweist sich die nahezu identische Darstellung für die Gebiete 
Afrikas und Lateinamerikas. Die Unterschiede zwischen den Staaten Asiens 
und den beiden anderen Kontinenten werden noch deutlicher, sobald man 
sich eine Vorstellung von der Rangfolge der Entwicklungsländer nach der 
Höhe der Konzentrationsmaße macht (s. Tabelle 4). Wenn man nämlich von 
den bei den für Asien atypischen Ländern Irak und Türkei absieht, finden 
sich unter den ersten zwanzig Ländern höchster Einkommenskonzentration 
nur Staaten Afrikas und Lateinamerikas. Am anderen Ende der Skala sind 
dagegen die asiatischen Länder eindeutig in der überzahl. Zum Teil hängt 
diese geringe Konzentration mit dem außerordentlich niedrigen Entwick­
lungsniveau mancher asiatischer Länder, teilweise jedoch auch mit beson­
deren, für eine relativ ausgeglichene Verteilung der Einkommen günstigen 
Bedingungen zusammen. 

Anhang 2 

Bestimmung von P 

Das Armutsmaß wird definiert durch 

IJ 
(1) P (q) = A (z, y) .~ gi' vi (z, y) 20 

'=,1 

wobei A (z, y) einen Parameter darstellt 

und vi (z, y) das Gewicht, das der Einkommenslücke der Person i beige­
messen wird. 

Nun gilt, daß es für jedes i::; q genau (q + 1 - i) Personen unter den 
Armen gibt, die mindestens ein so hohes Wohlfahrtsniveau haben, wie die 
Person i, somit: 

(2) Vi (z, y) = q + 1 - i 

Vi (z, y), das Gewicht, das der Einkommenslücke gi der Person i zugemessen 
wird, ist also um so größer, je ärmer die Person i ist. 

(2) in (1) ergibt: 

(3) 
IJ 

P (q) = A (z, y) ~ gi (q + 1 - i) 
i=l 

In dem Spezialfall, in dem alle Armen das gleiche Einkommen y* beziehen, 
ist somit auch die Einkommenslücke g" = z - y* gleich. 

20 Vgl. die Definition der Symbole auf S.21. 
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38 Michael Bohnet 

r q q q ] = A (z, y) .~ gj q + .~ gi - .~ gj i 
.=1 '=1 '=1 

= A (Z, y) [g* (tl q + q - it1 i) ] 
= A (Z, y) [g* ( q2 + q - i~l i)] 

= A (Z, y) [g* ( q2 + q - q (q / 1) ) 1 

= A (Z, y) [g* (;2 + ~)] 

(4) P = A (Z,y) [g*. q (q2+ 1)] 
Es gilt: 

q q gj 1 q 
-.~-=-~g. 
n i=l q. zn· z i=l ' 

Für g* = z - y*: 

(5) 
q q gi q g* 
-.~-=-.= 
n i=l q. z n z 

Somit aus (4) und (5) 

~ . ~* = A (z, y) [g*. q (q 2+ 1) J 

q g* 

n z 
A (z, y) = * q (q + 1) 

g ·....::-..:..=..2--'-

2 
(6) A (z, y) = n. z (q + 1) 

(6) in (3): 

2 q 

P = (q + 1) n . z i~l (z - Yj) (q + 1 - i) 

(7) 
2 q q 

P = (q + 1) n . z i~l Z (q + 1 - i) - i~l Yj (q + 1 - i) 

Der Ginikoeffizient Ga der Einkommensverteilung der Armen, d. h. die 
Verteilung der Einkommensempfänger unter der Armutslinie z, ist: 
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(8) 
1 q q 

G ---. '" .'" ly·-y·1 a-2q2 m . .:.., . .:.., , 1, 
'=1 1=1 

wobei m = arithmetisches Mittel der Einkommen der Armen 

(9) 

Da gilt: 

(10) 

~Yi 
m=--

q 

I Yi - Yi I = Yi + Yi - 2 min (Yi, Vi) 

ergibt sich durch Einsetzen von (10) in (8): 

(11) 
1 q[q q q ] 

Ga = -2 2 .~ .~Yi + .~Yl - 2 .~ min (Y;. Vi) 
q m 1=1 1=1 1=1 1=1 

Aus (9) folgt: 

(12) 

(12) in (11): 

(13) 

(14) 

q 

~ y·=m·q 
i-I I 

1 q [ q] 
Ga = -2 2 .~ m· q + m· q - 2 .~ min (Yi, Yj) 

q m 1=1 1=1 

1 [q q q ] 
= -2- ~ mq - ~ ~ min(Yj,Yj) 

q m i=1 ;=1 1=1 

1 [ q q ] 
= -, - mq' -.~ .~ min (Yi, Vi) 

q2 m '=1 1=1 

1 [q q ] 
Ga = 1 - -2- ~ ~ min (Yi, Yj) 

q m i=1 1=1 

= 1 - _,1_ [f y. (2 q - 2 i + 1)] 
qZm i=1 I 

1 [q q ] 
= 1 - -- ~ y. (2 q - 2 i + 2) - ~ y. 

q2m i=1 I ;=1 1 

= 1 - _1_ [2 f Yi (q - i + 1) - m q ] 
q2 m i=1 

1 2 q 
Ga = 1 + - - -- ~ y. (q + 1 - i) 

q q2m ;=1 I 

(14) umgeformt ergibt: 

(15) 
q ( 1) qt m 
~ Y·· (q + 1 - i) = - G -I- 1 + -- .--

;=1 I a q 2 
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(15) in (7): 

p = (q + ~) n' Z [J1 z (q + 1 - i) + (Ga - 1 - ~) q2z
m 1 

Da 

ist 

(16) 

(17) 

Daraus: 

(17) 

= ~q (q + 1) 
2 

p= 1 [Zq{q+1)+q2m(Ga-q+q1)] 
(q + 1) n' Z 

q2 m ( Ga _ q ; 1 ) 

=.:!..+--'-----------'=---'--
n (q + 1) n'z 

q q . m (Ga' q - q - 1) 
p = - + --,.---"---,-,----

n (q + 1) n' Z 

q 
Da H=­

n 

q g. q z - y . 
und I = L -'"- = L - -'-

i=1 q. Z i=1 q. Z 

q Z q y~ q 1 q y. 
=L--L-' =L--L-'" 

i=1 q. Z i =1 q' Z i=1 q i=1 q' Z 

q Yi 1 q 
= 1 - L -- = 1 - -- L y. 

i=1 q'Z q·z i=1 t 

1 m 
= 1 - -- . mq = 1 --

q'Z Z 

m 
1-1=­

z 

H und (I - I) eingesetzt in (17) ergibt: 

H· m (Ga q - q - 1) 
P = H + (q + 1) . z 
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(18) 

Da 

ist: 

(19) 
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(G . q - q - 1) 
P = H + H (1 - I) -'--'a=---c=----=--_-'­

q+1 

Ga q - (q + 1) = Ga q _ 1 
q+1 q+1 

P = H + H (1 - I) _a_ - 1 [ G q ] 
q+l 

P = H [1 - (1 - I) (1 - Ga (q ! 1) ) 1 
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Ansätze einer Verteilungspolitik in Entwicklungsländern 
unter Berücksichtigung des Wachstums 

Von Lutz Hoffmann und Kurt von Rabenau, Regensburg 

I. Einleitung 

Das Ziel einer ausgewogeneren Einkommensverteilung, wie immer 
definiert, ist in der entwicklungspolitischen Diskussion in den letzten 
Jahren sehr stark in den Vordergrund gerückt, wofür vor allem folgen­
de Gründe maßgebend waren. Nach etwa zwei Jahrzehnten einer forcier­
ten Wachstumspolitik, die zumindest in einigen Entwicklungsländern 
hinsichtlich der Zunahme des Pro-Kopf-Einkommens durchaus erfolg­
reich war, mußte man feststellen, daß sich die Situation der breiten 
Massen vielfach kaum verbessert, wenn nicht sogar verschlechtert hat, 
was in einer erhöhten Verteilungs ungleichheit zum Ausdruck kommt. 
Obwohl Verteilungsproblemen auch in den Industrieländern heutzutage 
ein größeres Gewicht beigemessen wird als etwa in dem ersten Nach­
kriegsjahrzehnt, kommt ihnen in den Entwicklungsländern ein qualita­
tiv wesentlich anderer Stellenwert zu. In den Industrieländern geht es 
heute hauptsächlich darum, nach einer Phase raschen Wachstums das 
Erreichte verteilungspolitisch zu konsolidieren. Im Hinblick darauf, daß 
mit einer deutlichen Wachstumsverlangsamung gerechnet werden muß, 
werden fühlbare Wohlstandsverbesserungen für weniger wohlhabende 
- im Weltrnaßstab aber durchaus auf hohem Niveau lebende - Bevöl­
kerungsschichten nur noch durch verteilungswirksame Maßnahmen er­
reichbar. In den Entwicklungsländern hingegen geht es um die physi­
sche und humane Existenzsicherung für den größten Teil der Bevölke­
rung, also um das elementarste Ziel wirtschaftlichen HandeIns über­
haupt. Eine Entwicklungspolitik, die anhaltend lediglich Einkommens­
verbesserungen für die oberen 20 Ofo oder 40 Ofo in der Einkommenshier­
archie produziert und den größeren Rest der Bevölkerung am Existenz­
minimum oder darunter beläßt, muß somit wohl als ein eklatanter Miß­
erfolg angesehen werden. Das jedenfalls scheint sich als communis opi­
nio in der entwicklungspolitischen Diskussion durchzusetzen und wird 
durch wachsende politische Spannungen in zahlreichen Entwicklungs­
ländern nachhaltig unterstrichen. 
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11. Einkommensverteilung in einer wachsenden 
dualistischen Wirtschaft 

Das Verteilungsproblem der Entwicklungsländer unterscheidet sich 
von dem der Industrieländer nicht nur durch seinen politischen und 
ethischen Stellenwert, sondern auch durch seine ökonomischen Charak­
teristika. Wenn sich durch die zahlreichen jüngeren Untersuchungen zur 
Einkommensverteilung in Entwicklungsländern ein roter Faden zieht, 
dann ist es die Vorstellung, daß die Verteilungsungleichheit eng ver­
knüpft ist mit dem Dualismusproblem. Sicher gibt es Dualismusphäno­
mene auch in dem einen oder anderen Industrieland; für die Erklärung 
wirtschaftspolitischer Probleme, wie etwa des Verteilungsproblems, 
spielen sie jedoch, wenn überhaupt, nur eine untergeordnete Rolle. Für 
die Entwicklungsländer dürfte hingegen ein Dualismusmodell ein ge­
eigneter analytischer Ausgangspunkt für die Diskussion verteilungs­
politischer Ansätze sein. Da die ökonomischen Dualismusmodelle über­
wiegend als Wachstumsmodelle konzipiert wurden, läßt sich hiermit 
auch der Wachstumsaspekt angemessen berücksichtigen. 

B.l. Ein einfaches Dualismusmodell 

Das Dualismusphänomen wird gewöhnlich beschrieben als das Neben­
einanderbestehen eines modernen, weitgehend kommerzialisierten Sek­
tors und eines traditionellen Sektors, in dem rationales wirtschaftliches 
Verhalten noch wenig Eingang gefunden hat. Von der Produktions­
struktur her wird der erste gewöhnlich mit einer verarbeitenden Indu­
strie und den damit verbundenen Dienstleistungen wie Banken, Ver­
sicherungen, Großhandel usw., aber bisweilen auch mit einer modernen, 
für den Weltmarkt produzierenden Plantagenwirtschaft oder einem 
modernen Bergbau assoziiert. Den traditionellen Sektor bringt man 
hingegen mit der vorwiegend am Inlandsmarkt orientierten Landwirt­
schaft und dem herkömmlichen Dienstleistungsgewerbe, wie etwa Stra­
ßenhändler, verschiedene Arten persönlicher Dienstleistungen usw. in 
Verbindung. Da die Industrien des modernen Sektors, abgesehen von 
Plantagen, überwiegend in Stadtregionen angesiedelt sind, wird regio­
nal gesehen das Dualismusphänomen auch als ein Stadt-Land-Problem 
begriffen. 

Der Kern des Verteilungsproblems in einer derartigen dualistischen 
unterentwickelten Wirtschaft und sein Zusammenhang mit dem Wachs­
tumsaspekt läßt sich an einem in Anlehnung an Qayum1 konzipierten 

1 A. Qayum: Balanced and Maximum Growth in Dualistic Economies, in: 
H. C. Bos (Ed.), Towards Balanced International Growth, Essays presented 
to J. Tinbergen, Amsterdam-London, 1969, S. 43 - 63. 
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und in Abb. 1 wiedergegebenen labour-surplus-Modell darstellen, das 
in seinen Grundzügen dem von Fei und Ranis2 entspricht. Der Einfach­
heit halber betiteln wir im folgenden den modernen Sektor mit "Indu­
strie" und den traditionellen Sektor mit "Landwirtschaft". In Abb. 1 
mißt die horizontale Achse die Erwerbsbevölkerung und die Beschäfti­
gung. Die fallende Kurve im linken Quadranten gibt die wertmäßige so­
ziale Grenzproduktivität der Arbeit in der Industrie wieder und die im 
rechten Quadranten die wertmäßige soziale Grenzproduktivität der Ar­
beit in der Landwirtschaft. WI ist der im industriellen und W A der im 
landwirtschaftlichen Sektor erzielte Nominallohn pro Arbeitskraft. 

Der eigentliche ökonomische Aspekt des Dualismusphänomens spie­
gelt sich in diesem Modell darin wieder, daß im industriellen Sektor 
die Arbeitskräfte vollbeschäftigt sind und einen Lohn erhalten, der 
ihrer Grenzproduktivität entspricht, während im landwirtschaftlichen 
Sektor der Lohn zwar deutlich geringer als in der Industrie ist, aber 
dennoch über der Grenzproduktivität der Arbeit liegt, womit sich eine 
Unterbeschäftigung im Umfang LA - LAB ergibt. In diese Unterbeschäf­
tigung kann man ohne weiteres auch jene Arbeitslosen einrechnen, die, 
angereizt durch das Lohngefälle von der Industrie zur Landwirtschaft, 
ihre ursprünglichen Lebensräume im landwirtschaftlichen Sektor ver­
lassen haben und nun in den Randgebieten der Stadtregionen angesie­
delt, aber noch nicht vom industriellen Sektor absorbiert sind. 

Im Rahmen dieses Modells läßt sich das Verteilungsproblem in drei 
zentrale Aspekte einteilen, von denen allerdings nur zwei in der Dua­
lismusdiskussion explizit Erwähnung gefunden haben. Der erste be­
trifft die Verteilung innerhalb des landwirtschaftlichen Sektors, der 
zweite die innerhalb des industriellen Sektors und der dritte die zwi­
schen den beiden Sektoren. Im landwirtschaftlichen Sektor besteht die 
Ungleichheit vorwiegend in der Diskrepanz zwischen dem existenzmi­
nimalen Einkommen der Kleinbauern, Pächter und Plantagenarbeiter 
(der Fläche ABCD in Abb. 1) und dem hohen Renteneinkommen der 
Großgrundbesitzer (der Fläche AEF minus HBE). Es handelt sich hier 
also in erster Linie um die Frage der Verteilung des Einkommens aus 
dem Landbesitz. Im industriellen Sektor geht es einerseits um die Ver­
teilung zwischen abhängig Beschäftigten (Fläche KLJI) und (häufig aus­
ländischen) Kapitalbesitzern (Fläche IJM) und andererseits um die im 
Vergleich zu Industrieländern recht hohen Lohnunterschiede zwischen 
verschiedenen Beschäftigungsarten, sei es nach Industriezweigen, Be­
rufsgruppen, ethnischer Zugehörigkeit oder dergleichen. Der letztere Ge-

2 J. C. H. Fei und G. Ranis: Development of the Labour Surplus Economy, 
Homewood/Ill., 1964, S. 7 - 20. 
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sichtspunkt hat bislang in der Dualismusdebatte nur wenig Beachtung 
gefunden und ist auch aus dem in Abb. 1 dargestellten Modell nicht di­
rekt ablesbar. Das Verteilungsproblem zwischen Industrie und Land­
wirtschaft wird durch das bestehende Lohngefälle (WI zu W A) begründet. 

Das Wachstumsproblem gliedert sich vom wirtschaftspolitischen An­
satz her in zwei Teilprobleme: Erstens die Mobilisierung eines mög­
lichst hohen investierbaren Überschusses aus der laufenden Produktion 
und zweitens die Umsetzung des Überschusses in produktive Produk­
tionsanlagen. Ein zusätzliches Problem stellt die mit ausländischen Di­
rektinvestitionen verbundene Entstehung von Realkapital in der Hand 
von Ausländern dar. Dieser Aspekt soll hier jedoch nur am Rande be­
handelt werden. 

11.2. Wachstumsbedingte Grenzen der Verteilungspolitik 

Um mögliche Ansatzpunkte einer sich an den drei zentralen Aspekten 
orientierenden, das Wachstum jedoch nicht vernachlässigenden Vertei­
lungspolitik herauszuarbeiten, erscheint es zweckmäßig, zunächst die 
Grenzen abzustecken, die einer derartigen Politik durch das Erforder­
nis, Überschüsse zu mobilisieren und umzusetzen, gesteckt werden. Ge-
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hen wir zunächst einmal von der Annahme aus, das Realeinkommen 
der Kleinbauern und Landarbeiter liege am Existenzminimum und ge­
be somit keine freiwilligen Ersparnisse her. In der Landwirtschaft 
bleibt dann für die Mobilisierung von überschüssen lediglich der nicht 
konsumierte Teil der Differenz zwischen Gesamtprodukt und Lohnein­
kommen. Das Ausmaß dieser Differenz hängt ab von dem Beschäfti­
gungsvolumen, der Arbeitsproduktivität, dem Nominallohn und der 
Konsumneigung der Großgrundbesitzer. Den überschuß reduzierend 
und somit tendenziell das Wachstum bremsend wirkt eine Politik, die 
im landwirtschaftlichen Sektor 

- das Beschäftigungsvolumen erhöht, wenn die Grenzproduktivität 
geringer als der Lohn ist, 

- die Arbeitsproduktivität vermindert, 

- den Nominallohn erhöht, 

- die Konsum- oder Hortungsneigung der Großgrundbesitzer erhöht. 

Für den industriellen Sektor gilt im wesentlichen das gleiche. Zu­
sätzlich zu erwähnen wären lediglich Maßnahmen, die auf eine Erhö­
hung der Konsumneigung der abhängig Beschäftigten hinwirken, sofern 
deren (höherer) Nominallohn überhaupt zu Ersparnissen führt und nicht 
aufgrund höherer Lebenshaltungskosten real mit dem Lohn in der Land­
wirtschaft übereinstimmt. An die Stelle der Konsumneigung der Groß­
grundbesitzer träte hier die Konsumneigung der Kapitalbesitzer und 
sonstigen selbständig Beschäftigten. 

Die Aussagen über wachstumshemmende Maßnahmen sind zu quali­
fizieren, wenn die Umsetzung des überschusses in Realkapital berück­
sichtigt wird. Ausschlaggebend hierfür ist die durch zahlreiche Studien 
belegte Tatsache, daß die Möglichkeit, überschüsse in ertragbringendes 
Realkapital umzusetzen, aus ökonomischen, sozialen oder politischen 
Gründen in den beiden Sektoren unterschiedlich ist. So läßt sich die 
Hypothese eines typischen Strukturwandels, wie sie von Colin Clark 
und Kuznets entwickelt und in jüngerer Zeit von Chenery und dem 
Kieler Institut für Weltwirtschaft3 wieder aufgenommen wurde, auch 
so interpretieren, daß langfristig die soziale Grenzproduktivität des 
überschusses in der Industrie höher ist als in der Landwirtschaft. 

3 Colin Clark: The Conditions of Economic Progress, London 1940; S. Kuz­
nets: Quantitative Aspects of the Economic Growth of Nations, Economic 
Development and Cultural Change, verschiedene Ausgaben seit Oktober 1956; 
H. B. Chenery, M. Syrquin: Patterns of Development 1950 - 1970, Washington, 
1975; G. Fels, K. W. Schatz, F. WoLter: Der Zusammenhang zwischen Produk­
tionsstruktur und Entwicklungsniveau, Weltwirtschaftliches Archiv Bd. 106, 
1971, S. 240 - 278. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



48 Lutz Hoffmann und Kurt von Rabenau 

Die Gründe für diese ungleiche Entwicklung der sozialen Grenzpro­
duktivitäten liegen im wesentlichen in folgenden Gegebenheiten: Er­
stens der höheren Einkommenselastizität für industrielle gegenüber 
landwirtschaftlichen Produkten mit der Konsequenz einer tendenziellen 
Terms-of-Trade-Verschlechterung für die Landwirtschaft und zweitens 
dem im Vergleich zur Landwirtschaft stärkeren Produktivitätsfort­
schritt im industriellen Sektor. Diese Disparität in den sektoralen Preis­
und Produktivitätsentwicklungen führt im industriellen Sektor generell 
zu höheren Kapitalrenditen und lenkt somit auch den gesamtwirtschaft­
lichen Überschuß vorwiegend in diesen Sektor. 

Die Umsetzungsproblematik ist allerdings damit noch nicht erledigt. 
Das zentrale Thema der Dualismusmodelle ist die These, daß es nicht 
nur eines angemessenen Investitionsvolumens, sondern auch einer be­
stimmten Investitionsstruktur bedarf, damit ein anhaltendes Wachstum 
erreicht wird. Das läßt sich anhand von Abb. 1 plausibel machen, wenn 
man der Einfachheit halber einmal von der Annahme ausgeht, daß der 
landwirtschaftliche Sektor nur Konsumgüter und der industrielle Sek­
tor nur Investitionsgüter produzieren und daß die Sparquote der ab­
hängig Beschäftigten im industriellen Sektor Null ist. Werden außer­
dem Außenhandelsbeziehungen vernachlässigt, ist das güterwirtschaft­
liche Gleichgewicht durch die ex-ante-Gleichheit von Lohneinkommen 
(Fläche KLJI plus DCBA) und landwirtschaftlicher Produktion (Fläche 
DGF minus GHLA) determiniert. Kommt es zu einer Auf teilung der 
Investitionen auf Landwirtschaft und Industrie, die zu einer anhalten­
den Störung des Gleichgewichts führt, dann wird das Wachstum ge­
bremst oder sogar unterbunden. Beispielsweise würde eine Vernach­
lässigung landwirtschaftlicher Investitionen zugunsten der Industrie 
eine Angebotslücke auf dem Konsumgütermarkt entstehen lassen, die 
sich letztlich in sinkenden Realeinkommen der abhängig Beschäftigten 
und einer verminderten Arbeitsproduktivität niederschlagen müßte. 
Dies würde nicht nur die Produktion, sondern auch den investierbaren 
Überschuß reduzieren und damit zu einer Beeinträchtigung des Wachs­
tums führen. 

Wird andererseits davon ausgegangen, daß ein Entwicklungsland 
Außenhandelsbeziehungen unterhält und daß im industriellen Sektor 
sowohl Investitions- als auch Konsumgüter produziert werden, dann 
wird eine vom Wachstumsgleichgewicht abweichende Investitionspolitik 
- beispielsweise eine zu stark forcierte Industrialisierung via Import­
substitution - ebenfalls das Wachstum bremsen. Die durch Vernach­
lässigung des landwirtschaftlichen Sektors entstehende Angebotslücke 
an Konsumgütern kann dann zwar zunächst durch vermehrte Importe 
geschlossen werden. Wenn jedoch weder die Exporte noch der Kapital-
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import in entsprechendem Umfang zunehmen, wird die Importkapazi­
tät für Investitionsgüter und Vorleistungen eingeengt und damit das 
Wachstum gebremst. 

ID. Der verteilungspolitische Spielraum 

Nachdem im Vorangehenden negativ abgegrenzt wurde, welche Wir­
kungen verteilungspolitische Maßnahmen nicht haben dürfen, sollen sie 
nicht das Wachstum gefährden, werden im folgenden mögliche Maß­
nahmen, gegliedert nach den drei zentralen Aspekten, auf die Bedin­
gungen für ihre Verteilungswirksamkeit hin überprüft. Der Kürze hal­
ber sollen die Maßnahmen isoliert voneinander diskutiert werden, ob­
gleich sie in vielen Fällen nur in kombinierter Form einen nennens­
werten Erfolg erwarten lassen. Es wird sich zeigen, daß in einer Reihe 
von Fällen Wachstumseinbußen nicht auszuschließen sind, so daß es 
letztlich darauf ankommt, solche Maßnahmen zu identifizieren, deren 
Verteilungseffekt im Verhältnis zur Wachstumsdämpfung möglichst 
hoch ist. Den wirtschaftspolitischen Bezugsrahmen bildet hierbei ein 
marktwirtschaftlich orientiertes Entwicklungsland mit außenwirtschaft­
licher Verflechtung. 

111.1. Maßnahmen zur Verbesserung der ländlichen Einkommensverteilung 

Unter den drei zentralen Aspekten dürfte verteilungspolitischen 
Maßnahmen im landwirtschaftlichen Sektor in den meisten Entwick­
lungsländern schon allein deshalb eine herausragende Bedeutung zu­
kommen, weil auf diesen Bereich mehr als die Hälfte und vielfach so­
gar mehr als dreiviertel der Erwerbsbevölkerung entfallen. Da sich die 
meisten der heutigen Industrieländer noch vor wenig mehr als hundert 
Jahren in einer ähnlichen Situation befanden, verwundert es nicht, daß 
die Diskussion des landwirtschaftlichen Verteilungsproblems schon sehr 
alt ist und eine Vielzahl von verteilungspolitischen Programmen und 
Einzelvorschlägen hervorgebracht hat. Es ist hier nicht möglich und auch 
nicht beabsichtigt, diese Vorschläge im einzelnen wiederzugeben und 
zu analysieren. Vielmehr soll in diesem Abschnitt versucht werden, die 
Verteilungswirksamkeit und möglichen Wachstumseffekte idealtypi­
scher Vorschläge, wie sie sich aus der Diskussion herausdestillieren las­
sen, abzuschätzen. Dabei bleibt die institutionelle Ausgestaltung, die 
für die Wirksamkeit der Maßnahmen häufig ausschlaggebend ist, weit­
gehend ausgeklammert. 

Als Leitfaden wird von einer Gliederung der Maßnahmen in drei 
Gruppen ausgegangen: 

4 Schriften d. Vereins f. Soclalpolitlk 94 
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- Direkte Eingriffe in die Verteilung des landwirtschaftlichen Ein­
kommens, 

- Verteilungs orientierte Maßnahmen, die auf Güter- und Faktor­
preise einzuwirken suchen, und 

- Maßnahmen, mit denen eine Steigerung der Arbeitsproduktivität, 
vor allem der Kleinbauern und Pächter, angestrebt wird. 

III.1.1. Direkte Eingriffe 

Unter direkten Eingriffen werden hier Maßnahmen verstanden, die 
entweder eine Änderung der Bruttoeinkommensrelationen durch Um­
verteilung der personenunabhängigen Einkommensquellen - vornehm­
lich Boden und Kapital - zum Gegenstand haben oder auf eine Än­
derung der Nettoeinkommensrelationen durch Beeinflussung der Span­
ne zwischen Brutto- und Nettoeinkommen abzielen. Im landwirtschaft­
lichen Sektor gehört zur ersten Kategorie vornehmlich die Bodenreform. 

Die Bodenreform ist verschiedentlich als eine conditio si ne qua non 
einer erfolgreichen Verteilungspolitik im landwirtschaftlichen Sektor 
eines Entwicklungslandes angesehen worden. Diese Auffassung erscheint 
als generelle Aussage aus zweierlei Gründen als zu optimistisch. Erstens 
ist der mögliche Verteilungsgewinn selbst einer optimal durchgeführten 
Bodenreform von Land zu Land sehr verschieden und zweitens ist die 
Ausgestaltung der Bodenreform eine wichtige Determinante des Ver­
teil ungseffekts. 

Bell und Duloy4 haben in Anlehnung an Adelman und Morris5 eine 
Ländertypologie nach den Kriterien des Urbanisierungsgrades, der Land­
verfügbarkeit und der Konzentration des Landbesitzes aufgestellt. Be­
trachtet man die verschiedenen Länder zunächst einmal unter dem letz­
ten Kriterium, dann ergibt sich eine beachtlich hohe Zahl von Ländern, 
in denen der Konzentrationsgrad verhältnismäßig niedrig ist und Boden­
reformen in der Gestalt einer reinen Umverteilung schon allein deshalb 
keinen nennenswerten Verteilungs effekt versprechen. Hierzu gehören 
die meisten Länder des tropischen Afrikas, abgesehen von Südafrika 
und Rhodesien, aber auch Länder wie Süd-Korea, Taiwan und Bangla­
desh. Für die drei letzteren gilt außerdem, daß die Landverfügbarkeit 
gering ist, weshalb sie auch für Landerschließungsprogramme kaum in 
Frage kommen. 

4 C. L. G. Bell and J. H. Duloy, in: H. B. Chenery, M. S. Ahluwalia, C. L. G. 
Bell, J. H. Duloy, R. Jolly: Redistribution with Growth, Oxford University 
Press 1974, S. 91 ff. 

5 I. Adelman and C. T. Morris: Society, Politics and Economic Develop­
ment, John Hopkins University Press 1967; Who Benefits from Economic 
Development, Washington 1972, (mirneo). 
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Eine ausgesprochen hohe Konzentration des Landbesitzes findet sich 
in verschiedenen lateinamerikanischen und asiatischen Ländern, für die 
daher Bodenreformvorschläge auch mit am stärksten diskutiert wurden. 
Soweit es sich um reine Umverteilungsprogramme handelt, hängt der 
verteilungspolitische Erfolg dieser Vorschläge in erster Linie davon ab, 
wie das Kompensationsproblem gelöst ist und ob - gegebenenfalls 
durch komplementäre Maßnahmen - sichergestellt ist, daß das Ein­
kommen pro Hektar nach der Umverteilung nicht nachhaltig zurück­
geht. Der Verteilungseffekt dürfte am größten sein, wenn den früheren 
Besitzern keine Entschädigung gewährt wird und die wertmäßige 
Hektarproduktivität mit der Umverteilung steigt, etwa weil die Groß­
grundbesitzer einen Teil ihres Landes nicht oder nur sehr extensiv be­
wirtschafteten. Der Verteilungseffekt ist weitaus weniger günstig, wenn 
die Großgrundbesitzer aus Staatseinnahmen kompensiert werden. Die 
Besserstellung der Kleinbauern geht dann zu Lasten Dritter, also prak­
tisch des industriellen Sektors. Am geringsten ist die Verteilungswir­
kung, wenn die Kleinbauern die Entschädigung in vollem Umfang selbst 
aufbringen müssen, was bei existenzminimalen Einkommen nur schwer 
durchführbar sein dürfte. 

Zur Bodenreform im weiteren Sinne können auch Landerschließungs­
programme zugunsten von Kleinbauern gerechnet werden. Gewöhnlich 
profitiert davon allerdings nur ein relativ kleiner Teil der Landbevöl­
kerung. Die Verteilung werden sie grundsätzlich positiv beeinflussen, 
da sie Einkommensquellen für bislang un- oder unterbeschäftigte Ar­
beitskräfte erschließen. 

Der Einfluß einer Bodenreform auf das Wachstum dürfte kurz- bis 
mittelfristig negativ, längerfristig hingegen unter günstigen Bedingun­
gen eher positiv sein. Die negative Wirkung beruht auf dem Kaldor­
Effekt einer Umverteilung von Einkommensbeziehern mit hoher margi­
naler Sparquote zu solchen mit niedriger, die zu einer geringeren Spar­
quote im Durchschnitt der Gesamtwirtschaft führt6• Werden die Groß­
grundbesitzer aus öffentlichen Einnahmen voll entschädigt, dann steigt 
zwar unter Umständen innerhalb des landwirtschaftlichen Sektors die 
Sparquote, wenn sich bei unveränderter Quote der Großgrundbesitzer 
die der Kleinbauern (wegen der gestiegenen Einkommen) erhöht. In 
der Gesamtwirtschaft sinkt sie jedoch, weil die Entschädigung der Groß­
grundbesitzer durch Besteuerung des industriellen Sektors aufgebracht 
werden muß, womit die Bodenreform dann praktisch auf eine Umver­
teilung vom industriellen Sektor zu den Kleinbauern hinausläuft. Da 

6 Das Absinken der gesamtwirtschaftlichen Sparquote führt allerdings nur 
dann zu einem Investitionsrückgang, wenn die Investitionstätigkeit im we­
sentlichen von Finanzierungsengpässen begrenzt wird, die sich auch nicht 
durch eine erhöhte Auslandsverschuldung überbrücken lassen. 
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die Sparquote im industriellen Sektor zwar geringer als die der Groß­
grundbesitzer sein dürfte, aber sicherlich höher als die der Kleinbauern 
ist, muß die durchschnittliche Sparquote sinken. Der mit einer Boden­
reform bei voller Entschädigung einhergehende Ressourcentransfer von 
der Industrie zur kleinbäuerlichen Landwirtschaft wirkt fernerhin dem 
wachstumsnotwendigen langfristigen Strukturwandel entgegen, wie er 
aus den bereits zitierten Untersuchungen von Kuznets, Chenery und 
anderen hervorgeht. Erfolgt die Entschädigung ganz oder teilweise 
aus Mitteln der neuen Grundbesitzer, dann ist mit einem nennenswer­
ten Anstieg der Sparquote im landwirtschaftlichen Sektor ebenfalls 
nicht zu rechnen, da sich das Nettoeinkommen (nach Abzug der Ent­
schädigungsbeträge) der Kleinbauern auf absehbare Zeit kaum erhöhen 
wird. 

Ein positiver Wachstumseffekt ist zu erwarten, wenn und sobald der 
Bodenreform eine nachhaltige Produktivitätssteigerung in der Land­
wirtschaft folgt. Eine derartige Produktivitätssteigerung ist allerdings 
selbst auf mittlere Sicht wenig wahrscheinlich, wenn der Landbesitz 
von für den Export produzierenden Plantagen umverteilt wird. Dafür 
sprechen die in einigen Ländern zu beobachtenden Unterschiede in den 
Hektarerträgen zwischen Kleinbauern und Plantagen. Beispielsweise 
lag im malaysischen Kautschuksektor im Jahre 1971 der Hektarertrag 
der Plantagen bei 1030 kg und derjenige der Kleinbauern einschließlich 
der staatlich organisierten Landentwicklungsprojekte (FLDA-Schemes) 
bei 551 kg7• Nimmt man die Hektarerträge als gegeben, dann würde 
eine Umwandlung der Plantagen in kleinbäuerliche Betriebe in Malay­
sia rein rechnerisch einen Produktionsrückgang um etwa 25 {l/o bedeuten. 

Handelt es sich um Agrarproduktion für den Binnenmarkt, dann sind 
Produktivitätssteigerungen eher zu erwarten. Erfahrungen in Indien 
und einigen lateinamerikanischen Ländern zeigen, daß für den Binnen­
markt produzierende Kleinbetriebe häufig höhere Hektarerträge auf­
weisen als Großbetriebe. Beispielsweise fanden Lau und Yotopoulos für 
Indien eine negative Korrelation zwischen Hektarertrag und Farm­
größe8• Der Wachstums effekt besteht dann einmal in den Produktivi­
tätssteigerungen selbst9 ; er beruht zweitens auf dem steigenden Spar­
vermögen des landwirtschaftlichen Sektors und drittens auf dem wach-

7 Rubber Statistics Handbook Malaysia 1971, Department of Statistics, 
Kuala Lumpur, S. 25 und 61. 

8 E. J. Lau and P. A. Yotopoulos: A Test for Relative Efficiency and Appli­
cation to Indian Agriculture, American Economic Review 61, 1971, S. 94 ff. 
Siehe auch Hung-Chao Tai: Land Reform ond Politics: A Comparative Ana­
lysis, Berkeley, Los Angeles, London, 1974, S. 111. 

9 Dies war beispielsweise in Mexiko, Taiwan, Ägypten und Persien der 
Fall, wo ein erheblicher Teil der landwirtschaftlichen Nutzfläche umverteilt 
worden ist. Vgl. Hung-Chao Tai, a.a.O., S. 311 ff, 
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senden Markt, den der landwirtschaftliche Sektor für industrielle Er­
zeugnisse bietet, und der dadurch erhöhten Rentabilität von Investitio­
nen in der Industrie. Die mit vermehrten Investitionen steigende Pro­
duktion im industriellen Sektor schafft andererseits die Voraussetzung 
dafür, daß dem landwirtschaftlichen Sektor erweiterte Absatzmöglich­
keiten für sein gestiegenes Produktionsvolumen entstehen. Im Grunde 
kann somit die Bodenreform als eine notwendige Bedingung für ein 
ausgewogenes Wachstum, wie es Nurkse10 formuliert hat, verstanden 
werden. 

Positive Wachstumseffekte können im Falle der Entschädigung der 
Großgrundbesitzer unter Umständen auch dadurch erwachsen, daß diese 
sich gezwungen sehen, ihr (unfreiwillig) liquidisiertes Kapital neuen 
Anlageformen zuzuführen. Werden sie, wie es vielfach praktiziert wor­
den ist, mit öffentlichen Schuldverschreibungen entschädigt, die nach 
Maßgabe der jährlichen Ratenzahlungen der neuen Grundbesitzer an 
den Staat getilgt werden, dann ist vorstellbar, daß die Sparquote der 
enteigneten Großgrundbesitzer steigt, da sich letztere eine neue Kapi­
talbasis schaffen wollen. Inwieweit ein solches Bedürfnis tatsächlich 
existiert, ist jedoch ungewiß. Taiwan und Persien haben deshalb eine 
Reinvestition der Entschädigungsbeträge erzwungen bzw. nahegelegt11• 

In Taiwan wurde die Entschädigung von vornherein zu 30 Ofo in An­
teilen staatlicher Unternehmen geleistet, während in Persien eine Wahl­
möglichkeit eingeräumt wurde, bei der die Alternative der Wieder an­
lage in staatlichen Unternehmen besonders attraktiv war. 

Der Wachstums effekt eines Landerschließungsprogramms mag auf den 
ersten Blick eindeutig positiv erscheinen, da es bislang nicht oder nur 
wenig genutzte Produktionsfaktoren (Boden und Arbeit) zum Einsatz 
bringt. Es ist jedoch zu bedenken, daß ein derartiges Programm auch 
beträchtliche Investitionen und administrative Kapazitäten erfordert. 
Sind die Alternativkosten des Kapitals höher als sein sozialer Grenz­
ertrag in der Landerschließung oder wird die administrative Kapazität 
durch das Programm derart beansprucht, daß ertragreichere Projekte 
an anderer Stelle unterbleiben, dann ist der Wachstumseffekt negativ. 
Die Relevanz dieser Einwände ist von Fall zu Fall zu prüfen. 

In Ländern, in denen landwirtschaftliche Produktion auf Pachtbasis 
gebräuchlich ist, kann eine Pachtreform ein erster direkter Eingriff sein, 
um die Einkommensverteilung zu verbessern, bevor zu der Radikalkur 
einer Landumverteilung gegriffen wird. Die Pachtreform besteht zu­
nächst einmal in einer gesetzlichen Regelung der Pachthöchstsätze. Da 

10 G. Haberler, R. M. Stern (Eds.): Equilibrium and Growth in the World 
Economy, Economic Essays by Ragnar Nurkse, Cambridge, Mass., 1961. 

11 Vgl. Hung-Chao Tai: a.a.O., S. 190 ff. 
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die gesetzlichen Höchstsätze in der Regel unter den Marktsätzen liegen 
werden, entspricht der Verteilungseffekt richtungsmäßig dem einer ent­
schädigungslosen Bodenreform, ist jedoch quantitativ viel geringer. Al­
lerdings greift die Pachtreform nur dann, wenn sie mit einem sicheren 
Kündigungsschutz verbunden ist, da anderenfalls der Großgrundbesit­
zer mit der Drohung der Kündigung höhere Leistungen in Naturalform, 
als Zinszahlung für aufgenommene Darlehen, als Arbeitsleistung oder 
dergleichen erzwingen oder aber auch zur Selbstbewirtschaftung über­
gehen kann. 

Unter dem Wachstumsaspekt hat eine Pachtreform zunächst einmal 
eine ähnliche Wirkung wie eine entschädigungslose Bodenreform, das 
heißt sie senkt die durchschnittliche Sparquote. Ohne Kündigungsschutz 
wird sich auch die Hektarproduktivität kaum erhöhen, da kein Anreiz 
für zusätzliche Investitionen vorhanden ist. Besteht ein wirksamer Kün­
digungsschutz, dann kann die verbesserte Einkommenssituation der 
Pächter sie zu Investitionen veranlassen, vorausgesetzt der in Natural­
form an den Großgrundbesitzer abzuliefernde Produktionszuwachs 
(beim share-cropping) ist nicht zu hoch. Günstig auf die Investitions­
tätigkeit wirkt sich sicher auch eine Beteiligung der Großgrundbesitzer 
an den Vorleistungen aus, wie es etwa das west-bengalische Krishani­
System vorsieht12• 

Unter den direkten Eingriffen wären schließlich noch verschiedene 
Arten der Besteuerung zu nennen, die positiv verteilungswirksam sind, 
wenn sie die Großgrundbesitzer stärker treffen als die Kleinbauern. 
Auf die sehr breite Diskussion über den Verteilungs effekt von Steuern, 
die als das klassische Umverteilungsinstrument im Rahmen einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung angesehen werden, kann hier nicht im 
einzelnen eingegangen werden. Folgende generelle Ergebnisse dieser 
Diskussion erscheinen jedoch erwähnenswert. Die tatsächliche Vertei­
lungswirkung von Steuern für sich genommen ist erheblich geringer, als 
aufgrund der tariflichen Ausgestaltung erwartet werden kann. Haupt­
ursache hierfür sind neben der Steuerhinterziehung die Steuerüber­
wälzung und die mit der Unternehmensgröße zunehmenden Möglich­
keiten, Steuervergünstigungen wahrzunehmen. 

Diese generellen Aussagen haben volle Gültigkeit für einen für den 
Binnenmarkt produzierenden landwirtschaftlichen Sektor. Handelt es 
sich hingegen um landwirtschaftliche Produktion für den Export, dann 
entfällt zumindest das überwälzungsargument weitgehend, da es sich 
bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen um relativ homogene Güter han-

12 Vgl. z. B. P. K. Bardhan, T. N. Srinivasan: Cropsharing Tenancy in 
Agriculture: A Theoretical and Empirical Analysis, American Economic 
Review 61, 1971, S. 48 ff. 
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delt, deren Weltmarktpreise der einzelne Anbieter als gegeben ansehen 
muß. Insofern ist die Verteilungswirkung einer die größeren Produzen­
ten progressiv stärker treffenden Steuer, sei es nun eine Einkommens­
steuer, Bodensteuer oder Exportsteuer, in diesem Fall günstiger zu be­
urteilen. 

Unter dem Wachstumsgesichtspunkt ist eine verteilungswirksame 
Steuer für sich genommen eindeutig negativ zu beurteilen, da sie den 
investierbaren Überschuß des Privatsektors gerade dort am stärksten 
reduziert, wo er am höchsten ist. Allerdings ist unter diesem Aspekt 
eine isolierte Betrachtung der Besteuerung am wenigsten angebracht, 
da man wohl davon ausgehen muß, daß die Steuereinnahmen zumindest 
zum Teil der Finanzierung wachstumsfördernder Investitionen dienen 
sollen. 

III.l.2. Preisbeeinflussende Maßnahmen 

Neben direkten Eingriffen können die wirtschaftspolitischen Instan­
zen Maßnahmen ergreifen, die durch Einwirkung auf Güter- und Fak­
torpreise Änderungen der Einkommensverteilung zur Folge haben. Bei 
den Güterpreisen ist zu unterscheiden zwischen Maßnahmen, die das 
interne Preisgefüge des landwirtschaftlichen Sektors ändern und sol­
chen, die über die Terms of Trade die Verteilung zwischen Landwirt­
schaft und Industrie beeinflussen. Bei der Diskussion von Güterpreis­
änderungen werden wir uns in diesem Abschnitt auf den ersten Aspekt 
beschränken. 

Wie im vorangegangenen Abschnitt kann man zunächst einmal wie­
der zwischen einer Produktion für den Weltmarkt und einer für den 
Binnenmarkt unterscheiden. Für das Angebot von Großproduzenten 
und Kleinbauern wollen wir folgende Konstellationen unterstellen: 

- Sowohl Großproduzenten als auch Kleinbauern bieten Weltmarkt­
produkte an, aber die Qualität der letzteren ist geringer als die der 
ersteren. Infolgedessen besteht ein qualitätsbedingter Preisunter­
schied. 

- Die Großproduzenten stellen Güter für den Weltmarkt her, während 
die Kleinbauern den Binnenmarkt versorgen. 

- Sowohl Großproduzenten als auch Kleinbauern produzieren für den 
Binnenmarkt. 

Je nachdem, welche dieser Angebotssituationen gegeben ist, ergeben 
sich unterschiedliche Ansatzpunkte einer verteilungsorientierten Preis­
beeinflussung. 
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Im Falle der Weltmarktproduktion mit qualitätsbedingten Preis­
unterschieden kann der Staat die Erzeugerpreise egalisieren, indem er 
beispielsweise den Großproduzenten eine Exportsteuer auferlegt. Der 
Erlös dieser Exportsteuer könnte für qualitätsverbessernde Investitio­
nen der Kleinbauern, wie etwa Bewässerungssysteme, Neubepftanzung 
überalteter Anlagen usw., verwandt werden. Die Verteilung würde da­
mit nicht nur unmittelbar verbessert, sondern es wird auch eine Ur­
sache der Verteilungs ungleichheit langfristig beseitigt. Die Steuer al­
lein hätte sicherlich einen negativen Wachstumseffekt. In Verbindung 
mit derartigen qualitätsverbessernden Investitionen oder bei hochpro­
duktiven Investitionen an anderer Stelle dürfte der Wachstumseffekt 
jedoch per Saldo eher positiv sein. 

Bieten die Großproduzenten auf dem Weltmarkt und die Kleinbauern 
auf dem Binnemarkt an, dann ist ebenfalls eine Exportsteuer, evtl. ver­
bunden mit einem Importzoll auf im Inland konsumierte Agrarerzeug­
nisse, ein wirksames Instrument, um die Verteilung innerhalb des land­
wirtschaftlichen Sektors zu ändern. Auch in diesem Falle würden staat­
liche Einnahmen anfallen, die zu entsprechenden Investitionen genutzt 
werden könnten. Der Wachstumseffekt der Steuer-cum-Zollmaßnahme 
ist für sich genommen wohl eher negativ, da bei den großen Produzen­
ten der investierbare überschuß zurückgeht, während bei den Klein­
bauern damit gerechnet werden muß, daß sie ihr höheres Einkommen 
zu verstärktem Konsum nutzen. 

Wenn sowohl Großproduzenten als auch Kleinbauern für den Binnen­
markt produzieren, dann sollten die staatlichen Institutionen darauf 
achten, daß die Großproduzenten nicht durch oligopolistisches Verhalten 
ihre Preise (lokal) überhöhen und daß die Kleinbauern nicht durch 
Handelsmonopsonisten ausgebeutet werden. Als eine Maßnahme wäre 
hier an eine staatliche Festpreispolitik zu denken, die dafür sorgt, daß 
alle Anbieter die gleichen Erzeugerpreise erzielen. Da Festpreise die 
in einer Marktwirtschaft über das Preissystem laufende effiziente Allo­
kation der Ressourcen außer Kraft setzen, ist bei dieser Maßnahme mit 
negativen Wachstumswirkungen zu rechnen. Als alternative Maßnah­
men kommen staatlich kontrollierte oder genossenschaftliche Ankaufs­
stellen für landwirtschaftliche Produkte in Frage. Soweit diese Stellen 
allen Anbietern den gleichen Preis zahlen, haben sie ebenfalls eine 
positive Verteilungswirkung. Das Allokationsproblem kann in diesem 
Fall gemildert, wenn auch nicht beseitigt werden, wenn die Ankaufs­
stellen durch eine variable Preispolitik den Marktmechanismus simu­
lieren. Damit würde allerdings der negative Verteilungseffekt von 
Preisschwankungen, die grundsätzlich Kleinbauern stärker treffen als 
Großproduzenten, nicht beseitigt. Wenigstens teilweise ließe sich das 
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jedoch erreichen, wenn die Ankaufsstellen eine antizyklische Ankaufs­
politik betrieben und auf diese Weise die Intensität der Preisschwan­
kungen milderten. 

Bei einer verteilungsorientierten Beeinflussung von Faktorpreisen 
geht es in erster Linie um die Preise für Kapitalgüter und sonstige Vor­
leistungen, wie Düngemittel, Saatgut und dergleichen. Soweit es sich 
um importierte Güter handelt, kann der Staat den Kleinbauern Zoll­
vergünstigungen gewähren. Er kann ferner dafür sorgen, daß die Klein­
bauern im Einkauf nicht wegen ihrer geringen Marktmacht benach­
teiligt werden. In einer Reihe von Ländern haben die Händler nicht nur 
beim Kauf der Erzeugnisse der Kleinbauern eine monopsonistische Posi­
tion, sondern auch beim Verkauf der Kapitalgüter und Vorleistungen 
eine monopolistische Marktstellung. Auf diese Weise können sie die 
Schere zwischen Einkaufspreisen und Verkaufspreisen zum Nachteil der 
Kleinbauern manipulieren. Besonders kritisch ist die Marktstellung der 
Händler, wenn sie außerdem auch noch Finanzierungsfunktionen über­
nehmen. Dafür, daß in derartigen Fällen häufig exorbitant hohe Zinsen 
seitens der Händler verlangt werden, gibt es in einer ganzen Reihe von 
Entwicklungsländern genügend Beispiele. 

Die Lösung ist auch hier wieder, daß staatliche Institutionen nicht 
nur dafür sorgen, daß die Kleinbauern für ihre Erzeugnisse marktge­
rechte Preise erhalten, sondern auch, daß sie ihre Investitionsgüter und 
Verbrauchsmittel zu angemessenen Preisen erwerben und zu tragbaren 
Zinsen finanzieren können. In einigen Ländern hat man mit speziellen 
Finanzierungsinstitutionen für kleine Produzenten, die gleichzeitig 
technische Beratungsfunktionen übernommen haben, recht gute Erfah­
rungen gemacht. Da derartige Maßnahmen und Einrichtungen zugun­
sten von Kleinbauern die Investitionstätigkeit der Großproduzenten 
kaum negativ beeinflussen dürften, ist ihnen wohl insgesamt ein positiver 
Wachstums effekt zuzusprechen. 

Ebenso wie eine Verbilligung von Kapitalgütern und Finanzierungs­
mitteln für Kleinbauern eine positive Verteilungswirkung hat, kann 
das Gegenstück, das heißt eine Verteuerung von Kapitalgütern und 
Finanzierungsmitteln für Großproduzenten, einen gleichgerichteten Ef­
fekt haben. In Ländern, in denen der Nutzungspreis für Kapital auf­
grund von Preissubventionen, Zinsvergünstigungen und anderen Markt­
verzerrungen unterhalb der Alternativkosten liegt, könnte eine Ver­
teuerung des Kapitals für Großproduzenten darüberhinausgehende posi­
tive Verteilungswirkungen haben und gleichzeitig das Wachstum stimu­
lieren. Voraussetzung dafür ist, daß Arbeit und Kapital substituierbar 
sind, was für weite Bereiche der landwirtschaftlichen Produktion sicher 
zutreffen dürfte. Eine Verteuerung des Kapitals kann dann im land-
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wirtschaftlichen Sektor zu einer vermehrten Nachfrage nach Arbeit 
führen13 und somit zu Einkommen für Arbeitskräfte, die bislang kein 
Einkommen bezogen, weil sie unbeschäftigt waren. Durch die Annähe­
rung des Preises für Kapital an dessen Alternativkosten wird die Allo­
kation der Ressourcen effizienter und somit auch das Wachstum geför­
dert. In Bereichen, in denen die Substituierbarkeit von Kapital durch 
Arbeit nicht gegeben ist, besteht allerdings die Gefahr, daß eine Ver­
teuerung des Kapitals die Investitionstätigkeit lähmt und dadurch das 
Wachstum gefährdet. Der Ergreifung von Maßnahmen, die auf die Fak­
torpreise einwirken, sollten daher Untersuchungen über die Substitu­
tionsmöglichkeiten vorausgehen. 

1II.1.3. Produktivitätssteigernde Maßnahmen 

Während bei Großproduzenten mit Lohnarbeit die Verteilungswir­
kung von Produktivitätssteigerungen offen ist, da die Produktivitäts­
fortschritte entweder in Form vonLohnerhöhungen an die Arbeitskräfte 
weitergegeben oder als zusätzliche Gewinne von den Kapitalbesitzern 
vereinnahmt werden können, verbessert eine Produktivitätssteigerung 
im kleinbäuerlichen Bereich die Einkommensverteilung im landwirt­
schaftlichen Sektor unmittelbar. Unter langfristigem Aspekt müssen 
Produktivitätssteigerungen im kleinbäuerlichen Sektor sicher besonders 
positiv beurteilt werden, da sie zu einer einkommensmäßigen Unab­
hängigkeit dieses Sektors beitragen und damit verteilungspolitische 
Maßnahmen auf die Dauer überflüssig machen. 

Verschiedene der in diese Kategorie fallenden Maßnahmen sind in 
den vorangegangenen Abschnitten bereits angeklungen. In sehr armen 
Ländern gehört hierzu zunächst einmal die Versorgung mit öffentlichen 
Grundeinrichtungen, wie Trinkwaser, Elektrizität, medizinische Versor­
gung, Elementarschulen, Verkehrswege und dergleichen. Das zentrale 
Problem dieser Versorgung ist einmal ihre Finanzierung und zweitens 
die erhebliche Anforderung, die sie an die administrative Kapazität der 
wirtschaftspolitischen Institutionen stellt. In Ländern, in denen Kapital 
knapp ist, wird sich immer die Frage stellen, ob diese verteilungspoli­
tisch sehr wünschenswerten Investitionen eine soziale Grenzproduktivi­
tät aufweisen, die über der in alternativen Projekten realisierbaren 
liegt. Wenn das nicht der Fall ist, ist die Wachstumswirkung dieser 
Maßnahmen negativ. 

Aber nicht nur in den ärmsten Ländern, sondern auch in den bereits 
weiter fortgeschrittenen läßt sich durch erhebliche öffentliche Investi-

13 Das tritt ein, wenn der auf die Arbeitsnachfrage positiv wirkende Sub­
stitutionseffekt den negativen Niveaueffekt der Kapitalverteuerung über­
kompensiert. 
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tionen die Verteilungssituation im landwirtschaftlichen Sektor verbes­
sern. Neben allgemeinen Ausbildungseinrichtungen ist hier an spezielle 
Beratungsstellen, etwa in der Form von Landwirtschaftsbanken, an den 
weiteren Ausbau des Verkehrsnetzes und ähnliche Maßnahmen zu 
denken. Eine grundsätzliche Schwierigkeit, die bei allen derartigen 
Maßnahmen auftreten kann, besteht in der Sicherstellung, daß die Maß­
nahmen tatsächlich vorwiegend den Kleinbauern und abhängigBeschäf­
tigten und nicht in erster Linie den Großproduzenten zugute kommen. 
Beispielsweise wäre im Bildungssektor darauf zu achten, daß nicht vor­
wiegend Ausbildungsinstitutionen auf dem höchsten Ausbildungsniveau 
(Gymnasien, Universitäten) geschaffen werden. Auch beim Bau der Ver­
kehrswege kommt es darauf an, daß diese nicht vorwiegend die Absatz­
und Zulieferungswege der Großproduzenten, sondern vor allem die der 
Kleinbauern verbessern. 

III.1.4. Schlußfolgerungen 

Der Spielraum für das Wachstum nicht oder allenfalls geringfügig 
gefährdende verteilungspolitische Maßnahmen läßt sich thesenhaft fol­
gendermaßen abstecken: 

- Eine Bodenreform im exportorientierten landwirtschaftlichen Sektor 
dürfte zumindest kurz- bis mittelfristig das Wachstum deutlich nega­
tiv beeinflussen. 

- In einem für den Binnenmarkt produzierenden landwirtschaftlichen 
Sektor kann eine Bodenreform positive Wirkungen auf die Einkom­
mensverteilung haben. Der Verteilungseffekt ist am größten, wenn 
die Bodenreform ohne Entschädigung der Großgrundbesitzer erfolgt. 
Der Wachstumseffekt ist apriori ungewiß. Wenn die Konsum- und 
Hortungsquote der Großgrundbesitzer relativ gering ist und die 
agrarische Produktion nicht zunimmt, dann bilden sich die gesamt­
wirtschaftlichen Ersparnisse zurück und das Wachstum wird ge­
fährdet. Gelingt es aber, die landwirtschaftliche Hektarproduktivität 
aufgrund einer intensiven Bebauung des Bodens nennenswert zu 
steigern, dann werden Sparfähigkeit und wirtschaftliches Wachstum 
positiv beeinflußt. 

- Eine Entschädigung der Großgrundbesitzer aus öffentlichen Mitteln 
kommt einem Transfer von Ressourcen aus der Industrie in die 
Landwirtschaft gleich und wirkt somit dem langfristigen, wachs­
tumsnotwendigen Strukturwandel entgegen. Unter dem Wachstums­
gesichtspunkt erscheint daher eine zumindest teilweise Entschädi­
gung der Großgrundbesitzer durch die neuen Grundbesitzer günsti­
ger zu sein. Allerdings sollten diese Entschädigungsleistungen die 
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neuen Grundbesitzer nicht so stark belasten, daß sie keine produk­
tivitätssteigernden Investitionen mehr durchführen können. 

- Landerschließungsprogramme werden in der Regel sowohl die Ver­
teilung als auch das Wachstum positiv beeinflussen, sofern sich das 
erforderliche Investitionsvolumen in Grenzen hält und die admini­
strative Kapazität der zuständigen Behörden nicht überfordert wird. 

- Eine Pachtreform hat einen positiven Verteilungseffekt, der in der 
Regel allerdings geringer als der einer Bodenreform ist. Negative 
Wachstumswirkungen einer Pachtreform lassen sich durch Einfüh­
rung eines wirksamen Kündigungsschutzes weitgehend ausschließen. 

- Das für marktwirtschaftliche Systeme klassische Instrument der Um­
verteilung, die Besteuerung, hat aufgrund der Durchführungspro­
bleme für sich genommen auch bei progressiver Ausgestaltung nur 
einen geringen Umverteilungseffekt. Die Verteilungswirkungen sind 
in einer exportorientierten Landwirtschaft etwas günstiger als in 
einer, die für den Binnenmarkt produziert. 

- Für sich genommen ist der Wachstumseffekt einer Besteuerung zu­
nächst einmal negativ. Allerdings kann die Wachstumswirkung einer 
Steuer sinnvollerweise nur im Gesamtzusammenhang der fiskali­
schen Aktivität beurteilt werden. 

- über die Güterpreise können die staatlichen Institutionen durch Ex­
portsteuern, gegebenenfalls verbunden mit einem Importzoll, je nach­
dem ob die Kleinbauern auch für den Export oder lediglich für den 
Import produzieren, auf die Verteilung innerhalb des landwirtschaft­
lichen Sektors einwirken. Die Steuereinnahmen könnten für quali­
täts- oder produktivitätssteigernde Investitionen im kleinbäuerlichen 
Bereich verwandt werden. 

- Die Verteilung negativ beeinflussendes oligopolistisches Verhalten 
von Großproduzenten sowie monopolistisches Verhalten von Händ­
lern kann durch staatlich kontrollierte oder genossenschaftliche An­
kaufstellen für landwirtschaftliche Produkte weitgehend neutrali­
siert werden. Die Ankaufspolitik sollte antizyklisch sein, um Preis­
schwankungen, die gewöhnlich Kleinbauern stärker treffen als Groß­
produzenten, zu reduzieren. 

- Die Ankaufsstellen sollten gleichzeitig eine angemessene Versorgung 
der Kleinbauern mit Investitionsgütern und Verbrauchsmitteln 
sicherstellen, um auch hier eine monopolistische Ausbeutung durch 
Händler unmöglich zu machen. Spezielle Finanzierungsinstitutionen 
könnten gewährleisten, daß die Kleinbauern Zugang zu Finanzie­
rungsquellen zu angemessenen Konditionen erhalten. 
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- Eine Verteuerung von Kapital für Großproduzenten würde nicht nur 
die Verteilung positiv beeinflussen, sondern auch das Wachstum, so­
fern sich Kapital leicht durch Arbeit substituieren läßt. 

- Unter dem Verteilungsaspekt sollten produktivitätssteigernde Maß­
nahmen vor allem im kleinbäuerlichen Sektor ergriffen werden, da 
ihre Verteilungswirkung bei den Großproduzenten ungewiß ist. 
Unter langfristigem Aspekt sind derartige Maßnahmen im klein­
bäuerlichen Sektor besonders positiv zu beurteilen, da sie auf die 
Dauer verteilungspolitische Maßnahmen überflüssig machen. 

- Bei produktivitätssteigernden Maßnahmen im kleinbäuerlichen Sek­
tor ist darauf zu achten, daß ihre Wirkung tatsächlich den Klein­
bauern und nicht den Großproduzenten zugute kommt. 

111.2. Maßnahmen zur Verbesserung der städtischen Einkommensverteilung 

Die Probleme der städtischen Einkommensverteilung stehen in engem 
Zusammenhang mit den Problemen der Ungleichheit auf dem Lande. 
Ist es in vielen Städten schon schwierig, genügend Arbeitsplätze für die 
eigentliche Stadtbevölkerung zu schaffen, so macht der ständige Be­
völkerungszustrom vom Lande14 in zahlreichen Ländern die Arbeits­
platz- und Wohnraumbeschaffung sowie die Versorgung mit öffentlichen 
Gütern zu einem nahezu unüberwindbaren Problem. Im Rahmen der 
Dualismustheorie wurde die Land-Stadt-Wanderung trotz hoher Ar­
beitslosigkeit und Unterbeschäftigung in städtischen Regionen vor allem 
von Harris und Todaro15 einer gründlichen theoretischen Analyse unter­
zogen. Diese Autoren gingen davon aus, daß sich die Entscheidung über 
das Verbleiben auf dem Lande oder das Fortziehen in die Stadt nach 
der Erwartung, in der Stadt einen Arbeitsplatz zu bekommen, sowie 
nach der erwarteten Lohndifferenz richtet. Wenngleich ihre Methode, 
hieraus den Erwartungswert des Einkommens zu bestimmen, angreif­
bar sein mag und neben den genannten auch noch andere Gründe für 
eine Wanderungsentscheidung maßgeblich sein mögen, dürfte weit­
gehende Übereinstimmung darin bestehen, daß die Wanderungsent­
scheidung überwiegend von ökonomischen Attraktivitätsmerkmalen wie 

14 Das jährliche Bevölkerungswachstum in marktwirtschaftlich organisier­
ten Entwicklungsländern betrug von 1950 - 1970 durchschnittlich 2,4 v.H. Das 
Wachstum der städtischen Bevölkerung übertraf diese Durchschnittsrate er­
heblich. Sie betrug von 1950 - 1960 5,1 v.H. und von 1960 - 1970 in etwa 4,1 v.H. 
Vgl. Paul Bairoch: Urban Unemployment, International Labour Office, Genf, 
1973, S. 10 u. 18. 

15 J. R. Harris und M. P. Todaro: Migration, Unemployment and Develop­
ment: A Two Sector Analysis, American Economic Review, Bd. 60, 1970, 
S. 126 - 142; M. P. Torado: Urban Job Expansion, Induced Migration and 
Rising Unemployment, Journal of Development Economics 3, 1976, S. 211 -225. 
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Einkommen, Beschäftigung, Lebensstil usw. abhängt16• Verbessert man 
nun einseitig die Einkommensverteilung der städtischen Bevölkerung, 
wozu ja insbesondere eine Anhebung des Realkonsums der ärmeren Be­
völkerungsschichten gehört, dann wird die Attraktivität des Stadt­
lebens, verglichen mit der des Landlebens, erhöht. Dies hat zur Folge, 
daß der Zuwandererstrom vom Lande weiter anschwillt und den Erfolg 
der Maßnahmen zunichte zu machen droht. Die Armutsbekämpfung in 
der Stadt muß daher unbedingt von Maßnahmen der ländlichen Ar­
mutsbekämpfung begleitet werden. 

In einigen Entwicklungsländern ist versucht worden, die Landflucht 
auf administrativem Wege zu stoppen. Verteilungspolitisch ist ein sol­
ches Vorgehen bedenklich, da es den Ausgleich der Einkommensunter­
schiede zwischen Stadt und Land erschwert. Die knappen administra­
tiven Kapazitäten dürften sicherlich in der Beseitigung des Attraktivi­
tätsgefälles, wodurch das übel an der Wurzel gepackt wird, besser ein­
gesetzt sein als im Kurieren an Symptomen. 

Eine typische Erscheinung in fast allen Entwicklungsländern ist die 
Arbeitslosigkeit in den Städten17• Es wäre jedoch verfehlt, einerseits 
offene Arbeitslosigkeit mit Armut und andererseits Erwerbstätigkeit 
mit einem über der Armutsgrenze liegenden Einkommen gleichzusetzen. 
Wenngleich es nur wenige Statistiken gibt, die über den Zusammen­
hang zwischen Arbeitslosigkeit und Haushaltseinkommen Aufschluß 
geben, so deuten doch einige Indikatoren darauf hin, daß dieser Zu­
sammenhang nicht besonders stark ausgeprägt ist. Aus einer Studie 
Berrys über die Arbeitslosigkeit in acht kolumbianischen Städten geht 
hervor, daß mehr als die Hälfte der als arbeitslos eingestuften Personen 
aus Erwerbspersonen bestand, die entweder auf hochbezahlte Stellen 
warteten oder weniger als 5 Wochen arbeitslos waren oder bei ihren 
Familien wohnten und vorher noch nicht berufstätig waren. Außerdem 
ist geschätzt worden, daß die Gruppe der arbeitslosen Armen kleiner ist 
als die der erwerbstätigen Armen18• 

Dies führt zu der Frage, wer die städtischen Armen eigentlich sind. 
Ra019 gibt hierzu angesichts fehlenden statistischen Materials, das defi­
nitive Aussagen zuließe, folgende Einschätzung ab. Arme Stadtbewoh-

16 H. N. BaTnum und R. H. Sabot: Migration, Education and Urban Surplus 
Labour, OECD Development Center Employment Series, Paris, 1975. 

17 Vgl. beispielsweise D. J. Blake: Unemployment: The West Malaysian 
Example, in: Readings on Malaysian Economic Development, Hrsg. D. Lim, 
Kuala Lumpur, 1975, S. 190. 

18 Vgl. A. BeTTY: Unemployment as a Sodal Problem in Urban Kolumbia, 
Economic Growth Center at the Yale University, Discussion Paper Nr. 145, 
New Haven/Conn. 1972. 

19 D. C. Rao: Urban Target Groups, in: H. B. Chenery et al., Redistri­
bution with Growth, a.a.O., S. 138. 
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ner bestehen aus erstens Selbständigen im Dienstleistungsgewerbe, 
zweitens ungelernten Arbeitern im nichtlandwirtschaftlichen Bereich, 
drittens Immigranten, die einer Gelegenheitsarbeit nachgehen, viertens 
gelernten Arbeitern (teilweise selbständig), deren Produkte und Dienst­
leistungen wenig nachgefragt werden, und fünftens alten und behinder­
ten Personen, die auf Unterstützung angewiesen sind. 

Im folgenden sollen einzelne verteilungswirksame Maßnahmen dis­
kutiert werden, die insbesondere den aufgezählten Personengruppen 
zugute kommen. Hierbei wird wieder nach dem Gliederungsschema des 
vorherigen Abschnitts vorgegangen. 

III.2.1. Direkte Eingriffe 

Unter den direkten Eingriffen entspräche der Bodenreform im land­
wirtschaftlichen Sektor eine Umverteilung des Anlagekapitals im indu­
striellen Sektor. Die Tatsache, daß in der verteilungspolitischen Diskus­
sion die Bodenreform einen ersten Platz einnimmt, die Umverteilung 
von Anlagekapital hingegen kaum Erwähnung findet, hat sowohl grund­
sätzliche als auch spezifisch ökonomische Gründe. Die Bodenreform wird 
nicht nur als ein verteilungspolitisches Instrument angesehen, sondern 
auch als eine Vorbedingung für die Überwindung des Feudalsystems 
und die Hinführung der traditionellen Gesellschaft zu einer modernen 
kapitalistisch-marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung. Im Unterschied 
dazu haftet einer am industriellen Anlagevermögen ansetzenden Ver­
teilungspolitik der Verdacht an, durch Eingriffe in das Privateigentum 
an den Produktionsmitteln an den Grundfesten der kapitalistisch-markt­
wirtschaftlichen Ordnung zu rütteln. Dabei wird freilich übersehen, daß 
eine Reduzierung der Vermögens konzentration im industriellen Sektor 
nicht mit Verstaatlichung gleichzusetzen ist, sondern durchaus auch als 
eine Umverteilung innerhalb des privaten Sektors verstanden werden 
kann, und daß eine aktive Bekämpfung der Vermögens- und Macht­
konzentration in der Industrie von jeher ein Anliegen von Vertretern 
liberal-marktwirtschaftlicher Ordnungsvorstellungen war. 

Die mehr ökonomische Begründung basiert auf Effizienzüberlegun­
gen. Eine Bodenreform läßt sich vielfach mit der extensiven Nutzung 
landwirtschaftlichen Bodens durch Großgrundbesitzer rechtfertigen. 
Zumindest längerfristig verspricht die Bodenreform unter den oben ge­
nannten Bedingungen, ein größeres Produktionsvolumen durch gestie­
gene Hektarproduktivität zu erbringen. Im industriellen Sektor ist eine 
vergleichbare Veränderung als Folge einer Umverteilung des Anlage­
vermögens, die aus größeren Produktionseinheiten kleinere macht, ge­
nerell nicht zu erwarten. Mehr Produktionseinheiten erfordern mehr 
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Personen mit Managementfähigkeiten, die nicht vorhanden und auch 
nicht ohne weiteres produzierbar sind. Im Gegenteil, es besteht die 
Gefahr, daß vorhandene Manager abwandern. Außerdem ist die Ar­
beitsproduktivität in größeren Produktionseinheiten durchweg erheb­
lich höher als in kleineren. Bei gegebenem Einsatz an Managern und 
Arbeitern müßte eine Umverteilung somit zu einem Produktionsrück­
gang führen. Dies kann unter Umständen zumindest teilweise durch 
einen verstärkten Arbeitseinsatz kompensiert werden. Die von den In­
dustrieländern ausgehende weltweite technologische Entwicklung geht 
jedoch eindeutig in Richtung größerer - und auch kapitalintensiverer -
Produktionseinheiten. Eine auf kleinere Produktionseinheiten hinzie­
lende Verteilungspolitik müßte daher, wenn sie keine Produktions- und 
Wachstumsverluste hinnehmen will, von einer entsprechenden Techno­
logiepolitik begleitet sein. Dies stößt jedoch, wie die Erfahrung zeigt20, 

auf außerordentliche Schwierigkeiten, die von einem einzelnen Ent­
wicklungsland überhaupt nicht zu lösen sind. 

Als Alternative zu einer Umverteilung des bestehenden Anlagever­
mögens wäre eine Politik denkbar, die bei der Bildung neuen Anlage­
vermögens ansetzt und auf kleinere Produktionseinheiten abzielt. In­
nerhalb des potentiellen Produktionsspektrums eines Entwicklungslan­
des gibt es Wirtschaftszweige, in denen große Produktions einheiten 
technologisch vorgegeben sind, und solche, in denen das nicht der Fall 
ist, entweder weil technologische Wahlmöglichkeiten ohne Effizienzver­
lust bestehen oder weil kleinere Produktionseinheiten kostengünstiger 
produzieren können. Für die letztere Kategorie lassen sich als Beispiele 
die Bauindustrie, die Textil- und Bekleidungsindustrie, die Metallver­
arbeitung, die Herstellung chemischer Konsumgüter usw. anführen. Eine 
verteilungsorientierte Politik könnte daher danach trachten, die Ent­
wicklung der Produktionsstruktur so zu beeinflussen, daß Wirtschafts­
zweige mit kleinen Produktionseinheiten dominieren und solche mit 
großen auf dem erforderlichen Mindestmaß gehalten werden. 

Es ist allerdings fraglich, ob durch diese Politik die Vermögens- und 
Einkommenskonzentration fühlbar vermindert wird und ob sie den är­
meren Bevölkerungsschichten zugute kommt. Daher ist zu überlegen, 
ob es andere Möglichkeiten der Vermögensbeteiligung ärmerer Bevöl­
kerungsschichten gibt. Wenn man Übertragungen von enteignetem Ver­
mögen oder Auflagen, die Investoren zur entschädigungslosen Eigen­
tumsübertragung eines Teils der neu erstellten Anlagen zwingen, aus­
schließt, weil sie einerseits mit der marktwirtschaftlichen Ordnung 
kaum vereinbar sind und andererseits die private Investitionsbereit-

20 Vgl z. B. L. Hofjmann: Probleme der Wahl, der Adaption und des Trans­
fers von Technologien im Industrialisierungsprozeß der Entwicklungsländer, 
Regensburger Diskussionspapier Nr. 67, 1976. 
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schaft weitgehend zum Erliegen bringen würden, bleibt nur die Mög­
lichkeit einer Einschaltung der öffentlichen Haushalte, da die ärmeren 
Bevölkerungsschichten nicht über die Mittel verfügen, um Teile des 
Anlagekapitals zu erwerben. Der Staat könnte, wenn die öffentlichen 
Mittel es zulassen, eine "buying in"-Politik betreiben, wie sie beispiels­
weise von Wheelwright21 propagiert worden ist. Eine derartige Politik 
könnte theoretisch gegenüber jedem größeren Investor ergriffen wer­
den, dürfte jedoch hauptsächlich gegenüber ausländischen Investoren 
in der Gestalt sogenannter "joint ventures" zum Tragen kommen. Wenn 
das nicht langfristig auf einen Staatskapitalismus hinauslaufen soll, 
dann muß eine solche Politik auch Vorstellungen darüber entwickeln, 
wie das gewissermaßen stellvertretend für die ärmeren Bevölkerungs­
schichten übernommene Kapital ihnen zu einem späteren Zeitpunkt zu­
geführt werden soll. Zu denken wäre hier etwa an eine Reprivatisie­
rung zum Einkaufspreis, sobald das Einkommen so weit gestiegen ist, 
daß die Finanzierung aus privaten Ersparnissen möglich ist, oder an 
die Bildung genossenschaftsähnlicher Organisationen. Eine weitere Mög­
lichkeit wäre, den Boden von Großgrundbesitzern an Kleinbauern zu 
verteilen und gleichzeitig die Großgrundbesitzer mit dem in der öffent­
lichen Hand akkumulierten Vermögen zu entschädigen, wie es oben 
schon angeklungen ist. Dieser Problemkreis ist bislang weder in der 
Literatur angemessen behandelt worden, noch gibt es unseres Wissens 
praktische Erfahrungen, die über den möglichen Erfolg der erstgenann­
ten Maßnahmen Aufschlüsse gäben. 

Aufgrund der genannten grundsätzlichen und zum Teil auch ökono­
misch begründeten Schwierigkeiten einer Umverteilung des Anlage­
vermögens stehen im industriellen Sektor fiskalische Maßnahmen als 
Mittel der Umverteilung wesentlich stärker im Vordergrund als im 
landwirtschaftlichen Sektor. Unter den Steuern wäre hier zunächst wie­
der die Einkommens- und Körperschaftssteuer zu nennen, deren Ver­
teilungswirkung jedoch trotz progressiver Tarifgestaltung aus den be­
reits genannten Gründen umstritten ist. Der indirekten Steuer, die in 
den meisten Entwicklungsländern die wichtigste öffentliche Einnahme­
quelle ist, wird nachgesagt, daß sie regressiv wirke, weil die unteren 
Einkommensschichten aufgrund ihrer höheren Konsumquote ein im 
Vergleich zu ihrem Einkommen höheren Steuerbeitrag leisten als die 
oberen Einkommensschichten. Dieser regressive Effekt wird in verschie­
denen Ländern dadurch zu neutralisieren versucht, daß der Verbrauch 
lebensnotwendiger Güter steuerfrei belassen und der von anderen Gü­
tern, insbesondere von Luxusgütern, einer starken Besteuerung unter-

21 E. L. WheeLwright: UNIDO Industrial Development Mission to Malaysia, 
Final Report, February 1972 (mirneo). 

5 Schriften d. Vereins f. Socialpolltlk 94 
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worfen wird. Soweit es sich bei letzteren um importierte Güter handelt, 
kann die Verteuerung auch durch einen Importzoll bewirkt werden. 
Dieser hat allerdings unter Umständen den unerwünschten Nebeneffekt, 
daß der mit dem Zoll gestiegene Inlandspreis die Produktion der be-; 
treffenden Güter im Inland attraktiv macht und damit Ressourcen in 
Bereiche lenkt, deren Ausdehnung unter dem Gesichtspunkt der Ver­
sorgung der ärmeren Bevölkerungsschichten nicht angeraten erscheint. 

Vermögens- und Erbschaftssteuern spielen bislang in den Steuersy­
stemen der meisten Entwicklungsländer keine oder allenfalls eine un­
tergeordnete Rolle. Ihr Einkommensverteilungseffekt ist zwar prinzi­
piell bedeutend, da die Bezieher niedriger Einkommen in der Regel 
kein Vermögen besitzen oder ihr Vermögen unterhalb der Freigrenze 
bleibt, in der praktischen Anwendung stoßen sie jedoch auf außeror­
dentlich große Schwierigkeiten. Zunächst einmal stößt diese Art der 
Besteuerung auf den größten politischen Widerstand. Weiterhin sind 
die administrativen Probleme der Vermögenserfassung und -bewertung, 
die schon in einem Industrieland große Schwierigkeiten bereiten, von 
der Steueradministration eines Entwicklungslandes nur sehr schwer 
zu lösen. Hinzu kommt schließlich, daß zumindest die Erbschaftssteuer 
erst über einen verhältnismäßig langen Zeitraum nennenswerte Ver­
teilungswirkungen aufweisen kann. Auch von daher erscheint sie viel­
fach als Verteilungsinstrument wenig attraktiv. 

Bei der Diskussion der Wachstumswirkungen verteilungspolitischer 
Eingriffe, die am industriellen Anlagevermögen ansetzen, können wir 
uns hier auf strukturbeeinflussende Maßnahmen und die Einkaufspoli­
tik (buying-in policy) beschränken. über die strukturbeeinflussenden 
Maßnahmen läßt sich ohne nähere Spezifikation der Art der anzustre­
benden Strukturen verhältnismäßig wenig aussagen. Unter dem Ver­
teilungsaspekt würden eher arbeitsintensive als kapitalintensive Pro­
duktionsbereiche gefördert werden, weil sich diese Politik vermutlich 
positiv auf das Arbeitsplatzangebot auswirkt. Da eine mehr arbeitsin­
tensive Produktionsstruktur eher den komparativen Vorteilen eines 
Entwicklungslandes entspricht und sie sowohl eine effizientere Produk­
tion als auch eine stärkere Integration in die internationale Arbeitstei­
lung erlaubt, dürften von einer beschäftigungsfördernden Strukturpo­
litik positive Wachstumsimpulse ausgehen. 

Auch über die Wachstumswirkungen der Einkaufspolitik läßt sich nur 
spekulieren. Lange Zeit hat die Vorstellung geherrscht, daß der Wunsch 
nach sogenannten "joint ventures" ausländische Investoren abschreckt, 
weil sie dadurch kontrolliert und in ihrer Bewegungsfreiheit behindert 
werden können. Neuerdings hat man jedoch die Beobachtung gemacht, 
daß "joint ventures" durchaus attraktiv sein können, wenn dadurch das 
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staatliche Genehmigungsverfahren, die Erlangung von Steuervergün­
stigungen oder Importschutz erleichtert werden. 

Die Steuern wirken, wie bereits erwähnt, für sich genommen negativ 
auf das Wachstum. Allerdings sind die negativen Wirkungen nach Steu­
erarten unterschiedlich, so daß die Frage, auf welche Weise ein öffent­
liches Investitionsvolumen finanziert wird, unter dem Wachstumsaspekt 
schon von erheblicher Bedeutung ist. Den stärksten negativen Wachs­
tumseffekt dürfte eine Körperschaftssteuer haben, da sie erstens die 
privaten Ersparnisse stark reduziert und zweitens die Investitionsnei­
gung beeinträchtigt. Ähnliches gilt für die Vermögenssteuer, soweit sie 
die Unternehmen trifft. Bei einem hohen Vermögenssteuersatz können 
ihre Wachstumswirkungen sogar noch ungünstiger sein als die der 
Körperschaftssteuer, da sie unabhängig von der Ertragslage des Unter­
nehmens anfällt. Den geringsten Einfluß auf das wirtschaftliche Wachs­
tum dürfte die Erbschaftssteuer haben, da sie in der Regel entweder 
aus der Erbschaft selbst oder aus in der Vergangenheit akkumulierten 
Ersparnissen finanziert wird. 

111.2.2. PreisbeeinjZussende Maßnahmen 

Unter den preis beeinflussenden Maßnahmen, die auf die Güterpreise 
einwirken, sollen auch in diesem Abschnitt wieder nur jene diskutiert 
werden, die für die Verteilung innerhalb des industriellen Sektors und 
nicht für die Verteilung zwischen den Sektoren Industrie und Landwirt­
schaft von Bedeutung sind. Unter den Güterpreisen verstehen wir hier 
nur Preise für Konsumgüter. Preise für Investitionsgüter und Zwischen­
produkte werden unter die Faktorpreise eingeordnet. 

Eine verteilungspolitisch orientierte Beeinflussung der Konsumgüter­
preise kann prinzipiell auf zwei Arten erfolgen. Die erste besteht in der 
Schaffung gespaltener Märkte für identische Güter, was darauf hinaus­
läuft, daß für ein und dasselbe Gut ärmeren Bevölkerungsschichten ein 
geringerer Preis abverlangt wird als reicheren. Derartige Maßnahmen 
sind administrativ schwer durchzuführen, da die Spaltung relativ leicht 
zu durchbrechen ist, insbesondere wenn in der staatlichen Administra­
tion korruptes Verhalten verbreitet ist, was für viele Entwicklungs­
länder sicher zutrifft. Die zweite Möglichkeit besteht darin, Güter, die 
vornehmlich von den ärmeren Schichten konsumiert werden, zu ver­
billigen. Zwar kommen diese Preisvergünstigungen dann auch den rei­
cheren Schichten zugute, schlagen sich jedoch in deren Konsum nicht 
so stark nieder, wenn die betreffenden Güter nur einen kleinen Anteil 
an deren Gesamtkonsum haben. 

In sehr viel stärkerem Maße als in ländlichen Regionen stellt in den 
städtischen Regionen vieler Entwicklungsländer die ausreichende Ver-
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sorgung der ärmeren Bevölkerungsschichten mit Grundnahrungsmitteln 
ein dringendes Problem dar. Eine Subventionierung des Angebots von 
Grundnahrungsmitteln in den städtischen Regionen, sei es durch Ab­
schaffung indirekter Steuern für diese Güter, kostenlosen Transport 
vom Land in die Stadt, Festpreispolitik oder kostenlose Verteilung einer 
Mindestration durch staatliche Institutionen, wie beispielsweise in Sri 
Lanka, könnte die Situation der Armen und damit die Verteilung in den 
Städten nennenswert verbessern. 

Private Güter, die vornehmlich von den einkommensschwachen Be­
völkerungsschichten konsumiert werden, könnten auch durch eine akti­
ve Wettbewerbspolitik auf den betreffenden Märkten verbilligt werden. 
Lokale MonopolsteIlungen einzelner Anbieter, die zu Preisüberhöhun­
gen führen, können verschiedene Ursachen haben. Typisch sind jedoch 
für die meisten Entwicklungsländer MonopolsteIlungen, die durch eine 
staatlich administrierte Abschirmung des Wettbewerbs aus dem Aus­
land geschaffen und erhalten werden. Diese Abschirmung in der Gestalt 
von Zollrnauern, quantitativen Importbeschränkungen und anderen im­
porterschwerenden Maßnahmen, die zunächst als temporäre Starthilfe 
für den Aufbau heimischer Industrien eingeführt wurden, bleiben in 
der Regel auch dann erhalten, wenn die begünstigten Unternehmen be­
reits so etabliert sind, daß sie durchaus im Wettbewerb mit ausländi­
schen Firmen bestehen könnten. Die Aufrechterhaltung der Importbe­
schränkungen veranlaßt die Firmen in diesem Falle entweder zu ineffi­
zienter Produktion oder garantiert ihnen hohe Gewinne und verhindert 
in den meisten Fällen, daß Kostensenkungen an die Verbraucher weiter­
gegeben werden. 

Ein zentrales Problem vieler Stadtregionen stellen die dichtbevölker­
ten Slumviertel dar. Das Entstehen dieser Slumviertel ist unter ande­
rem darauf zurückzuführen, daß die Einkommen der dort wohnenden 
Bevölkerung nicht ausreichen, um einen auf dem freien Markt angebote­
nen menschenwürdigen Wohnraum zu finanzieren. Hier könnten die 
staatlichen Institutionen durch Mietsubventionen helfend eingreifen. We­
sentlich wirkungsvoller wäre jedoch die Neubereitstellung mietgünsti­
ger Wohnungen im Rahmen eines sogenannten "low cost housing pro­
gram", wie es beispielsweise Singapur in den 60er Jahren in größerem 
Stil durchgeführt hat22• Erstens läßt sich ein derartiges Programm sehr 
gezielt einsetzen und garantiert damit, daß die Förderungsmaßnahmen 
auch tatsächlich den ärmeren Bevölkerungsschichten zugute kommen. 
Zweitens hat das Programm bei einer vernünftigen Verwaltung bereits 
in der Phase der Wohnraumerstellung positive Verteilungswirkungen, 

22 Teh Cheang Wan: Public Housing in Singapore, in: Location of Public 
Housing Estates in Singapore 1975, S. 1 - 20. 
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da die Bauleistungen sehr arbeitsintensiv gestaltet werden und damit 
bislang unbeschäftigten Arbeitskräften Einkommen verschaffen können. 
Nicht zu unterschätzen ist sicher auch, daß bessere Wohnbedingungen 
häufig eine wichtige Voraussetzung für einen angemessenen Gesund­
heitszustand sind, der die Bewohner erst in die Lage versetzt, einer ge­
regelten, einkommenverschaffenden Tätigkeit nachzugehen. 

Bei der zweiten Kategorie von Gütern, den sogenannten öffentlichen 
Gütern, geht es weniger um Preisreduzierungen, da sie ohnehin mei­
stens unterhalb des Gleichgewichtspreises angeboten werden, sondern 
eher um die Sicherstellung einer ausreichenden Versorgung. Hierbei 
handelt es sich um die Versorgung mit solchen öffenlichen Gütern wie 
Trinkwasser, sanitären Anlagen, Kanalisation, Elektrizität, Feuer- und 
Hochwasserschutz und dergleichen, kurzum alles, was die IL023 als Ele­
mente einer "basic needs"-Strategie definiert. Auch diese Maßnahmen 
verbessern die Situation der einkommensschwachen Bevölkerungsschich­
ten nachhaltig und lassen sich ähnlich wie ein "low cost housing"-Pro­
gramm sehr gezielt einsetzen. 

Zu den Grundbedürfnissen gehört sicherlich auch die Versorgung mit 
ausreichenden ärztlichen Dienstleistungen. Für eine verteilungsorien­
tierte Ausgestaltung der ärztlichen Versorgung, sei es über ein öffent­
liches Krankenversicherungssystem oder einen öffentlichen Gesund­
heitsdienst, gibt es in den Industrieländern genügend Beispiele, an 
denen die Entwicklungsländer sich orientieren könnten. Angesichts der 
Tatsache, daß gerade die ärmeren Bevölkerungsschichten von Unterer­
nährung, Fehlernährung, Seuchen und anderen Krankheiten besonders 
stark bedroht sind, kommt einem wohl organisierten Gesundheitswesen 
eine große verteilungspolitische Bedeutung zu. 

Die Bereitstellung kostengünstiger oder kostenloser Ausbildungsein­
richtungen wird ebenfalls vielfach als ein die Verteilung positiv beein­
flussendes Instrument angesehen. Auf dem Hintergrund der Erfahrun­
gen, die man mit der Entwicklung von Ausbildungssystemen in Ent­
wicklungsländern gemacht hat, kann man dieser Auffassung jedoch 
nicht generell zustimmen. Ob ein Ausbildungssystem egalisierend wirkt 
oder nicht, hängt ganz wesentlich von seiner Ausgestaltung ab. Werden 
beispielsweise vornehmlich Ausbildungseinrichtungen auf sehr hohem 
Niveau (Gymnasien, Universitäten) kostenlos zur Verfügung gestellt, 
dann dürfte das die Verteilung deutlich negativ beeinflussen, da einmal 
selbst bei formeller Zugangsfreiheit effektiv nur die höheren Einkom­
mensschichten Zugang zu den Hochschulen haben und zum anderen die 
Hochschulabsolventen später wieder zu den oberen Einkommensschich­
ten zählen. Daraus folgt, daß nur Grundschulen und berufsspezifische 

23 ILO, Meeting Basic Needs, Geneva, 1977. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



70 Lutz Hoffmann und Kurt von Rabenau 

Einrichtungen für einfache Berufe kostenlos bereitzustellen sind, wäh­
rend die Kosten der Hochschulausbildung prinzipiell von den Auszu­
bildenden zu tragen wären. Um den Kindern weniger gut verdienender 
oder vermögensloser Eltern ebenfalls ein Studium zu ermöglichen, kön­
nen parallel (rückzahlbare) Stipendien gewährt werden. Bei der kosten­
freien Grundschul- und Berufsausbildung handelt es sich im einzelnen 
vor allem um die Schulgeldfreiheit, Schulmittelfreiheit, kurze Schul­
wege und kostenlose Transportmöglichkeiten. Nur wenn diese Bedin­
gungen erfüllt sind, kann damit gerechnet werden, daß die Ausbildungs­
möglichkeiten auch tatsächlich wahrgenommen werden. 

Der unmittelbare Wachstumseffekt von Maßnahmen, die private und 
öffentliche Güter verbilligen, ist negativ, soweit dadurch Mittel gebun­
den werden, die anderweitig für produktive Investitionen verwendet 
werden könnten. Längerfristig gesehen ist jedoch eher eine positive 
Wachstumswirkung zu erwarten, da eine ausreichende Ernährung, bes­
sere ärztliche Versorgung sowie hygienischere Wohn- und Lebensver­
hältnisse einen geregelten und vollen Einsatz der Arbeitskräfte über­
haupt erst ermöglichen und damit zu einer nachhaltigen Produktivitäts­
steigerung beitragen. 

Für Wohnraumbeschaffungsprogramme gelten zunächst einmal die 
gleichen überlegungen. Hinzu kommt, daß Bauinvestitionen einen di­
rekten Wachstumsbeitrag darstellen und der Bausektor darüber hinaus 
zu jenen Schlüsselindustrien gehört, deren Expansion aufgrund starker 
rückwärtiger Verkettungen mit anderen Wirtschaftszweigen Wachs­
tumsimpulse auf breiter Front auslöst. Auch hier wieder kann Singapur 
als Beispiel für ein Land herangezogen werden, das unter anderem 
durch umfangreiche Bauinvestitionen eine hohe Arbeitslosigkeit (An­
fang der 60er Jahre) in einen fühlbaren Arbeitskräftemangel verbunden 
mit hohen Wachstumsraten verwandelt hat24• Neben den positiven Ver­
teilungs-, Beschäftigungs- und Wachstums effekten ist ein weiterer Vor­
teil eines "low cost housing"-Programms, daß es nur wenig importierte 
Vorleistungen verlangt und daher auch nicht durch eine Belastung der 
Zahlungsbilanz das Wachstum in anderen Bereichen behindert. 

Eine besondere Bedeutung für das wirtschaftliche Wachstum kommt 
der Ausbildung zu. Hier ist von essentieller Bedeutung, daß die Planer 
des Ausbildungssystems den zukünftigen Bedarf an ausgebildeten Ar­
beitskräften nach Volumen und Struktur einigermaßen zutreffend vor­
ausschätzen, um zukünftige Arbeitsmarktengpässe und -überschüsse für 
die einzelnen Berufsgruppen zu vermeiden. Die Probleme des sogenann­
ten "manpower planning" und die Einwände, die gegen die in der Ver­
gangenheit praktizierten Verfahren erhoben wurden, sind bekannt. 

24 Teh Cheang Wan: Public Housing ... , a.a.O., S.lS - 20. 
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Dennoch geht kein Weg an der Tatsache vorbei, daß Fehlentwicklungen 
im Ausbildungssystem als Folge falscher Vorausschätzungen oder un­
realistischer Zielsetzungen gerade in Entwicklungsländern zu außer­
ordentlichen Schwierigkeiten führen. Ein Paradebeispiel hierfür ist die 
Entwicklung in Indien, das sich in der Konzeption seines Ausbildungs­
wesens an der ehemaligen Kolonialmacht Großbritannien orientierte 
und damit in den letzten zwei bis drei Jahrzehnten gewaltige über­
schüsse an Hochschulabsolventen (die es in die Industrieländer und die 
internationalen Organisationen exportiert) und erhebliche Engpässe 
auf dem unteren und mittleren Ausbildungsniveau produzierte. Wenn 
man von derartigen Fehlentwicklungen absieht, dann gehören Aus­
bildungsinvestitionen nach allem, was bislang darüber bekannt ist, zu 
den produktivsten Anlageformen öffentlicher Mittel25• Die Fehlentwick­
lungen lassen sich weitgehend vermeiden, wenn sorgfältige Voraus­
schätzungen des Ausbildungsbedarfs begleitet werden von einer nach 
Ausbildungsarten abgestuften Kostenbeteiligung, wie es oben bereits 
erwähnt wurde. 

Die Beseitigung von Monopolrenten, etwa durch den Abbau import­
beschränkender Maßnahmen, dürfte kaum das Wachstum gefährden, 
wenn dabei auf das vorübergehende und ökonomisch berechtigte Schutz­
bedürfnis, das eine Industrie in der Anlaufphase hat, Rücksicht genom­
men wird. Die jüngeren Erfahrungen mit einer auf extrem hohe Zo11-
sätze gestützten Importsubstitutionspolitik deuten daraufhin, daß eine 
völlige Abschirmung vom ausländischen Wettbewerb zu grotesk ineffi­
zienten Produktionsstrukturen führen kann26 und damit das Wachstum 
nachhaltig beeinträchtigt. Eine aktive Wettbewerbspolitik, die einen 
Schutz von Industrien nur soweit zuläßt, als es um die Durchsetzung 
auf mittlere Sicht realisierbarer Wettbewerbsvorteile geht, ist sicher 
dem Wachstum eher förderlich als abträglich. 

Ebenso wie in der Landwirtschaft können auch im industriellen Sek­
tor neben den Güterpreisen die Faktorpreise in Richtung auf eine aus­
geglichenere Einkommensverteilung beeinflußt werden. Während es in 
der Landwirtschaft dabei vornehmlich um Maßnahmen geht, die den 
Nutzungspreis für Kapital und die Preise für Vorleistungen betreffen, 
spielen im industriellen Bereich neben dem Kapitalpreis auch die Lohn­
kosten eine vorrangige Rolle, da die industrielle Produktion größten­
teils in der Form von Lohnarbeit und nur zu einem geringen Teil durch 
Selbständige erstellt wird. Dasselbe gilt für den "modernen" Dienst­
leistungsbereich. 

25 George Psacharopoulos: Returns to Education - An International Com­
parison, Amsterdam-London-New York, 1973, S.1-18. 

26 I. Littte, T. Scitovsky, M. Scott: Industry and Trade in Some Developing 
Countries, London-New York-Toronto, 1970, Kap. 2 und 5. 
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Die Verteilungsrelevanz der Lohnkosten betrifft zwei Aspekte. Der 
erste ist das Argument, daß eine Senkung des Niveaus der Lohnkosten 
relativ zu den Kapitalnutzungskosten die Beschäftigung erhöht und 
dadurch die Einkommensverteilung verbessert. Dabei ist allerdings zu 
beachten, daß die Arbeitslosen vielfach nicht mit den Armen identisch 
sind, weshalb theoretisch die Möglichkeit besteht, daß eine erhöhte Ar­
beitsnachfrage den untersten 40 Prozent der Bevölkerung nicht zugute 
kommt. Obgleich dieser Fall nicht auszuschließen ist, dürfte eine Er­
höhung der Arbeitsnachfrage, wenn sie sich über eine Vielzahl von 
Branchen erstreckt, jedoch auch eine Reihe von ungelernten Arbeits­
kräften aus ärmeren Schichten in den modernen Sektor integrieren. Von 
diesem Fall wollen wir im folgenden ausgehen. 

Bei dieser Argumentation werden allerdings die Verteilungswirkun­
gen auf die städtischen mittleren und oberen Einkommensbezieher ver­
nachlässigt. Unterstellt man, daß die Bezieher niedriger Einkommen 
meistens selbständige und unregelmäßig Beschäftigte sind, die vor allem 
im traditionellen Bereich arbeiten, daß die Bezieher mit mittleren Ein­
kommen weitgehend aus Beschäftigten im modernen Bereich bestehen 
und daß die Bezieher hoher Einkommen meist Selbständige (Unterneh­
mer und freiberufliche Akademiker) sind, denen ein Großteil des Ka­
pitaleinkommens zufließt, dann würde eine Verminderung der Löhne 
relativ zu den Kapitalkosten im modernen Bereich innerhalb der unte­
ren und mittleren Einkommensschichten egalisierend wirken, den obe­
ren Einkommensschichten, den Kapitalbesitzern also, jedoch höhere Ein­
kommen zufließen lassen. Obgleich die Anzahl der Armen (bei Zugrun­
delegung eines absoluten Armutsbegriffs) zurückgehen mag, könnte die 
Disparität der Einkommensrelationen aller Einkommensbezieher zu­
nehmen. Die Beurteilung einer derart unterschiedlichen Entwicklung 
wirft ein Werturteil auf. Wir sind der Meinung, daß die Beseitigung der 
Armut ein wichtigeres Ziel ist als die Verminderung der relativen Ein­
kommensunterschiede, und würden eine solche Entwicklung der Ein­
kommensverteilung daher positiv beurteilen. 

Der zweite Aspekt betrifft die Lohnstruktur. Tinbergen27 hat sicher 
nicht zu Unrecht argumentiert, daß in Gesellschaften, in denen etwa 
zwei Drittel des Gesamteinkommens aus Einkommen von abhängig Be­
schäftigten bestehen, wie es in etwa für die meisten Industrieländer zu­
trifft, die Verteilung innerhalb der abhängig Beschäftigten quantitativ 
für die Gesamtverteilung wesentlich bedeutsamer ist als die Verteilung 
zwischen abhängig Beschäftigten und den Beziehern von Kapitalein­
kommen. Dieser Aspekt ist für Entwicklungsländer, in denen der Ein-

27 J. Tinbergen: Income Distribution, Analysis and Policies, Amsterdam­
Oxford 1975, S. 31, 149 f. 
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kommensanteil der abhängig Beschäftigten durchweg geringer ist, weni­
ger relevant als für Industrieländer. Dennoch gilt auch für diese Länder, 
daß Änderungen der Lohnstruktur einen nachhaltigen Einfluß auf die 
Einkommensverteilung haben und somit Ansatzpunkt verteilungspoli­
tischer Maßnahmen sein können. 

Ausgangspunkt des ersten Aspekts ist die Beobachtung, daß viele 
Entwicklungsländer in der Vergangenheit Kapital, in der Form von 
Kapitalgütern und Finanzierungskapital durch Steuererleichterungen, 
Ausnahmen von Importbeschränkungen, Zinssubventionen oder der­
gleichen künstlich verbilligt, die Lohnkosten jedoch durch Lohnsum­
mensteuern, Mindestlohngesetze und ähnliche Maßnahmen erhöht 
haben. Das Faktorpreisverhältnis entsprach deshalb nicht dem Ver­
hältnis der sozialen Grenzkosten und damit auch nicht den tatsächlich 
herrschenden Knappheitsverhältnissen. Weil für die Produzenten der 
Nutzungspreis von Kapital zu niedrig und der von Arbeit zu hoch war, 
wurde zu viel Kapital eingesetzt und zu wenig Arbeit beschäftigt. Die 
Produktion ist infolgedessen zu kapitalintensiv, der Beschäftigungsgrad 
zu niedrig und die Einkommensverteilung zu ungleich. 

Was den Beschäftigungseffekt einer Abschaffung dieser Maßnahmen 
anbelangt, so ist mit einer Zunahme der Nachfrage nach Arbeit auf­
grund einer Senkung der Lohn-Zins-Relation nicht unmittelbar zu rech­
nen, da die vorhandenen Kapitalgüter in der Regel eine arbeitsinten­
sivere Nutzung nicht zulassen und somit der übergang zu einer arbeits­
intensiveren Produktion erst vollzogen werden kann, wenn Entschei­
dungen über Ersatz- oder Neuinvestitionen anstehen. Das Ausmaß des 
längerfristig möglichen Beschäftigungseffekts hängt von den technisch 
bedingten Substitutionsmöglichkeiten zwischen Arbeit und Kapital ab. 
Nach einem überblick von Cline28 über eine Reihe empirischer Studien 
zur Substitutionselastizität in Entwicklungsländern divergieren die be­
rechneten Substitutionselastizitäten erheblich, und zwar innerhalb des 
Wertebereichs von etwa 0,3 bis beträchtlich über 1. Damit scheint die 
Hypothese begründet, daß Änderungen der Faktorpreisrelation die Be­
schäftigung zu beeinflussen vermögen. 

Bei der Analyse von Substitutionsmöglichkeiten sollte man auch be­
achten, daß es nicht nur darauf ankommt, ob Arbeit und Kapital bei 
gegebenen Gütern substituierbar sind, sondern auch darauf, ob bei 
einer relativen Lohnsenkung die Chance besteht, daß sich die Produk­
tionsstruktur zugunsten von arbeitsintensiven Gütern verändert. Wenn 
eine derartige Entwicklung wahrscheinlich ist, gegebenenfalls unter-

28 w. R. Cline: Distribution and Development, A Survey of Literature, 
Journal of Development Economics Bd 1, 1975, S. 388 f. 
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stützt durch staatliche Maßnahmen, dann sind die Aussichten für hohe 
Beschäftigungseffekte und positive Verteilungswirkungen wesentlich 
günstiger, als man aufgrund von industriespezifischen Substitutionsela­
stizitäten erwarten könnte. 

Eine Verteilungspolitik, die an der Lohnstruktur ansetzt, wird darauf 
gerichtet sein, berufsspezifische Knappheiten oder Zugangsbeschrän­
kungen zu beseitigen. Die wichtigsten Maßnahmen sind hier die Be­
rufsausbildung sowie die Beseitigung von gesetzlichen oder institutio­
nellen Regelungen, die den freien Berufszugang behindern. Eine wei­
tere Möglichkeit könnte darin bestehen, die Produktionsstruktur zugun­
sten verteilungsfreundlicher Industrien zu beeinflussen, das heißt von 
Industrien, in denen Berufe, die hohe Knappheitsrenten einbringen, 
kein großes Gewicht haben. Schließlich wäre auch hier wieder an ein 
selektives Vorgehen gegenüber ausländischen Investoren zu denken, die 
häufig die Verteilung dadurch ungünstig beeinflussen, daß sie Löhne 
zahlen, die weit über den landesüblichen Marktlöhnen liegen und damit 
soviel qualifizierte Arbeitskräfte attrahieren, daß in der heimischen In­
dustrie ernsthafte Engpässe auftreten. 

Unter dem Wachstumsaspekt sind alle Maßnahmen, die auf eine Ent­
zerrung der Faktorpreise abzielen, grundsätzlich positiv zu beurteilen. 
Wenn die Faktorpreisrelationen dem Verhältnis der sozialen Grenz­
produktivitäten entsprechen, dann ist damit zu rechnen, daß das Kapital 
in die Bereiche mit der höchsten sozialen Produktivität fließt. Lohnan­
hebungen, die einen Rückgang der Gewinne zur Folge haben, drohen 
hingegen eher das Wachstum zu bremsen, weil dadurch bei gegebenem 
Kapitalstock die Kapitalrendite reduziert wird. Ein Ausweg aus diesem 
Dilemma stellen Maßnahmen dar, die den Lohn auf einem den Lebens­
bedürfnissen angemessenem Niveau halten, den Nutzerpreis von Arbeit 
jedoch an die soziale Grenzproduktivität der Arbeit annähern. Im we­
sentlichen handelt es sich hierbei um Lohnsubventionen. Aber auch in 
diesem Fall sind negative Wirkungen auf das Wachstum nicht auszu­
schließen, da die Mittel für derartige Subventionen auf dem Besteue­
rungswege aufgebracht werden müssen. 

Über die Wachstumswirkung von Maßnahmen, die über die Produk­
tionsstruktur die Verteilung stärker zu egalisieren versuchen, läßt sich 
generell wenig aussagen. Soweit derartige Maßnahmen bedeuten, daß 
die Produktionsstruktur sich besser den vorhandenen Beständen an 
qualifizierten Arbeitskräften anpaßt, kann man wohl eher mit einem 
positiven Wachstumseffekt rechnen, da sich Engpässe bei ausgebildeten 
Arbeitskräften sicher negativ auf das Wachstum auswirken. 
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III.2.3. Produktivitätssteigernde Maßnahmen 

Verteilungspolitisch ist nicht das allgemein relativ niedrige Produk­
tivitätsniveau in Entwicklungsländern von Interesse, sondern der Pro­
duktivitätsunterschied zwischen verschiedenen Bevölkerungsgruppen, 
weil die Produktivität mit der Einkommenssituation in engem Zusam­
menhang steht. Im wesentlichen handelt es sich hierbei um zwei Aspekte. 
Der erste betrifft das niedrige Produktivitätsniveau als Folge unzurei­
chender Befriedigung der wichtigsten Lebensbedürfnisse. Dieser Punkt 
ist oben bereits diskutiert worden und bleibt daher hier außer Betracht. 
Der zweite betrifft Produktivitätsunterschiede, die in verschiedenen In­
dustrien, Berufen und Regionen beobachtet werden. Ihre Ursache sind 
überwiegend unterschiedliche Ausstattungen mit Produktionsmitteln 
im weitesten Sinne. Im einzelnen kann man hier unterscheiden zwischen 
der Versorgung mit Rohstoffen, der Ausstattung mit Sachkapital und 
der Ausstattung mit Humankapital in der Form technischen und kauf­
männischen Know Hows sowie der Ausbildungsqualifikationen der 
Arbeitskräfte. Produktivitätssteigernde Maßnahmen müssen in erster 
Linie diese Ausstattung verbessern, was sicher zum Teil über eine Be­
einflussung der Faktorpreise geschehen kann. Insofern sind produktivi­
tätssteigernde Maßnahmen nicht immer scharf von preisbeeinflussenden 
Maßnahmen zu trennen. 

Im städtischen Bereich ist es vor allem das Kleingewerbe, das eine 
sehr niedrige Arbeitsproduktivität aufweist. Für diesen Bereich treffen 
alle drei genannten Ausstattungsmängel zu. Die Rohstoffversorgung ist 
unregelmäßig, die Kapitalausstattung sehr spärlich, und die Kenntnisse 
über Einkaufs-, Finanzierungs- und Absatzmöglichkeiten sind weitge­
hend unzureichend. Die Maßnahmen zur Verbesserung dieser Situation 
liegen auf der Hand. Durch die Sicherstellung einer geregelten Rohstoff­
versorgung, etwa aus staatlichen Vorratsstellen, durch kostengünstige 
Bereitstellung von Anlagekapital sowie durch die Vermittlung von auf 
die Bedürfnisse des Kleingewerbes zugeschnittenem technischen und 
kaufmännischen Wissen lassen sich diese Nachteile der Kleinproduzenten 
mildern. Ein sehr wichtiger Gesichtspunkt ist auch, daß die in vielen 
Ländern gebräuchlichen Investitionsanreizsysteme in der Form von 
Steuervergünstigungen, Importerleichterungen, beschleunigtem Geneh­
migungsverfahren und der Bereitstellung von Industriezonen das Klein­
gewerbe besonders begünstigen und nicht, wie es jetzt in den meisten 
Ländern der Fall ist, diskriminieren. 

Auch durch öffentliche Arbeiten ließe sich die Situation des Klein­
gewerbes nachhaltig verbessern, wenn Kleinbetriebe bei öffentlichen 
Aufträgen bevorzugt würden und wenn andererseits öffentliche Infra­
strukturinvestitionen vorrangig in Gebieten durchgeführt würden, in 
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denen Kleinbetriebe angesiedelt sind. Der Trend geht auch hier in den 
meisten Entwicklungsländern in die entgegengesetzte Richtung. 

Es läßt sich natürlich die Frage stellen, ob eine Kleingewerbeförde­
rung überhaupt sinnvoll ist oder nicht besser durch Maßnahmen ersetzt 
werden sollte, die den Zusammenschluß von kleineren Produktionsein­
heiten zu größeren fördern. Verteilungspolitisch hätte eine derartige 
Entwicklung den Nachteil, daß mit einem geringeren Beschäftigungs­
grad zu rechnen ist, als anderenfalls möglich wäre. Damit würde sich 
der Anteil der Einkommenslosen weiter erhöhen. 

Unter dem Wachstumsaspekt sind produktivitätssteigernde Maßnah­
men durchweg zu befürworten. Allerdings ist zu bedenken, daß produk­
tivitätssteigernde Maßnahmen im Kleingewerbe eine Strukturentschei­
dung zugunsten von Kleinbetrieben und zu Lasten von größeren Pro­
duktionseinheiten implizieren. Der Wachstums effekt einer derartigen 
Strukturentscheidung ist nicht eindeutig. Die Faktorproportionen in 
Kleinbetrieben mögen zwar einerseits eher einem Allokationsoptimum 
entsprechen als die von Großbetrieben, aber bei gegebenem Produk­
tionsvolumen fallen in Großbetrieben vermutlich höhere Gewinne und 
deswegen auch höhere Ersparnisse an29• Andererseits besteht schon aus 
technologischen Gründen ein langfristiger Trend zu größeren Produk­
tionseinheiten. Diesem Trend entgegenzuwirken, ist unter Wachstums­
gesichtspunkten sicher nicht opportun. Es ist in diesem Zusammenhang 
auch bemerkenswert, daß in den meisten Entwicklungsplänen eine För­
derung des Kleingewerbes nicht mit Wachstumsargumenten, sondern 
mit Beschäftigungsargumenten begründet wird. Insgesamt muß somit 
das Urteil über die Wachstumswirkungen unbestimmt bleiben. 

III.2.4. Schlußfolgerungen 

Hinsichtlich der Möglichkeiten, die Verteilung im industriellen Sektor 
zu verbessern, lassen sich aus dem Vorangehenden thesenhaft folgende 
Schlußfolgerungen ziehen: 

- Eine der Bodenreform ähnliche Umverteilung von Anlagevermögen 
im industriellen Sektor ist aus ordnungspolitischen und Funktions­
gründen in einem marktwirtschaftlichen System nicht realisierbar. 

- Kleinere Produktionseinheiten können über eine Beeinflussung der 
Produktionsstruktur zugunsten von Industrien, in denen kleinere 

29 Dhar und LydaU kamen in einer Untersuchung über indische Klein­
betriebe (10 - 49 Beschäftigte) im "modernen" verarbeitenden Sektor zu dem 
Ergebnis, daß diese Betriebe im Durchschnitt pro Produktionseinheit sowohl 
mehr Arbeit als auch mehr Kapital benötigten als größere Betriebe. Dies 
lag überwiegend an der besseren Organisation und an dem Mehr-Schichten­
Betrieb der größeren Betriebe. Vgl. P. N. Dhar und H. I. LydalZ: The Role of 
Small Enterprises in Indian Economic Development, Bombay, 1961, S. 84 - 88. 
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Produktionseinheiten dominieren, gefördert werden, wobei der Ver­
teilungseffekt allerdings ungewiß ist. 

- In Produktionszweigen, in denen kleinereProduktionseinheiten nicht 
wettbewerbsfähig sind, können die staatlichen Institutionen durch 
eine sogenannte "buying in "-Politik Anlagevermögen stellvertretend 
für die ärmeren Bevölkerungsschichten übernehmen. Wenn das nicht 
auf einen Staatskapitalismus hinauslaufen soll, müssen Vorstellun­
gen über eine spätere Reprivatisierung entwickelt werden. 

- Im industriellen Sektor spielen fiskalische Redistributionsmaßnah­
men eine wesentlich größere Rolle als in der Landwirtschaft. Ein 
wichtiges Mittel ist die Senkung von indirekten Steuern und Zöllen 
für Güter, die vornehmlich von den ärmeren Schichten konsumiert 
werden. Vermögens- und Erbschaftssteuern kommt nur eine unter­
geordnete Bedeutung zu. Für die Einkommenssteuer gilt das gleiche 
wie im landwirtschaftlichen Sektor. 

- Über die Wachstumswirkung strukturbeeinflussender Maßnahmen 
und einer "buying in"-Politik läßt sich generell wenig Konkretes 
aussagen. Es sind Ausgestaltungen vorstellbar, bei denen das Wachs­
tum nicht beeinträchtigt wird, und andere, die das Wachstum nach­
haI tig bremsen würden. 

- Unter den Steuern dürfte die Körperschaftssteuer den stärksten 
negativen Wachstums effekt haben. Die Vermögenssteuer rangiert, 
soweit sie Unternehmen trifft, gleich an zweiter Stelle. Erbschafts­
steuern haben vermutlich nur einen geringen Einfluß auf das Wachs­
tum. Von einer Senkung indirekter Steuern ließe sich, wenn über­
haupt, eher eine positive Wachstumswirkung erwarten, da sie ten­
denziell die Nachfrage erhöht. 

- Positive Verteilungseffekte lassen sich durch Maßnahmen erzielen, 
durch die Preise privater und öffentlicher Güter für einkommens­
schwache Schichten reduziert werden. Während bei den privaten 
Gütern das Schwergewicht auf Preissenkungen liegt, geht es bei 
öffentlichen Gütern vor allem um ein ausreichendes Angebot. 

- Als Mittel für eine Preisreduzierung bei privaten Gütern kommen 
vor allem eine aktive Wettbewerbspolitik sowie die Reduzierung im­
portbeschränkender Maßnahmen in Betracht. 

- Unter den verschiedenen öffentlichen Maßnahmen zur Verbesserung 
der Versorgung mit öffentlichen Gütern verdienen besonders "low 
cost housing"-Programme Beachtung. 

- Der unmittelbare Wachstums effekt von preisreduzierenden Maßnah­
men ist negativ, soweit dadurch Mittel gebunden werden, die ander-
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weitig für produktive Investitionen verwendet werden können. 
Langfristig dürfte der Effekt jedoch eher positiv sein, da sie die Pro­
duktivität der Arbeitskräfte nachhaltig steigern. 

- Ein Wohnraumbeschaffungsprogramm erhöht nicht nur langfristig 
die Produktivität, sondern kann auch kurzfristig das Wachstum 
nachhaltig beleben. 

- Eine aktive Wettbewerbspolitik dürfte eher positiv als negativ auf 
das Wachstum wirken. 

- Produktivitätssteigernde Maßnahmen in der Form einer besseren 
Ausstattung von Kleinbetrieben mit Rohmaterial, Sachkapital und 
Humankapital können die Verteilung in städtischen Regionen positiv 
beeinflussen. Ihr Wachstumseffekt ist kurzfristig vermutlich positiv, 
längerfristig jedoch nicht eindeutig. Es ist bislang ungeklärt, ob eine 
Strukturentscheidung zugunsten von Kleinbetrieben das Wachstum 
beeinträchtigt, weil sie unter Umständen geringere Ersparnisse im­
pliziert und dem zu beobachtenden Trend zu großen Produktions­
einheiten entgegenwirkt. 

111.3. Maßnahmen zur Reduzierung der Stadt-Land-Ungleichheit 

Das Problem der Verteilung zwischen Stadt und Land ist ebenso wie 
das der ländlichen Einkommensverteilung ein sehr altes Thema der 
politischen Ökonomie. So läßt sich beispielsweise die Diskussion dar­
über, ob man durch Änderung der Zolls ätze das reale Austauschver­
hältnis (Terms of Trade) und damit die Einkommensverteilung zwi­
schen Landwirtschaft und Industrie beeinflussen solle, bis zu der Dis­
kussion über Zollsenkungen im Jahre 1784 unter William Pitt zurück­
verfolgen. Später wurde insbesondere von Marshall und Robertson 
argumentiert, daß nicht so sehr Änderungen des Austauschverhältnisses 
zwischen Gütern, sondern vielmehr des faktoralen Austauschverhält­
nisses (double factoral terms of trade) von Bedeutung seien, eine Auf­
fassung, die heute weitgehend akzeptiert ist. Das faktorale Austausch­
verhältnis setzt sich zusammen aus dem realen Austauschverhältnis und 
der Relation der Arbeitsproduktivitäten und ist somit identisch mit der 
Relation der wertmäßigen Arbeitsproduktivität. Wenn man von der im 
Vorangehenden bereits gemachten Annahme ausgeht, daß die wertmäßi­
gen Arbeitsproduktivitäten weitgehend die Einkommensverhältnisse 
reflektieren, dann ist in der Tat unter dem Verteilungsgesichtspunkt das 
faktorale Austauschverhältnis ein brauchbarer Indikator der Vertei­
lungssituation zwischen Landwirtschaft und Industrie. 

Es gibt eine Reihe von Untersuchungen, die zeigen, daß sich das fak­
torale Austauschverhältnis in zahlreichen Entwicklungsländern wäh-
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rend der 50er und 60er Jahre zu Lasten der Landwirtschaft deutlich 
verändert hat30• Zum Teil beruht das auf einem relativen Anstieg der 
Industriegüterpreise im Vergleich zu den Preisen landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse und zum Teil auf einem rascheren Produktivitätsfortschritt 
in der Industrie als in der Landwirtschaft. Der relative Preis anstieg bei 
Industrieerzeugnissen hatte verschiedene Ursachen. Einerseits bestand 
ein weltweiter Inflationstrend bei industriellen Erzeugnissen, während 
die Preise landwirtschaftlicher Produkte mit zum Teil erheblichen 
Schwankungen trendmäßig leicht sanken. Vergleicht man den Durch­
schnitt der Jahre 1951 bis 1953 mit dem Durchschnitt für 1971 bis 1973, 
dann erhält man einen relativen Preisverfall für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse von 28 °/031• Hinzu kam, daß die meisten Entwicklungslän­
der im Zuge ihrer Industrialisierungspolitik Importbeschränkungen für 
industrielle Erzeugnisse einführten oder verstärkten und damit den 
Anstieg der Industriegüterpreise beschleunigten. Schließlich ist der 
städtische Mindestlohn für ungelernte Arbeit durchweg schneller ge­
stiegen als der Mindestlohn oder der tatsächliche Lohn in der Land­
wirtschaft. In den Stadtregionen ist es kleinen Gruppen von Arbeitern 
vielfach gelungen, Lohnerhöhungen durchzusetzen. Die Folge waren 
häufig Preiserhöhungen, die weiterhin zu einer Verschärfung des Stadt­
Land-Gefälles beitrugen. 

Der raschere Produktivitäts anstieg im industriellen Sektor im Ver­
gleich zur Landwirtschaft war ebenfalls eine Folge der Industrialisie­
rungsbemühungen. Die staatlichen Institutionen haben private Investi­
tionen in städtischen Regionen gefördert und selbst in größerem Um­
fang Infrastrukturinvestitionen in diesen Regionen durchgeführt, ohne 
daß vergleichbare Förderungsmaßnahmen oder Investitionen für die 
Landwirtschaft vorgesehen wurden. Es erscheint also kaum verwunder­
lich, daß heute in vielen Entwicklungsländern das Einkommensverhält­
nis zwischen Stadt und Land etwa zwei zu eins und mehr beträgt. 

Gegen die weltweite Veränderung des realen Austauschverhältnisses 
zwischen Industrie und Landwirtschaft kann ein einzelnes Entwick­
lungsland natürlich nichts machen. Ansonsten liegen die Maßnahmen, 
die zur relativen Besserstellung der Landwirtschaft ergriffen werden 
können, auf der Hand. Im wesentlichen handelt es sich darum, daß die 
in den vorangegangenen Abschnitten beschriebenen produktivitätsstei-

80 G. Fels: Probleme der Arbeitsteilung zwischen Industrie- und Entwick­
lungsländern, Die Weltwirtschaft, 1971, S.25; W. Kasper: A New Strategy 
for Malaysia's Economic Development, in: D. Lim (Hrsg.), Readings on Ma­
laysian Economic Development, Kuala Lumpur, 1975, S.127. 

31 Den Berechnungen liegen Weltbank-Indizes zugrunde. Vgl. UNCTAD, 
Commodity Trade: Indexation, Report by the Secretary General of UNCTAD, 
7. Juli 1975, S. 4 Spalte 3. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



80 Lutz Hoffmann und Kurt von Rabenau 

gernden Maßnahmen im landwirtschaftlichen Sektor forciert und im 
industriellen Sektor die erwähnten Maßnahmen zur Preisdämpfung er­
griffen werden. Als direkte Maßnahme könnte man auch noch an eine 
weitgehende steuerliche Entlastung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
denken. 

Die möglichen Wachstumswirkungen derartiger Maßnahmen wurden 
oben ebenfalls bereits diskutiert. Ein weiterer wichtiger Gesichtspunkt 
ist jedoch in diesem Zusammenhang zu beachten. Die Industrialisie­
rungsgeschichte sowohl der heutigen Industrieländer Europas als auch 
der Sowjetunion zeigt, daß der Industrialisierungsprozeß in praktisch 
allen Ländern mit einer deutlichen Verschlechterung des realen Aus­
tauschverhältnisses für den landwirtschaftlichen Sektor einhergegangen 
ist. Von den Wirtschaftshistorikern wird dieses Phänomen als ein Pro­
zeß interpretiert, durch den einmal Ersparnisse mobilisiert und zum 
anderen von der Landwirtschaft in den industriellen Sektor gelenkt 
wurden. Wenn diese Interpretation richtig ist, dann hat in der Ver­
gangenheit die Verschlechterung des realen Austauschverhältnisses für 
die Landwirtschaft den wachstumsnotwendigen Strukturwandel nach­
haltig mitbewirkt. Sofern in den heutigen Entwicklungsländern keine 
Ersatzmechanismen, die das gleiche bewirken, gefunden werden, muß 
damit gerechnet werden, daß eine Stabilisierung oder trendmäßige Um­
kehr des realen Austauschverhältnisses das Wachstum beeinträchtigt. 

Der einzige derzeit sichtbare Ausweg aus diesem Dilemma scheint der 
Versuch zu sein, die ländliche Industrialisierung zu fördern. Damit 
würde einerseits den Erfordernissen des Strukturwandels Rechnung ge­
tragen und andererseits der landwirtschaftlichen Bevölkerung eine 
Chance für spürbare Einkommensverbesserungen geboten. Voraussicht­
lich würde auch die Wanderung vom Land in die Stadt gebremst, womit 
gleichzeitig auch die städtische Arbeitslosigkeit reduziert würde. 

Eine Industrieansiedlung auf dem Land würde nicht nur bisher Un­
beschäftigten Arbeitsmöglichkeiten bieten, sondern auch den aus sai­
sonalen oder wegen zu großer Familieneinheiten im Verhältnis zum 
verfügbaren Land Unterbeschäftigten Möglichkeiten zum Zuverdienen 
schaffen. 

Versuche mit einer Industrieansiedlung auf dem Land hat es in ver­
schiedenen Ländern, insbesondere in Indien, gegeben32• Insgesamt ge­
sehen waren sie nicht sehr erfolgreich. Einer der wichtigsten Gründe 
hierfür dürfte sein, daß die spezifischen Bedingungen ländlicher Indu­
strieansiedlung nicht erfüllt wurden, weil sie einmal bis heute nur 

32 V. S. Mahajan: Planning, Development and Economic Policy in India, 
Delhi-Ludhiana, 1974, S. 110 ff. 
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unzureichend bekannt sind und weil zum anderen selbst die aus den 
Industrieländern bekannten Bedingungen nicht beachtet wurden. 

Das zentrale Problem besteht darin, daß sich die meisten Industrien 
nicht beliebig über eine Region streuen lassen, sondern nur auf die 
Dauer wettbewerbsfähig sind, wenn sie sich nach bestimmten Regeln 
in eine Hierarchie von Zentren einordnen, wie sie bereits von Stand­
orttheoretikern wie Christaller und Lösch beschrieben wurde. Eine In­
dustrieansiedlungspolitik auf dem Lande steht vor der schwierigen 
planerischen Aufgabe, unter Berücksichtigung der landwirtschaftlichen 
Aktivitäten ein System von Zentren mit einer lebensfähigen Industrie­
struktur zu entwerfen. Konkret bedeutet das, daß in einem ersten 
Schritt für jede vorgesehene Größenkategorie von Zentren ermittelt 
werden muß, welche Arten von Industrien sie aufnehmen kann. So läßt 
sich beispielsweise für Südostasien zeigen, daß Kleinstädte über 30 000 
Einwohner bereits die notwendigen Standortbedingungen für eine ganze 
Reihe von ortsungebundenen Industrien mitbringen, wie beispielsweise 
Speiseeis, Getränke, Schuhe, Textilien und Bekleidung, Möbel, Druck­
erzeugnisse, Reinigungsmittel, Ziegeleien, Zement, Baufertigteile, Bau­
ausrüstungsgegenstände, Glasprodukte, Schmiedewaren, Draht und 
kleinere Metallprodukte, Uhren, Kunststoffprodukte USW.33• Aufgabe 
der staatlichen Planungsinstitutionen ist es dann, dafür zu sorgen, daß 
jene Infrastruktureinrichtungen geschaffen werden, die Voraussetzung 
für die Bildung von Zentren entsprechender Größenordnung und die 
Industrieansiedlung sind. Durch steuerliche Anreize und vorübergehende 
Subventionen kann die Ansiedlung beschleunigt werden. Steuerliche 
Anreize und Subvention alleine, das heißt ohne die begleitenden Infra­
strukturinvestitionen, sind, wie die Erfahrung lehrt, wirkungslos. Nur 
ein wohl ausgewogenes Maßnahmenbündel kann den erwünschten Er­
folg bringen. 

Zusammenfassend lassen sich für eine Politik zur Reduzierung der 
Stadt-Land-Ungleichheit folgende Thesen formulieren: 

- Das Problem der Stadt-Land-Ungleichheit läßt sich einmal auf eine 
Verschlechterung des realen Austauschverhältnisses für die Land­
wirtschaft und zum anderen auf Produktivitätsunterschiede, die sich 
im Entwicklungsprozeß noch vergrößern, zurückführen. 

- Verbesserungen des realen Austauschverhältnisses liegen nur be­
grenzt in der Macht staatlicher Institutionen, da dessen Verschlech­
terung für die Landwirtschaft zum Teil Folge eines weltweiten 
Trends ist. 

33 Vgl. Foundation of Canada Engineering Corporation Ltd. and Asso­
ciates: Pahang Tenggara: Regional Master-Planning Study, Settlements and 
Infrastructure, Toronto/Canada, 1972, S. 120. 
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- Eine Veränderung des realen Austauschverhältnisses zugunsten der 
Landwirtschaft könnte den wachstumsnotwendigen Strukturwandel 
bremsen und damit auch das Wachstum beeinträchtigen. Die staat­
lichen Institutionen sollten daher eher darauf aus sein, produktivi­
tätssteigernde Maßnahmen im landwirtschaftlichen Sektor zu for­
cieren und nicht einseitig auf die Stadtregionen auszurichten, wie es 
in der Vergangenheit überwiegend der Fall war. 

- Am ehesten ließe sich das Problem der Stadt-Land-Ungleichheit 
durch eine wohlgeplante Industrieansiedlungspolitik auf dem Lande 
lösen. Eine derartige Strategie würde nicht nur die Verteilung zu­
gunsten der landwirtschaftlichen Bevölkerung verbessern, sondern 
auch mit dem wachstumsnotwendigen Strukturwandel in Einklang 
stehen und somit keine negativen Wachstumswirkungen haben. 

- Die Schwierigkeiten und bisher nicht sehr überzeugenden Erfolge 
der Industrieansiedlungspolitik haben ihre Ursache in komplizierten 
planerischen Problemen, die bislang nur unzureichend gelöst sind. 
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Industrieentwicklung in der Dritten Welt 
als multidimensionaler Prozeß 

Von Heinz Rudolph, Düsseldorf 

I. Einleitende Bemerkungen 

1. Zur Definition: Was ist unter "Industrie" und was unter 
"Industrialisierung" zu verstehen? 

In der folgenden Betrachtung wird der Begriff "Industrie" nicht im 
engen deutschen Wortsinn verstanden, sondern er wird - dem im Eng­
lischen und im Amerikanischen verwendeten Begriff "industry" enf .. 
sprechend - auf jede Art der Produktion und der Reparatur von Gü­
tern, ausgenommen landwirtschaftliche Erzeugnisse, angewandt. 

Da es keine gemeinhin anerkannten, zuverlässigen Kriterien für die 
Unterscheidung zwischen Indstrie und Handwerk gibt, kann der Gegen­
satz zwischen beiden - wie er hierzulande häufig konstruiert wird -
nicht aufrecht erhalten werden. 

Unter Industrialisierung soll dementsprechend nicht nur die Errich­
tung von Schwerindustrien verstanden werden, sondern die Ausdeh­
nung des gesamten Bereiches des warenproduzierenden Gewerbes, ein­
schließlich des von diesem nicht zu trennenden Reparaturgewerbes. Da­
mit ist bereits gesagt, daß sich die Betrachtung nicht allein auf die in 
den Plänen der Entwicklungsländer stets besonders hervorgehobenen 
"large-scale-industries" beschränken darf, sondern den gesamten Be­
reich der "small-scale-industries" und der "cottage-industries" als min­
destens ebenso wichtig einbeziehen muß. Gerade ihnen kann in einer 
richtig verstandenen Industrialisierung der Länder der Dritten Welt 
eine wesentliche Rolle zukommen. 

2. Zielsetzung der Untersuchung 

Diese Darstellung versteht sich weniger als ein Beitrag zur Grund­
satzforschung über die Industrialisierung in den Ländern der Dritten 
Welt, sondern will vielmehr den Entwicklungsländern auf der einen 
Seite und den mit der Praxis der Entwicklungspolitik betrauten Institu­
tionen (Behörden, Unternehmen, Verwaltungen, Forschungsinstituten) 

6' 
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der Industrieländer auf der anderen Seite Einsichten und Erfahrungen 
anbieten, die auf einer langjährigen verantwortungsvollen Tätigkeit in 
einem Entwicklungsland basieren. 

Das Phänomen des Industrialisierungsprozesses wird daher aus einer 
doppelten Sicht behandelt: Aus der Sicht der mit Entwicklungsaufgaben 
betrauten Institutionen der Industrieländer und aus der Sicht der Ent­
wicklungsländer selbst. Dabei soll versucht werden, die Interessenlage 
der Entwicklungsländer in den Vordergrund zu stellen. 

11. Zur Einstellung der Entwicklungsländer zum 
Industrialisierungsprozeß 

1. Die Entwicklungsländer betrachteten bisher überwiegend die In­
dustrialisierung als besten und einfachsten Weg, um rasch zu Wohlstand 
zu gelangen und zugleich grundlegende Probleme, wie z. B. das Arbeits­
losenproblem, zu überwinden. Die Überschätzung der Bedeutung der 
Industrialisierung bei gleichzeitiger Vernachlässigung des traditionellen 
Kleingewerbes und der landwirtschaftlichen Erzeugung hängt nicht zu­
letzt auch damit zusammen, daß man die wohlhabenderen Länder -
abgesehen von den reich gewordenen ölproduzierenden Nationen - als 
"Industrieländer" bezeichnet und sie den Entwicklungsländern, die 
überwiegend Agrar- oder Rohstoffländer sind, gegenüberstellt. Bei die­
ser vereinfachten Betrachtungsweise liegt es nahe, Industrie und In­
dustrialisierung mit Wohlstand und Reichtum gleichzusetzen. 

Die Bedeutung der Industrialisierung soll keineswegs verkannt oder 
im Prioritätenkatalog der Strategien zur Überwindung der Unterent­
wicklung niedriger eingestuft werden. Erfolge und Mißerfolge der letz­
ten 20 Jahre haben jedoch gezeigt, daß es entscheident darauf ankommt, 
wie industrialisiert wird, wo Industriestätten entstehen und ob eine 
Reihe weiterer Grundsätze, die hier dargestellt werden sollen, Beach­
tung fanden. 

2. Die Entwicklungsländer hatten gehofft, daß ihre eigene Industria­
lisierung sehr viel rascher vorankommen würde. Der langsame Fort­
schritt der Industrialisierung gab wiederholt Anlaß zur Unzufriedenheit 
und Kritik, zuletzt auf der UNIDO-Konferenz vom März 1975. Polemi­
sche Äußerungen, wie etwa die, daß die Schuld für die als unbefriedi­
gend empfundene Entwicklung in erster Linie den entwickelten Ländern 
anzulasten sei (Deklaration Nr. 11), brauchen nicht weiter in Betracht 
gezogen zu werden. 

3. Auf der 7. Generalversammlung der UN vom September 1975 prä­
sentierten die Vertreter der Dritten Welt schließlich einen Forderungs-
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katalog. Neben den Forderungen nach Bestimmung über die eigenen 
Ressourcen, nach teilweisem Erlaß der bestehenden Schulden, nach 
Stützung und Stabilisierung der Exporterlöse und nach dem Transfer 
fortschrittlicher Technologien, enthält er die Forderung, daß bis zum 
Jahre 2000 der Anteil der Entwicklungsländer an der Industrieproduk­
tion der Welt von 7 Ofo auf 25 Ofo steigen solle. Ob die tatsächliche Ent­
wicklung dieser Forderung folgen wird, ist zumindest eine offene Frage. 
Weder mit Drohungen noch mit Zwang lassen sich Know-How, Techni­
ken, Management und Zugang zu den Märkten für neugeschaffene Pro­
dukte von einer Region in eine andere verlagern. Dies gilt für alle Län­
der, unabhängig von ihrem politischen System. Auch die sozialistischen 
Staaten bilden hierin keine Ausnahme. 

4. Die Verantwortlichen in den Entwicklungsländern haben sich bis­
her nicht ausreichend bemüht, eigene Vorstellungen über Wert und 
Nutzen des Industrialisierungsprozesses bzw. seine Funktion innerhalb 
der Gesamtentwicklung zu entwickeln. An diesem Punkt setzt die vor­
liegende Untersuchung an, wobei typische Konfliktsituationen heraus­
gestellt und einige Lösungsmöglichkeiten angeboten werden sollen. 

Nur in wenigen Entwicklungsländern liegen Untersuchungen über 
die engen Zusammenhänge zwischen dem Industrieaufbau und den so­
zialen und politischen Aspekten vor, wenn auch einige weiter fortge­
schrittene Entwicklungsländer eigene Industrialisierungskonzepte erar­
beitet haben, die auf verläßlichen Entscheidungskriterien aufbauen. 

III. Welche Unterstützungen können wir den 
Entwicklungsländern anbieten? 

Obwohl sich diese Frage im normativen Bereich bewegt und damit 
einer wissenschaftlichen Betrachtung nur bedingt zugänglich ist, soll sie 
hier aufgeworfen werden. Dabei soll der Versuch gemacht werden, um 
es noch einmal zu betonen, den Verantwortlichen in den Entwicklungs­
ländern einige Anregungen im Zusammenhang mit dem Industrialisie­
rungsprozeß zu geben. 

1. Der Industrialisierungsprozeß muß für Behörden, Politiker und 
Wissenschaftler der Dritten Welt durchsichtig gemacht werden. Aus die­
sem Grund stellen sich einige Grundsatzfragen, die im Sinne des hier 
intendierten pragmatischen mehrdimensionalen Denkansatzes beant­
wortet werden müssen: 

a) Welche politischen, sozialen und ökonomischen Effekte entstehen 
durch die Industrialisierung in Entwicklungsländern? 
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b) Welcher Nutzen und welcher Gesamtwert - aus der Interessen­
lage der Entwicklungsländer - kann vom Industrialisierungs­
prozeß bzw. von den einzelnen Projekten und Industrialisierungs­
programmen erwartet werden? 

c) Welche Kriterien zur Bestimmung von Nutzen und Wert müssen 
angewendet werden und wie soll ihre Quantifizierung erfolgen? 

2. In den letzten Jahren ist deutlich geworden, daß es übergeordnete 
Zielsetzungen von Entwicklungen gibt. Wirtschaftliches Wachstum kann 
nicht Selbstzweck sein, sondern es muß den Menschen aller Schichten 
dienen und einen wirtschaftlichen und sozialen Wandel herbeiführen, 
der auf den Aufbau und Erhalt sozial ausgeglichener, beweglicher, aber 
auch zugleich freiheitlicher Gesellschaftsordnungen ausgerichtet ist. Da­
mit bewegen wir uns jedoch schon außerhalb des engeren wirtschaft­
lichen Bereiches und stoßen an die Grenzen einer rein ökonomischen 
Betrachtungsweise. Dies läßt sich jedoch nicht nur nicht verhindern, 
sondern ist bewußt in dieser Untersuchung so angelegt worden, um dem 
Entwicklungsbegriff in seiner über das rein Ökonomische hinausgehen­
den Bedeutung gerecht zu werden. 

In den meisten Entwicklungsländern muß eine Entwicklungsstrategie, 
die auf den vorgenannten Voraussetzungen beruht und die sowohl öko­
nomische als auch soziale und politische Zielsetzungen einschließt, wohl 
erst noch gefunden werden. 

Wenn wir von diesem umfassenden Denkansatz ausgehen, werden 
ökonomische Zielsetzungen, wie z. B. wirtschaftliches Wachstum, eine 
andere Zuordnung finden. Daraus folgt, daß wir Instrumentarien und 
Hilfen anbieten sollen, die darauf ausgerichtet sind, einen Beitrag so­
wohl zur Lösung der ökonomischen als auch der sozialen und politischen 
Probleme der Länder der Dritten Welt zu leisten. Wissenschaftler und 
Praktiker der Entwicklungspolitik sollten sich stets des umfassenden 
Charakters des Entwicklungsbegriffes bewußt sein und die Verantwort­
lichen in den Entwicklungsländern daran erinnern, wenn sie Gefahr 
laufen, ihn auf das rein Ökonomische zu reduzieren. 

3. Wert und Nutzen müssen bestimmbar gemacht und die entspre­
chenden Dimensionen zu praktikablen Kriterienreihen umgewandelt 
werden. 

IV. Der besondere Charakter der "Entwicklung" -
Die Industrieentwicklung als multidimensionaler Prozeß 

Wir wollen die verschiedenen Bereiche innerhalb einer politischen 
und sozialen Ordnung, die vom Industrieaufbau berührt werden, als 
"Dimensionen" bezeichnen. Wir gehen also nicht mehr eindimensional 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



Industrieentwicklung in der Dritten Welt 87 

vor, d. h. beschränken uns nicht ausschließlich auf die ökonomische Di­
mension, sondern gehen von einer multidimensionalen Betrachtungs­
weise aus, da nur dadurch der besondere Charakter eines Entwicklungs­
prozesses, also auch der der Industrieentwicklung, erfaßt werden kann. 

Peter Meyer-Dohm, Bochum, hat schon 1968 darauf aufmerksam ge­
macht, daß Entwicklungen immer multidimensionale Prozesse sind. Eine 
derartige Betrachtungsweise - will sie analytisch umfassend sein -
kann nicht allein von einer Disziplin wie den Wirtschaftwissenschaften 
geleistet werden. 

Man muß es für symptomatisch halten, daß der frühere Präsident der 
Weltbank, Eugene BZack, und ihr jetziger Präsident, Robert McNamara, 
die Forderung aufgestellt haben, daß alle Disziplinen der Sozialwissen­
schaften bei der Untersuchung von Entwicklungsprozessen in der Drit­
ten Welt herangezogen werden müssen. 

Wir folgen dem Altmeister der Entwicklungsforschung, Gunnar Myr­
daZ, der die Trennung zwischen ökonomischen und nichtökonomischen 
Kriterien verwirft und die Einführung der Begriffe "relevant" und 
"nichtrelevant" vorschlägt. 

Im Hinblick auf die Zielsetzung dieses Beitrages, praktikable Hand­
lungsanweisungen für die Entwicklungspolitik zu geben, vereinfachen 
wir die Grundaspekte, die bei der Bewertung von Industrieentwicklun­
gen zugrunde gelegt werden müssen, zu folgenden drei Dimensionen: 

1. Dimension: Der Gesamtnutzen für die Volkswirtschaft des Ent-
wicklungslandes. 

2. Dimension: Die betriebswirtschaftliche Rentabilität und Effizienz. 

3. Dimension: übergeordnete politische und soziale Maßstäbe. 

Entscheidungen über industrielle Entwicklungsprojekte sollten nur 
unter gleichwertiger Berücksichtigung aller drei Dimensionen getroffen 
werden. 

v. Kriterien für die Entscheidungen beim Industrieaufbau 
aus der Sicht der Entwicklungsländer 

Die ersten beiden Dimensionen sind relativ leicht zu definieren und in 
eine operationale Form zu bringen. 

1. Dimension: Der übergeordnete Nutzen für die Volkswirtschaft des Landes 

Industrialisierungsvorhaben sollten sich voll in die nationalen Auf­
baupläne integrieren, wie sie mittlerweile von allen Entwicklungslän­
dern erstellt werden. Wir haben aber davon auszugehen, daß die In-
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dustrialisierungsstrategien selten präzise definiert werden. Auch die 
Beobachtungen der UN weisen auf die Mängel derartiger Plandoku­
mente hin. Es ist daher notwendig, die meist nur ungenügend ausfor­
mulierten Strategien in einwandfreie und praktikable 

volkswirtschaftliche Kriterien 

umzusetzen. Im folgenden sollen zunächst die wichtigsten der volks­
wirtschaftlichen Dimensionen zuzuordnenden Kriterien genant werden, 
wobei die Reihenfolge kein Prioritätenkatalog sein soll. Die Entschei­
dung über den Vorrang kann nur von Fall zu Fall und schließlich nur 
von jedem Entwicklungsland selbst getroffen werden. Grundsätzlich 
wird jedoch dem Beschäftigungsproblem in allen Entwicklungsländern 
der Vorrang eingeräumt werden müssen. Der hohe Stellenwert dieses 
Problems ergibt sich daraus, daß Arbeitslosigkeit und Unterbeschäfti­
gung in Entwicklungsländern - im Gegensatz zu den Industrielän­
dern - weniger das Ergebnis konjunktureller Schwankungen, sondern 
struktureller Natur sind, d. h. das Ergebnis des Zusammenwirkens der 
wirtschaftlichen Schwächen dieser Länder mit einer viel zu schnellen 
Bevölkerungszunahme. 

Für die Beurteilung eines Projektes im Rahmen der ersten Dimension 
sind folgende Fragen von ausschlaggebender Bedeutung: 

1. Fügt sich das Projekt in den Gesamtrahmen der geplanten Ent­
wicklung ein, d. h. dient es dazu, vorhandene Engpässe zu überwinden, 
werden die Ansprüche des Projektes an Vorleistungen und an die In­
frastruktur erfüllt und gehen von dem Projekt dauerhafte Entwick­
lungsimpulse auf andere Bereiche aus? 

2. Werden bleibende Arbeitsplätze zusätzlich geschaffen? Es sollte 
sich um produktive, neue Arbeitsplätze handeln, durch die das Sozial­
produkt erhöht wird, indem Güter und Leistungen zusätzlich bereitge­
stellt werden, für die eine effektive Nachfrage vorhanden ist. Nur 
wenn diese Bedingungen erfüllt sind, kommt es zu einer nachhaltigen 
Verstärkung des wirtschaftlichen Kreislaufes. 

3. Führt das Projekt zu einer erheblichen und nachhaltigen Erhöhung 
der Deviseneinnahmen, indem Produkte für den Export erzeugt wer­
den, für die der Weltmarkt noch genügend aufnahmefähig ist? 

4. Leistet das Projekt einen Beitrag zur Einsparung von Devisen, in­
dem bisherige Importe substituiert werden? 

Auch wenn die Inlandsproduktion zunächst absolut höhere Kosten 
verursacht als der Import, kann sie im Hinblick auf die langfristig da­
von ausgehenden Wachstumsimpulse sinnvoll sein, vorausgesetzt, der 
Binnenmarkt ist auch bei höheren Preisen genügend aufnahmefähig. 
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5. Gehen von dem Projekt vorwärts- oder rückwärtsgerichtete Kop­
pelungseffekte (z. B. auf Zuliefererindustrien und Reparaturbetriebe) 
oder Impulse auf die Infrastruktur aus, durch die neue Kreisläufe ge­
schaffen werden? 

6. Wird die Versorgungslage der einheimischen Bevölkerung, und 
zwar gerade der notleidenden Schichten, verbessert? 

7. Kommt es zur Mobilisierung bisher brachliegender Ressourcen 
bzw. wird ein Beitrag zur Erhaltung gefährdeter Ressourcen geleistet? 
Wie hoch ist die volkswirtschaftliche Wertschöpfung für die Be- und 
Verarbeitung einheimischer Rohstoffe anzusetzen? 

8. Werden durch das Vorhaben für das Land wichtige Technologien 
eingeführt, die auch dem allgemeinen technischen Fortschritt dienen? 

9. Wie hoch ist der Beitrag, den das Projekt unter Berücksichtigung 
indirekter und sekundärer Effekte zur Steigerung des Sozialproduktes 
leistet? 

2. Dimension: Die betriebswirtschaftliche Rentabilität und Effizienz 

Im Gegensatz zu Projekten aus dem sozialen Bereich oder dem Be­
reich der Infrastruktur sollten industrielle Projekte in der Regel auch 
betriebswirtschaftlich erfolgreich sein. Die zu erwartenden Erlöse soll­
ten die Produktionskosten einschl. einer angemessenen Verzinsung des 
investierten Kapitals decken. Auch Projekte, die staatlich gefördert und 
finanziert werden, müssen letzten Endes diesem Erfolgskriterium ge­
nügen, wenn sie nicht zu dauerhaften Subventionsempfängern und da­
durch zu einer Belastung für den Staatshaushalt werden sollen. Es kann 
zwar im Einzelfall sinnvoll sein, für bestimmte Projekte eine laufende 
Unterstützung aus dem Staatshaushalt vorzusehen, wobei die erforder­
lichen Mittel für einen längeren Zeitraum in den Haushalten einzu­
planen wären. Man muß sich in diesem Fall jedoch darüber im klaren 
sein, daß solche Projekte laufend mit anderen Entwicklungsaufgaben 
konkurrieren, und sehr gen au abwägen, wo langfristig ein größerer 
Nutzen der eingesetzten Mittel zu erwarten ist. 

Das Prinzip der Gewinnmaximierung ist heute Gegenstand einer viel­
fältigen Kritik. Gewinnmaximierung kann sicher nicht der wichtigste 
Maßstab bei der Durchführung von industriellen Projekten in Entwick­
lungsländern sein. Man sollte andererseits jedoch auch nicht verkennen, 
daß das Streben nach Gewinnmaximierung zu höchstmöglicher Effizienz 
führt, die auch in Entwicklungsländern eine entscheidende Rolle spielt, 
da es sich diese Länder eigentlich noch weniger als andere leisten kön­
nen, ihre knappen Ressourcen ineffizient zu nutzen. Im Streben nach 
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einer optimalen Effizienz können betriebswirtschaftliche Kennziffern, 
wie etwa 

- das Verhältnis zwischen Kapitaleinsatz und Arbeitseinsatz, 

- das Verhältnis zwischen Gewinn und Kosten, 

- das Verhältnis zwischen Gewinn und eingesetztem Kapital, 

- das Verhältnis zwischen Erlösen und eingesetztem Kapital, 

im Einzelfall wichtige Entscheidungshilfen geben. 

3. Dimension: tibergeordnete politische und soziale Maßstäbe 

Die beiden in den vorangegangenen Abschnitten behandelten Dimen­
sionen sind aus der Entwicklungsforschung bekannt. Dies gilt im Prin­
zip auch für die nunmehr zu behandelnde Dimension, der jedoch - im 
Gegensatz zu den beiden anderen - lange Zeit nicht die Priorität zu­
erkannt wurde, die ihr im Hinblick auf das Gesamtwohl der Entwick­
lungsländer eigentlich hätte zukommen müssen. Ökonomische Wert­
maßstäbe bleiben nur Teilaspekte, die zwar wichtig sind und denen 
keineswegs eine untergeordnete Bedeutung zukommt - jedoch können 
und sollten politische und soziale Ziele unter Umständen Vorrang haben. 

Die Definition von Kriterien ist hier schwierig, weil sie zum Teil in 
den Bereich der ersten, der volkswirtschaftlichen Dimension hineinwir­
ken und weil die Formulierung übergeordneter politischer und sozialer 
Ziele nur bedingt aus der Sicht eines außenstehenden, von den wirt­
schaftlichen und politischen Verhältnissen der westlichen Welt gepräg­
ten Beobachters, möglich ist. 

Unter dieser Einschränkung werden folgende Vorschläge vorgetragen: 

1. Die Verteilung des Einkommens, d. h. die Einwirkung auf eine 
gerechtere Verteilung des Sozialproduktes. Der absolute Beitrag eines 
Vorhabens zum Sozialprodukt sagt über seine Relevanz in Bezug auf 
die Verteilung noch nichts aus. Wir wissen, daß bisher nur etwa 60 % 

der Bevölkerung der Entwicklungsländer, die dem oberen Bereich der 
Einkommenspyramide zuzuordnen sind, am ökonomischen Wachstum 
teilgenommen haben. Die 40 %, die die Basis bilden, gingen weitgehend 
leer aus. Die Erkenntnis, daß auf diese Weise eine wirkliche Entwick­
lung nicht in Gang gesetzt werden kann, bestimmt die neueren Ent­
wicklungsstrategien der UNo In ihnen schlägt sich die Erfahrung nieder, 
daß in der Vergangenheit viele Entwicklungsländer zwar die insgesamt 
gesetzten Wachstumsziele erreichten, daß aber dies nicht zu einer Ver­
besserung der Lebensverhältnisse für die unteren Einkommensgruppen 
geführt hat. 
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2. Dem Lern- und Ausbildungsejjekt ist eine größere Bedeutung bei­
zumessen als bisher. Bei der Beurteilung eines Projektes kommt es ent­
scheidend darauf an, ob dadurch Lehrlinge, Vorarbeiter, Meister und 
Führungskräfte ausgebildet werden, die später auch an anderer Stelle 
der betreffenden Volkswirtschaft einen Beitrag zur Entwicklung leisten 
können. 

3. Bei der Wahl des Standortes müssen sowohl ökonomische als auch 
politische Aspekte beachtet werden, vor allem im Hinblick auf den 
Abbau von regionalen Disparitäten sowie von wirtschaftlichen und so­
zialen Dualismen. So mag es ökonomisch richtig sein, Industrien in der 
Nähe schon bestehender Industriegebiete oder in der Nähe von Groß­
städten anzusiedeln, während politisch und sozial übergeordnete Ge­
sichtspunkte diese Standortwahl verbieten bzw. die Wahl eines Stand­
ortes in einer bisher in der Entwicklung zurückgebliebenen Region an­
gezeigt erscheinen lassen. 

4. Der Entwicklung der Privatinitiative in allen Bereichen der Be­
völkerung ist große Bedeutung beizumessen. Deshalb muß bei der Prü­
fung von Vorhaben bedacht werden, ob Wachstumsanstöße in dieser 
Richtung zu erwarten sind, z. B. Aufbau von Kleingewerbe, Handwerk 
und Bildung einer mittelständischen Wirtschaft. 

Wir glauben, daß es typisch für Entwicklungsländer ist, daß Mittel­
schichten und Privatinitiative nicht in ausreichendem Maß vorhanden 
sind bzw. nicht die Voraussetzung dafür geschaffen werden konnte. Das 
Entstehen des heutigen Wohlstandes, z. B. in Nordrhein-Westfalen, 
hängt sicher mit der Entwicklung der Kleinbürgerschichten des 19. Jahr­
hunderts ursächlich zusammen, bei denen Sparsamkeit, Arbeitsbereit­
schaft und Erfindungsgabe zusammenkamen. Die Soziologen werden zu 
überprüfen haben, ob diese Bereitschaft in unterentwickelten Gesell­
schaften überhaupt erwartet werden kann. Diese Frage aufzuwerfen 
mag überheblich klingen. Es ist jedoch notwendig, vor der Ingangset­
zung eines auf gewissen Voraussetzungen basierenden Entwicklungs­
prozesses zu prüfen, ob diese Voraussetzungen überhaupt erfüllt sind. 

Als 4. Dimension sind noch Vorhaben mit grenzüberschreitendem 
Charakter denkbar. Die meisten der neuen Staaten, mittlerweile über 
120, wurden nicht etwa aufgrund wirtschaftlicher überlegungen ge­
schaffen, sondern sind das Produkt bestimmter politischer Konstellatio­
nen. So kam es zu willkürlich gezogenen Grenzen, die Wachstum und 
Entwicklung nicht selten behindern. Umfassen solche mehr oder weni­
ger aus historischen Zufälligkeiten entstandenen Staaten sprachlich und 
stammmesmäßig unterschiedliche Bevölkerungsgruppen, so stehen sie 
vor der Aufgabe, erst die eigene nationale Identität zu finden. Der Pro-
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zeß des "nationbuilding" ist für sie legitim und notwendig, führt auf 
der anderen Seite jedoch häufig zu einer überbetonung des National­
bewußtseins und zu übertriebenen Autarkiebestrebungen. Der eigene 
Hafen, die eigene Fluggesellschaft und das eigene Stahlwerk gehören 
zu den beliebtesten nationalen Prestigeobjekten, die häufig unter völ­
liger Mißachtung wirtschaftlicher Gesichtspunkte verwirklicht werden. 
Unter Berücksichtigung der oben beschriebenen Kriterien sollten des­
halb jene Vorhaben Vorrang erhalten, die den Effekt haben, Wirt­
schaftsräume miteinander zu verbinden und zu Kooperationen zu 
führen. 

VI. Zum Problem der Gewichtung von Kriterien 

Die den drei genannten Dimensionen zugehörigen Kriterien müßten 
in der entwicklungspolitischen Praxis miteinander in Vergleich gesetzt 
und schließlich gewichtet werden. Erst daraus kann die relevante Ge­
samtbeurteilung erfolgen. Soll eine Entwicklungsbehörde eine rationale 
Entscheidung über die durchzuführenden Projekte treffen, so müssen 
diese zunächst in eine eindeutige Rangfolge gebracht werden. 

Hier stellt sich eine prinzipielle Schwierigkeit. Volkswirtschaftliche 
und betriebswirtschaftliche Tatbestände und Ziele lassen sich - wenn 
auch mitunter nicht ohne Schwierigkeiten - quantifizieren oder doch so 
eindeutig beschreiben, daß eine Entscheidungsfindung denkbar ist. Für 
politische und soziale Zielsetzungen gilt das nur in einem sehr viel ein­
geschränkteren Maße. Das "Netzwerk" von durchaus relevanten, ja 
entscheidenden Kriterien der dritten Dimension wird für westliche Ent­
wicklungsforscher und Praktiker nicht immer durchschaubar sein. Es 
wird sogar Fälle geben, in denen in unserem Sinne rationale Begrün­
dungen für die Gewichtung nach der einen oder der anderen politischen 
Richtung von einem westlichen Beobachter kaum verstanden werden. 

Die Gründe liegen in den oft verschiedenen Vorgaben, die ein Ent­
wicklungsland oder ein Industrieland haben kann, d. h. in den Wert­
vorstellungen und in andersartigen Wertsystemen. 

Die Wurzeln für unterschiedliche Wertvorstellungen und Verhaltens­
normen hängen u. a. mit dem sozio-kulturellen Hintergrund der Zuge­
hörigkeit zu einer bestimmten Ethnie und der historischen Entwicklung 
zusammen. Häufig sind sie aber auch Ausdruck rassischer Vorurteile 
oder auf Herrschafts- und Machtansprüche zurückzuführen, die wir 
zwar ablehnen würden, deren reale Existenz aber akzeptieren müssen. 

Im Rahmen dieses Referates ist es nicht möglich, eine Gegenüberstel­
lung von westlichen und spezifisch asiatischen Wertvorstellungen durch­
zuführen. Auf einige wenige unterschiedliche Wertmaßstäbe, die, wie 
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wir sagen, zu andersartigen Gewichtungen der Dimension führen mö­
gen, sei hier jedoch hingewiesen. 

Während man in den entwickelten Staaten Europas und in Nord­
amerika im allgemeinen von der Notwendigkeit zu einem ständigen 
Wandel ausgeht, ist diese Haltung in weiten Teilen Asiens, aber auch 
in Afrika, nicht oder sehr viel weniger vorhanden. Man glaubt nicht an 
die Notwendigkeit und verhält sich trotz aller Miseren und Unzuläng­
lichkeiten zurückhaltend, ja hängt an tradierten Normen, selbst wenn 
sie geändert werden müßten. 

Wenn nun aber in vielen Ländern die Erwartungen nach einem Wan­
del und die Bereitschaft zur Annahme eines Wandels sehr viel weniger 
lebendig sind, so werden auch die Zielsetzungen für Industrievorhaben 
einen anderen Maßstab finden, als dies z. B. in Westeuropa der Fall wäre. 

Auch auf die Einstellung zur Arbeit, die Bereitschaft zur Leistung 
und zum Leistungswillen muß hier hingewiesen werden. Sicherlich 
spielen heiße und üppige Klimata eine Rolle, aber die grundsätzlich 
andersartige Einstellung zur Arbeit und zur Leistung, die wir aus vielen 
südlichen Zonen kennen, darf nicht übersehen werden, wenn es darum 
geht, die sog. dritte Dimension zu quantifizieren. 

Wenn der hier vorgetragenen These widersprochen werden sollte, 
müßte man darauf hinweisen, daß wir ja von der Meinung, der Auf­
fassung und von der Verhaltensweise der übergroßen Mehrheit der Be­
völkerung in den Entwicklungsländern auszugehen haben und nicht 
etwa von einer hauchdünnen, häufig westlich orientierten Oberschicht, 
die wir in den Großstädten antreffen. Die traditionelle Selbstversor­
gergesellschaft z. B. ist heute noch die Norm, und von diesem Nor­
malzustand müssen wir die Wertvorstellungen ableiten. 

Aus diesem kurzen Exkurs wird deutlich, wie schwer es mit westlich 
geprägten Vorstellungen von Entwicklungspolitik ist, eine Gewichtung 
der drei Dimensionen vorzunehmen. Versuche in dieser Richtung müs­
sen mehr oder weniger unvollkommen bleiben. 

Wir gehen davon aus, daß es zur Aufgabe der Politiker, der Wissen­
schaftler und Praktiker der Dritten Welt gehört, sich dieser hervor­
ragenden Aufgabe anzunehmen und auf Zusammenhänge einzugehen, 
wie wir sie hier dargestellt haben. Schließlich wird es zu "autochtho­
nen" Prinzipien kommen, die wiederum die Grundlage dafür sind, daß 
die Entwicklungsländer auch im Bereich der Industrialisierung den 
ihnen gemäßen eigenen Weg beschreiten können. 

Trotzdem entbindet uns dies nicht von der Verpflichtung, Angebote 
für eine Gesamtbewertung vorzuschlagen. In diesem Zusammenhang 
wäre etwa an das zunächst von Kahn entwickelte, später von Chenery 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



94 Heinz Rudolph 

verbesserte Kriterium der "Social Marginal Productivity" zu denken, 
in dem versucht wird, die Unvollkommenheit des Marktmechanismus 
durch Umbewertungen zu korrigieren. Da Devisen für Entwicklungs­
länder, die zum Aufbau einer eigenen Industrie auf Importe angewiesen 
sind, die Entwicklung stärker begrenzen können als das verfügbare 
Kapital, wurde von Chenery der Beitrag eines Projektes zur Zahlungs­
bilanz, bewertet mit Knappheitspreisen für den Faktor Devisen, als 
gleichwertig neben seinen direkten Beitrag zum Sozialprodukt gestellt. 
Durch spätere Weiterentwicklungen wurde versucht, auch den Einfluß 
auf die Einkommensverteilung einzubeziehen. 

Kriterien dieser Art haben den Vorteil, relativ umfassend zu sein und 
trotzdem noch die Aufstellung einer eindeutigen Rangfolge von Pro­
jekten zu erlauben. Sie bleiben jedoch der ökonomischen Dimension 
noch relativ stark verhaftet. Kriterien der dritten, der sozialen und 
politischen Dimension lassen sich damit nur ungenügend verbinden. Die 
Empfehlung für den Praktiker kann daher nur lauten, sich quantitati­
ver Kriterien soweit wie möglich zu bedienen, die letzte Entscheidung 
jedoch unter Abwägung aller Gesichtspunkte, einschl. der nichteindeutig 
quantifizierbaren, zu treffen. 

Vll. Zusammenfassung 

In einem Referat, das die theoretischen und empirischen Probleme 
nur anschneiden kann, ist es nicht möglich, alle Weiten und Tiefen des 
multidimensionalen Prozesses, der hinter der Industrieentwicklung 
steht, zu erfassen. 

Folgende Phänomene und Grenzen sollten aufgezeigt werden: 

1. Die Entwicklungsländer werden weiter danach drängen, in ihren 
Regionen die Industrialisierung zu verstärken und zu beschleunigen. Zu 
gleicher Zeit sollten sie aber bemüht sein, eigene Vorstellungen zu ent­
wickeln, d. h., sich über den Wert, über den Nutzen und über die Be­
messung Klarheit zu verschaffen. Eine planlose oder zur Befriedigung 
von Prestigebedürfnissen durchgeführte Industrialisierung richtet in 
den Entwicklungsländern mehr Schaden an, als sie Nutzen stiftet, ganz 
abgesehen von der Vergeudung der Mittel und der schweren, bis in die 
politischen Bereiche hineingehenden Enttäuschung, die mit einem Schei­
tern verbunden ist. 

2. Die Problemstellung über "Nutzen" und "Wert" der Industriali­
sierung muß in erster Linie aus dem Gesichtsfeld und aus der Inter­
essenlage der Entwicklungsländer dargestellt werden. Von dieser Inter­
essenlage wurde hier ausgegangen. 
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3. Mit dem hier vorgelegten Beitrag sollten den für die Industriali­
sierung Verantwortlichen in den Entwicklungsländern Anregungen für 
den Entscheidungsprozeß gegeben werden, die auf grundsätzlichen 
Überlegungen und praktischen Erfahrungen basieren. Dieses Referat 
ist daher ziel bezogen und versucht, im Sinne wissenschaftlicher Politik­
beratung schwer durchdringbare Tatbestände ein wenig aufzuhellen. 

4. Wir sind uns bei der Darstellung der drei Dimensionen darüber 
klar geworden, daß die Entscheidungsfindung, wie sie von den Ent­
wicklungsländern bei Industrievorhaben und bei der Durchführung 
großer Industrialisierungsprogramme vorgenommen wird, immer auch 
mit "Politik" zu tun hat. Deshalb ist die Übertragbarkeit der hier ge­
wonnenen Einsichten wahrscheinlich begrenzt, aber dies sollte uns nicht 
davon abhalten, entsprechende Wege zu gehen. 

5. Die unzureichende Versorgung der Bevölkerung und die sich ver­
stärkenden wirtschaftlichen und sozialen Dualismen in der Dritten Welt 
hängen auch mit der unzureichenden Privatinitiative ursächlich zusam­
men sowie mit der Tatsache, daß es keine tragfähige Mittelschicht gibt. 
Damit fehlen weitgehend die Voraussetzungen für eine marktwirtschaft­
liche Selbststeuerung, bzw. sie müssen durch geeignete entwicklungs­
politische Maßnahmen erst geschaffen werden. 

Der wissenschaftliche Ansatz, von dem wir hier ausgingen, ist die "In­
terdisziplinarität" der Entwicklungsforschung und der Entwicklungs­
politik. Wir glauben, daß das Zusammenwirken aller Disziplinen der 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, etwa der Wirtschaftswissen­
schaft, der Soziologie, der Ethnologie, der Pädagogik und der politischen 
Wissenschaft, eine unausweichliche Forderung darstellt. 

Wir möchten abschließend dem Wunsch Ausdruck geben, daß die 
Wirtschaftswissenschaften mit den hier angesprochenen anderen Dis­
ziplinen weitaus enger zusammenarbeiten mögen, als dies bisher insge­
samt gesehen der Fall war. Statt einer immer weiteren Spezialisierung, 
wird es auf das Zusammendenken und auf ganz neuartige Kooperatio­
nen der verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen ankommen. Diese 
Bemühungen werden uns auch helfen, den multidimensionalen Charak­
ter des Industrialisierungsprozesses besser zu durchdenken, als dies bis­
her der Fall war. 
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Geldpolitische versus finanzpolitische Möglichkeiten zur 
überwindung von Konflikten zwischen Effizienz-, Wachstums­

und Verteilungszielen in Entwicklungsländern 

Von Hans-Rimbert Hemmer, Gießen 

I. Die Bestimmung der relevanten Zielkonflikte 

Definiert man die Entwicklungsländer als jene Länder, deren Entwick­
lungsstand unter einer bestimmten Norm liegt, so resultiert daraus die 
Forderung nach einer nachhaltigen Verbesserung ihres Entwicklungs­
standes. Nach heute dominierender Ansicht bezieht sich der Entwick­
lungsbegriff auf die politische, gesellschaftliche und ökonomische Ebe­
nel • Folglich lassen sich sowohl politische als auch gesellschaftliche als 
auch ökonomische Teilziele formulieren, die dem obigen Generalziel 
"Verbesserung des Entwicklungsstandes" untergeordnet sind. 

Im ökonomischen Entwicklungsbereich unterscheidet man im wesent­
lichen drei Hauptziele: 

(a) Das Effizienzziel (= Allokationsziel) fordert jenen Einsatz der in 
einer bestimmten Periode zur Verfügung stehenden Produktions­
faktoren, der ein maximales Produktionsergebnis zur Folge hat. 

(b) Das Wachstumsziel (= Akkumulationsziel) fordert jene Verwen­
dung des in einer bestimmten Periode hergestellten Produktions er­
gebnisses, die ein optimales Wachstum zur Folge hat. 

(c) Das Verteilungsziel fordert jene Verteilung des in einer bestimmten 
Periode zur Verfügung stehenden Produktions ergebnisses, die den 
in der gesellschaftlichen Wohlstandsfunktion implizierten Gerech­
tigkeitsvorstellungen entspricht. 

Dabei bestehen keinerlei Zweifel daran, daß die Festlegung jener Op­
timalzustände, denen die vorliegenden drei ökonomischen Hauptziele 
der Entwicklung untergeordnet sind, nur auf der Basis politischer Wert­
urteile möglich ist. Dadurch sind unterschiedliche Ausgestaltungen der 

1 Vgl. bspw. N. T. Uphojf - W. F. llchmann (Hrsg.), The Political Econ­
omy of Development, Berkeley-Los Angeles-London 1972, S.75. 

7 Schriften d. Vereins f. Socialpol1tik 94 
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obigen drei Ziele durchaus möglich2• Die entscheidenden Probleme die­
ses Zielkataloges beruhen vielmehr darauf, daß zwischen den einzelnen 
Teilzielen Konfliktbeziehungen bestehen können. So habe ich im Jahre 
1972 vor diesem Ausschuß ein Referat gehalten, in dem aufgezeigt wur­
de, daß eine ausschließlich am Wachstumszielorientierte Entwicklungs­
politik zu anderen Allokationsentscheidungen führen kann als einePoli­
tik, die eine Maximierung des Beschäftigungsgrades anstrebt3 ; die Re­
alisierung dieses Beschäftigungszieles wird dabei in Verbindung mit der 
Festlegung eines bestimmten Lohnsatzes (der in der Regel als industri­
eller Mindestlohn fixiert ist) vielfach als das zwäckmäßigste Mittel zur 
Annäherung an die im Verteilungsziel enthaltenen Verteilungsnormen 
angesehen. Die von mir aufgezeigten Zielkonflikte tauchen auf, wenn ein 
Land zugrunde gelegt wird, das durch die folgende Prämissenkonstella­
tion gekennzeichnet werden kann: 

(1) Das Land leidet unter Kapitalmangel, d. h. der verfügbare Kapi­
talstock4 ist aufgrund der begrenzten Substitutionsmöglichkeiten zu 
klein, um alle vorhandenen Arbeitskräfte effizient einsetzen zu können. 

Kennzeichnet man die Produl:tionsbedingungen der Einfachheit hal­
ber durch eine linear-homogene Produktionsfunktion, so läßt sich diese 
Prämisse (1) wie folgt darstellell: 

x Abb.l 

__ ::::::.:::::..-r,:------ x = HAI 

1.=I·A 

A 
o 

2 Auf eine Vertiefung dies(!r Zusammenhänge muß im vorliegenden Rah­
men allerdings verzichtet we::den. Vgl. hierzu D. SeeTs, What are we Trying 
to Measure, in: Journal of Development Studies, Band 8 (1971/72), Special 
Issue on Development Indicators; sowie H.-R. HemmeT, Zur Problematik 
der gesamtwirtschaftlichen Zielfunktion in Entwicklungsländern. Justus-
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In Abb. 1 ist die partielle Ertragsfunktion X = F (A; K = const.) bzw. 
X = f (A) eingezeichnet, die sich bei Zugrundelegung eines gegebenen 
Kapitalstocks ergibt5• Ihr Verlauf gibt an, welche Produktionsniveaus 
zustande kommen, wenn dieser Kapitalstock mit alternativen Arbeits­
mengen kombiniert wird. Aufgrund der Annahme begrenzter Substitu­
ierbarkeit weist diese Ertragsfunktion den Verlauf OBC auf: Sie ver­
läuft innerhalb des Substitutionsbereichs DE (=BC) degressiv anstei­
gend; die Grenzproduktivität der Arbeit (= GP A), die das Steigungs­
maß dieser Funktion bestimmt, ist somit positiv, aber abnehmend. Bei 
einem geringeren Arbeitseinsatz als die Produktion im Substitutionsbe­
reich erfordert (A < OD), steigt die Ertragsfunktion linear an (GP A = 
const. >0), während sie bei einem Arbeitseinsatz jenseits des Substitu­
tionsbereichs (A> OE) horizontal verläuft (GP A = 0)6. 

Die tatsächliche Arbeitsausstattung des betrachteten Entwicklungs­
landes liegt gemäß Prämisse (1) außerhalb des Substitutionsgebietes; 
wir unterstellen, sie werde durch Punkt R angegeben. Durch die Unter­
ausstattung mit Kapital können davon maximal OE Arbeitskräfte tech­
nisch effizient beschäftigt werden. Folglich besteht technologische Ar­
beitslosigkeit im Ausmaß ER, so daß die betrachtete Volkswirtschaft 
den von Lewis skizzierten Kriterien zuzuordnen ist7. 

(2) Ebenfalls in Anlehnung an Lewis wird unterstellt, daß der eigent­
liche Entwicklungsfortschritt vom modernen Sektor ausgeht, der - ob­
wohl diese Identifizierung nicht unproblematisch ist - vereinfachend 
als Industriesektor bezeichnet werden S01l8. Die nachstehende Analyse 

Liebig-Universität Gießen, Zentrum für regionale Entwicklungsforschung, 
Diskussionsbeitrag Nr. 1, Gießen 1975. 

3 H.-R. Hemmer, Zur Vereinbarkeit des Wachstums- und Beschäftigungs­
zieles in Entwicklungsländern, in: H. Priebe (Hrsg.), Beiträge zur Beurtei­
lung von Entwicklungsstrategien. Schriften des Vereins für Socialpolitik, 
N. F. Band 77, Berlin 1974. 

4 Der Kapitalbegriff ist hier so weit gefaßt, daß er sämtliche Nicht-Arbeits­
Faktoren enthält; zum gesamtwirtschaftlichen Kapitalstock zählen neben der 
Sach- und Humankapitalausstattung also auch die natürlichen Ressourcen. 

5 Die Analyse bezieht sich also nur auf eine bestimmte Periode, da sich 
der Kapitalstock aufgrund von Netto-Investitionen im Zeitablauf verändert. 

6 Dieser Verlauf der Ertragsfunktion impliziert, daß die Isoquanten außer­
halb des Substitutionsgebietes parallel zu den Achsen verlaufen. Vgl. die 
Darstellung bei Hemmer (1974), S. 62 ff. 

7 Vgl. W. A. Lewis, Economic Development with Unlimited Supplies of 
Labour, in: The Manchester School, Band 22 (1954); derselbe, Unlimited 
Supply: Further Notes, in: The Manchester School, Band 26 (1958). Zur Kritik 
an dieser Konzeption vgl. D. W. Jorgenson, The Development of a Dual 
Economy, in: Economic Journal, Band 71 (1961). 

8 Damit soll keineswegs unterstellt werden, daß der traditionelle Sektor 
vernachlässigt werden darf; strukturelle Verbesserungen in diesem Bereich 
(und hier insbes. in der Landwirtschaft) bilden vielfach unumgängliche Vor­
bedingungen für eine industriegetragene wirtschaftliche Entwicklung. Die 
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bezieht sich deshalb ausschließlich auf den Industriesektor der betref­
fenden Volkswirtschaft; für ihn wird die unter Pos. (1) dargestellte Pro­
duktionsfunktion als relevant und der Tatbestand der (sich im Indu­
striesektor in der Regel offen zeigenden) technologischen Arbeitslosig­
keit als zutreffend angenommen. 

(3) Der tatsächliche Arbeitseinsatz im Industriesektor richtet sich nach 
den Kriterien des ökonomischen Prinzips. Die Kapitalbesitzer setzen 
demzufolge bis zu jenem Umfang Arbeitskräfte ein, bei dem die Grenz­
produktivität der Arbeit dem institutionell vorgegebenen Lohnsatz 
(= Imin) entspricht. 

In Abb.1 wurde unterstellt, dieser vorgegebene Lohnsatz werde durch 
das Steigungsmaß der OL-Geraden, tan (x, angegeben: 

EN 
tana = OE = Imin 

Gemäß Prämisse (2) wird folglich Hals Produktionspunkt realisiert: 
In H verläuft die Tangente an die Ertragsfunktion parallel zur Lohn­
geraden. Folglich stimmen in H Grenzproduktivität der Arbeit und 
Lohnsatz überein; das Gewinnmaximum ist erreichtU. Vom Produktions­
volumen HG erhalten die Arbeiter den Anteil FG, so daß für die Ka­
pitalbesitzer das (maximale) Einkommen HF übrig bleibt. 

Das Ausmaß der gesamten Arbeitslosigkeit beträgt GR: Während ER 
Arbeitskräfte aufgrund der technologischen Zusammenhänge nicht be­
schäftigt werden, bewirkt der vorgegebene Lohnsatz eine zusätzliche 
Arbeitslosigkeit von GE. Die faktorpreisinduzierte Arbeitslosigkeit ist 
dabei um so größer und das gesamte Produktionsvolumen entsprechend 
um so geringer, je höher der Lohnsatz ist. 

(4) Dieser Produktionspunkt H beinhaltet sowohl einen Verstoß gegen 
das Verteilungs- als auch gegen das Effizienzziel: Die Festlegung des 
vorgegebenen Lohnsatzes durch die entwicklungspolitischen Instanzen 
erfolgt vielfach aus verteilungspolitischen Überlegungen heraus. Bei der 
Festlegung der Lohnhöhe orientiert man sich dabei an jenen Vertei­
lungseffekten, die sich bei Realisierung des maximalen effizienten Ar­
beitseinsatzes ergeben. Die Erfüllung der verteilungspolitischen Ziel-

hiermit zusammenhängenden Probleme können im vorliegenden Referat je­
doch nicht vertieft werden. - Vgl. hierzu die zusammenfassende Darstellung 
bei W. von Urjf, Die Rolle des Agrarsektors im Wachstumsprozeß der Ent­
wicklungsländer, in: Agrarwirtschaft, Band 16 (1967). 

U Ebenfalls aus Gründen der Vereinfachung wird die übereinstimmung 
von privater und sozialer Grenzproduktivität, d. h. das Fehlen externer 
Effekte, zugrunde gelegt. Diese Prämisse ist sicherlich "wirklichkeitsfremd"; 
ihre Aufgabe hätte jedoch lediglich eine erhebliche Komplizierung der fol­
genden Ausführungen zur Folge, ohne die Existenz der möglichen Zielkon­
flikte zwischen den uns interessierenden entwicklungspolitischen Teilzielen 
verhindern zu können. 
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setzung ist also erst bei Realisierung des Produktionspunktes C, nicht 
jedoch in H gegeben. 

Das Effizienzziel setzt jenen Faktoreinsatz voraus, mit dem das maxi­
male Einkommen erzielt werden kann. Aufgrund des Arbeitsüberflusses 
sind deshalb so lange Arbeitskräfte in den Produktionsprozeß einzu­
gliedern, wie sie ein positives Grenzprodukt erbringen. Die optimale 
Allokation ist folglich in C erreicht: Hier wird GP A = O. Effizienz- und 
Verteilungs ziel sind somit in H verletzt: Beide erfordern einen Arbeits­
einsatz von OE, d. h. die völlige Beseitigung der faktorpreisinduzierten 
Arbeitslosigkeit10• 

Um feststellen zu können, ob auch ein Verstoß gegen das Wachstums­
ziel vorliegt, muß die bei Realisierung von Punkt H erbrachte Ersparnis 
mit der aufgrund der gesamtwirtschaftlichen Zielfunktion geplanten In­
vestition verglichen werden. Da der Kapitalstock den zentralen Ent­
wicklungsengpaß darstellt, hägt das Tempo des wirtschaftlichen Wachs­
tums ausschließlich von der Kapitalakkumulation ab, deren Umfang im 
Falle einer geschlossenen Volkswirtschaft im wesentlichen von der frei­
willigen und/oder erzwungenen Inlandsersparnis limitiert wird11• 

In der entwicklungspolitischen Literatur wurde nun eine Vielzahl von 
Sparhypothesen formuliert und empirisch getestet, um ihre Relevanz 
für das freiwillige Sparverhalten des privaten Sektors in Entwicklungs­
ländern festzustellen12• Dabei zeigt sich, daß es keine eindeutig formu­
lierbare Sparhypothese mit allgemeiner Gültigkeit gibt. Vielmehr wei­
sen die länderspezifischen Sparfunktionen divergierende qualitative und 
quantitative Strukturen auf. Bei Zugrundelegung einer Zwei-Faktoren­
Betrachtung, bei der der Faktor Arbeit lediglich die reinen Arbeits­
quanten, nicht jedoch das in den eingesetzten Arbeitskräften inkorpo­
rierte Humankapital enthält, dürfte es allerdings plausibel sein, die Ar­
beitseinkommen in voller Höhe als Konsumausgaben zu deklarieren. 
Von den Einkommen der anderen Produktionsfaktoren (die wir im fol­
genden als Kapitaleinkommen bezeichnen werden, obwohl in ihnen 

10 Aus diesem Ergebnis darf man allerdings keine Identität zwischen dem 
Effizienz- und dem Verteilungsziel (in der hier vorgelegten Interpretation) 
konstruieren: Während das Effizienzziel lediglich den mengenmäßigen Ar­
beitseinsatz zugrunde legt, erfordert das Verteilungsziel zusätzlich die Ent­
lohnung dieses maximalen Arbeitseinsatzes mit dem vorgegebenen Lohnsatz. 

11 Der Zusatz "im wesentlichen" bezieht sich darauf, daß im Bereich des 
Humankapitals ein Teil der Kapitalakkumulation durch produktiven Konsum 
erbracht wird. Vgl. hierzu bspw. die Ausführungen von J. BanneT - D. S. 
Lees, Consumption and Investment, in: Journal of Political Economy, Band 
71 (1963). 

12 Vgl. hierzu den Uberblicksaufsatz von R. Mikesell - J. ZinseT, The 
Nature of the Savings Function in Developing Countries: A Survey of the 
Theoretical and Empirical Literature, in: Journal of Economic Literature, 
Band 11 (1973). 
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auch Bodenrenten sowie Entgelte für die Verwendung natürlicher Res­
sourcen enthalten sind) dürfte hingegen ein Teil in den Konsum, der 
Rest in die Ersparnis fließen. Bezeichnet man die Sparquote aus Kapi­
taleinkommen als 

( S Ersparnisbildung ) 
sQ = Q = Kapitaleinkommen 

und unterstellt man der Einfachheit halber ihre Konstanz - durch­
schnittliche und marginale Sparquote stimmen damit überein -, so lau­
tet die Sparfunktion des privaten Bereichs 

S = sQ' Q 

während die Konsumfunktion 

C = (1 - sQ) Q + L 

lautet. Klammert man den staatlichen Sektor aus, so ergänzen sich Q 
und L zum Sozialprodukt X. 

Die Sparfunktion läßt sich in diesem Falle auch 

(1) S = sQ (X - L) 

schreiben (sog. "klassische Sparfunktion"). 

x Abb.2 

___ ~~rr------ x= rIAl 

L=I·A 

~~~~-----~-~----~------A 

Die Sparbeziehungen, die sich unter Berücksichtigung dieser Spar­
funktion ergeben, sind in Abb. 2 zusammengefaßt. Die Höhe der priva­
ten Ersparnisse, die bei alternativen Arbeitseinsatzmengen zustande 
kommen, lassen sich in dieser Abbildung wie folgt ermitteln: Multipli­
ziert man sowohl die Ertragsfunktion X = f (A) als auch die Lohnge-
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rade L = I . A mit der Sparquote aus Kapitaleinkommen SQ, so erhält 
man die SQ • X-Funktion (Kurve OTV) sowie die SQ • L-Gerade (Gerade 
OUW). Ihr vertikaler Abstand gibt gemäß Gleichung (1) die freiwillige 
private Ersparnisbildung an, die sich bei Realisierung des Gewinnmaxi· 
mums H auf UT beläuft. 

Die aufgrund der gesamtwirtschaftlichen Zielfunktion angestrebte Er­
sparnis soll hingegen YT betragen. Die tatsächliche Kapitalakkumula­
tion, die sich mit diesem Sparvolumen finanzieren läßt, ist also um den 
Betrag UY geringer als die gesamtwirtschaftlich optimale Kapitalbil­
dung. 

(5) Das entwicklungspolitische Optimum setzt unter diesen Annahmen 
voraus, daß 

- der Produktionspunkt C realisiert wird, 

- der Lohnsatz beibehalten bleibt und 

- ein gesamtwirtschaftliches Sparvolumen von YT aufgebracht wird. 

Eine solche Konstellation existiert, solange das angestrebte Sparvo­
lumen nicht größer ist als jener Teil des Produktionsvolumens CE, der 
mit der angestrebten Lohnsumme EN übereinstimmt. Es muß mit ande­
ren Worten die Existenzbedingung der Zielvereinbarkeit 

(2) TY :s; CE - EN bzw. TY:S; CN 

erfüllt sein. Verbindet man die Punkte T und C in Abb. 2 miteinander 
und zieht man eine von Y ausgehende Parallele zur CT -Geraden, so 
schneidet diese die Linie CE in R. Die Existenzbedingung (2) erfordert 
dann, daß R oberhalb von N auf der Geraden CE liegt: Die Existenz­
bedingung wird zu 

(2a) TY = CR:S; CN 

Sieht man von direkten Kontrollen bzw. Ge- und Verboten ab, die 
der Staat im Interesse einer Realisierung der hier aufgeführten ent­
wicklungspolitischen Teilziele ergreifen kann und deren Wirksamkeit 
mit kritischer Distanz eingeschätzt werden sollte, so lassen sich zwei 
Gruppen von Maßnahmen zum Abbau der obigen Zielkonflikte unter­
scheiden: Maßnahmen der Finanzpolitik und Maßnahmen der Geld­
politik. Aus beiden Gruppen sollen mögliche Eingriffsansätze in bezug 
auf ihre entwicklungspolitische Wirksamkeit diskutiert werden. 

11. Geldpolitische Möglichkeiten zur tJberwindung der Zielkonflikte 

(1) Beginnen wir mit der Diskussion möglicher geldpolitischer Maß­
nahmen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß eine erfolgversprechende 
Geldpolitik - verstanden als die gewollten Änderungen der in einem 
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Land zirkulierenden Geldmenget3 - an bestimmte institutionelle Vor­
aussetzungen gebunden ist, die nicht in jedem Fall vorliegen. Da diese 
Thematik aber bereits intensiv vor diesem Ausschuß behandelt wurde, 
kann auf ihre erneute Diskussion verzichtet werdent4• 

Im Zusammenhang mit den geldpolitischen Möglichkeiten der Ent­
wicklungsförderung wird vielfach empfohlen, mit Hilfe von Geldmen­
genzunahmen das Entwicklungstempo eines Landes zu forcieren. Der 
einfachste Weg zur Geldmengenzunahme besteht darin, staatliche Bud­
getdefizite durch Kredite aus dem Bankensystem zu finanzieren (Geld­
schöpfung), ohne daß eine gleichzeitige Verringerung der Kreditver­
gabe an Private erfolgt. Bei konstanter Kreislaufgeschwindigkeit des 
Geldes erhöht sich folglich die wirksame Geldmenge M . V. Gemäß der 
Fisher'schen Verkehrsgleichung 

(3) M·V = X·p 

(M = Geldmenge; V = Kreislaufgeschwindigkeit des Geldes; X = rea­
les Sozialprodukt; P = Preisniveau) 

nimmt dadurch das Produkt aus X und P, d. h. das monetäre Volksein­
kommen zu. Bei Zugrundelegung eines gesamtwirtschaftlichen Ange­
bots-Nachfrage-Schemas verschiebt sich somit die gesamtwirtschaftliche 
Nachfragekurve, welche die bei alternativen Preisniveaus nachgefrag­
ten realen Sozialproduktshöhen angibt, nach rechts: 

p Abb.3 

L-____ -L ________________ ~ ____________________ ~X 

o XI 

13 Vgl. A. Woll - G. Vogl, Geldpolitik, Stuttgart 1976, S.1. 
14 Vgl. H. Priebe (Hrsg.), Eigenfinanzierung der Entwicklung. Schriften des 

Vereins für Socialpolitik, N. F. Band 84, Berlin 1975, und die darin enthal­
tenen Aufsätze von W. Hammel und H.-G. Geis. 
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Die in Abb. 3 eingezeichnete Nachfragekurve Nl gibt die Höhe der ge­
samtwirtschaftlichen Nachfrage in der Ausgangssituation an. Sie weist 
wegen (3) sowie aufgrund der Annahme, daß sowohl M als auch V in 
Gleichung (3) konstant sind, die Form einer gleichseitigen Hyperbel auf. 

Folglich ist a: = - ~ , d. h. jeder relativen Zunahme des Realeinkom­

mens X entspricht eine gleichhohe relative Abnahme des Preisniveaus 
P, et vice versa. 

Während aus der Konstanz von M und V der Verlauf der Nachfrage­
kurve als gleichseitiger Hyperbel bestimmt ist, gibt die Höhe von M bei 
gegebenem V die Lage der Nachfragekurve an. Jede Nachfragekurve 
korrespondiert also mit einer bestimmten Geldmenge; je größer die 
Geldmenge ist, desto weiter außen verläuft die Nachfragekurve. Die 
oben unterstellte Ausdehnung der Geldmenge (= dM> 0) verschiebt 
also die Nachfragekurve nach rechts; ihre neue Lage wird durch die N2-
Kurve angegeben. 

Weiterhin ist in Abb. 3 die gesamtwirtschaftliche Angebotskurve Al 
eingezeichnet, welche das tatsächliche gütermäßige Angebot einer Volks­
wirtschaft bei alternativen Preisniveaus angibt. Sie verläuft zunächst 
horizontal, da bis zur Sozialprodukthöhe aXt die Produktion auch bei 
unveränderten Preisen ausgedehnt werden kann. Eine solche Konstel­
lation ist möglich, wenn sämtliche zur Produktion benötigten Faktoren 
bei den vorliegenden Faktorpreisen einen Angebotsüberschuß aufwei­
sen, eine Faktorpreissenkung jedoch aus institutionellen Gründen her­
aus nicht erfolgt. Zwischen Xt und X2 führt ein Produktionsanstieg in 
Teilbereichen zu einem Anstieg der Faktorpreise, weil die zur Produk­
tionszunahme benötigten Faktoren nur bei steigenden Preisen zur Lei­
stungsabgabe bereit sind. Die Angebotskurve weist also positives Stei­
gungsmaß auf. Bei der Sozialproduktshöhe aX2 ist die gesamtwirt­
schaftliche Kapazitätsgrenze erreicht; weitere Produktionszuwächse 
können nicht mehr erzielt werden, weil der begrenzte Bestand an eini­
gen Faktoren als Produktionslimit wirkt, das nicht durch einen ver­
mehrten Einsatz anderer Faktoren kompensiert werden kann. In bezug 
auf die weiter vorne abgeleitete These vom Entwicklungsengpaß "Ka­
pital" korrespondiert diese Menge aX2 mit jener Produktion, bei der 
der gegebene Kapitaleinsatz mit der maximal möglichen Arbeitsmenge 
kombiniert wird. Die Produktion von aX2 beinhaltet also keineswegs 
Vollbeschäftigung sämtlicher Faktoren, sondern lediglich die technisch 
höchstmögliche Auslastung des jeweils knappsten Engpaßfaktors. 

At- und Nt-Kurve schneiden sich in Sl; die Koordinaten von Sl geben 
die tatsächliche Höhe des realen Sozialprodukts und des Preisniveaus 
an. Durch die Geldschöpfung wird der Schnittpunkt nach S2 verschoben; 
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S2 repräsentiert im Vergleich zu Sl sowohl ein höheres reales Sozial­
produkt als auch ein höheres Preisniveau, d. h. die Produktionszunahme 
wird von einem inflationären Prozeß begleitet. 

Dieses Ergebnis muß allerdings nicht in jedem Fall eintreten: Der 
Produktionsanstieg kann auch bei unverändertem Preisniveau statt­
finden, wenn sowohl alte als auch neue Nachfragekurve die Angebots­
funktion in ihrem horizontalen Ast schneiden. In diesem Falle weist der 
Produktionsapparat der betreffenden Volkswirtschaft eine derart hohe 
Output-Elastizität auf, daß zur Produktionssteigerung keine Preiser­
höhungen erforderlich sind: Alle zur Produktionszunahme benötigten 
Faktoren sind zu unveränderten Preisen erhältlich. 

Eine solche Konstellation ist aber bestenfalls für konjunkturelle De­
pressionen denkbar, nicht jedoch für Entwicklungsländer, die unter 
Kapitalmangel leiden. Hier muß vielmehr VOn der in Abb. 3 eingezeich­
neten Situation ausgegangen werden: Sozialproduktssteigerungen sind 
bei gegebenem Faktorbestand nur möglich, wenn durch höhere Faktor­
preise eine verstärkte Leistungsabgabe der Faktoren erreicht werden 
kann; der relevante Produktionsbereich erstreckt sich über das Güter­
volumen Xl X2. Die angestrebte Produktionssteigerung ist folglich nur 
bei gleichzeitigen Preisniveauzunahmen realisierbar; diese basieren 
auf Faktorpreiserhöhungen und greifen VOn dort auf die Güterpreise 
über. In dem hier zugrunde liegenden Ländertyp ist allerdings der 
Faktor Arbeit im überfluß vorhanden. Folglich muß sich der Leistungs­
anreiz lediglich auf die Nicht-Arbeits-Faktoren, d. h. also auf das Kapital 
(im weitesten Sinne, d. h. einschließlich der natürlichen Ressourcen) be­
ziehen. Auslösende Größe für die in Abb. 3 unterstellte Zunahme von 
Produktions volumen und Preisniveau ist m. a. W. eine Erhöhung des 
Realzinses. 

(2) Der gewünschte Effekt kommt zustande, wenn sich der durch die 
Geldschöpfung ausgelöste inflationäre Prozeß bei konstanten oder nur 
gering steigenden Nominallöhnen vollzieht. In diesem Fall sinken die 
Reallöhne, so daß die Realverzinsung des eingesetzten Kapitals steigt. 
Folglich sind die Kapitalbesitzer in stärkerem Maße als bisher bereit, 
Arbeitskräfte zu beschäftigen. In Abb. 4 kommt dieser Effekt dadurch 
zum Ausdruck, daß sich aufgrund der geldschöpfungsinduzierten Preis­
niveausteigerung die - in realen Größen ausgedrückte - Lohngerade 
OLl zur Abszisse dreht. Dadurch wandert das Gewinnmaximum von Hl 
nach H2: In H2 weisen Ertragsfunktion und neue Lohngerade 04 über­
einstimmendes Steigungsmaß auf. 

Der Arbeitseinsatz erhöht sich also von OT auf ON und bewirkt da­
durch einen Anstieg des Sozialprodukts VOn THl auf NH2. Gleichzeitig 
nimmt die Kapitalakkumulation zu, da die Lohnquote am Sozialprodukt 
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x Abb.4 

~~--~-------------+-----+------~------------A o 

zurückgeht. In Abb. 4 verringert sich nicht nur die Lohnquote, sondern 
auch die Lohnsumme (FT > MN). In welchem Umfang das Lohnein­
kommen im Einzelfall auf die Geldschöpfung reagiert, hängt von den 
Parametern der Produktionsfunktion ab: Sie bestimmen die Reaktion 
des Arbeitseinsatzes auf die Reallohnsenkung. 

Die Geldschöpfung bewirkt damit die folgenden direkten Effekte: 

(a) Sie bewirkt über die inflationsbedingte Reallohnsenkung eine bes­
sere Faktorallokation sowie ein höheres Produktionsergebnis; sie 
fördert damit das Effizienzziel, ohne allerdings das Allokationsopti­
mum herbeiführen zu können: Dieses wird in Abb. 4 erst im Punkt 
E erreicht und setzt aufgrund unserer Annahme einen Reallohn von 
Null voraus, der jedoch bei positiven Nominallöhnen nicht zustan­
dekommen kann. 

(b) Sie bewirkt in bezug auf die relative Verschiebung der Faktorpreise 
zugunsten des Realzinses eine Verschlechterung der Einkommens­
verteilung, während der höhere Arbeitseinsatz verteilungsfördernd 
wirkt. Die endgültige Beeinflussung in der Verteilungszielerrei­
chung hängt von der konkreten Formulierung des Verteilungszieles 
ab; es sind sowohl Verbesserungen als auch Verschlechterungen 
der Einkommensverteilung denkbar. 

(e) Die angestrebte Zunahme der realen Ersparnisse und damit eine 
Wachstumsbeschleunigung kann erreicht werden; Voraussetzung 
dafür ist, daß so lange Geldschöpfung betrieben wird, bis die Spar-
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lücke abgebaut ist. Aufgrund der klassischen Sparfunktion führt 
nämlich die inflationsbedingte Reallohnsenkung in jedem Fall zu 
einem höheren realen Sparvolumen, so daß die Geldschöpfung in 
bezug auf die Ersparnisbildung als tauglich erscheint15• 

III. Finanzpolitische Möglichkeiten zur tJberwindung der Zielkonflikte 

(1) Als nächstes sollen mögliche Ansatzpunkte der Finanzpolitik dis­
kutiert werden16• Berücksichtigt man staatliche Einnahmen und Aus­
gaben, wie sie durch die Erhebung von Steuern17 sowie die Zahlung von 
Subventionen (z. B. in Form von Investitionsprämien) anfallen, so muß 
man das bisherige Zwei-Klassen-Modell mit den Gruppen der Unter­
nehmer (= Kapitalbesitzer) und der Arbeiter um den Staat ergänzen. 
Der bislang als Gewinnmaximum bezeichnete Arbeitseinsatz OG re­
präsentiert dann nur noch das gemeinsame Maximum der unternehme­
rischen und der staatlichen Einkommen: Bei diesem Arbeitseinsatz liegt 
die größtmögliche Differenz zwischen Gesamtproduktion und Lohnein­
kommen, d. h. das Maximum der zusammengefaßten Nicht-Lohn-Ein­
kommen vor. Diese Konstellation fällt jedoch nicht ohne weiteres mit 
dem unternehmerischen Gewinnmaximum zusammen: Da sich die Ge­
winne als jener Teil der Produktion ergeben, der nicht für Lohn- und 
Steuerzahlungen benötigt wird, lautet die Gewinnfunktion 

(4) G=X-R 

wobei mit R die Gesamtkosten 

(4a) R = IminA + T 

ausgedrückt werden. 

Eine Gewinnsteigerung kann demnach so lange durch eine Vergröße­
rung des Arbeitseinsatzes erreicht werden, als die 1. Ableitung von 
Gleichung (4) positiv ist: 

15 Gerade dieser Effekt wird von Lewis besonders hervorgehoben. Vgl. 
W. A. Lewis, The Theory of Economic Growth; deutsche übersetzung: Die 
Theorie wirtschaftlichen Wachstums, Tübingen-Zürich 1956, S.246. 

16 Der folgende Abschnitt stützt sich weitgehend auf meinen Aufsatz: 
Finanzpolitische Möglichkeiten zum Abbau entwicklungspolitischer Zielkon­
fiikte, in: Finanzarchiv, N. F. Band 35 (1976/77). 

17 Der Begriff der Steuerpolitik soll hier so weit gefaßt werden, daß er 
auch Gebühren und Beiträge mit einbezieht. In der Tat dürfte es in der 
Realität sehr schwer sein, die in der finanzwissenschaftlichen Literatur ab­
geleiteten Unterscheidungskriterien zwischen Steuern, Gebühren und Bei­
trägen eindeutig festzustellen, so daß sich allein schon aus pragmatischen 
überlegungen heraus das Operieren mit dem entsprechend erweiterten Steu­
erbegriff rechtfertigen läßt. 
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bzw. - unter Berücksichtigung von (4a) -

(4b) dG (dT) dA = GPA - lmin dA > 0 , 

d. h. solange das Grenzprodukt der Arbeit größer ist als das Steigungs­
maß der Gesamtkostenfunktion. Erst bei Vorliegen der Konstellation 

(4c) 
dT 

GPA = lmin + dA 

maximieren die Unternehmer ihren Gewinn: Jetzt erbringt jede zusätz­
liche eingesetzte Arbeitseinheit genau so viel (= GPA), wie sie auf­
grund der Lohnfestlegung sowie der Steuerbelastung effektiv kostet 

(= lmm + ~~) . 
(2) Um die Lage des unternehmerischen Gewinnmaximums in der 

graphischen Darstellung feststellen zu können, ist es erforderlich, neben 
der aus den Abb. 2 und 4 bekannten Ertrags- und Lohnfunktionen auch 
noch eine Steuerfunktion T = h (A) einzuzeichnen. Für ihren Verlauf 
gibt es eine Vielzahl von Möglichkeiten. Unterstellt man der Einfach­
heit halber einen konstanten marginalen Steuersatz t - jetzt allerdings 
bezogen auf den Arbeitseinsatz A, da auch die übrigen Funktionen auf 

diese Bezugsgröße ausgerichtet sind: t = !! -, so sind drei Funktions­

verläufe möglich: t kann gleich, größer oder kleiner als Null sein. 

Soll in Abb. 2 allerdings die Steuerpolitik im Interesse des entwick­
lungspolitischen Optimums eine Verlagerung der unternehmerischen 
Produktionsentscheidung zum Produktionspunkt C bewirken, bei des­
sen Realisierung sowohl das Effizienz- als auch (bei gegebenem Lohn­
satz lmm) das Verteilungsziel erfüllt sind, so stellen die Ansätze t > 0 
keine tauglichen Möglichkeiten dar. In beiden Fällen wird die von den 
Festlöhnen ausgelöste Tendenz, im Vergleich zur optimalen Allokation 
zu kapitalintensiv zu produzieren, nicht abgebaut, weil arbeitsintensive 
Produktionen keine steuerliche Entlastung erfahren. Da im Produk­
tionsmaximum GPA = 0 wird, setzt seine Realisierung gemäß (4c) vor­
aus, daß die Konstellation 

bzw. 

(5) 

dT 
GPA = lmin + dA = 0 

dT 
lmin = - dA 
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vorliegt.· Zielkonform sind also nur Steuertarife mit negativem margi­
nalem Steuersatz t, welche die unerwünschten Allokationseffekte der 
institutionellen Lohnfestsetzung (lmin> 0) kompensieren können. Hier­
zu ist ein konstanter marginaler Steuersatz erforderlich, dessen abso­
luter Wert (d. h. ohne Berücksichtigung der unterschiedlichen Vor­
zeichen) mit dem Mindestlohnsatz übereinstimmt. 

In Abb. 5 ist für die Steuerfunktion T = h (A) deshalb ein Verlauf 
gewählt worden, der diese Bedingungen erfüllt. Sie gehorcht der Be­
ziehung 

(6) 

mit 

(6a) 
dT 

t = dA < 0 = const. 

sowie 

(6b) lmin = - t 

Abb. S 

~=~,.--------X=f (AI 

L=I·A 

~--~---------------+-----~~~~------.-A 
G E y 

Entsprechend diesen Überlegungen weist die Steuerfunktion den Ver­
lauf To WY auf: Erst bei einem Arbeitseinsatz in Höhe von OY tritt eine 
völlige Steuerfreiheit für die betroffenen Unternehmen ein18• Addiert 

18 Es handelt sich hier also um die Kombination einer kapitalbezogenen 
Fixsteuer mit einer negativen Lohnsummensteuer (= Subvention mit der 
Lohnsumme als Bemessungsgrundlage). 
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man Lohnfunktion und Steuerfunktion zur Gesamtkostenfunktion, 
welche gleichzeitig die Summe aller Nicht-Gewinn-Einkommen angibt, 
so kommt die Funktion T 0 zustande. Sie verläuft horizontal, da sich 
durch Einsetzen von (5) in (4a) der Ausdruck 

(7) R = lmin • A + T 0 + t . A 

ergibt. Umformen führt zu 

(7a) R = T 0 + (Imin + t) . A 

bzw. wegen (6b) 

(7b) 

Die Gesamtkosten bleiben m. a. W. auch bei einer Variation des Ar­
beitseinsatzes konstant - lediglich die Struktur der Gesamtkosten än­
dert sich -, so daß die Unternehmer ihre Produktion bis zum Vor­
liegen der Konstellation GPA = 0 ausdehnen werden: Unternehme­
risches Gewinnmaximum, Effizienzziel und Verteilungsziel werden 
gleichermaßen realisiert. 

(3) Zu klären bleibt noch, ob auch das Wachstumsziel erreicht wer­
den kann. Dieses Ergebnis kommt offensichtlich nur zustande, wenn in 
C das als optimal angesehene Sparvolumen aufgebracht wird. Aus die­
sem Grunde genügt es nicht, die finanzpolitischen Maßnahmen aus­
schließlich an der Produktionssphäre ansetzen zu lassen. Sie müssen 
vielmehr auch die Beeinflussung der Einkommensverwendung zum Ge­
genstand haben. 

Zur Ableitung der hierzu erforderlichen Maßnahmen tragen wir in 
Abb.6 die X-Funktion, die SQ· X-Funktion, die L-Gerade und die SQ· L­
Gerade aus Abb. 2 ab. Gleichzeitig engen wir die Betrachtung auf den 
relevanten Arbeitseinsatz OE ein, weil nur hier Verteilungs- und Ef­
fizienzziel erfüllt sind. 

Dann erhält man folgende Strecken: 

- EC gibt das Produktionsergebnis, 

- EN das Arbeitseinkommen und 

- vw = CZ die privaten Ersparnisse an, 

die bei einer Besteuerung von Null (d. h. bei einer Steuerfunktion, 
welche die Abszisse in E schneidet) entstehen würden19• 

19 Die Strecken VW und CZ entsprechen sich gemäß Konstruktion: Der 
Punkt Z wurde so gewählt, daß er diese Übereinstimmung VW = CZ her­
beiführt. 
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Da annahmegemäß die optimale Ersparnis größer ist als die freiwil­
lige private Ersparnis -- in Abb. 6 wird unterstellt, die optimale Er­
sparnis werde durch die Strecke eR angegeben --, besteht eine Spar­
lücke im Ausmaß ZR. Folglich müssen die für die Entwicklungspolitik 
zuständigen Institutionen versuchen, im Umfang ZR privaten Konsum 
in Ersparnisse umzuwandeln. Da die Lohneinkommen aus verteilungs­
politischen Gründen als Ziel größe solcher Maßnahmen tabu sind, muß 
sich die Entwicklungspolitik an den Kapitaleinkommen orientieren. 
Werden diese durch steuerpolitische Maßnahmen eingeschränkt, so be­
deutet dies wegen der Annahme 1 > SQ > 0 sowohl einen Rückgang der 
privaten Ersparnisse als auch des privaten Konsums. Die totale Zu­
führung dieser Steuereinnahmen zu investiven Zwecken hätte dann 
eine entsprechende Verringerung des gesamtwirtschaftlichen Konsums 
und damit den angestrebten Akkumulationseffekt zur Folge. 

Die Höhe der erforderlichen steuerlichen Gewinnbelastung läßt sich 
wie folgt bestimmen: 

Da sich der Gesamtkonsum nur auf ER belaufen darf, wovon die 
Arbeiter aber bereits EN absorbieren, verbleibt ein zulässiger Kapitali­
stenkonsum in Höhe von NR. Da sich der Kapitalistenkonsum als Pro­
dukt aus Kapitaleinkommen und Konsumquote cQ (= 1 - sQ) ergibt, 
korrespondiert lediglich eine Kapitaleinkommenshöhe Q* mit diesem 
zulässigen Konsum. Man erhält sie aus der Gleichung 

Q* (1- so) = C* = NR 
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1 
Q*=NR'--

1- sQ 

Die Steuer muß folglich so bemessen sein, daß sie das durch Glei­
chung (8) bestimmte Kapitaleinkommen beläßt. In Abb. 6 läßt sich die­
ses Kapitaleinkommen wie folgt bestimmen: Bildet man die Differenz 
aus Ertragsfunktion und Lohngerade, so erhält man die - ebenfalls 
im Ursprung ansetzende - Kapitaleinkommensfunktion vor Steuerab­
zug Q = q' A20. Diese steigt zunächst linear an. Nach ihrem Eintritt in 
den Substitutionsbereich nimmt sie mit abnehmendem Steigungsmaß 
zu, bis sie beim alten Gewinnmaximum H (in Abb. 1) ihr Maximum er­
reicht. Von da an sinkt sie degressiv und schließlich linear (nach Ver­
lassen des Substitutionsgebietes) ab, wobei sie beim Arbeitseinsatz OE 
einen Ordinatenwert CN aufweist. In Abb. 6 ist der Anfang dieser 
Kapitaleinkommensfunktion vom Ursprung ausgehend eingezeichnet. 

Weiterhin lassen wir durch den Punkt N eine Parallele zur Abszisse 
gehen. Ihr konstanter Abstand zur Abszisse gibt die Lohneinkommens­
höhe an, deren Realisierung Gegenstand der verteilungspolitischen Ziel­
setzung ist. Diese Parallele schneidet die Ordinate in 0' d. h. 0'0 = EN 
= angestrebte Lohnsumme. Nun verschieben wir die Q-Funktion parallel 
nach oben, bis sie ihren Ursprung in 0' hat, weil aus verteilungspoliti­
schen Gründen nur jener Teil des Einkommens, der über 0'0 liegt, an 
die Unternehmer (sowie den Staat) fließen darf. Diese neue Q' -Funktion 
multiplizieren wir mit der Kapitalistenkonsumquote CQ; die daraus re­
sultierende Funktion ist als cQ • Q' -Funktion (Kapitalistenkonsumfunk­
tion) gleichfalls in Abb. 6 eingezeichnet. Ihr Abstand zur O'N-Linie be­
schreibt wieder den Kapitalistenkonsum, der bei alternativen Kapital­
einkommen - ebenfalls als Abstand zwischen Q'-Funktion und O'N­
Linie gemessen - zustande kommt. Zieht man nun noch eine weitere 
Parallele zur Abszisse, die durch R verläuft, so gibt deren senkrechter 
Abstand zur O'N-Linie den zur Realisierung des Wachstumsziels er­
forderlichen Kapitalistenkonsum an. Diese Gerade schneidet die Kapi­
talistenkonsumfunktion in P, d. h. sowohl die Strecken RN als auch PG 
geben den aus wachstumspolitischen Zielvorstellungen anzustrebenden 
Kapitalistenkonsum an. Zur Ermittlung des hiermit korrespondieren­
den Kapitaleinkommens verlängern wir die Linie PG nach oben, bis sie 
(in B) die Q' -Funktion schneidet. Folglich gibt die Strecke BG jenes 
Kapitalisteneinkommen an, welches den aus wachstumspolitischen 

20 q bezeichnet die durchschnittliche Gewinnhöhe pro eingesetztem Arbei':' 

ter (= ~). 
8 Schriften d. Vereins f. Soclalpolltlk 94 
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Gründen zulässigen Kapitalistenkonsum PG (= RN) hervorruft. Diese 
Strecke BG ziehen wir mittels Parallelverschiebung von der Strecke CE 
ab, welche den Überschuß des Sozialprodukts über die angestrebte 
Lohnsumme angibt. Das wachstumspolitisch zulässige Kapitaleinkom­
men BG entspricht dann der Strecke CM. Folglich erhält man bei Re­
alisierung der optimalen Allokation ein Lohneinkommen EN und ein 
Kapitaleinkommen von CM; der vom gesamten Produktionsergebnis 
übrigbleibende Betrag MN muß als Steuer erhoben und investiven 
Zwecken zugeführt werden, wenn gleichzeitig das Wachstumsziel er­
reicht werden soll. Die zur Überwindung der eingangs geschilderten 
Zielkonflikte erforderliche Steuer 

(6) T = T o + t'A 

muß im vorliegenden Fall somit auf 

(9) T = EM - lmin . A 

präzisiert werden. Bei Erfüllung dieser Bedingung verläuft die addierte 
Lohn-Steuer-Gerade parallel zur Abszisse und schneidet die Gerade CE 
in M, so daß sich MC (= CE - OTö) als Kapitaleinkommen nach Steuer­
abzug ergibt. Bei dieser Konstellation werden alle drei entwicklungspoli­
tischen Teilziele erfüllt: Es liegt ein entwicklungspolitisches Optimum vor. 

IV. Abschließende Würdigung 

Faßt man die Ergebnisse der vorstehenden Analyse zusammen, so 
scheint sich eine Überlegenheit der Finanzpolitik über die Geldpolitik 
zu ergeben: Mit Hilfe des hier diskutierten finanzpolitischen Instrumen­
tariums war es möglich, alle drei explizit berücksichtigten entwick­
lungspolitischen Teilziele zu realisieren. Im Gegensatz dazu versagte 
die Geldpolitik zumindest beim Versuch, das Effizienzziel zu erreichen, 
während ihre Verteilungseffekte unbestimmt blieben. Die daraus resul­
tierende Konsequenz würde lauten, die betreffenden Länder sollten auf 
den Einsatz der Geldschöpfung als entwicklungspolitisches Instrument 
verzichten und sich statt dessen auf eine entsprechend ausgestaltete 
Steuer- und Subventionspolitik beschränken, wenn sie das entwick­
lungspolitische Optimum herbeiführen wollen. 

Eine solche Schlußfolgerung wäre jedoch voreilig, weil sie mehrere 
Einschränkungen der hier vorgelegten Modelle übersieht. So unter­
scheiden sich beide Ansätze dadurch, daß sie divergierende Annahmen 
über die Lohnhöhe treffen: Beim geldpolitischen Modell war davon 
ausgegangen worden, daß die Löhne auf ihrer Nominallohnbasis fixiert 
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sind. Die Geldschöpfung konnte dann über ihren Inflationseffekt eine 
Reallohnsenkung bewirken. Im Gegensatz dazu geht das finanzpolitische 
Modell, welches als rein güterwirtschaftliches Modell konzipiert ist, von 
konstanten Reallohnsätzen aus. Für den Ergebnisvergleich ist es nun 
von entscheidender Bedeutung, ob der institutionell fixierte Mindest­
lohn im konkreten Einzelfall als monetäre oder als reale Größe fest­
gelegt ist: Von diesem Unterschied hängt es u. a. ab, ob geld- oder 
finanzpolitische Maßnahmen erfolgreicher sein können. 

Weiterhin wird beim finanzpolitischen Modell aufgrund seiner güter­
wirtschaftlichen Ausrichtung die Möglichkeit inflationärer Prozesse aus­
geklammert. Unterstellt man bspw. eine Preisbildung auf der Basis des 
Vollkostenprinzips, so führt die steuerliche Belastung der Unternehmer 
aufgrund ihres Kosteneffekts zu einer Aufwärtsverschiebung der ge­
samtwirtschaftlichen Angebotskurve21• In Abb. 3 ist dieser Effekt durch 
die Einzeichnung der A3-Angebotskurve kenntlich gemacht worden. Die 
neue Angebotskurve schneidet die Nl-Nachfragekurve in S4, d. h. die 
Steuererhebung läßt zunächst bei steigendem Preisniveau die Produk­
tion zurückgehen. Soll jetzt das Produktionsmaximum erreicht werden, 
so muß als flankierende Maßnahme zur Steuererhebung gleichfalls eine 
Geldmengenexpansion stattfinden: Sie hat die Aufgabe, den Unterneh­
mern jene Gewinnhöhe zu ermöglichen, welche die Voraussetzungen für 
die Realisierung des Effizienzzieles ist. Diese Geldmengenzunahme läßt 
aber erneut das gesamtwirtschaftliche Preisniveau steigen, d. h. es 
kommt wieder zu einem inflationären Prozeß. Aufgrund dieser Zusam­
menhänge scheint auch die Frage nach "geld- versus finanzpolitischen 
Möglichkeiten" nicht korrekt gestellt zu sein. Beide Maßnahmengrup­
pen stellen in der Regel keine Alternativen dar, sondern ergänzen sich: 
Eine erfolgreiche Finanzpolitik setzt in der Regel voraus, daß gleich­
zeitig eine entsprechende Geldmengenexpansion betrieben wird; umge­
kehrt findet in vielen Fällen eine Geldmengenexpansion nur statt, wenn 
entsprechende finanzpolitische Ergänzungsmaßnahmen - z. B. die Ent­
stehung eines Budgetdefizits, zu dessen Finanzierung auf die Geldmen­
genexpansion zurückgegriffen wird - vorliegen. 

Darüber hinaus müssen bei einer abschließenden Würdigung noch die 
indirekten Effekte erfaßt werden, die bspw. dadurch zustandekommen, 
daß es in beiden hier dargestellten Varianten i. d. R. zu inflationären 
Prozessen kommt. Aus der Literatur zum Problemkreis "Inflation und 
Entwicklung" geht hervor, daß sich eine Inflation sowohl positiv als 

21 Von wesentlicher Bedeutung für Ausmaß und Struktur dieser Kurven­
verschiebung ist dabei, ob die in der Vollkostenkalkulation enthaltene Ka­
pitalverzinsung (incl. Gewinnhöhe) als nominale odE'Jr reale Größe definiert 
ist. Hier besteht m. a. W. eine völlige Analogie zur Mindestlohnfixierung. 
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auch negativ auf den Entwicklungsprozeß eines Landes auswirken kann; 
genaue Angaben lassen sich hier nur im Zusammenhang mit Einzel­
analysen feststellen22• Die Vertiefung dieses Aspekts würde allerdings 
den Rahmen dieses Referates sprengen. 

22 Vgl. bspw. R. Meimberg, Zur Problematik der Finanzierung von Investi­
tionen in Entwicklungsländern, in: R. Stucken (Hrsg.), Probleme der Finan­
zierung von Investitionen in Entwicklungsländern. Schriften der Vereins für 
Socialpolitik, N. F. Band 16, Berlin 1959; H. B. Baumberger, Möglichkeiten 
eines inflationsfreien Wirtschaftswachstums in Entwicklungsländern, Zürich­
st. Gallen 1968, und die dort angegebene Literatur. 
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Anmerkungen zum Referat Hans·Rimbert Hemmer 

"Finanzpolitische versus geldpolitische Lösungsansätze zur Überwindung 
von Konflikten zwischen Wachstums-, Allokations- und Verteilungszielen 

in Entwicklungsländern" 

Von Vincenz Timmermann, Hamburg 

Herr Hemmer hat ein interessantes und anregendes Referat gehalten. 
Seine Fragestellung richtet sich darauf, wie man mit Hilfe finanz­

oder geldpolitischer Maßnahmen ein entwicklungspolitisches Optimum 
- definiert in bezug auf die Allokation, die Verteilung und das Wachs­
tum - herbeiführen kann. 

Seiner Analyse liegt ein theoretisches Modell zugrunde. Jedes Modell 
stellt in seinen Bedingungen und Annahmen einen Komprorniß dar. Der 
Analytiker muß nämlich wählen zwischen dem Realismus seines Mo­
dells, d. h. der Beachtung der vielen Details des wirklichen Lebens, und 
der für die Deduktion wissenschaftlicher Aussagen nötigen Abstraktion. 
Unter den in einem Modell formulierten Bedingungen und Annahmen 
lassen sich dann logisch korrekte Aussagen herleiten. So gewonnene 
wissenschaftliche Aussagen sind also bedingte Aussagen. Die Kritik 
kann sich demnach nur auf folgende drei Fragen richten: 

1. Welche Annahmen liegen dem Modell zugrunde? 

2. Welche Bedeutung haben einzelne Annahmen für das Ergebnis der 
Analyse? 

3. Wie sind diese Annahmen zu beurteilen unter Beachtung der spe­
ziellen Fragestellung und der Tatsache, daß es sich hier um Ent­
wicklungsländer handelt? 

An diesen drei Fragen möchte ich meine Anmerkungen zum Referat 
von Herrn Hemmer ausrichten. 

Zunächst die Annahmen des Modells: 

1. Die Analyse ist statisch. 

2. Es wird eine gesamtwirtschaftliche Produktionsfunktion mit be­
grenzter Substituierbarkeit der beiden Faktoren Arbeit und Kapital 
unterstellt; der Kapitalstock, bestehend aus Sachkapital und Human­
kapital, ist konstant und zu klein, um alle vorhandenen Arbeitskräfte 
effizient zu beschäftigen. 
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3. Arbeitskräfte werden so lange eingesetzt, bis die privatwirtschaft­
liche Grenzproduktivität der Arbeit einem institutionell vorgegebe­
nen Lohnsatz entspricht. 

4. Das Arbeitseinkommen fließt in voller Höhe in den Konsum. 

5. Die Ersparnis ist allein abhängig vom Kapitaleinkommen; die 
durchschnittliche Sparquote ist konstant. 

6. Es handelt sich um eine geschlossene Volkswirtschaft. 

7. Für den "finanzpolitischen Lösungsansatz" ist die Analyse güter­
wirtschaftlich, für den "geldpolitischen Lösungsansatz" wird die 
Gültigkeit der klassischen Quantitätstheorie unterstellt. 

Aus Zeitgründen und um Wiederholungen zu vermeiden, werde ich 
die beiden Fragen der Bedeutung einzelner Annahmen für das Ergebnis 
und der Beurteilung der Annahmen unter dem Blickwinkel der Frage­
stellung und der Entwicklungsländer gemeinsam diskutieren. 

Bevor ich damit beginne, möchte ich zunächst einmal das Hemmer'sche 
Untersuchungsergebnis feststellen. Wenn ich es richtig sehe, besteht das 
Ergebnis der Analyse - kurz gesagt - darin, daß man unter bestimm­
ten Bedingungen in Entwicklungsländern die Beschäftigung mit Hilfe 
steuerlicher Maßnahmen auf ein gewünschtes Niveau bringen kann. 

Leider kann ich Herrn Hemmer nicht in der Auffassung folgen, er 
habe gezeigt, wie die im Thema formulierten "Konflikte zwischen 
Wachstums-, Allokations- und Verteilungszielen" überwunden würden. 
Es wäre ja auch überraschend gewesen, wenn er mit dem einen Instru­
ment der Steuerpolitik gleich drei nach seiner Meinung konkurrierende 
Ziele hätte erreichen können. 

Ich vermag schon den ersten "Konflikt" zwischen dem Allokations­
und dem Verteilungsziel nicht zu erkennen, von dem Herr Hemmer 
auszugehen scheint. Im Punkt H seiner Schaubilder sind nach seiner 
Auffassung beide Ziele erfüllt (S. 98). Mir ist unklar, worin eigentlich 
der Konflikt genau besteht. 

Das Verteilungsziel richtet sich doch offenbar auf den Anteil der Ar­
beitseinkommen am Gesamteinkommen, der erreicht wird, wenn alle 
faktorpreisbedingten Arbeitslosen zum institutionell festgesetzten Lohn­
satz beschäftigt sind. Das gilt nur im Punkt C. Das Allokationsziel be­
steht offenbar darin, alle Arbeitskräfte zu beschäftigen, die noch durch 
ein positives Grenzprodukt zum Gesamtprodukt beitragen. Das gilt 
ebenfalls nur in Punkt C. Beide Ziele sind also in Punkt H verletzt, in 
Punkt C sind beide Ziele realisiert. 

Das Wachstumsziel besteht darin, die aus einer nicht explizit ins 
Modell eingeführten gesamtwirtschaftlichen Zielfunktion abgeleitete ge-
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wünschte Ersparnis zu realisieren. Das kann durch entsprechende Maß­
nahmen in allen Punkten erreicht werden, in denen das Kapitaleinkom­
men noch größer ist als die angestrebte Ersparnis, also sowohl im Punkt 
H als auch im Punkt C. 

Obwohl selbstverständlich alle Annahmen des Modells für die daraus 
abgeleiteten Ergebnisse bedeutsam sind, möchte ich mich bei der folgen­
den Beurteilung des Modells von Herrn Hemmer auf die nach meinem 
Eindruck für eine Diskussion geeigneten Annahmen 3, 4, 5 und 6 be­
schränken. Die Annahmen 1 (statische Analyse) und 7 (güterwirtschaft­
liche Betrachtung bzw. Gültigkeit der klassischen Quantitätstheorie) 
sprechen für sich. Die Annahme 2 (begrenzte Substituierbarkeit der Fak­
toren, zu kleiner und konstanter Kapitalstock) kennzeichnen die Situa­
tion vieler Entwicklungsländer und begründet die Annahme 1. 

Mit der Annahme 3 (Grenzproduktivitätsentlohnung) wird ein mikro­
ökonomisches Entscheidungskriterium auf eine makroökonomische Fra­
gestellung angewendet. Herr Hemmer behandelt damit die Volkswirt­
schaft praktisch wie eine einzige Unternehmung. Das erklärt zwar die 
sehr globale Behandlung der Steuer und die fehlende produktionstech­
nische Differenzierung; das löst auch manches praktische Problem der 
Information; aber es schränkt die Brauchbarkeit des Modells für die 
hier angesprochene Fragestellung ganz erheblich ein. 

Mit den Annahmen 4 und 5 (nur die Kapitaleigner sparen mit ge­
samtwirtschaftlich konstanter Sparquote) erreicht Herr Hemmer wieder 
eine große Vereinfachung, diesmal in bezug auf das Problem der Ver­
teilung. Das wäre nicht weiter schlimm, wenn er damit nur von unwich­
tigen Einzelheiten abstrahiert hätte. Aber wir wissen aus mehreren 
empirischen Untersuchungen amerikanischer Kollegen wie William 
Cline und Richard Weisskoff, daß man mit einer gesamtwirtschaftlichen, 
nur einkommensabhängigen Sparfunktion die Verteilungswirkungen 
bestimmter Maßnahmen auch nicht entfernt in den Griff bekommt. 
Selbst wenn ich einmal von der - natürlich auch für Entwicklungs­
länder - unhaltbaren Annahme absehe, daß nur die Kapitalisten 
sparen, bleibt das Problem, daß durch eine total aggregierte Betrach­
tung wichtige Verteilungseffekte völlig außer acht bleiben. Unter den 
Annahmen 4 und 5 erhält man immer den klassischen Konflikt zwischen 
dem Wachstums- und dem Verteilungsziel. Eine Änderung der Vertei­
lung zugunsten der Arbeitnehmer verringert die gesamtwirtschaftliche 
Ersparnis und damit langfristig auch das wirtschaftliche Wachstum. Be­
rücksichtigt man aber z. B. sektorale Unterschiede in der Auf teilung von 
Löhnen und Gewinnen und Nachfrageumschichtungen, auch infolge von 
finanz- und geldpolitischen Maßnahmen, so verschwindet u. U. der Kon­
flikt zwischen dem Verteilungs- und dem Wachstumsziel. Solche - wie 
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ich glaube - wichtigen Erkenntnisse unserer Disziplin dürfen nicht un­
berücksichtigt bleiben, wenn - wie im vorliegenden Modell- Aussagen 
über die Verteilung in Entwicklungsländern gemacht werden sollen. 

Die Annahme 6 einer geschlossenen Volkswirtschaft bedarf eigentlich 
keiner ausdrücklichen Bewertung. Herr Hemmer hat bei der abschlie­
ßenden Gesamtbeurteilung des "geldpolitischen Lösungsansatzes" selbst 
darauf hingewiesen, daß seine Aussagen im Falle einer offenen Volks­
wirtschaft modifiziert werden müßten. Wäre er bei der Beurteilung des 
"finanzpolitischen Lösungsansatzes" in gleicher Weise vorgegangen, so 
hätte er wohl auch jene Modellaussagen relativieren können. Ich möchte 
nur darauf hinweisen, daß die negativen Effekte eines Transfers inlän­
discher Kapitalbeträge ins Ausland natürlich nicht nur im Falle einer 
andauernden Inflation und drohender Abwertung eintreten können, 
sondern ebenso im Falle einer zusätzlichen Besteuerung der Kapital­
einkommen. 

Nach dieser Beurteilung der wichtigsten Annahmen komme ich zu 
folgendem Schluß: 

Das von Herrn Hemmer vorgelegte Modell ist so stark aggregiert, 
daß wichtige Zusammenhänge der angesprochenen Probleme in den 
Entwicklungsländern damit wohl nicht angemessen analysiert werden 
können. 

Den positiven Beitrag der Hemmer'schen Analyse sehe ich in zwei 
wichtigen Hinweisen: 

1. In dem Hinweis auf mögliche Zielkonflikte in Entwicklungsländern, 
die man nicht einfach hinnehmen muß, sondern durch gezielte Maß­
nahmen mildern kann. 

2. In dem Hinweis auf eine besonders interessante steuerpolitische 
Maßnahme zur Verringerung der Arbeitslosigkeit. 
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Untersuchung zum Konflikt zwischen 
Beschäftigung und Produktion 

Von Dieter Schumacher, Berlin 

I. Vorbemerkung 

Bis Ende der sechziger Jahre war ein möglichst hohes Wachstum der 
volkswirtschaftlichen Produktion wichtigstes Ziel der Entwicklungspoli­
tik. Es wurde angenommen, daß sich damit das Beschäftigungsproblem 
ebenfalls lösen würde. Tatsächlich ist das Sozialprodukt in den Entwick­
lungsländern insgesamt auch schneller gewachsen als in den westlichen 
Industrieländern. Da mehr als die Hälfte dieses Wachstums durch eine 
Erhöhung der Produktivität erreicht wurde, war die Zahl der neu ge­
schaffenen Arbeitsplätze jedoch bei weitem zu klein im Vergleich zu der 
bereits vorhandenen Arbeitslosigkeit und dem zusätzlichen Angebot an 
Arbeitskräften aus der wachsenden Bevölkerung. So nahm das Heer der 
Arbeitslosen in der Dritten Welt nicht nur in seiner absoluten Größe, 
sondern auch anteilsmäßig zu. 

Wird eine Erhöhung der Beschäftigung nunmehr als selbständiges 
und wichtiges Ziel der Entwicklungspolitik anerkannt, ist zu prüfen, ob 
und inwieweit sie zu dem bisher im Vordergrund stehenden Ziel der 
maximalen Produktionssteigerung in Konflikt gerät. Dazu sollen zu­
nächst - kurzgefaßt - einige theoretische Überlegungen gebrachtt und 
anschließend empirische Ergebnisse ausgewertet werden2• 

1 Für eine ausführlichere Darstellung vgl. H. de Haan, Employment in the 
Theory, Planning and Policy of Development, Discussion Paper No. 27, Centre 
for Development Planning, Erasmus University Rotterdam, Rotterdam 1975, 
und D. Schumacher, Konflikt zwischen Produktion und Beschäftigung in Ent­
wicklungsländern, in: Konjunkturpolitik, Bd. 22 (1976), S. 132 ff.; die Arbeiten 
stützen sich auf den klassischen Artikel zu dem hier behandelten Thema, 
nämlich F. Stewart, P. Streeten, Conflicts between Output and Employment 
Objectives in Developing Countries, in: Oxford Economic Papers, Bd. 23 (1971), 
S. 145 ff., und/oder den Überblicksartikel von D. Morawetz, Employment 
Implications of Industrialisation in Developing Countries: A Survey, in: The 
Economic Journal, Band 84 (1974), S. 491 ff. 

2 Sie stammen aus Berechnungen, die für andere Arbeiten durchgeführt 
wurden; s. dazu D. Schumacher, Konflikt ... , a.a.O., sowie D. Schumacher 
(unter Mitarbeit von H. Stütz), Entwicklungshilfe und internationale Arbeits­
teilung. Abteilung sekoraler Schwerpunk mit Hilfe der linearen Program­
mierung am Beispiel der Republik Korea, Beiträge zur Strukturforschung 
des DIW, Heft 47, Berlin 1977. 
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U. Theoretische Darstellung von Konfliktsituationen 

Eine Volkswirtschaft verfüge über zwei Produktionsfaktoren - einen 
knappen Faktor "Kapital"3 und einen im überfluß vorhandenen Faktor 
(ungelernte) "Arbeit" - und kenne eine Menge unterschiedlicher Tech­
niken, sei es zur Produktion desselben Gutes, sei es zur Produktion un­
terschiedlicher Güter. 

Die alternativen Produktionsverfahren können sich in der Weise un­
terscheiden, daß die Faktorkombination, die dieselbe Outputhöhe (ge­
messen als Bruttoinlandsprodukt, G) erzeugen, bei einem höheren Ar­
beitsinput (gemessen in Beschäftigten, B) einen geringeren Kapitalbe­
darf (K) aufweisen. Das bedeutet eine Zunahme der Kapitalproduktivi­
tät bei steigender Arbeitsintensität, d. h. verstärkte Beschäftigung des 
Faktors Arbeit führt bei demselben Kapitaleinsatz zu einem höheren 
Output. Ein solcher Fall ist in Figur 1 dargestellt: Für fünf Produk­
tionsverfahren I bis V mit unterschiedlicher Arbeitsintensität, die in be­
liebigen nicht-negativen Linearkombinationen nebeneinander verwen­
det werden können (lineare oder Leontief-Technologie), sind die alter­
nativen Inputkombinationen für bestimmte Produktionsniveaus einge­
zeichnet. Die Arbeitsintensität BIK wird durch den Tangens des jewei­
ligen Winkels IX angegeben. Trägt man die für eine gegebene Menge 
Kapital (K) bei steigendem Einsatz des Faktors Arbeit erzeugten Pro­
duktgrößen in einem anderen Diagramm ein, ergibt sich der positive 
Zusammenhang G = f (B) zwischen der Höhe des Bruttoinlandsprodukts 

Fig.l 

G 

o~---------'e~-----------+B 

Fig.2 

3 "Kapital" kann auch als Repräsentant des Inputs aller knappen Faptoren 
angesehen werden (wie Devisen, unterschiedliche Kapitalgüter, leitende und 
qualifizierte Arbeit usw.), gewichtet mit Schattenpreisen, die die tatsächlichen 
volkswirtschaftlichen Knappheitsrelationen wiedergeben. 
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O~----------~ä~-----------'B 

Figur 3 Figur 4 

und der Zahl der Beschäftigten (siehe Figur 2). Hier impliziert Maxi­
mierung des Produkts die Maximierung der Beschäftigung und umge­
kehrt. 

Ein Konflikt zwischen Produktion und Beschäftigung tritt dagegen 
auf, wenn zwischen verschiedenen Techniken zu wählen ist, bei denen 
die arbeitsintensivere außer einem höheren Arbeitskoeffizienten auch 
einen höheren Kapitalkoeffizienten aufweist. Solche Techniken I und II 
sind in Figur 3 eingezeichnet: Bei übergang von Pi zu der arbeitsinten­
siveren Inputkombination P2, die beide dieselbe Produktmenge G = 1 
erzeugen, wird von beiden Faktoren mehr benötigt. Können beide Ver­
fahren wiederum in beliebigen nicht-negativen Linearkombinationen 
nebeneinander betrieben werden, wird die Isoquante für G = 1 durch 
die Gerade Pi P2 dargestellt, und die für eine gegebene Kapitalmenge 
K erreichbaren Kombinationen von Produkthöhe und Beschäftigungs­
niveau werden durch eine Gerade mit negativer Steigung angegeben 
(siehe Figur 4). Hier wird also eine Erhöhung der Beschäftigung durch 
schrittweisen Mehreinsatz des arbeitsintensiveren Verfahrens mit einem 
Verzicht auf Produktion erkauft. 

Was die Alternativen bei der Herstellung eines einzelnen Gutes be­
trifft, so lassen sich für beide oben beschriebenen Arten der Wahlmög­
lichkeit zwischen Techniken unterschiedlicher Arbeitsintensität empiri­
sche Beispiele finden4• Zum Beispiel ergab eine Analyse alternativer 
Produktionsverfahren in der indischen Baumwollspinnerei5, daß die ar-

4 D. Morawetz, a.a.O., S. 500, weist eine Reihe von Beispielen nach. 
5 A. S. Bhalla, Investment Allocation and Technological Choice - A Case 

of Cotton Spinning Techniques, in: The Economic Journal, Band 74 (1964), 
S. 611 ff. 
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beitsintensivste Technik, das traditionelle Handspinnen, eine höhere 
Kapitalproduktivität als die neuere Handspinn-Technik und das Ma­
schinen-Spinnen aufweist. Dagegen ist die neuere Handspinn-Technik 
im Vergleich zum Maschinen-Spinnen zwar arbeitsintensiver, hat aber 
gleichzeitig eine geringere Kapitalproduktivität. 

Wie die Alternativen bei der Wahl zwischen verschiedenen Gütern 
beschaffen sind, soll im folgenden anhand empirischen Datenmaterials 
für einige Entwicklungsländer demonstriert werden. Die Analyse soll 
den Handlungsspielraum einer beschäftigungs- bzw. wachstumsorien­
tierten Industrialisierungspolitik verdeutlichen, soweit er von den ge­
gebenen technologischen Relationen abhängt. 

III. Beschäftigungs- und Produktions effekte verschiedener Sektoren 
in ausgewählten Entwicklungsländern 

Die Abgrenzung von 20 Produktionssektoren, die jeder ein (fiktives) 
Gut produzieren, geht aus Tabelle 1 hervor. Für diese Sektoren wurden 
mit Hilfe einer Input-Output-Rechnung für Chile, Mexiko, Südkorea 
und Indien die Beschäftigtenzah16, das Bruttoinlandsprodukt und der 
Kapitalbedarf ermittelt, die direkt und indirekt (über die Vorleistungs­
verflechtung) mit der Produktion einer Einheit Endnachfrage nach dem 
Gut des jeweiligen Sektors verbunden sind7, 8. Bezieht man Beschäftig-

6 Da in den benutzten Quellen die Zahl der Abeitskräfte nur insgesamt 
ausgewiesen ist, umfaßt der Arbeitsinput (B) hier sowohl ungelernte als 
auch gelernte Arbeit. 

7 Das verwendete Datenmaterial stammt aus folgenden Quellen: Input­
Output-Tabellen: Officina de Planification National (ODEPLAN), Cuadro de 
Transacciones Intersectoriales para la Economia Chilena - 1962; Banco de 
Mexico, Cuadro de Insumo-Producto de Mexico 1960, Dez. 1966; The Bank of 
Korea, Research Department, 1970 Input-Output-Tables, Seoul 1973; P. N. 
Mathur et al., Input-Output Flow Table (32 X 32) 1963 (at Purchasers' Prices), 
in: Artha Vijnana, Bd. 11 (1969), S. 181 ff. Beschäftigungszahlen: P. Cabezon­
Barrenengoa, An Evaluation of Commercial Policy in the Chilean Economy, 
Diss., University of Wisconsin 1970, S. 116 f.; The Bank of Korea, Employment 
Requirement Coefficient for 1970, Seoul 1973; UN, Department of Economic 
and Social Affairs, Statistical Office, The Growth of World Industry, Band 1, 
Teil I, div. Ausgaben; Statistisches Bundesamt, Länder- und Länderkurz­
berichte, div. Ausgaben. Kapitalbestand bzw. -koeffizienten: P. Cabezon­
Barrenengoa, a.a.O., S. 114 f.; Banco de Mexico, Cuentas Nacionales y Acer­
vos de Capital. Consolidados y por Tipo de Actividad Economica. 1950 - 1967, 
Juni 1969; Kee Chun Han, Estimates of Korean Capital and Inventory Coeffi­
cients in 1968, Yonsei University, Seoul 1970; R. K. Koti, A Note on Capital 
Coefficients Matrix for the Year 1963; in: Artha Vijnana, Bd. 11 (1969), 
S. 256 ff. 

8 Bei Indien fehlen der Handel (Sektor 18) und die Dienstleistungen (Sek­
tor 20), da sie in der indischen Input-Output-Tabelle nicht enthalten sinä. Au­
ßerdem sind bei den Ergebnissen für Indien die Importe nicht abgesetzt, weil 
das statistische Material keine Unterteilung der Inputs in heimische Pro­
duktion und Importe zuläßt. 
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tenzahl und Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt auf den Kapitalbedarf, 
erhält man die Arbeitsintensität und die Kapitalproduktivität als Kenn­
ziffern für den Beschäftigungs- bzw. Produktions effekt einer Einheit 
Kapitalu• Diese Werte sind in den Figuren 5 bis 8 für die verschiedenen 
Sektoren in den vier Ländern eingezeichnet. Der durch die Verbin­
dungslinien zwischen den Extrempunkten abgegrenzte Bereich be­
schreibt die Menge der Produkt-Beschäftigungs-Kombinationen (bei 
einer Einheit Kapital) für jede gütermäßige Zusammensetzung der End­
nachfrage. Die produktivsten Sektoren bilden dort die nordwestlichen 
Extrempunkte und sind durch fette Linien miteinander verbunden10 ; 

Produktion eines dieser Güter bzw. von Kombinationen aus je zwei 
nebeneinanderliegenden garantiert das maximale Produkt bei einer be­
stimmten Beschäftigungshöhe und gleichzeitig sowohl höheres Produk­
tions- als auch Beschäftigungsergebnis, wenn das arbeitsintensivere Gut 
bzw. die arbeitsintensivere Güterkombination gewählt wird. Auch un­
terhalb des nordwestlichen Randes der Produktionsfläche existiert eine 
Reihe von Wahlmöglichkeiten, die keinen Zielkonflikt enthalten, z. B. 
in allen Ländern bei Wahl zwischen den Sektoren Eisen und Stahl (11) 
und Nahrungsmittel (3) oder Eisen und Stahl (11) und Textil und Be­
kleidung (4). Daneben gibt es aber auch eine Vielzahl von Wahlmöglich­
keiten, bei denen die eine Alternative nur für das eine Ziel ein besse­
res, für das andere jedoch ein schlechteres Ergebnis liefert; so z. B. bei 
der Wahl zwischen den Gütern der Sektoren Nahrungsmittel (3) und 
Elektrotechnik (13) in Chile, Landwirtschaft (1) und Bauwirtschaft (17) 
in Mexiko, Textil und Bekleidung (4) und Mineralölverarbeitung (9) in 
Südkorea oder Nahrungsmittel (3) und Leder (5) in Indien, wobei die 
Produktion des ersten (arbeitsintensiveren) Gutes jeweils einen höheren 
Beschäftigungs-, aber einen geringeren Produktionseffekt als die Pro­
duktion des zweiten Gutes aufweist. 

Alles in allem vermitteln die Abbildungen den Eindruck eines positi­
ven Zusammenhangs zwischen den beiden Effekten: Sektoren mit über­
durchschnittlichen Beschäftigungseffekten sind weitgehend solche mit 
überdurchschnittlichen Produktionseffekten, und ebenso weisen Sekto­
ren mit niedrigen Beschäftigungseffekten überwiegend auch geringe 
Produktionseffekte auf. Der optische Eindruck wird durch Korrelations­
rechnungen untermauert: Der Spearman'sche Rangkorrelationskoeffi­
zient schwankt zwischen + 0,67 für Mexiko und + 0,79 für Südkorea; 
die Annäherung durch eine logarithmisch lineare Regression erreicht 

9 Das Kapital ist jeweils so auf die Sektoren verteilt, daß nur der gerade 
betrachtete Sektor für die Endnachfrage produziert und alle Sektoren die 
dazu notwendigen Vorleistungen herstellen können. 

10 Dabei bleibt in Mexiko der Handel (18) unbeachtet, da dieser Sektor nur 
dienende Funktion und seine Leistung für sich allein keinen Wert für die 
Endnachfrage hat. 
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Industrialisierung und Beschäftigung 129 

ein R2 von 0,68 für Chile, 0,39 für Mexiko, 0,75 für Südkorea und 0,66 
für Indien11• Der Zusammenhang ist allerdings von Land zu Land un­
terschiedlich stark und nicht für alle Industriezweige gleichmäßig eng, 
so daß auch ein breiter Raum für Zielkonflikte vorhanden ist. 

Das verwendete Schema von 20 Sektoren ist recht grob. Für Südkorea 
liegt sehr ausführliches (und gleichzeitig relativ aktuelles) statistisches 
Material vor, so daß hierfür eine detailliertere Untersuchung möglich ist. 
Die in derselben Weise wie oben kalkulierten Ergebnisse bei einer Dis­
aggregation in 40 Produktionssektoren (siehe dazu Tabelle 2) sind in 
Figur 9 dargestellt12 ; sie bestätigen die beschriebene Tendenz. Der Kor-

G 
2.0 

1.8 

1.6 

1.4 

1.2 

1.0 

'J 

, 
• 

10 . 
6 • 

100 150 200 250 300 350 400 450 500 550 600 6~0 700 750 
8 jel Mill.OM 

Figur 9: Bruttoinlandsprodukt und Beschäftigte je Einheit Kapital für 40 Pro­
duktionssektoren in Korea (Süd). 

relationskoeffizient zwischen den Rangfolgen der Sektoren entspre­
chend ihrer Kapitalproduktivität und ihrer Arbeitsintensität beträgt 
+ 0,87 für alle Sektoren und + 0,82 für die Sektoren der verarbeiten­
den Industrie allein. Ein logarithmisch linearer Regressionsansatz führt 
zu 

G (B )0,59 
K=4,82 K 

11 Eine lineare Regression liefert mit Ausnahme von Indien schlechtere 
Ergebnisse. 

12 Die Wertgrößen sind hier in DM von 1972. Bei den Regressionsansätzen 

ist ~ mit 1000 multipliziert im Vergleich zu dem in Tabelle 2 und Figur 9 

gewählten Maßstab. 

9 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 94 
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mit einem R2 = 0,85, wenn alle Sektoren einbezogen sind. Das heißt, 
insgesamt ergibt sich eine recht gute Erklärung der Produktion je Ka­
pitaleinheit durch die eingesetzten Arbeitskräfte je Kapitaleinheit in 
der von der Theorie her geläufigen Form mit einer positiven, abneh­
menden Grenzproduktivität des Faktors Arbeit. Innerhalb der verarbei­
tenden Industrie ist jedoch kein so enger Zusammenhang feststellbar: 
Ein linearer wie ein logarithmisch linearer Regressionsansatz führen 
nur zu einem R2 von 0,4 13, so daß vor allem hier deutliche Konflikt­
situationen auftreten. Es existieren Gegensätze z. B. zwischen Feinkera­
mik (21) und Elektrotechnik (27), Nahrungsmitteln (6) und Getränken (7) 
sowie insbesondere Landwirtschaft (1) und Tabak (8), wobei jeweils der 
erste Sektor einen höheren Beschäftigungs-, aber einen geringeren Pro­
duktionseffekt aufweist als der zweite Sektor. 

Es ist also möglich, die Beschäftigung bei einer gegebenen Menge 
knapper Faktoren durch eine Veränderung der gütermäßigen Struktur 
der Endnachfrage zu variieren, und zwar sowohl im Einklang mit dem 
Ziel eines möglichst großen Inlandsprodukts als auch im Widerspruch 
zu ihm. Bei der inländischen Endnachfrage sind solchen Variationen in 
der Regel allerdings relativ enge Grenzen gesetzt. Durch Außenhandel 
vergrößert sich der Variationsbereich jedoch erheblich. Der Zielkonflikt 
läßt sich dann auf Alternativen im nordöstlichen Teil der Produktions­
fläche verschieben, und es können Produktionsprogramme in Angriff 
genommen werden, die gleichzeitig hohen Arbeitseinsatz und hohes 
Produktionsniveau gewährleisten14• Welche Alternativen sich dabei er­
geben, sollen Ergebnisse zeigen, die mit Hilfe der linearen Program­
mierung für Südkorea ermittelt wurden15• 

IV. Beschäftigungs- versus produktionsmaximale Investitions­
entscheidungen an einem Beispiel für Südkorea 

Ein Investitionsbetrag von 100 Mill. DM sei auf die 40 in Tabelle 2 
definierten südkoreanischen Produktionssektoren so zu verteilen, daß 
der Zuwachs an Beschäftigung bzw. Produkt maximal wird. Dabei ist 
eine Reihe von Nebenbedingungen zu beachten: Die in den neuen Ka­
pazitäten mögliche Produktionstätigkeit induziert sowohl intermediäre 
Nachfrage über den Vorleistungsbedarf als auch Endnachfrage über die 

G B G (B)O,62 
- = 030 + 231 - (R2 = 040) bzw. -- = 575 - (R2 = 041) . 
K ' , K ' K' K ' 

13 

14 Der Variationsbereich ist begrenzt durch die Standortgebundenheit der 
Produktion mancher Güter und die internationalen Nachfrage- und Ange­
botsfunktionen, in der Realität aber auch durch die restriktive ImportpOlitik 
vieler Länder. 

15 Eine ausführliche Darstellung des Modells siehe bei D. Schumacher, Ent­
wicklungshilfe und internationale Arbeitsteilung ... , a.a.O. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-44054-2 | Generated on 2025-07-28 01:51:56



Industrialisierung und Beschäftigung 133 

Einkommenserhöhung; bei allen Gütern muß diese zusätzliche Nachfra­
ge durch zusätzliches Angebot aus Inlandsproduktion oder (konkurrie­
renden) Importen gedeckt sein. Bezüglich des Bedarfs an Produktions­
faktoren werden - wie in den obigen Input-Output-Rechnungen kon­
stante Koeffizienten unterstellt. Die Gesamtgrößen des privaten und des 
staatlichen Konsums werden entsprechend den heutigen Anteilen am 
Inlandsprodukt ermittelt; der Rest des zusätzlichen Produkts steht -
nach Abzug der Exporte - für Investitionsnachfrage zur Verfügung. 
Die gütermäßige Struktur der inländischen Endnachfragekomponenten 
wird als gegeben vorausgesetzt, wobei beim Privatkonsum - als der 
wichtigsten Komponente - eine Variationsbreite von ± 10 vH um die 
aus der gegebenen Struktur resultierenden Werte zugelassen wird. Der 
Devisenerlös aus den zusätzlichen Exporten muß den Devisenbedarf für 
die induzierten Importe decken. Die Einbettung Südkoreas in die inter­
nationale Arbeitsteilung wird durch die Güterstruktur der Exporte, die 
Auf teilung des Angebots auf heimische Produktion und konkurrierende 
Importe sowie den Anteil der nicht-konkurrierenden Importe am Brut­
toproduktionswert charakterisiert. 

Werden diese Relationen als unverändert auch für die zusätzliche 
Produktionstätigkeit unterstellt, dann unterscheidet sich die sektorale 
Investitionsverteilung mit maximalem Beschäftigungseffekt nur unwe­
sentlich von der produktmaximalen Verteilung: 14,5 vH entfallen auf 
die Landwirtschaft (1), 2,2 vH auf den Bergbau (2 - 5), 20 vH auf die 
verarbeitende Industrie (6 - 31), 6,5 vH auf die Elektrizitätswirtschaft 
(32), 1,6 vH auf die Bauwirtschaft (33) und 55,2 vH auf den Dienstlei­
stungsbereich (34 - 40); auch innerhalb des Verarbeitungsbereichs gibt 
es praktisch keine Unterschiede. 

Wird für die Exporte und die konkurrierenden Importe eine Abwei­
chung von ± 30 vH um die sich bei der gegebenen Struktur ergebenden 
Werte zugelassen, führt eine beschäftigungsorientierte Veränderung zu 
einer Verbesserung des Beschäftigungseffekts um gut 5 vH, und eine pro­
duktmaximale Anpassung verbessert den Produktionseffekt um gut 3 vH. 
Die an die Obergrenzen der Außenhandelsbeschränkungen stoßenden 
Güter einerseits und die ihre Untergrenzen erreichenden andererseits 
sind unter beiden Gesichtspunkten mit einigen Ausnahmen dieselben: 
Wird der Beschäftigungseffekt statt des Produktionseffekts maximiert, 
stoßen Feinkeramik (21) sowie Sägewerke und Holzbearbeitung (12) an 
die Export-Obergrenze (und Import-Untergrenze) anstelle von Elektro­
technik (27) sowie Straßenfahrzeugbau (28), die bei Beschäftigungsmaxi­
mierung ihre Export-Untergrenze (und Import-Obergrenze) erreichen. 
Somit gehen die Veränderungen in der Investitionsverteilung gegen­
über der Situation ohne Variationsmöglichkeit im Außenhandel unter 
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136 Dieter Schumacher 

beiden Zielsetzungen weitgehend in dieselbe Richtung, weisen aber 
auch einige Unterschiede auf. Dadurch vergrößert sich der Abstand zwi­
schen dem maximal erreichbaren Beschäftigungseffekt und demjenigen, 
der bei Maximierung des Produktzuwachses erreicht wird, und ebenso 
erhöht sich der Unterschied zwischen dem maximalen Produktionseffekt 
und demjenigen, der bei Maximierung des Beschäftigungszuwachses er­
reicht wird. Ein weiteres Abweichen von der gegebenen Außenhandels­
struktur würde diese Abstände und die maximal erreichbaren Beschäf­
tigungs- bzw. Produktionsniveaus weiter erhöhen. 

Ermittelt man - unabhängig von der historischen Struktur - im 
Rahmen des skizzierten Modells eine optimale Lösung für einen zusätz­
lichen Handel von Gütern der verarbeitenden Industrie (Sektoren 6 - 30) 
zwischen Südkorea und der Bundesrepublik Deutschland aus einer Ge­
genüberstellung der Produktions- und Nachfragefunktionen in den bei­
den Ländern16, dann läßt sich ein maximaler Produktionseffekt erzielen, 

zusätzliches BruHoin(andsprodukt 
InMlll.DM 
85 ___________________________ ~ 

80 

75 

702':-6 --2.1..7 -----:2L~--29~--3:"-0-__t, 
I 

! , I , 

32 33 34 35 
zusätzlich eeschaftlgteln Tsd. 

Figur 10: Alternative Kombination von Produktions- und Beschäftigungs­
effekt in Korea (Süd) bei einer Investition von 100 MiIl. DM. 

16 Es wird verlangt, daß der zusätzliche bilaterale Handel ausgeglichen ist 
und keine Verschlechterung der Bundesrepublik in der Güterversorgung der 
Nettodevisenposition und beim Kapital- und Arbeitseinsatz bewirkt. Dabei ist 
die Situation im Jahre 1972 zugrunde gelegt; die Daten stammen aus Unter­
suchungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung und des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung. 
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der gut 20 vH über dem Wert liegt, der ohne Variationsmöglichkeit im 
südkoreanischen Außenhandel erreichbar ist; der maximale Beschäfti­
gungseffekt läßt sich um rund 31 vH steigern. In dem zusätzlichen bila­
teralen Handel ergeben sich unter dem Produktionsziel Nahrungsmittel 
(6), Getränke (7) sowie Tabak (8) als südkoreanische Exportgüter, unter 
dem Beschäftigungsziel sind es Nahrungsmittel (6) und Bekleidung (10). 
Entsprechend unterschiedlich fällt die zugehörige Verteilung der Inve­
stitionen aus. 

Bei freier Gestaltbarkeit des bilateralen Handels mit Produkten aus 
dem Verarbeitungsbereich können durch entsprechende Strukturände­
rungen rund 2 700 Arbeitsplätze mehr geschaffen werden (fast 8 vH des 
maximalen Beschäftigungseffekts) durch Verzicht auf 4,5 Mill. DM beim 
Produktionseffekt (über 5 vH des Maximalwertes). Das bedeutet im 
Durchschnitt einen Verzicht auf ein Produkt von 1,7 Mill. DM, um tau­
send Arbeitsplätze mehr zu erreichen. In Figur 10 werden die erreich­
baren Alternativen durch eine Transformationskurve dargestellt, die 
den maximal möglichen Produktionseffekt in Abhängigkeit von vor­
gegebenen Werten für den Beschäftigungseffekt angibt. Hinter den 
Punkten dieser Kurve stehen bestimmte Güterstrukturen des zusätz­
lichen bilateralen Handels und sektorale Verteilungen des Kapitals in 
Südkorea. Der Endpunkt A ist diejenige Kombination von Beschäfti­
gungs- und Produktzuwachs, die bei Maximierung allein des zusätzli­
chen Produkts erreicht wird. Wanderung von A in Richtung B führt zu 
einer Erhöhung des Beschäftigungs- auf Kosten des Produktionseffekts17• 

Zunächst ist mit 0,4 Mill. DM je Tsd. Beschäftigten der Verzicht beim 
Produktionsziel beträchtlich geringer als im Durchschnitt, da - aus­
gehend von der produktmaximalen Lösung - als erstes die südkore­
anischen Tabakexporte reduziert werden und stattdessen Bekleidung 
in steigendem Maße in die Bundesrepublik exportiert wird, die außer 
hoher Arbeitsintensität auch noch eine relativ hohe Kapitalproduktivi­
tät aufweist. Bei weiterer Umstrukturierung in Richtung auf das Be­
schäftigungsziel werden die Getränkeexporte immer mehr einge­
schränkt; durch diese Veränderungen können nur noch geringe Beschäf­
tigungszuwächse erreicht werden, während gleichzeitig hohe Produkt­
einbußen realisiert werden. Der Endpunkt B der Transformationskurve 
gibt schließlich diejenige Kombination der beiden Zielfunktionswerte 
an, die allein bei Maximierung des Beschäftigungszuwachses erreicht 
wird. 

17 Knickstellen bedeuten Basiswechsel. Es sind nicht alle eingetragen, da 
sie teilweise dicht beieinander liegen. 
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v. Schlußfolgerungen 

Die Ergebnisse zeigen, daß es bei der Wahl zwischen der Produktion 
unterschiedlicher Güter eine Reihe von Situationen gibt, bei denen eine 
Maximierung der Beschäftigungshöhe im Widerspruch zur Maximie­
rung des Produktionsniveaus steht. In der Industrialisierungspolitik 
muß also eine Entscheidung für eines der beiden Ziele getroffen oder 
ein bestimmter Komprorniß zwischen ihnen gewählt werden. 

Die Analyse berücksichtigt allerdings nicht das Wachstum der beiden 
Aggregate, das aus alternativen Güterstrukturen der Endnachfrage re­
sultiert. Notwendig bleibt die Einbeziehung der zeitlichen Dimension, 
um empirisch fundierte Aussagen über Existenz und Ausmaß inter­
temporaler Konflikte machen zu können. Insbesondere wäre der Frage 
nachzugehen, inwieweit bei Maximierung des heutigen Niveaus der Be­
schäftigung auf die Schaffung zukünftiger Arbeitsplätze verzichtet wer­
den muß, bzw. umgekehrt, ob und in welcher Zeitspanne durch Tolerie­
rung von mehr Arbeitslosigkeit heute ein Mehr an Arbeitsplätzen in 
der Zukunft erreicht werden kann. Außerdem sollte der Faktor Arbeit 
nach Qualifikationsstufen unterteilt werden. 

Eine verstärkte Ausnutzung der Möglichkeit, durch Spezialisierung 
innerhalb der Weltwirtschaft den Beschäftigungseffekt (und/oder den 
Produktionseffekt) des in einem Entwicklungsland eingesetzten Kapi­
tals zu erhöhen, impliziert entsprechende Strukturanpassungen bei den 
jeweiligen Handelspartnern. Anstelle einer Partialanalyse aus der Sicht 
eines einzelnen Landes ist es daher angebracht, mehrere über Handel 
verflochtene Länder oder Regionen simultan zu berücksichtigen. Dies 
könnte z. B. durch Erweiterung des für zwei Länder (Südkorea, Bun­
desrepublik) formulierten Ansatzes geschehen. 
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Probleme der Lohnpolitik in Entwicklungsländern 

Von Christian Uhlig, Bochum 

I 

Angesichts der Situation chronisch hoher Arbeitslosigkeit und Unter­
beschäftigung sowie akutem Mangel an Investitionskapital in Entwick­
lungsländern mag es von vornherein überflüssig erscheinen, danach zu 
fragen, welcher Spielraum dort der Lohnpolitik - sei es des Staates, 
sei es der gesellschaftlichen Gruppenvertretungen wie der Gewerk­
schaften - überhaupt bleibt. Die Diskussion um den Zusammenhang 
von Wachstum und Einkommensverteilung macht bei aller Differen­
ziertheit der Erkenntnisse hinsichtlich verschiedener Alternativen doch 
stets grundsätzlich klar, welche Bedeutung einer produktiv orientierten 
Kapitalakkumulation für das kontinuierliche Wachstum des Sozialpro­
dukts und der Beschäftigung zukommtl. Auf die Rolle des Faktorpreis­
verhältnisses, der Lohn-Zins-Relation, für die Struktur der Investitio­
nen und die Höhe der Beschäftigung haben Hoffmann und von Rabenau 
wieder hingewiesen: Arbeitsintensive Produktion verlangt, daß die 
Lohnkosten im Verhältnis zu den Kapitalkosten niedrig gehalten 
werden2• 

Die Lohnpolitik könnte folglich nur darauf gerichtet sein, die Forde­
rungen der nach höherem Einkommen verlangenden Bevölkerung 
im Zügel zu halten und diese auf spätere Zeiten zu vertrösten. Das 
könnte mit gutem Gewissen mit dem Hinweis verbunden werden, daß 
die Erwirtschaftung eines hohen volkswirtschaftlichen Überschusses 
heute Voraussetzung für eine hohe Wachstumsrate des Sozialprodukts 
und der Beschäftigung morgen ist und daß - gerade in Ländern mit 
Überschußarbeit - ein Zuwachs der Gesamtbeschäftigung einen wich­
tigen, in dieser Situation sogar fast den einzigen möglichen Beitrag zu 
einer verbesserten Einkommensverteilung darstellt; denn es werden 

1 Vgl. dazu Ch'r. Uhlig: Wachstums- und Verteilungspolitik. In: G. Le­
minsky und B. Otto (Hrsg.): Gewerkschaften und Entwicklungspolitik. Köln 
1975, S. 347 ff. 

2 Vgl. L. Hoffmann und K. v. Rabenau: Ansätze einer Verteilungspolitik 
in Entwicklungsländern unter Berücksichtigung des Wachstums. In diesem 
Band, S. 57 f. 
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dadurch viele heute Unbeschäftigte überhaupt erst in den Einkommens­
bildungs- und Verteilungsprozeß einbezogen3• 

Natürlich ist ein solches Bild einer bremsenden Lohnpolitik für jeden 
engagierten Sozialpolitiker, vor allem aber jeden Vertreter der Inter­
essen der lohnabhängigen Bevölkerungsteile in Entwicklungsländern, 
nur mit größtem Unbehagen zu akzeptieren. Das zumal in einer Lage, 
in der mit Hinweis auf Beschäftigungssituation und Kapitalbildung 
eher die Notwendigkeit diskutiert wird, bestehende Mindestlohnrege­
lungen abzubauen als zu verbessern, um ein günstigeres Verhältnis 
zwischen Gewinn- und Lohnquote und Zins- und Lohnrate zu erreichen. 
Jeder politisch einigermaßen Erfahrene kann ermessen, daß eine solche 
Position vor allem von jedem gewerkschaftlich engagierten Führer 
kaum durchgängig vertreten werden kann, will er nicht sich und seiner 
Organisation das politische Grab schaufeln4• In der Realität zeigt sich 
denn auch, daß in fast allen Entwicklungsländern die Gewerkschaften, 
die es überall mit unterschiedlichem Potential gibt, von der Regierung 
an die Kette gelegt werden, um eine Gefährdung der staatlich be­
schlossenen Entwicklungspolitik auszuschließen. Wohl jeder Wirtschafts­
und Planungsminister sowohl in sozialistischen wie nicht-sozialistischen 
Wirtschaftssystemen wünscht sich in diesen Ländern, die Gewerkschaf­
ten lediglich im Sinne Lenins als "Transmissionsriemen" für die Durch­
setzung der staatlichen Entscheidungen an der Basis nutzen zu können. 

Die Frage stellt sich, ob eine solche Politik langfristig möglich und 
sozialpolitisch einem Land zuträglich ist, ob also der bei uns intensiv 
diskutierte Grundsatz der "Sozialverträglichkeit" bestimmter Maßnah­
men auch in diesem Rahmen ausreichend beachtet wird. Es ist zu 
prüfen, ob der Spielraum für eine staatliche oder gewerkschaftliche 
Lohnpolitik nicht doch etwas weiter gezogen werden kann, als das in 
der Diskussion bisher deutlich wurde. 

11 

Wenn auch ein monokausaler Erklärungszusammenhang zwischen 
wirtschaftlichem Wachstum und Kapitalbildung abzulehnen ist, so kann 
nicht geleugnet werden, daß einer ausreichenden Kapitalakkumulation 
für die Verwirklichung einer angemessenen Wachstumsrate des Sozial­
produkts wesentliche Bedeutung zukommt. Deren Sicherung bedeutet 
aber zwangsläufig Zurückhaltung bei der Lohn- und Einkommenspolitik. 

3 Vgl. z. B. L. Lejeber: Planning in a Surplus Economy. In: American 
Economic Review, Vol. 58 (1968), S.344; L. Lejeber and S. Chakravarty: 
Wages, Employment and Growth. In: Kyklos, Vol. XIX (1966), S.304. 

4 Vgl. dazu Chr. Uhlig: Entwicklungsländer und Gewerkschaften. Die Ge­
werkschaften als aktive Gruppe im Entwicklungsprozeß. Hamburg 1967. 
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Für die organisierten Interessen der Lohn- und Gehaltsbezieher ist 
eine solche Politik nur akzeptabel, wenn sichergestellt ist, daß die ge­
wünschte Kapitalbildung nicht nur zustandekommt, sondern sich auch 
tatsächlich in produktiven Investitionen und der Schaffung neuer Ar­
beitsplätze niederschlägt. Das Problem ist aber in Entwicklungsländern, 
daß man hier nicht unbedingt auf die selbsttätige Umwandlung des 
Überschusses in Investitionen vertrauen kann. Die "klassische" An­
nahme, daß eine ungleiche Einkommensverteilung zugunsten der Kapi­
talprofite automatisch die Investitionsbereitschaft erhöhen werde, hat 
seinerzeit schon Schumpeter als kritiklose Idealisierung und Verallge­
meinerung von Beobachtungen einer besonderen historischen Situation 
bezeichnet5• Für viele Entwicklungsländer läßt sich nun gerade fest­
stellen, daß wie V. K. R. V. Rao es ausdrückt, "die Oberklassen, die 
einen Überschuß erwirtschaften, ... ihn weder für produktive Investi­
tionen (einsetzen), noch sind sie an Unternehmeraktivitäten interes­
siert ... "6. Es kommt vielmehr oft eher zur Bildung von "orientalischen 
Gewinnoligarchien" mit konsumtiver Profitaufteilung bei wirtschaft­
licher Stagnation als zu einer breiten dynamischen Entwicklung. 

Zudem wird ein beträchtlicher Teil der Investitionen in Entwick­
lungsländern durch Auslandskapital vorgenommen. Ohne hier kritiklos 
den gängigen Thesen folgen zu wollen, die unterstellen, daß die er­
wirtschafteten Gewinne möglichst schnell und vollständig ins Ausland 
transferiert werden, so stellt doch der potentielle Abfluß von Gewinnen, 
insbesondere dann, wenn ein gewisser Sättigungspunkt hinsichtlich der 
Ziele einer Unternehmung erreicht worden ist, immer eine Gefahr dar. 
Das Gleiche gilt für die potentielle Gefahr der Kapitalflucht bei In­
ländern. 

Aber auch bei der Akkumulation durch die öffentliche Hand, sei es 
in Staatsbetrieben oder durch Steuerabschöpfung, ist keineswegs ge­
währleistet, daß eine durch eine zurückhaltende Lohnpolitik ermög­
lichte hohe Kapitalakkumulation sich automatisch in höheren Investi­
tionen niederschlägt. Zu oft werden die so erwirtschafteten Mittel zur 
Deckung von Budgetdefiziten und konsumtiven Ausgaben verwendet. 

Wenn aber die Einleitung der Profite in den produktiven Investitions­
prozeß durch die privaten Kapitalbesitzer oder den Staat nicht ein­
deutig gesichert ist, kann auch die nur aus wachstumspolitischen Ge­
sichtspunkten vertretbare einseitige Einkommensverteilung und die 
Zurückhaltung der Lohnbezieher bzw. ihrer Interessenvertretungen im 
Verteilungskampf nicht mehr gerechtfertigt werden. Es ergibt sich folg-

5 Vgl. J. Schumpeter: Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie. 2. A. 
München 1950, S. 124 ff. 

6 v. K. R. V. Rao: Redistribution of Income and Economic Growth in 
Underdeveloped Countries. In: Income and Wealth. Series X. London 1964. 
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lich die Forderung nach einer wirksamen Kontrolle von Kapitalbil­
dung und -verwendung, um dadurch sicherzustellen, daß der Kapital­
fluß tatsächlich in produktive Anlagen und die Schaffung von Arbeits­
plätzen gelenkt wird. 

III 

Man kann nun andererseits annehmen, daß eine Erhöhung des Kon­
sums durch Erhöhung des verfügbaren Einkommens bei den unteren 
Einkommensbeziehern zu einer beachtlichen Verbesserung der physi­
schen Leistungsfähigkeit führt. Das würde erhebliche positive Auswir­
kungen auf die Arbeitsproduktivität, die Arbeitsmotivation sowie den 
Prozeß der sozialen Integration haben. Diesen Zusammenhang hat be­
kanntlich bereits Adam Smith unterstrichen, und Leibenstein hat 1963 
auf die übliche Vernachlässigung dieses Aspekts in der Diskussion hin­
gewiesen7• Er wird im Zusammenhang mit der Frage nach den Mini­
mumbedürfnissen wieder stärker diskutiert8• 

Myint hat deutlich gemacht, welche Fehler von den europäischen Ko­
lonialunternehmungen hinsichtlich der Einschätzung der langfristigen 
Produktivität der einheimischen Arbeitskräfte gemacht wurden. Die 
einseitige Auffassung der Unternehmer, daß die Arbeitskräfte in den 
Tropen faul und unzuverlässig seien, ohne dabei deren wenig entwik­
kelte physische Tauglichkeit und ihre geringe psychische Anpassungs­
fähigkeit an die plötzlich auf sie zukommende Industriearbeit zu be­
rücksichtigen, festigte die langfristige Anwendung der "cheap-Iabour­
policy"9. Diese brachte jedoch für die Arbeitskräfte keinerlei Anreize, 
sich zu höheren Arbeitsleistungen oder sogar zu einer endgültigen Inte­
gration in den modernen, industriellen Sektor zu entschließen. Es blieb 
bei der Ausbildung des Systems der Wanderarbeit, mit all seinen lang­
fristig der Integration und überwindung dualistischer Strukturen ent­
gegenwirkenden Kräften10• 

7 Vgl. H. Leibenstein: Economic Backwardness and Economic Growth. New 
York 1963, S.62; dazu auch bestätigend G. MyrdaL: Asian Drama. Vol. H. 
New York 1968, S.992. 

8 Vgl. Meeting Basic Needs. Stategies for Eradicating Mass Poverty and 
Unemployment. ILO Geneva 1977; sowie M. Bohnet: Zur Messung der Ein­
kommensverteilung. In diesem Band, S.20. 

9 Vgl. H. Myint: The Economics of the Developing Countries. London 1964, 
S. 54 ff. 

10 Daß die Wanderarbeit auch Vorteile, z. B. bei der Anpassung des Ar­
beitsvolumens an Konjunkturschwankungen, haben kann, unterstreicht E. J. 
Berg: Major Issues of Wage Policy in Africa. In: A. M. Ross (Ed.): Industrial 
Relations and Economic Development. London 1966, S. 198 f.; zum Problem 
der Anpassung einheimischer Arbeitskräfte an die Industriearbeit vgl. Deut­
sche Stiftung für Entwicklungsländer. Der übergang vom traditionellen zum 
industriellen Arbeitsverhalten in Entwicklungsländern, Dok 60/61, Berlin 
1962. 
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Andererseits wurde das Management nicht gezwungen, Bemühungen 
in Hinsicht auf eine Selektion, auf die Ausbildung und produktive Ver­
wendung der Arbeitskräfte einzuleiten. Myint verweist darauf, daß die 
Bergwerks- und Plantagenunternehmungen nur durch eine solche Poli­
tik der planmäßigen Produktivitätssteigerung ihre eigentlich erwartete 
Rolle als führender Sektor, dessen Entwicklung zu weiteren Produkti­
vitätssteigerungen in der übrigen Volkswirtschaft angeregt hätte, hätten 
erfüllen können. So jedoch, "their low wage policy induced them to use 
labour extravagantly, merely as an indifferentiated mass of ,cheap' or 
,expendable' brawnpower. So through the vicious circle of low wages 
and low productivity, the productivity of the indigenous labour even in 
the sparsely populated countries was fossilized at its very low initial 
level11." 

Das Internationale Arbeitsamt (ILO) betont in einer abgewogenen 
Beurteilung der Relation zwischen Produktivität und Lohnniveau, daß 
die bisherigen Studien zwar noch nicht ausreichen, um entsprechende 
Zusammenhänge eindeutig nachzuweisen; aber es beständen doch be­
gründete Anzeichen, daß langfristig eine Anhebung der Mindestlöhne 
positive Auswirkungen auf die Arbeitsproduktivität, auf die Arbeits­
disziplin sowie die endgültige Bereitschaft zur Integration in die indu­
stielle Arbeitswelt hat12. Aber "higher productivity is unlikely to come 
about spontaneously in response to higher wages - at least to any very 
significant point"13. Wesentlich ist vielmehr, daß die Bemühungen um 
Hebung der Arbeitsproduktivität im Zusammenhang mit Lohnerhöhun­
gen zugleich durch Bemühungen des Management um eine bessere Aus­
wahl und Ausbildung ergänzt werden müssen. 

11 H. Myint, a.a.O., S. 56 f.; bestätigende Hinweise dazu bei G. Hunter: 
The New Societies of Tropical Afriea. London, New York, Ibadan 1962, 
S. 203 H. Hunter schreibt: "The widespread convietion that ,Africans' or 
,Bantu' as a ,ra ce' were less endowed either with intelligence or industrial 
aptitude, or both, had the most depressive results, not only on African per­
formance, but on European inclination to experiment with training and 
selection. Perhaps the Belgian management of labour in Katanga provided 
the best large-scale exception to the general rule" (S. 206). 

12 Vgl. ILO: Minimum Wage Fixing and Economic Development. Geneva 
1968, S. 25 H.; positive Zusammenhänge weisen auch auf: L. G. Reynolds and 
P. Gregory: Wages, Productivity and Industrialization in Puerto Rieo. Home­
wood 1965, S.80 und 193 f.; D. Chesworth: Statutory Minimum Wage Fixing 
in Tanganyika. In: International Labour Review. Vol. 96 (1967), S. 43 H. 

13 ILO: Minimum Wage Fixing, a.a.O., S.32; darauf verweist auch E. J. 
Berg (Major Issues of Wage Policy in Africa, a.a.O.), der im übrigen die 
Frage von Lohnerhöhungen und ihren Einfluß auf die Produktivität kritisch 
betrachtet. 
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IV 

Das weitere Argument, daß Lohnerhöhungen produktivitätsfördernd 
sein können, zielt darauf, daß bei einer Lohnsteigerung die Produktivi­
tät der übrigen Produktionsfaktoren aufgrund eines Zwangs zur effi­
zienteren Verwendung nicht konstant bleibt. Wenn die Modellbetrach­
tungen von einer Konstanz der Produktivität der Faktoren ausgehen, 
so liegt dem natürlich die Annahme zugrunde, daß die Allokation der 
Faktoren von Beginn an optimal vorgenommen wurde. Tatsächlich zeigt 
aber gerade die zitierte Nachlässigkeit des Managements bei der Aus­
wahl und beim Einsatz von Arbeitskräften, wie sehr die "cheap-Iabour­
policy" zu nicht-optimalen Verhaltensweisen auch auf der Kapitalseite 
führen kann. Katzen weist darauf hin, daß in Süd afrika bei Industriel­
len die Ansicht weit verbreitet sei, daß Verbesserungen der unterneh­
merischen Führungstechnik und -organisation erhebliche Produktivi­
tätssteigerungen ohne zusätzlichen Kapitalaufwand mit sich bringen 
würden14• So wies z. B. der Vorsitzende der "Bantu Wage and Produc­
tivity Association" 1960 auf einer Konferenz darauf hin, daß nach An­
sicht vieler erfahrener und verantwortlicher Unternehmer das Durch­
schnittsprodukt pro Arbeiter in der Verarbeitungs industrie in einer Pe­
riode von zwei bis fünf Jahren etwa verdoppelt werden könnte, ohne 
daß der Grad der Kapitalausstattung pro Arbeitsplatz wesenlich erhöht 
werden müßte15• Bisher fehlte jedoch der Druck, solche Maßnahmen 
durchzuführen. In diesem Zusammenhang ist die Ansicht eines Direk­
tors der Dunlop South Africa Limited interessant, die er 1960 öffentlich 
vertrat: "It is sometimes amusing to he ar speakers extol the virtues of 
management in having raised productivity ... The fact is, of course, 
that most of these managements were forced to take active steps to im­
prove their labour productivity due to continually spiralling labour 
costs. Rad it not been for these rising wage rates, there is no doubt 
whatsoever that progress towards higher productivity would have been 
very slow indeed. The real credit for the progress in raising productiv­
ity might weIl be given to the Unions, who, through their actions in 
forcing wages up, provided the essential incentive to management to 
take corrective action which in turn resulted in higher productivity16." 

Der Sprecher vertrat die Ansicht, daß in der südafrikanischen Wirt­
schaft noch erhebliche Rationalisierungsreserven vorhanden seien, die 

14 Vgl. L. Katzen: The Case of Minimum Wage Legislation in South 
Africa. In: The South African Economic Journal. Vol. 29 (1961), S. 204 f. 

15 Vgl. H. Goldberg: The Base for Improving Native Productivity and 
Wages. Address delivered to the Transvaal Students Society of the Institute 
of Municipal Treasurers and Accountants v. 3.3. 1960, zit. b. L. Katzen, a.a.O., 
S.205. 

16 N. L. J. Mould: The Impact of the Bantu on Production Methods and 
Productivity. Address Durban 1960; zit. b. L. Katzen, a.a.O., S.205. 
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bisher aufgrund des fehlenden Drucks von der Lohnseite kaum ausge­
schöpft worden sind. 

Sicherlich können sich durch solche von Lohnsteigerungen ausgelöste 
Produktivitätsverbesserungen Probleme für die Erhöhung der Beschäf­
tigung ergeben. Sie würden aber durch die erhöhte internationale Wett­
bewerbsfähigkeit ausgeglichen werden. 

v 

Schließlich ist zu berücksichtigen, daß Wachstum auch von einer aus­
reichenden kaufkräftigen Nachfrage abhängt. Ein leistungsfähiger Bin­
nenmarkt ist wichtige Bedingung für den Aufbau und die Auslastung 
einer differenzierten heimischen Industrie. Wenn auch richtig ist, daß 
der Kapazitätsspielraum des Angebots in Entwicklungsländern im all­
gemeinen beschränkt ist, so kann man doch davon ausgehen, daß mit 
zunehmender Industrialisierung die Frage der Kapazitätsauslastung 
durchaus eine Rolle spielt. Außerdem ist ein steter Kaufkraftdruck für 
die Investoren Anlaß, eine Erweiterung und Intensivierung der Produk­
tion anzuvisieren, wodurch nicht nur eine höhere Beschäftigung, son­
dern auch ein verbessertes Produktivitätsniveau, das auch Möglichkei­
ten zu Produktpreissenkungen eröffnet, erreicht werden können. 

In diesem Zusammenhang ist es interessant, festzustellen, daß neuere 
Studien über den Zusammenhang von Einkommensverteilung, Wachs­
tum und Beschäftigung einen Beweis dafür zu erbringen suchen, daß 
eine Veränderung der Einkommensverteilung in Richtung größerer 
Gleichheit der Einkommen keineswegs so schwerwiegende negative Fol­
gen für das gesamtwirtschaftliche Sparen und folglich für den Verlauf 
der Wachstumsrate hat, wie das die "klassische" Hypothese vermuten 
läßt17• Nach den Berechnungen einer Expertengruppe im Rahmen des 
"World Employment Programme" der ILO, stünde einer sich durch 
eine gleichmäßigere Verteilung ergebenden begrenzten Verringerung 
der jährlichen Wachstumsrate des Sozialprodukts ein erheblicher ein-

17 Vgl. hierzu W. R. CHne: The Potential Effect of Income Redistribution 
on Economic Growth: Latin American Cases. New York 1972, frühere Ver­
sion Princeton 1970; sowie die auf einem disaggregierten Input-Output­
Modell für 64 Sektoren mit Daten der Philippinen beruhende Studie von 
F. Paukert, J. Skolka, J. Maton: Redistribution of Income, Patterns of Con­
sumption and Employment: A Case Study for the Philippines. World Em­
ployment Programme, Research Working Paper, ILO May 1974. - Tyler 
ZGigt anhand eines erweiterten Harrod-Domar-Modells ebenfalls, daß eine 
Nivellierung der Einkommensverteilung über die Veränderung des Kapital­
und Importkoeffizienten die Wachstumsrate erhöhen und eine zu weit ge­
triebene ungleiche Einkommensverteilung geradezu eine "Wachstumsfalle" 
darstellen kann. W. G. Tyler: A Model of Income Distribution and Economic 
Development. In: Weltwirtschaftliches Archiv, Bd. 109 (1973), S. 321 ff. 

10 Schriften d. Vereins f. Socialpolitlk 94 
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maliger Sozialproduktszuwachs sowie vor allem ein beachtenswerter 
Zuwachs an Beschäftigung gegenüber, ein Effekt, der in einer Situation 
der Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung von großer Bedeutung ist17a• 

Im Grunde werden hier grundlegende Gedanken der auf kurz- bis 
mittelfristige Sicht abgestellten keynesianischen Beschäftigungstheorie 
wieder ins Spiel gebracht, wobei - im Unterschied zu der bisher ver­
tretenen Ansicht - unterstellt wird, daß in den Entwicklungsländern 
im Bereich der arbeitsintensiven Produktion, also im traditionellen 
Handwerk, der Kleinindustrie sowie auch in der Landwirtschaft, ab­
gesehen vom großen Arbeitskräftepotential, durchaus Kapazitäten vor­
handen sind, um einen zusätzlichen Konsumstoß ohne übermäßige Be­
lastung der Handelsbilanz sowie bei Stabilität des Preisniveaus produk­
tiv wirken zu lassen. Dabei ist nicht zu übersehen, daß diese Modelle 
mit einigen wichtigen Annahmen - dazu gehört z. B. ein bestimmtes 
aktiv investitionsorientiertes Verhalten des Staates, der die ihm zu­
sätzlich zufließenden Mittel aus Umsatz- und Körperschaftssteuer nicht 
für staatlichen Konsum, sondern für Investitionen einsetzt - arbeiten, 
die in der Realität genauer Überprüfung bzw. Realisierung bedürfen. 
Immerhin zeigen sich hier Ansätze, die einer Auflockerung der bisheri­
gen Diskussion um die Stellung von privatem Sparen, Wachstum und 
Einkommensverteilung im Entwicklungsprozeß sehr dienlich sein können. 

VI 

Einer aktiveren Lohnpolitik zugunsten der Lohnabhängigen steht 
allerdings die für Entwicklungsländer allgemein zu beobachtende ex­
treme Ungleichheit der Einkommensstruktur zwischen Stadt und Land 
entgegen. Tatsächlich sind die Lohn- und Gehaltsbezieher im modernen 
Sektor, also auch die Arbeiter, im Vergleich zur großen Masse der Klein­
bauern, Pächter sowie der Un- oder Unterbeschäftigten im informellen 
Kleingewerbesektor als kleine, privilegierte Schicht anzusehen. Das 
heißt zwar nicht gleich, daß diese als "Arbeiteraristokratie" zu bezeichnen 
wäre, aber sie hat schon deshalb erhebliche Vorteile, weil sie ein kon­
tinuierliches monetäres Einkommen bezieht. Eine Verbesserung der Ein-

17a So zeigen z. B. F. Paukert u. a., daß bei einer sehr drastischen Verände­
rung der Einkommensverteilung zu größerer Gleichheit hin (Veränderung 
des Konzentrationsmaßes von 0,47 auf ideale 0,25 Gini) der einmalige Zu­
wachs der Beschäftigung bei etwa 10 %, der des Sozialprodukts bei 7 Ofo läge. 
Dagegen würde die jährliche Wachstumsrate des Sozialprodukts um 0,67 Pro­
zentpunkte abnehmen. (Das entspricht allerdings einer Verringerung der ge­
gebenen Wachstumsrate um 13,5 %, was die Autoren nicht hervorheben. Aus 
langfristiger Sicht ist folglich der Vorteils gewinn durch die Umschichtung 
keineswegs eindeutig!) VgI. F. Paukert, J. Skotka, J. Maton, a.a.O., S. 38 H. 
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kommensverteilung zu ihren Gunsten würde die schon bestehende Kluft 
zwischen dem Einkommensniveau in der Stadt und auf dem Land noch 
vertiefen und die Land-Stadt-Wanderung nur noch stärker anheizen. 
Darauf haben Hoffmann und von Rabenau ebenfalls hingewiesen. 

Hier ist die Aufgabe für die öffentliche Hand gestellt, durch eine so­
wohl den Produktions- als auch den sozialen Realitäten der Landwirt­
schaft angepaßte Einkommenspolitik die Lage der Landwirtschaft zu 
verbessern. Auf diesem Gebiet ist in wohl allen Entwicklungsländern 
schwer gesündigt worden. Eine falsch verstandene Sozialpolitik sub­
ventionierte mit Hilfe von zu niedrig festgesetzten Aufkauf- oder 
Höchstpreisen für die Grundnahrungsmittel den schon begünstigten 
städtischen Bereich auf Kosten der Landwirtschaft. Die Folgen blieben 
nicht aus: der fehlende Leistungsanreiz führte zum unzureichenden 
physischen Angebot an Nahrungsmitteln, zu ungenügenden Investitio­
nen zur Verbesserung der Agrarproduktion und in Verbindung mit 
Steuererhebungen schließlich zur Verarmung der Landwirtschaft sowie 
zu verstärkter Landflucht. Durch diese verfehlten Protektionsmaßnah­
men ist einer gleichgewichtigen Entwicklung beider Sektoren, auch im 
Sinne der Erweiterung der Kaufkraft des ländlichen Sektors, schwerer 
Schaden zugefügt worden. 

Den Lohn- und Gehaltsbeziehern und ihren Interessenvertretungen 
im städtisch-industriellen Bereich muß deshalb in diesem Zusammen­
hang deutlich werden, daß eine Fortsetzung einer solchen Politik auch 
der Entwicklung ihrer eigenen Position schadet, weil durch die stetige 
Zuwanderung der Landbevölkerung der Druck auf das städtische Lohn­
niveau verstärkt wird. 

VII 

In Anbetracht des beschränkten direkten Aktionsraumes der Lohn­
politik muß die lohnpolitische Aktivität folglich besonders darauf aus­
gerichtet sein, Einfluß auf die Träger der Wirtschaftspolitik zu gewin­
nen. Wichtigstes Ziel ist dabei, sicherzustellen, daß die Mobilisierung 
der entwicklungsrelevanten Faktoren und die angestrebte Stärkung 
des Investitionspotentials auch tatsächlich zustandekommt. Es ist darauf 
zu dringen, daß die wirtschaftspolitischen Träger ihre Planungen in den 
Bereichen der Investitions-, Beschäftigungs-, Finanz-, Infrastruktur-, 
Bildungs- oder Sozialpolitik sowie die notwendigen Reformprogramme, 
z. B. die Agrarreform oder den sozialen Wohnungsbau, entsprechend 
den gesamtwirtschaftlichen Prioritäten verwirklichen. Denn hierin liegt 
eine wesentliche Voraussetzung für die Sicherung eines höheren Lebens­
standards für die breite Bevölkerung und ein berechtigter Ausgleich 

10' 
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für eine lohnpolitische Zurückhaltung durch Begrenzung der Konsum­
einkommen. 

Um die verteilungspolitischen Probleme einer wachstumsorientierten 
Entwicklungspolitik grundsätzlich abzuschwächen, sind eine allgemein 
verbindliche Einkommenspolitik für alle Bereiche sowie eine Politik der 
Sparförderung zur Erhöhung des Arbeitnehmersparens, z. B. in Form 
eines Investivlohns, durch Anreize für höheres Kontensparen oder aber 
durch die eigene Organisation von Spargenossenschaften, notwendig. 
Auch eine Beteiligung am Produktivvermögen, die in einigen Entwick­
lungsländern ernsthaft diskutiert wird, könnte das Verteilungsproblem 
entschärfen. Eine stärkere Einschaltung des Betriebsrates in die Ge­
schäftsführung könnte die betriebliche Gewinnverwendung für weitere 
Investitionen und die Schaffung von Arbeitsplätzen überwachen. Aller­
dings handelt es sich hier um Modelle, die eine "zweischneidige Waffe"18 
darstellen, wenn durch den stärkeren Arbeitnehmereinfluß in der Reali­
tät schließlich die Investitionsbereitschaft der Unternehmer und damit 
das wirtschaftliche Wachstum geschwächt werden. Das kann in Ent­
wicklungsländern, wo "Ersatzinvestoren" nicht zur Verfügung stehen­
auch der Staat zeigt hier eben häufig ein nur geringes direkt-produk­
tives Engagement - erhebliche negative Konsequenzen haben. 

Bleibt schließlich die Möglichkeit, auf eine Politik der Verstaatlichung 
oder der staatlichen Beteiligung zu drängen. Ob hierdurch allerdings 
das Problem der Verteilung von Einkommen und Vermögen zugunsten 
der Masse der Bevölkerung unter Berücksichtigung der Wachstumsge­
sichtspunkte besser gelöst werden kann, sei dahingestellt. Vor allem 
aber müssen auch die politischen Konsequenzen für die unabhängige 
Verhandlungsposition der Gewerkschaften, die es dann nur noch oder 
weitgehend mit dem "großen Leviathan" Staat sowohl in seiner politi­
schen als auch Arbeitgeberfunktion zu tun hätten, gesehen werden. 

VIII 

Insgesamt ist festzustellen, daß natürlich auch in Entwicklungslän­
dern die Lohnpolitik die gesamtwirtschaflichen Fakten berücksichtigen 
muß. Staat und Tarifpartner müssen die Möglichkeiten für Lohnerhö­
hungen der Arbeitnehmer mit den zu erwartenden Wirkungen auf die 
gesamte Beschäftigungslage, die Leistungsfähigkeit sowie das Wachstum 
der Gesamtwirtschaft abwägen. 

18 Vgl. dazu E. PreiseT: Wachstum und Einkommensverteilung. 2. Aufl. 
Heidelberg 1964, S. 45. 
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Aus Gründen des sozialen Konsenses sollte eine solche Abstimmung 
einer angemessenen Politik gemeinsam - sozusagen in einem Konsor­
tium der verschiedenen Interessengruppen19 - getroffen werden. Es er­
scheint deshalb besonders wichtig, zwischen den für den wirtschaftli­
chen Ablauf verantwortlichen Gruppen - Staat, Unternehmer, Arbeiter 
bzw. Gewerkschaften - ein institutionelles Verhältnis zu entwickeln, 
das gegenseitige Information und gemeinsame Entscheidungen ermög­
licht. Ob es sich dabei nun um eine "konzertierte Aktion", eine "gestion 
tripartite", um "Economic Councils" oder "Wage Boards" handelt, es 
müssen Institutionen für eine gemeinsame Arbeit geschaffen werden, 
die geeignet sind, Vorurteile abzubauen und Ziele, Maßnahmen und 
Bedingungen einer wohlfahrts orientierten Entwicklungspolitik zu dis­
kutieren und festzulegen. Wenn solche Gremien auch in manchen Ent­
wicklungsländern bestehen, so ist doch häufig ihre besondere Bedeutung 
für eine gemeinsam getragene Politik noch nicht erkannt, geschweige 
denn, daß die gleichberechtigte Teilnahme der Gewerkschaften überall 
gesichert ist. 

IX 

Die Frage nach der angemessenen Verteilung des erwirtschafteten 
Sozialprodukts berührt fundamentale Probleme des Entwicklungspro­
zesses. Denn einerseits hängen von der Verteilung des Volkseinkom­
mens zwischen den verschiedenen sozialen Gruppen (z. B. Unternehmern 
und Arbeitern) oder zwischen Privaten und Staat sowie von der Auf­
teilung des erwirtschafteten Sozialprodukts auf der Verwendungsseite 
in Konsum- bzw. Investitionsgüter offenbar wiederum Wachstum und 
Entwicklung in den zukünftigen Perioden ab; zum anderen sagt die Art, 
wie die Einkommensverteilung und der von Marx hervorgehobene Wi­
derspruch zwischen "Vergesellschaftung der Produktion" und ihrer 
"privaten Aneignung" gelöst wird, etwas über die Qualität von Wachs­
tum und Entwicklung aus. 

Politisch wird man unterstreichen müssen, daß wirtschaftliche Ent­
wicklungsprogramme, die notwendigerweise von der lebenden zugun­
sten der zukünftigen Generation erhebliche Verzichte verlangen, nur 
dann langfristig durchsetzbar sind, wenn auch die sozialen Fragen der 
personellen und zeitlichen Lastverteilung in angemessener Weise gere­
gelt sind. J. K. Galbraith machte diese soziale Dimension der Entwick­
lungspolitik mit der folgenden Feststellung gut deutlich: "Es ist keines-

19 So A. Mitra: Wage Policy in Developing Countries. In: A. D. Smith (Ed.): 
Wage Policy Issues in Economic Development. London, Melbourne, Toronto, 
New York 1969, S.381. 
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wegs immer leicht, die Menschen in den Entwicklungsländern dahin zu 
bringen, daß sie den Weg des Selbstinteresses finden und verfolgen, 
wenn dies einen Bruch der Tradition einschließt. Niemals werden sie 
jedoch hierzu zu bewegen sein, wenn alle Gewinne den Lehns- und 
Landherren, den Arbeitgebern, den Steuereinnehmern oder den Kauf­
leuten und Wucherern zufallen20." Dann wird es, wie die Beispiele in­
zwischen zeigen, zunächst zu völligem Desinteresse und zur Stagnation 
und schließlich zur Revolution in der Gesellschaft kommen. 

20 J. K. Galbraith: Eine neue Konzeption der Entwicklungshilfe, in: Ham­
burger Jahrbuch für Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik, 6. Jg. (1961), S.20. 
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Sozialpolitische Instrumente der Verteilungspolitik 

Das Beispiel Brasilien 

Von Manfred Nitsch, Ebenhausen 

I. Bestimmungsfaktoren für den Einsatz des 
sozialpolitischen Instrumentariums: Ziele, Wirtschaftskreislauf und 

institutionelle Ordnung 

Wie überall in der Welt, so ist auch in Brasilien die Sozialpolitik ein 
äußerst kompliziertes Feld der Politik. Die rechtliche und institutionelle 
Vielfalt ist groß, und häufig stehen Regelungen lediglich auf dem Pa­
pier, während in der Wirklichkeit ganz andere Verhältnisse herrschen. 

Bei einem Brasilien-Seminar müßte gerade dieser letzte Punkt wohl 
im Vordergrund eines Diskussionsbeitrages stehen. Auf unserer Tagung 
geht es jedoch allgemein um das Rahmenthema Wachstum, Einkom­
mensverteilung und Beschäftigung in Entwicklungsländern und heute 
nachmittag speziell um die Ansatzpunkte der Verteilungspolitik; zudem 
ist dieser Beitrag der einzige, der sich auf ein bestimmtes Land bezieht, 
so daß keine Ländervergleiche beabsichtigt sein können; deshalb sol­
len hier lediglich die allgemein interessierenden Grundzüge des brasili­
anischen Systems der Sozialpolitik herausgearbeitet werden. 

Die Fragestellung ist die nach der Eignung von Sozialpolitik als An­
satzpunkt für die Beeinflussung von Verteilung und Wachstum. Aus 
entwicklungspolitischer Sicht wäre dabei zu ergänzen, ob nicht Tech­
nische Hilfe und Kapitalhilfe verstärkt in diesen Bereich gelenkt wer­
den könnten und sollten. Schließlich ist das "Recht jedes einzelnen auf 
soziale Sicherheit, einschließlich der Sozialversicherung" nach Art. 9 des 
Internationalen Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rech­
te vom 16. 12. 19661 ein anerkanntes Menschenrecht, dessen Durchset­
zung durchaus zu einer internationalen Priorität erhoben werden 
könnte. 

Brasilien bietet sich insofern als ein Beispiel für die Untersuchung 
der Sozialpolitik in einem Entwicklungsland an, als es einerseits einen 
modernen Sektor hat, der ökonomisch, technologisch und administrativ 

1 Deutsche Fassung abgedruckt in: Vereinte Nationen, Bd. 15, Nr. 6, Dezem­
ber 1967, S. 193 - 195. 
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relativ weit entwickelt ist und auch seit vielen Jahren über ein System 
der sozialen Sicherung verfügt; andererseits weist das Land alle Kenn­
zeichen eines Entwicklungslandes auf, was Not und Gewalt, strukturelle 
Heterogenität und soziale Gegensätze, regionale Disparitäten und ad­
ministrative und politische Strukturen angeht. 

über Finanz- und Geldpolitik, über Industrialisierung, Beschäftigung 
und Lohnpolitik ist auf dieser Tagung bereits gesprochen worden; um 
Wiederholungen zu vermeiden, erscheint es daher zweckmäßig, den Be­
griff "Sozialpolitik" für das vorliegende Papier eng zu fassen und von 
den spezifischen Instrumenten her zu definieren. 

Als "sozialpolitische Instrumente" werden also im folgenden lediglich 
solche Maßnahmen bezeichnet, die auf Bar- und Sachleistungen mit 
Transfercharakter gerichtet sind, d. h. auf übertragungen an private 
Haushalte von Geld, Gütern, Dienstleistungen oder Ansprüchen ohne 
gleichzeitige Gegenleistung. Solche Leistungen sind an den Eintritt be­
stimmter Ereignisse geknüpft: Erreichung der Altersgrenze, Geburt, 
Tod, Krankheit, Unfall, dauernde Arbeitsunfähigkeit, Arbeitslosigkeit 
u.a.m. 

Damit werden die im weiteren Sinne ebenfalls zur Sozialpolitik zäh­
lenden Instrumente2 aus der Finanz- und Steuerpolitik, der Preispolitik, 
der Rechtspolitik und der Gewerkschaftspolitik ebensowenig berück­
sichtigt wie die in Ansätzen zwar vorhandenen, rechtlich und tatsächlich 
jedoch in Brasilien praktisch bedeutungslosen Instrumente der Sozial­
hilfe, der Jugendfürsorge und der karitativen Armenpflege. Auch die 
Bildungspolitik und die freiwilligen betrieblichen Sozialleistungen, die 
Sonderregelungen und die speziellen Institutionen des öffentlichen 
Dienstes und des Militärs sowie die "informelle" Sozialpolitik im Rah­
men der Familien- und Nachbarschaftshilfe werden nicht behandelt. 

Die eigentliche Sozialpolitik erscheint damit analytisch relativ stark 
isoliert; um den erforderlichen Kontext wenigstens anzudeuten und 
gleichzeitig dem Rahmenthema unserer Tagung zu entsprechen, wird im 
folgenden zunächst das sozialpolitische Instrumentarium mit den Zielen 
der brasilianischen Politik, insbesondere Wachstum, Verteilung und Be­
schäftigung, aber auch Herrschaftssicherung und internationales Prestige, 
in Beziehung gesetzt; es folgt eine übersicht über die in Brasilien ge­
wählten Ansatzpunkte für verteilungswirksame sozialpolitische Maß­
nahmen im Wirtschaftskreislauf, und schließlich werden einige institu­
tionelle und administrative Probleme angesprochen, welche bei der So­
zialpolitik auftreten. 

2 Vgl. die Systematik bei Elisabeth Liejman-Keil: Ökonomische Theorie 
der Sozialpolitik, Rerlin u. a.: Springer, 1961, S. 90 ff. 
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Besonderes Augenmerk wird auf diejenigen Erscheinungen in Brasi­
lien gerichtet, welche generell für Entwicklungsländer zutreffend sein 
könnten. Dementsprechend sind die Schlußfolgerungen, die hier zur Dis­
kussion gestellt werden, häufig relativ allgemein formuliert. 

11. Die Sozialpolitik im Lichte des Zielsystems der 
brasilianischen Politik 

Der Einsatz sozialpolitischer Instrumente entspringt in Brasilien wie 
anderswo stets einem komplexen Bündel von Zielen verschiedener Art 
und einer jeweils historisch gegebenen Konstellation der gesellschaft­
lichen Kräfte. Daher sollte man - wenn man die Realität untersuchen 
will - die spezifisch sozialpolitischen Ziele, nämlich die Förderung der 
Lebensbedingungen der Mittel- und Unterschichten, nicht als vorrangi­
ge, geschweige denn als definitionsgemäß ausschließliche Ziele ansehen. 
Bei der Ausgestaltung der konkreten sozialpolitischen Regelungen eines 
Landes kann die Förderung der Mittel- und Unterschichten im Verhält­
nis zu anderen staatspolitischen, wirtschaftlichen und gesellschaftspoli­
tischen Zielen auch nur neben- oder untergeordnet rangieren. Nach der 
hier zugrunde gelegten Definition würde beispielsweise auch eine Zu­
rücknahme sozialpolitischer Maßnahmen zur Sozialpolitik zu rechnen 
seinS. 

Von diesem Ansatz ausgehend, werden in Übersicht 1 den sozialpoli­
tischen Instrumenten und den entsprechenden Institutionen, die in Bra­
silien anzutreffen sind, diejenigen politischen, wirtschaftlichen und so­
zialen Ziele zugeordnet, welche für die Schaffung, Aufrechterhaltung 
und Ausgestaltung der einzelnen Regelungen ausschlaggebend sind. 
Durchgezogene Verbindungslinien bedeuten starken Einfluß, gestrichelte 
einen weniger starken. 

Dabei sind die Ziele einfach nacheinander aufgelistet, ohne daß ihre 
Beziehungen untereinander (Ober- oder Unterziele, komplementäre, 
konfliktäre oder indifferente Ziele) untersucht würden. Über die Voll­
ständigkeit des Zielkatalogs läßt sich ebenso diskutieren wie über die 
Zuordnungen im einzelnen. Methodisch beruhen sie auf eigenen Ab­
schätzungen aufgrund von Literatur, Statistik und Gesprächen und Ein­
drücken im Lande, nicht auf sozialwissenschaftlichen Erhebungen. 

Generell würde sich vermutlich auch für andere Länder ein ähnliches 
Bild zeigen. Wir wissen aus der eigenen Geschichte, daß Sozialpolitik 

3 Vgl. dagegen die Definition der Sozialpolitik vom Ziel der "Verbesserung 
der Lebenslage von gesellschaftlich schwachen Personenmehrh€.iten" her bei 
Gerhard Kleinhenz: Probleme wissenschaftlicher Beschäftigung mit der So­
zialpolitik, Berlin: Duncker & Humblot, 1970, S. 75 f., und vom "Maßstab der 
Gerechtigkeit" her bei Liefmann-Keil, a.a.O., S.2. 
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Übersicht 1: Zuordnung z"ischen den Zielen der brasilianischen 

Politik und dem sozialpolitischen Instrumentarium 

Ziele 

Politische Ziele 

Nationale GrHße und 
Sicherheit 

Herrschaftssicherung 

Internationale Aner­
kennung 

Begegnung der Land­
flucht 

Wirtschaftliche Ziele 

1o/irt schaft s,,,achs turn 

FHrderung der priva­
ten Investitionen 

Preisstabilität 

Deckung der Staats­
ausgaben 

FHrderung der Arbeits­
produktivität 

Soziale Ziele 

Deschäftigung 

FHrderung kinderrei­
cher Familien 

FHrderung der Frauen­
beschäftigung 

FHrderung der Ober­
schichten 

FHrderung der Mittel­
schichten 

FHrderung der Unter­
schichten 

Zuordnung 
stark 

- - - schwach 

Sozialpolitisches 
Instrumentarium und 
Institutionen 

Alterssicherung 

Alters-, Invaliden- und 
Hinterbliebenenrente 

- StadtbevHlkerung 
(INPS) 

- LandbevHlkerung 
(PRORURAL) 

Krankenversorgung 

Krankengeld (INPS) 

Medizinische Versorgung 

- StadtbevHlkerung 
(INPS) 

- LandbevHlkerung 
(FUNRURAL) 

Notfallsicherung 

Arbeitsunfallversiche­
rung (INPS) 

Kündigungsentschädi­
gung (FGTS) 

Zwischenbetrieblicher 
Ausgleich 

Kindergeld (INPS) 

13. Monatsgehalt (INPS) 

Geburtsbeihilfe (INPS) 

VermHgensbildung 

Wohnungsbau (FGTS/BNH) 

Ge"innbeteiligung (PIS) 
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auch stets etwas mit Herrschaftssicherung zu tun hat, daß medizinische 
Versorgung auch unter den Zielen Wirtschaftswachstum und Förderung 
der Arbeitsproduktivität und nicht nur unter dem Gesichtspunkt der 
Förderung der Lebensbedingungen der Mittel- und Unterschichten ge­
sehen werden kann und daß Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand 
durch die Festlegung von Lohnbestandteilen auch stabilitätspolitisch zu 
begründen ist. Außerdem ist es eine alte Erfahrung, daß eine Maß­
nahme dann leichter durchzusetzen ist, wenn sie mehreren Zielen und 
Interessen entgegenkommt, als wenn sie nur aus einem einzigen Ziel 
heraus zu begründen ist. 

Geht man nun auf die brasilianische Sozialpolitik im einzelnen ein', 
dann erweisen sich die Gruppierung in Alterssicherung, Krankenver­
sorgung, Notfallsicherung, zwischenbetrieblicher Ausgleich von Arbeit­
geberleistungen und Vermögensbildung sowie die Differenzierung nach 
Stadt- und Landbevölkerung als zweckmäßig. Mit diesen Kategorien 
kann sowohl der institutionellen Gliederung als auch der funktionalen 
Aufgabenteilung aus der Sicht der Berechtigten und den unterschied­
lichen Zielsetzungen der politisch Verantwortlichen Rechnung getragen 
werden. 

Die Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenrente der Stadtbevöl­
kerung liegt in den Händen des Instituto Nacional de Previdencia Social 
(INPS), das seit 1966 die verschiedenen, nach Berufszweigen aufgeglie­
derten, vielfach seit den 1930er Jahren existierenden Sozialversiche­
rungsträger zusammenfaßt. Die Rentenversicherung wird mit Arbeit­
geber- und Arbeitnehmerbeiträgen (je 8 vH vom Lohn oder Gehalt) 
finanziert. 

Die Geschichte der Rentenversicherung ist in Brasilien eine Geschichte 
des Populismus und des Korporativismus in seiner landesspezifischen 

4 Vgl. Marcio Maturano: Remunera!;äo do Trabalho: Obriga!;öes Sociais e 
Tributärias, Säo Paulo: Resenha Tributäria, 1976; Wanderly J. M. de Almeida 
und Jose Luiz Chautard: FGTS: Uma Politica de Bem-Estar Social, Rio de 
Janeiro: IPEA/INPES, 1976; James M. Malloy: Social Insurance Policy in 
Brasil: A Study in the Politics of Inequality. in: Inter-American Economic 
Affairs, Vol. 30, No. 3, Winter 1976, S. 41 - 67; ders.: Previdencia Social e 
Classe Operaria no Brasil (Uma Nota de Pesquisa), in: Estudos CABRAP (Säo 
Paulo), No. 15, Jan.-Fev.-Mar. 1976, S. 115 -131; Brasilianische Botschaft, 
Bonn: Sozialversicherung in Brasilien, in: Nachrichten aus Brasilien, Bd. 6, 
Nr. 9, September 1976; Hans Jolowicz: Auslandsinvestitionen in Brasilien. 
Rechtsgrundlagen und Erfahrungen, Hamburg: Institut für Iberoamerika­
Kunde, 1974; Manfred Wöhlcke: Das brasilianische "Modell", Hamburg: In­
stitut für Ibeq-oamerika-Kunde, 1974 (unv. Manuskript); Georges-Andre 
Fiechter: Le regime modernisateur du Bresil, 1964 -1972, Leiden-Geneve: 
Sijthoff, 1972. 
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AusprägungS, der Herrschaftssicherung und der Interessendurchsetzung 
der Sozialversicherungs-Bürokratie und der mit ihr vertraglich ver­
bundenen Kreise. Auch gegenwärtig ist die Parallelität der Begriffe 
"seguranc;a nacional" (nationale Sicherheit) als Oberziel des Militär­
regimes6 und "seguranc;a social" (soziale Sicherheit) als Synonym für 
soziale Sicherung im engeren Sinne wie auch für soziale Stabilität im 
weiteren Sinne, nicht zufällig7• 

In den letzten Jahren ist der Kreis der Beitragspflichtigen erheblich 
ausgeweitet und ihre Erfassung verbessert worden, so daß die brasilia­
nische Regierung für 1974 die Anzahl der Berechtigten - Beitrags­
zahIer und Angehörige sowie die vom ländlichen System und vom öf­
fentlichen Dienst erfaßten Personenkreise - bereits auf 92,6 vH der 
Bevölkerung schätzt, - das wären insgesamt über 96 Millionen Men­
schen, davon ca. 45 Millionen INPS-Versicherte8• 

Zumindest auf dem Papier und nach den theoretischen Ansprüchen 
handelt es sich also heute in Brasilien bei der von der staatlichen So­
zialpolitik erfaßten Bevölkerung nicht mehr nur um den relativ kleinen 
Kreis der im modernen Sektor arbeitenden Personen, sondern der bra­
silianische Erfassungsgrad ist bereits durchaus mit dem in wohlfahrts­
staatlichen Industrieländern vergleichbar. Es ist wohl auch richtig, das 
politische Ziel der internationalen Anerkennung als eines der Motive 
hinter dem forcierten Ausdehnen des Erfassungsgrades zu vermuten. 

Wie bei einem Sozialversicherungssystem im Aufbau zu erwarten, 
hinken die Leistungen gerade im Hinblick auf die Altersversorgung 
zeitlich hinter der Erfassung der Beitragspflichtigen nach. Die letzten 
verfügbaren detaillierten Zahlen für das INPS stammen von 19739• 

Danach steht den rund 14 Millionen Beitragszahlern die Anzahl von 
1,9 Millionen Renten gegenüber. Diese Zahl ist im Verhältnis zur Zahl 
der über 60jährigen (1970: 4,7 Millionen, davon 2,9 Millionen in der 

5 Hans Füchtner: Die brasilianischen Arbeitergewerkschaften, ihre Organi­
sation und ihre politische Funktion, Frankfurt: Suhrkamp, 1972; Kenneth 
Paul Erickson: Corporatism and Labor in Development, in: H. Jon Rosen­
baum und William G. Tyler: Contemporary Brazil: Issues in Economic and 
Political Development, New York: Praeger, 1972, S.139 - 166. 

6 Vgl. allgemein für Lateinamerika Andres Nina: La doctrina de Seguridad 
Nacional y la integraci6n latinoamericana, in: Nueva Sociedad (San Jose, 
Costa Rica), No. 27, Nov.-Dic. 1976, S. 33 - 50; und speziell zu Brasilien Wolf 
Grabendor:ff: Das brasilianische Militär: Garant politischer Stabilität?, in: 
Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur Wochenzeitung DAS PARLA­
MENT, B 35 - 36176, 28. August 1976, S.3 - 13. 

7 MaHoy: Social Insurance Policy, a.a.O., S. 60 ff. 
S Ebenda, S. 53. 
9 Fundac;ao Instituto Brasileiro de Geografia e Estatistica (IBGE): Anu­

ario Estatistico do Brasil - 1974, Rio de Janeiro 1975, S. 694 ff. 
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Stadt) zu sehen, die wiederum - bei einer Gesamtbevölkerung von 
über 100 Millionen - auf die geringe Lebenserwartung gerade der 
unteren Schichten hindeutet. Schließlich ist bei diesen Relationen zu 
berücksichtigen, daß unter den ausgewiesenen Renten nur 153 000 
Altersrenten sind, die größeren Anteile entfallen auf Hinterbliebenen­
renten (809 000), Invaliditätsrenten (566 000) und auf Renten nach drei­
ßigjähriger Erwerbstätigkeit (415000). 

Der hohe Erfassungsgrad von 92,6 vH sollte also nicht zu dem Fehl­
schluß verleiten, die Bevölkerung im Rentenalter beziehe allgemein 
eine Volksrente vom INPS. Ebensowenig darf aus dem Umstand, daß 
das System im Aufbau ist und die Zahl der Beitragszahler in den letz­
ten Jahren erheblich stärker stieg als die der Renten, geschlossen wer­
den, daß das INPS große Überschüsse ansammelt: Für 1973 überstiegen 
die laufenden Einnahmen die laufenden Ausgaben lediglich um ca. 10 vH. 

übersicht 2 
Leistungen des INPS und Struktur der laufenden Ausgaben (1973) 

Renten ........................... . 
Krankenversorgung ............... . 
Arbeitsunfälle .................... . 
Kindergeldausgleich ... ,,' .......... . 
13. Monatsgehalt .................. . 
Geburtsbeihilfe ................... . 
Sonstige ........................ ',' . 
Insgesamt Leistungen bzw. laufende 

Transfers ....................... . 

Personalkosten ................... . 
Dienstleistungen Dritter ........... . 
Sonstige Kosten ................... . 
Insgesamt Verwaltungsaufwand ... . 
Kapitalaufwand .......... , ......... . 
Insgesamt laufende Ausgaben ..... . 

Anzahl der 
erbrachten 
Leistungen 

(in Tausend) 

1.942 
1.234 

42 
n.v. 

125 
901 
121 

4.365 

Struktur der 
laufenden Aus­

gaben (in vH) 

37,4 
10,9 

3,5 
7,4 
3,4 
1,1 

~,g 

~ 
6,8 

21,9 

~~­
_ 31,2 
_IL 
100,0 

QueUe: Funda~äo Instituto Braslleiro de Geografia e Estatlstica: Anuario Estatfstico 
do Brasil - 1974, Rio de Janeiro 1975, S. 694 H. 

Ein Blick auf die Ausgabenstruktur des INPS (Übersicht 2) zeigt, daß 
die Rentenzahlungen lediglich 37,4 vH der gesamten laufenden Aus­
gaben ausmachen. Im Volumen folgen die "Dienstleistungen Dritter" 
und die Ausgaben für die Krankenversorgung. Auf beides soll zunächst 
eingegangen werden, bevor das System von Alterssicherung und Kran­
kenversorgung der Landbevölkerung behandelt wird. 
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Für die Krankenversorgung der Stadtbevölkerung verfügt das INPS 
einerseits über eigene Krankenhäuser und andererseits über eine Reihe 
von privaten Vertragskrankenhäusern und Vertragsärzten. Die Aufstel­
lung in übersicht 2 ist aller Wahrscheinlichkeit nach so zu interpretie­
ren, daß die eigenen Krankenversorgungsleistungen (1 234 000) des 
INPS ca. 10,9 vH seiner laufenden Ausgaben verschlungen haben, wäh­
rend für die "Dienstleistungen Dritter", in erster Linie also die Lei­
stungen der Vertragskrankenhäuser und -ärzte, keine Anzahl der 
Leistungen ausgewiesen sind. Unterstellt man einmal einen ähnlichen 
Aufwand pro Einzelleistung, dann könnten in den privaten Vertrags­
krankenhäusern etwa doppelt so viele Leistungen wie in den INPS­
eigenen erbracht worden sein, so daß insgesamt mit etwa 3,6 Millionen 
Krankenversorgungsleistungen zu rechnen wäre. Wie auch immer die 
einzelne "Leistung" für die Statistik definiert wird, auf jeden Fall 
ist die Zahl im Verhältnis zu den 14 Millionen Beitragszahlern und 
deren Angehörigen relativ niedrig. 

Zur Krankenversorgung zählen zwei Leistungsarten: Krankengeld 
und medizinische Versorgung. Krankengeld wird nach einer auf zwei 
Wochen begrenzten Lohnfortzahlung gezahlt. Da jedoch in den Statisti­
ken hierzu weder die Beiträge noch die Anzahl der Begünstigten aus­
gewiesen werden, müßte genauer geprüft werden, ob dieser theore­
tische Anspruch der Arbeitnehmer überhaupt tatsächlich etwas wert ist. 
Ähnlich schwierig ist die Abschätzung des tatsächlichen Wertes der 
Ansprüche auf medizinische Versorgung. Die Warteschlangen vor den 
wenigen INPS-Krankenhäusern deuten zwar darauf hin, daß es offen­
bar nicht ganz ausgeschlossen ist, für eine Behandlung an die Reihe zu 
kommen, aber die Länge dieser Schlangen läßt den Verdacht aufkom­
men, daß viele Millionen Berechtigte gar nicht erst Anstalten machen, 
ihre Ansprüche durchzusetzen1o• 

Für besser verdienende Angestellte gilt es zuweilen sogar als Status­
symbol, die laufende medizinische Versorgung des INPS nicht in An­
spruch zu nehmen. Daraus ist jedoch nicht ohne weiteres auf einen 
starken Umverteilungseffekt zugunsten der unteren Einkommensbe­
zieher zu schließen, denn für wirklich aufwendige Operationen und 
Krankenhausaufenthalte wird das INPS-System durchaus nicht ver­
schmäht. Es könnte sich durch die Vernachlässigung der laufenden 
Leistungen und den Ausbau der stationären Behandlungsleistungen für 
relativ wenige Versicherte sogar per Saldo ein regressiver Verteilungs­
effekt ergebenll. Bei den INPS-Krankenhäusern wird nämlich in der 

10 Vgl. Martin Gester, Arbeitsbedingungen in Brasilien, in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 28.8.1976; Opiniäo (Rio de Janeiro), 15.7.1974 und 
16.9.1974. 

11 Malloy, Socia! Insurance Policy, a.a.O., S. 57 f. 
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Regel nicht die Qualität der Versorgung beanstandet, sondern der be­
schränkte Zugang, den sich Angehörige der oberen Schichten natürlich 
leichter verschaffen können als andere. Jedenfalls ist allem Anschein 
nach der Plan, "die Versicherten mit höherem Einkommen, die sich der­
zeit am meisten beklagen, von der Versicherungspflicht beim INPS zu 
befreien", von dem in einer der ersten Verlautbarungen des von der 
Regierung Geisel neu geschaffenen Sozialministeriums im Jahre 1974 
die Rede war12, nicht weiter verfolgt worden, obwohl die Struktur des 
politischen Prozesses eine solche Regelung durchaus möglich gemacht 
hätte. 

Wie bereits erwähnt, sind die Krankenhäuser in Brasilien vorwiegend 
privat. Der Anteil der Betten in staatlichen Krankenhäusern an der Ge­
samtzahl der Krankenbetten lag im Jahre 1968, dem letzten Jahr, zu 
dem Zahlen publiziert worden sind, bei 37 vH. Das bedeutet, daß für 
eine Bevölkerung von ca. 100 Millionen Menschen lediglich 108 200 
Betten in staatlichen Krankenhäusern zur Verfügung standen. Die Zahl 
der staatlichen Krankenhäuser hat dann bis 1972 laut offizieller Sta­
tistik um 33 vH zugenommen, während gleichzeitig die Zahl der pri­
vaten Krankenhäuser um 24 vH gestiegen ist13, - ohne Angabe der 
Bettenzahlen wäre es allerdings vorschnell, hieraus auf ein steigendes 
Gewicht der staatlichen Krankenhäuser zu schließen. 

Ebenso ist es nicht exakt, aus dem privaten oder staatlichen Charak­
ter von Krankenhäusern auf die Versorgung der INPS-Versicherten zu 
schließen, weil nicht nur private Krankenhäuser vom INPS vertraglich 
für die Behandlung seiner Versicherten verpflichtet werden, sondern 
auch staatliche Krankenhäuser Privatpatienten behandeln. 

Man kann vielleicht hilfsweise den Anteil des Gesundheitswesens an 
den Gesamtausgaben des Bundes und am Bruttoinlandsprodukt als In­
dikatoren dafür heranziehen, ob der Ausbau von Krankenhäusern und 
anderen Gesundheitseinrichtungen mit der Ausweitung des Kreises der 
Beitragszahler und Anspruchsberechtigten Schritt gehalten hat. Dabei 
zeigt sich, daß der Anteil der Beitragszahler an der Gesamtbevölkerung 
von 5,7 vH (1960) auf 10 vH (1970)14 und 13,3 vH (1973) gestiegen ist, 
während die Ausgaben des Bundes für das Gesundheitswesen zwischen 
1969 und 1974, also in der Zeit des "brasilianischen Wirtschaftswun-

12 Opiniäo, 15.7.1974, S. 3. 
13 Statistisches Bundesamt: Brasilien. Allgemeine Statistik des Auslandes. 

Länderkurzberichte, Stuttgart-Mainz: Kohlhammer, 1976, S.14; zur Vorge­
schichte vgl. Lucio Kowarick: Estrategias do Planejamento Social no Brasil, 
Säo Paulo: CEBRAP, o. J. (ca. 1972); zum Stellenwert des Gesundheitswesens 
in der Planung vgl. Republica Federativa do Brasil: Projeto do II Plano 
Nacional de Desenvolvimento (1975 - 1979), Brasilia 1974. 

14 Bacha u. a., a.a.O., S. 45. 
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ders", um jährlich real 5,2 vH zurückgegangen sind, so daß der Anteil 
dieser Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt auf die Hälfte, von 0,2 vH 
auf 0,1 vH sank15. Auch andere Indikatoren, wie beispielsweise die Zu­
nahme der Kindersterblichkeit in den großen städtischen Zentren -
Säo Paulo: von 74,4 auf Tausend Lebendgeburten (1967) auf 83,8; Rio 
de Janeiro: von 48,6 (1968) auf 79,5 (1972)18 - deuten eher auf eine 
Verschlechterung als auf eine Verbesserung der Gesundheitslage der 
Bevölkerung während der Ausweitung des Berechtigtenkreises hin. 

Strenggenommen müßte jedoch unterschieden werden zwischen dem 
Einfluß der Krankenversicherungspolitik, die möglicherweise doch zu 
einer Verbesserung der Lebensbedingungen der Unter- und Mittel­
schichten geführt hat, und den Auswirkungen der Lohnpolitik, die mit 
Sicherheit zu einer Verschlechterung geführt hat17; berücksichtigt man 
wiederum die vermutlich eher positiven Beschäftigungswirkungen der 
restriktiven Lohnpolitik, dann wird deutlich, wie sehr die tatsächlichen 
Prozesse stets Resultat gegenläufiger Einzelfaktoren sind, unter denen 
die Sozialpolitik nur einer unter vielen ist. 

Die Altersversorgung der Landbevölkerung ist nach einem anderen 
System als in der Stadt geregelt. Ansätze zu einer Heranziehung der 
Arbeitgeber sind auf dem Lande am Widerstand der Grundbesitzer ge­
scheitert18. Jetzt sind die "sindicatos"19, mit der Kirche verbundene, der 
korporativistischen Tradition des Landes verhaftete Landarbeiter-"Ge­
werkschaften" , denen auch selbständige Landwirte angehören, zustän­
dig für die Feststellung der Anspruchsberechtigung und für die Aus­
zahlung der Renten (50 vH des lokalen Mindestlohns, 30 vH für Hinter­
bliebene). 

15 United Nations: Distribution of National Income. Public Expenditure on 
Social Services in Developing Countries. ECOSOC/Commission for Social 
Development, E/CN.5/551, 8 December 1976, S. 4, 11. 

16 IBGE: Anuario Estatistico, a.a.O., S. 102; vgl. auch Manfred Wöhlke und 
Franz Nuscheler: Brasilien, in: Dieter Nohlen und Franz Nuscheler (Hrsg.): 
Handbuch der Dritten Welt, Bd.3: Unterentwicklung und Entwicklung in 
Lateinamerika, Hamburg: Hoffmann & Campe, 1976, S. 76 -103; Raimundo 
Arroio: La miseria deI milagro brasilefio, in: Cuadernos Politicos (Mexico), 
No. 9, Julio-Sept. 1976, S. 31 -48. 

17 Vgl. Helga HojJmann: Wage Indexation and Anti-Inflationary Incomes 
Policy in Brazil, in: Bulletin of the Society for Latin American Studies 
(Glasgow), No. 24, March 1976, S. 81 - 100; Manfred Wöhlke: Die Entwicklung 
der Löhne in Brasilien, in: Berichte zur Entwicklung in Spanien, Portugal 
und Lateinamerika, Bd. 1, Nr. 3, Jan.-Febr. 1976, S. 31 - 36. 

18 Vgl. zur Alters- und Krankenversorgung auf dem Lande Carlos Alberto 
G. Chiarelli: Social Security for Rural Workers in Brazil, in: International 
Labour Review, Vol. 113, No. 2, March-April 1976, S. 159 - 169. 

19 Vgl. Howard J. Wia1·da: The Catholic Labor Movement, in: Rosenbaum 
und Tyler, a.a.O., S. 327 - 347. 
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Durch den Verzicht auf eigene Beitragsleistungen der Berechtigten 
nähert sich das System einer " Sozialhilfe" . Auch hier dürfte bei den 
tatsächlich ausschlaggebenden Zielen eine Rolle spielen, daß die länd­
lichen "sindicatos" als Verwalter des Systems erheblich gestärkt wor­
den sind und daß darüber hinaus auch Banken oder private, kommer­
ziell arbeitende Gesellschaften gegen Entrichtung einer Gebühr die 
Verwaltung des Systems vornehmen können. Angesichts der ländlichen 
Herrschafts- und Besitzstrukturen dürfte klar sein, in wessen Hand 
solche Gesellschaften sich in der Regel befinden. Die staatliche Zentrale 
dieses seit 1971 existierenden Programa de Assist€mcia ao Trabalhador 
Rural (PRORURAL) behält sich durch die Verlängerung bzw. Kündi­
gung der Verwaltungsverträge mit den "sindicatos" oder den kommer­
ziellen Gesellschaften eine gewisse Kontrolle vor und kann auch beide 
Gruppen bei Bedarf gegeneinander ausspielen. 

Im Vergleich zur städtischen Rentenversicherung durch das INPS 
werden für die ländliche Altersversorgung geradezu phantastische 
Zahlen angegeben: Allein im Jahre 1973 sind Bescheide für 430000 Al­
tersrenten, 25 000 Invaliditätsrenten und 28 000 Hinterbliebenenrenten 
erteilt worden20• Auch die entsprechend hohen Geldbeträge deuten dar­
auf hin, daß in den letzten Jahren tatsächlich etwas auf diesem Gebiet 
für die Landbevölkerung getan worden ist. 

Fragt man nach den dahinter stehenden Interessen, dann zeigt sich, 
daß erklärtermaßen regionalpolitische und innenpolitische Ziele den 
Ausschlag gegeben haben. Das Ziel, die Landflucht zu stoppen und so 
den Druck auf die städtischen Probleme abzumildern, hat ebenso eine 
Rolle gespielt wie die Vorstellungen von nationaler Größe und nationa­
ler Sicherheit, die es nicht zulassen, daß die entlegeneren Landesteile 
entvölkert werden. Dem region al politischen Ziel des Ausgleichs von 
Stadt und Land entsprechend, belastet PRORURAL ausschließlich die 
Stadtbevölkerung. Die Mittel werden durch eine Lohnsteuer bei den 
städtischen Arbeitnehmern und durch eine Umsatzsteuer beim Erstver­
kauf von Agrarprodukten aufgebracht. 

Der entscheidende Grund für die Wahl der geschilderten Form der 
Verwaltung des Systems dürfte das Ziel gewesen sein, die nach dem 
Militärputsch von 1964 zerschlagenen linken Landarbeitergewerkschaf­
ten ("ligas campesinas") nicht wieder aufkommen zu lassen und die in 
der Regel konservativ-kirchlich inspirierten "sindicatos" zu stärken. Wo 
diese nicht vorhanden oder politisch unzuverlässig sind, gibt es dann die 
Möglichkeit der Einschaltung von Privatgesellschaften. 

20 IBGE: Anuario Estatistico, a.a.O., S.696, 711. 

11 Schriften d. Vereins f. Socialpolitik 94 
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Die Krankenversorgung der Landbevölkerung ist der Alterssicherung 
auf dem Lande vorausgegangen und hat seit der Errichtung des Fundo 
de Assistencia ao Trabalhador Rural (FUNRURAL) im Jahre 1967 er­
hebliche Fortschritte gemacht. FUNRURAL schließt mit Krankenhäu­
sern und Ärzten im ganzen Land Verträge über die kostenlose statio­
näre und chirurgische, in einigen Regionen auch die ambulante und die 
zahnärztliche Behandlung ab. Leistungsberechtigt waren ursprünglich 
nur "Landarbeiter" im Sinne des Gesetzes, also die eigentlichen Land­
arbeiter, die Inhaber von Familienbetrieben und die Pächter - jeweils 
mit ihren Angehörigen. Es sind tatsächlich Leistungen an diese Perso­
nengruppe erfolgt, selbst wenn, wie etwa die Bischöfe des Nordostens 
rügten, häufig administrative Hemmnisse aufgetreten sind und wenn 
die Systeme erst geschaffen wurden, nachdem die Bedingungen für For­
derungskämpfe der Landarbeiter abgeschafft wurden, so daß sie den 
Charakter einer großzügigen Spende erhalten"21. 

Unter den gesellschaftlichen und politischen Bedingungen Brasiliens 
mußte es den tonangebenden Schichten auf dem Lande unvorstellbar 
erscheinen, daß der Staat zwar für die "Landarbeiter" eine Alters- und 
Krankenversorgung einrichtet, noch dazu ohne eigene Beiträge der Be­
rechtigten, aber nicht für die mittleren und großen Grundbesitzer. Im 
April 1976 ist dieser Zustand beendet worden: Gegen eine Beitrags­
zahlung wurde das System auf die ländlichen Arbeitgeber ausgedehnt!2. 

Es bliebe nun weiteren empirischen Untersuchungen vorbehalten, zu 
erforschen, ob dieser Schritt, wie es auf den ersten Blick scheint, eine 
"Hochwidmung" bedeutet. Unter "Hochwidmung" wäre dabei das ver­
teilungspolitisch höchst relevante und nicht seltene Phänomen zu ver­
stehen, daß institutionelle Regelungen, die ursprünglich zugunsten der 
Armen getroffen werden, dann, wenn sie wirksam werden, de facto 
oder auch de jure zugunsten der Mittel- und Oberschichten umgestaltet 
werden. Die Ausweitung der PRORURAL- und FUNRURAL-Leistun­
gen auf die ländliche Oberschicht legt dies Problem jedenfalls nahe. 

Neben den Beiträgen der ländlichen Arbeitgeber wird FUNRURAL 
ebenso wie PRORURAL (das von FUNRURAL mit verwaltet wird) 
durch eine Umsatzsteuer auf landwirtschaftliche Produkte beim ersten 
Verkaufsschritt finanziert. Die städtische Lohn- und Gehaltsabgabe gilt 
nur für die ländliche Alters-, nicht für die Krankenversorgung. Die 

21 Dokument der Bischöfe und Ordens ob eren des Nordostens Brasiliens 
vom 6. Mai 1973 (dt. übersetzung); Mettingen: Institut für Brasilienkunde, 
1973 (hekt.), S. 21. 

22 Vgl. die Erläuterung des entsprechenden Gesetzes und der Durchfüh­
rungsverordnung in: Conjuntura Econömica (Rio de Janeiro), Vol. 30, No. 7, 
Julho 1976, S. 128 f. 
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Organisation läuft ebenfalls über die "sindicatos" oder über das Bank­
wesen und private Gesellschaften. 

Vom Umfang her mag sich die öffentliche ländliche Krankenversor­
gung noch bescheiden ausnehmen: Den 40 bis 50 Millionen Brasilianern, 
die auf dem Lande leben, sind im Jahre 1973 lediglich 6,9 Millionen 
ambulante, ca. 1 Million stationäre und 4,4 Millionen zahnärztliche Be­
handlungen nach dem FUNRURAL-System zuteil geworden23 ; - im 
Vergleich zu den Leistungen des INPS für die Stadtbevölkerung sind 
die Zahlen jedoch phänomenal (mit Sicherheit ist die Erhebungsweise 
hier so unterschiedlich, daß die Zahlen nicht direkt miteinander ver­
glichen werden dürfen, ohne daß gründliche Recherchen solche Ver­
gleiche absichern). 

Die staatliche Arbeitsunjallversicherung scheint nach allen verfüg­
baren Informationen in Brasilien noch ganz in den Anfängen zu stek­
ken. Die Zahlen in der Übersicht 2 lassen das bereits erkennen. Dabei 
gelten sowohl die Leistungen des INPS als auch der Unfallschutz am 
Arbeitsplatz im internationalen Vergleich als ganz besonders schlecht24 

und werden auch im Lande selbst immer wieder kritisiert. 

Im Rahmen der hier interessierenden Ziel-Mittel-Diskussion könnte 
man die Vernachlässigung gerade dieses sozialpolitischen Instruments 
darauf zurückführen, daß sich der Arbeitsunfallversicherung als sozial­
politischem Instrument lediglich die Förderung der Mittel- und Unter­
schichten als Ziel zuordnen läßt, während die meisten anderen sozial­
politischen Instrumente auch mit anderen Zielen in Verbindung zu 
bringen sind. In Übersicht 1 ist zusätzlich nur eine schwache Zuordnung 
zur Förderung der privaten Investitionen vorgenommen worden, weil 
eigentlich die Betriebe bei Unfällen haften und sie insoweit ein Inter­
esse an einer leistungsfähigen Unfallversicherung als Haftpflichtver­
sicherung haben müßten. Transnationale Unternehmen decken dies 
Risiko auch nach Einführung der staatlichen Unfallversicherung häufig 
noch durch private Versicherungen ab. Ansonsten machen allem An­
schein nach Verwaltung und Rechtspflege wohl auch auf diesem Sektor 
die Ansprüche von Arbeitnehmern nicht selten wertlos. 

Ein spezielles Instrument der Sozialpolitik in Brasilien ist die Kündi­
gungsentschädigung. Sie ist - nach einer Zwischenlösung sofort nach 
dem Putsch von 1964 - im Jahre 1966 eingeführt worden, um den 
weitgehenden Kündigungsschutz ("estabilidade do emprego") abzulösen, 

23 IBGE: Anuario Estatistico, a.a.O., S.713. 
24 Latin American Economic Report (London), Vol. 4, No. 43, 5. 11. 1976, 

8.172. 

11· 
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der seit der populistischen, die städtische Arbeiterschaft begünstigenden 
Phase der Politik unter Getulio Vargas gegolten hatte. 

Hier liegt also ein Beispiel dafür vor, daß die Zurücknahme von 
Rechten einer Gruppe der Mittel- bis Unterschichten als Maßnahme der 
"Sozialpolitik" bezeichnet werden muß, wenn man Sozialpolitik von 
den Instrumenten und nicht von spezifischen Zielen her definiert und 
bei der Analyse eine Vielzahl von Zielen berücksichtigt. 

Die Gründung der zuständigen Institution, des Fundo de Garantia do 
Tempo de Servi~o (FGTS), an den die Arbeitnehmer Beiträge in Höhe 
von 8 vH ihres Lohnes oder Gehalts abführen müssen, hat eindeutig 
unter den Zielen der Förderung der privaten inländischen und auslän­
dischen Investitionen, der Erhöhung der Arbeitsproduktivität, der Herr­
schaftssicherung und der Schwächung der Mittel- und Unterschichten 
und ihrer Organisationen zugunsten der Oberschichten gestanden25• Zur 
Förderung der Mittel- und Unterschichten wird in übersicht 1 dennoch 
eine Zuordnung vorgenommen, weil der Regelung noch immer ein so­
zialpolitisches Motiv zugrunde liegt. Gemäß der brasilianischen Ver­
fassung ist eine "ausreichende Entschädigung" bei Verlust des Arbeits­
platzes zwingend vorgeschrieben, und zumindest optisch erfüllt der 
FGTS diese Aufgabe, wenn es auch sicher nicht im Sinne des damals 
relativarbeiterfreundlichen Verfassungsgebers gewesen wäre, daß die 
Arbeiter diese Entschädigung selbst über Arbeitnehmerbeiträge auf­
bringen und daß der Kündigungsschutz dafür weitgehend aufgehoben 
wird. 

Das FGTS-System entschädigt in erster Linie den "ohne gerechten 
Grund" ("sem justa causa") entlassenen Arbeitnehmer, indem ihm sein 
geldwertgesichertes Guthaben zuzüglich 10 vH "Strafe" seitens des Ar­
beitgebers bei diesem Anlaß ausgezahlt wird. Auszahlungen aus diesem 
Grund beliefen sich für den Zeitraum Februar 1973 bis August 1974, 
der im einzelnen von einem dem Wirtschaftsministerium angeschlosse­
nen Institut untersucht worden ist, auf 86 vH der gesamten Aus­
zahlungen26• Daneben kann der Arbeitnehmer bei bestimmten Anlässen 
über sein Guthaben verfügen, nämlich bei Ablauf eines zeitlich be­
fristeten Arbeitsvertrages, bei Kündigung mit triftigem Grund oder 
beiderseitigem Verschulden, Arbeitslosigkeit, Gründung eines eigenen 

25 Zum Kontext dieser Maßnahme im Rahmen des sogenannten "Brasilia­
nischen Entwicklungsmodells" vgl. die Ausführungen und die umfangreiche 
Bibliographie bei Manjred Nitsch: Sozio-ökonomische und innenpolitische 
Aspekte des "brasilianischen Entwicklungsmodells", Ebenhausen: Stiftung 
Wissenschaft und Politik, 1975, Nachdruck mit aktualisierter Bibliographie in: 
Wolf Grabendorj und Manfred Nitsch: Brasilien: Entwicklungsmodell und 
Außenpolitik, München: Fink, 1977. 

26 Almeida und Chautard, a.a.O., S.85. 
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Betriebes, Heirat (bei weiblichen Arbeitnehmern) oder Pensionierung. 
Beim Tode des Berechtigten erhalten seine Erben den Betrag ausgezahlt. 

Es handelt sich also praktisch um ein Zwangssparsystem als Substi­
tut für den vorherigen Kündigungsschutz. Die FGTS-Regelung ist Teil 
der "Konsolidierungspolitik" zwischen 1964 und 1968. Damals sind die 
realen Barlöhne besonders drastisch gesenkt und die Gewerkschaften 
völlig zerschlagen worden; als die Stadtguerilla aktiv wurde und Stu­
denten auf die Straße gingen, wurde auch das Parlament entmachtet, 
und die Mandate von kritischen Abgeordneten wurden "kassiert"27. In 
der Verteilungsskala sank der Anteil des mittleren Fünftels der er­
werbstätigen Bevölkerung am Volkseinkommen zwischen 1960 und 1970 
von 13,8 vH auf 10,8 VH28, und das dürfte etwa diejenige Bevölkerungs­
schicht sein, die von der Lohn- und Sozialpolitik ganz besonders betrof­
fen ist. 

Die Verteidiger des "brasilianischen Modells" argumentieren nun, die 
Senkung der Reallöhne würde sich über eine Erhöhung der Investitio­
nen und damit der Beschäftigung letztlich positiv auf die Lebenssitua­
tion der breiten Schichten auswirken. Hier ist nicht der Ort, um sich 
ausführlich mit diesem Argument auseinanderzusetzen, aber vielleicht 
sollte wenigstens erwähnt werden, daß die verfügbaren sozialen Indi­
katoren für Brasilien nicht darauf hindeuten, daß viel "durchgesickert" 
ist. Im Gegenteil, Brasilien wird immer wieder als Beispiel dafür her­
angezogen, daß gesamtwirtschaftliches Wachstum nicht automatisch zu 
einer Verbesserung der Situation der Unterschichten führt29• 

Von der politischen und ökonomischen Systematik her ist am FGTS 
interessant, daß hier Sozialpolitik und sozialer Wohnungsbau mitein­
ander verbunden sind. Die Konten der Arbeitnehmer werden nämlich 
bei der staatlichen Wohnungsbau-Bank Banco Nacional de Habita~äo 
(BNH) geführt, die mit diesen Zwangsspareinlagen den Wohnungsbau 
finanziert. Ursprünglich gegründet zur Förderung des sozialen Woh­
nungsbaus für die unteren Schichten, ist der BNH bald in die Position 
hineingeraten, sich entweder für die Sicherheit der FGTS-Einlagen oder 
für den sozialen Wohnungsbau zu entscheiden oder gar beides aufzu­
geben: Die Einkommenssituation der sozial schwachen Kreise ist so 
prekär, daß im sozialen Wohnungsbau nicht mit regelmäßigen Miet-

27 Vgl. Marcio Moreira Alves: Brasilien - Rechtsdiktatur zwischen Armut 
und Revolution. "A Grain of Mustard Seed", Reinbek: Rowohlt, 1972; ders.: 
Urban Guerrillas and the Terrorist State, in: Rosenbaum und Tyler, a.a.O. 
S. 51- 67. 

28 Carlos Geraldo Langoni: Distribui!;äo da Renda e Desenvolvimento Eco­
nömico do Brasil, Rio de Janeiro: Expressäo e Cultura, 1973, S.64. 

29 Vgl. z. B. James P. Grant: The End of Trickle-Down?, in: Foreign 
Policy, No. 12, Fall 1973, S. 43 - 65. 
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zahlungen und Rückzahlungen von Krediten gerechnet werden kann. 
Der übliche Prozeß verläuft wohl so, daß die Erstmieter oder Woh­
nungseigentümer bei BNH-Sozialwohnungs-Projekten wegen Nicht­
zahlung aus ihren Wohnungen vertrieben und die Wohnungen 
dann spontan von Leuten besetzt werden, die erst recht keine Miete 
zahlen und, um nicht selbst auch wieder herausgesetzt zu werden, alles 
Interesse daran haben, die Wohnungen so gründlich wie möglich für 
mietezahlende Interessenten unbewohnbar zu machen30. 

Es ist daher nicht verwunderlich, daß der BNH nach eigenen Angaben 
zwischen 1969 und 1974 seine Wohnungsbauprogramme für die Katego­
rie "Popular" von 18 vH auf 2 vH seines (real nahezu konstant geblie­
benen) Geschäftsvolumens reduziert hat und die der Kategorie "Eeonö­
mieo" von 41 vH auf 13 vH, während "Medio" von 24 vH auf 46 vH an­
stieg und "Superior" von 17 vH auf 38 VH31. 

Diese drastische Verschiebung der Prioritäten läßt sich als spontane 
Hochwidmung und Anpassung an die Kaufkraftstruktur interpretieren, 
aber auch als Ausdruck der Zielgewichtung in der politischen Führung 
des Landes. 

Systematisch interessant und vom Verwaltungsaufwand sehr be­
deutsam ist das brasilianische System des zwischenbetrieblichen Aus­
gleichs beim Kindergeld, beim 13. Monatsgehalt und bei der Geburts­
beihilfe. Hier ist die Regelung die, daß der Betrieb die entsprechenden 
Lohnabzüge bei allen Beschäftigten mit seinen Auszahlungen verrech­
net und über den INPS als Clearingstelle die "Spitzen" abrechnet. 

Dadurch werden die spezifisch sozialpolitischen Ziele berücksichtigt, 
kinderreiche Arbeitnehmer und Frauen nicht zu benachteiligen (wie 
das der Fall wäre, wenn Kindergeld und Mutterschutz zu Lasten des 
Arbeitgebers gehen würden)32. Der zwischenbetriebliche Ausgleich des 
13. Monatsgehalts, das durch einen jeden Monat einbehaltenen Lohn­
abzug finanziert wird, hat den Sinn, den Betrieben keinen Grund zur 
Kündigung vor Weihnachten zu geben, weil sie sonst das 13. Monats­
gehalt an ihre Arbeitnehmer sparen könnten; ähnliches gilt auch für 
den bezahlten Urlaub. 

30 Vgl. Opiniäo, 24.10.1975; Frankfurter Rundschau, 18.1.1975; Frank­
furter Allgemeine Zeitung, 18.1.1975; Ricardo Gontijo: Plano Naeional de 
Habitac,;äo. Os Anos de Fracassos do BNH, in: Opiniäo, 1. 8.1975. 

31 Almeida und Chautard, a.a.O., S. 126. 
32 Vgl. zu dem in der Verteilungstheorie im allgemeinen nicht ausdrücklich 

herausgearbeiteten Problem der unverheirateten berufstätigen Mütter für 
Brasilien: Why 50 Per Cent of Brazilian Babies are Illegitimate, in: Inter­
national Herald Tribune, 25. 9. 1975, S. 6. 
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Hier zeigt sich, daß die Aufhebung des Kündigungsschutzes eine 
Reihe von flankierenden Maßnahmen notwendig macht, um völlig un­
sinnige Verhaltensweisen zu verhindern. Das sozialpolitische Instru­
mentarium wird damit in den Dienst des Schutzes eines Mindestmaßes 
an sozialer Sicherung einerseits und der Förderung von Arbeitsproduk­
tivität und Investitionen andererseits gestellt. Letztlich kann also ge­
seIlschaftspolitisch auch die Förderung der brasilianischen Oberschich­
ten und der ausländischen Investoren als Ziel des Einsatzes von sozial­
politischen Instrumenten angesehen werden. 

Als letztes wichtigeres Instrument der Sozialpolitik in Brasilien ist 
die Vermögensbildung durch das Programa de Integra<;iio Social (PIS) 
zu nennen: Alle privaten Betriebe müssen 5 vH ihrer Körperschaft­
steuer und zusätzlich 0,5 vH ihres Umsatzes an die Bundessparkasse 
abführen, die für jeden Arbeitnehmer ein individuelles Beteiligungs­
konto führt. 

Jedes Jahr werden die eingehenden Mittel den berechtigten Arbeit­
nehmern zur Hälfte proportional ihrem Lohn oder Gehalt, zur anderen 
Hälfte proportional der Dauer ihrer Betriebszugehörigkeit gutgeschrie­
ben. Eine ähnliche Einrichtung existiert für den öffentlichen Dienst. 
Auch diese Guthaben sind mit Indexklauseln weitgehend gegen den 
Geldwertschwund gesichert. 

Die Größenordnungen sind bescheiden: Die vom PIS erfaßten ca. 6 
Millionen Arbeitnehmer haben für 1973 im Durchschnitt mit umgerech­
net ca. 13 DM pro Kopf zu rechnen gehabt33• Seit 1975 garantiert man 
jedoch allen Arbeitern, die bis zum Fünffachen des Mindestlohns ver­
dienen, mindestens eine Summe in Höhe von einem Mindestlohn, so 
daß man beim PIS vom ,,14. Monatsgehalt" spricht34• 

über sein Guthaben kann der Arbeitnehmer nur bei Heirat, Pensio­
nierung oder zum Erwerb einer Wohnung verfügen; bei Tod wird es 
seinen Erben ausgezahlt. 

Diese übersicht über die brasilianische Sozialpolitik nach Funktio­
nen und Institutionen, Zielen und Instrumenten hat die regionalen 
Unterschiede gar nicht berühren und die tatsächlichen Verhältnisse 
nur stellenweise andeuten können35• Es hat sich jedoch auch bei dieser 

33 Opiniäo, 17.12.1973, S.10. 
34 Pedro Demo: Indicadores sociales corno elemento de analisis para el 

proceso deI desarrollo en Brasil, in, Josef Thesing (Hrsg.): Politica y desar­
rollo en Am€rica Latina (Instituto de Solidaridad Internacional de la Fun­
dacion Konrad Adenauer), Buenos Aires: Los Andes-Cipres, 1976, S. 273 - 318, 
306. 

35 Vgl. zu den Ergebnissen von Unternehmensbefragungen über die brasi­
lianische Sozialpolitik und andere staatliche Maßnahmen in Brasilien Jolo-
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groben Skizze klar gezeigt, daß es von der Theorie der Wirtschafts­
politik her analytisch zweckmäßig ist, dem sozialpolitischen Instrumen­
tarium eine Vielzahl von politischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Zielen zuzuordnen, gerade wenn man in der Sozialpolitik nach Ansatz­
punkten für die Verteilungspolitik sucht. 

Nun gilt es als nächstes die Frage zu untersuchen, an welchen Stellen 
im Wirtschaftskreislauf die einzelnen Maßnahmen ansetzen, und wie 
damit die für Wachstum und Verteilung volkswirtschaftlich strategisch 
wichtigen Größen beeinflußt werden. Wieder geht es mehr um die 
Systematik als um die Empirie. 

TIf. Ansatzpunkte der brasilianischen Sozialpolitik 
im Wirtschaftskreislauf unter Berücksichtigung von 

Wachstum, Verteilung und Beschäftigung 

Die Ansatzpunkte des sozialpolitischen Instrumentariums in Brasilien 
lassen sich anhand des elementaren Kreislaufschemas in übersicht 3 
deutlich machen38: Die "Umlenkungsstelle" als die Gesamtheit von öf­
fentlichen Haushalten und Sozialhaushalt erhält aus dem Strom der 
Faktoreinkommen neben den direkten Steuern, die hier ausgeklammert 
bleiben, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge für den INPS, außer­
dem Arbeitnehmerbeiträge für PRORURAL und FGTS und überdies 
Körperschaftsteueranteile für das PIS; außerdem dient sie als Ver­
rechnungsstelle für "Spitzen" beim Einbehalten bzw. Auszahlen von 
Kindergeld, 13. Monatsgehalt und Geburtshilfe durch die Betriebe. 

Die Kostenrechnung der Betriebe wird aber nicht nur um diese Be­
träge belastet, sondern auch noch mit Abgaben der Lohn- und Gehalts­
empfänger für das berufliche Ausbildungswesen, die Landreformbe­
hörde und verschiedenes mehr. Ohne Berücksichtigung der Lohnsteuer 
und der Arbeitgeberbeiträge belaufen sich die proportionalen Be­
lastungen bei Löhnen und Gehältern insgesamt auf ca. 87 vH, zuweilen 
sogar bis 96 VH37, d. h. der Bruttolohn beträgt 187 vH des Nettolohns, 
oder, anders ausgedrückt, die Arbeitskosten der Betriebe und Verwal­
tungen sind (unter Einschluß der Arbeitgeberbeiträge) ca. doppelt so 
hoch wie das Arbeitseinkommen der Arbeiter und Angestellten vor 

wicz, a.a.O., und Michael Hahn: Die Funktion des Staates innerhalb der 
brasilianischen Unternehmungswirtschaft und die Auswirkungen der wirt­
schaftspolitischen Maßnahmen auf die unternehmerische Entscheidung in 
Brasilien, Diss. Hamburg 1973; abgedruckt in: Verfassung und Recht in 
Übersee, Beiheft 7, 1976, insbes. S. 344 ff. 

38 Das Kreislaufschema bei Liefmann-Keil, a.a.O., S. 121, ist dazu lediglich 
um Ersparnis und Investition und um die nichtmonetären Aspekte erweitert 
worden. 

37 Vgl. 0 Estado de Säo Paulo, 6.7.1975. 
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Steuer abzug. Das ist weit mehr als in der Bundesrepublik, wo der 
"Zweitlohn" derzeit ca. 62 DM je 100 DM Direktentgelt ausmacht38• 

Von seiten der indirekten Steuern fließen der "Umlenkungsstelle" als 
sozialpolitisch zu interpretierende Einnahmen die PRORURAL- und 
FUNRURAL-Abgaben auf Erstverkäufe von Agrarprodukten und die 
Umsatzsteuer für das PIS zu. Außerdem zahlen die ländlichen Arbeit­
geber für ihre eigene soziale Sicherung Beiträge an FUNRURAL, und 
es gibt auch ca. 1,4 Millionen städtische Arbeitgeber, die beim INPS 
versichert sind. 

Mit den Einnahmen finanziert die "Umlenkungsstelle" Ausgaben an 
Betriebe (Subventionen) und an Haushalte (Sozialeinkommen). Dabei 
gelten alle Arbeitgeber - auch Behörden, Krankenhäuser, Schulen, das 
INPS selbst und alle Haushaltungen, die als Familienbetriebe produ-

88 Vgl. Süddeutsche Zeitung, 5./6.2. 1977 (Thema des Tages). 
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zieren oder die hauswirtschaftliche Dienstkräfte beschäftigen - als 
"Betriebe", und unter "Subventionen" sind Zuweisungen aller Art zu 
verstehen. Ebenso umfassen die "Sozialeinkommen" , welche den Haus­
halten (im streng ökonomischen Sinne) zufließen, sowohl bare, monetäre 
Bestandteile (z. B. Renten oder Kündigungsentschädigungen) als auch 
nichtmonetäre Ansprüche (z. B. auf kostenlose medizinische Versorgung 
bei Krankheit oder Unfall) und Erhöhungen des festgelegten Geldver­
mögens (z. B. FGTS- und PIS-Guthaben). 

Betrachtet man das Kreislaufschema konsequent als ökonomisch voll­
ständig und nicht beschränkt auf monetäre Ströme, dann sind selbst­
verständlich auch nichtausgeschüttete Gewinne und Sachvermögenszu­
wächse als Einkommen der Haushalte der Eigentümer anzusehen. 

Bezieht man nun die Kapitalbildung als Grundlage des Wirtschafts­
wachstums in die überlegungen ein, dann müssen auch Ersparnis, In­
vestition und überschuß bzw. Defizit der "Umlenkungsstelle" dement­
sprechend umfassend definiert werden. Eine weitere Differenzierung, 
die der Verteilung Rechnung tragen und den Ansatz für ein integriertes 
Modell zu Wachstum, Verteilung und Sozialpolitik liefern soll, besteht 
darin, die Haushalte nach Einkommensklassen zu unterteilen. 

Wie Ahluwalia und Chenery könnte man die obersten 20 vH, die 
mittleren 40 vH und die unteren 40 vH der Bevölkerung unterscheiden39 • 

Ebenfalls in Anlehnung an das Ahluwalia-Chenery-Modell (A-C-Mo­
delI) müßte man nun die Betriebe unterteilen in solche, die den Haus­
halten der Oberschicht, solche, die denen der Mittelschicht, und schließ­
lich solche, die denen der Unterschicht gehören. Eine Verbindung zwi­
schen den ansonsten im A-C-Modell streng nach Schichten getrennten 
Segmenten besteht dadurch, daß Angehörige der jeweils niedrigeren 
Schichten in Betrieben arbeiten können, welche den höheren Schichten 
gehören. Es gibt jedoch auch Kapital, das reichen Haushalten gehört 
und keine Beschäftigung für die unteren Schichten schafft. 

Die strategisch entscheidenden Parameter dieses Modells sind die 
verschiedenen Kapitalkoeffizienten, die nach Einkommenshöhe unter­
schiedlichen Sparquoten und Bevölkerungswachstumsraten und die 
Lohnquoten als Anteil an der Wertschöpfung. Im A-C-Modell werden 
nun Simulationen durchgeführt, und zwar einerseits mit verschiedenen 
Sozialeinkommen, welche die Ersparnis der Reichen mindern und das 
verfügbare Einkommen der Armen erhöhen, und andererseits mit 

39 Montek S. Ahluwalia und Hollis B. Chenery: A Model of Distribution 
and Growth, in: Hollis B. Chenery u. a.: Redistribution with Growth, Lon­
don u. a.: Oxford University Press, 1974, S. 209 - 235. 
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einem Investivlohn, durch den die Armen direkt auf Kosten der Rei­
chen einen Bestand an rentablem Produktivvermögen erhalten. 

Hier soll das A-C-Modell nicht näher diskutiert, sondern lediglich 
aufgezeigt werden, in welcher Weise die als strategisch betrachteten 
Größen durch das beeinflußt werden, was hier über das sozialpolitische 
Instrumentarium in Brasilien gesagt worden ist. 

Das Kernproblem liegt in der Definition der Sparquote der verschie­
denen Einkommensschichten: Wird das Bruttoeinkommen zugrunde ge­
legt, dann ist die Sparquote der Arbeitnehmerhaushalte sehr viel 
größer, als wenn das verfügbare Einkommen betrachtet wird; im letz­
teren Fall wiederum führt die Beschränkung auf das Bareinkommen 
wiederum zu völlig anderen Ergebnissen als die Einbeziehung der An­
sprüche auf Sozialeinkommen, und nochmals sieht die Sparquote ganz 
anders aus, je nachdem, ob man die rechtlich vorgesehenen, aber weit­
hin fiktiven Ansprüche oder den tatsächlichen Wert solcher Ansprüche 
in das Kalkül einsetzt. 

Geht man einmal gedanklich so vor, daß man den sozialpolitisch er­
faßten und berechtigten Haushalten alle ihnen rechtlich zustehenden 
Ansprüche, die oben geschildert worden sind, als Einkommen zu­
fließen läßt, dann haben die mittleren und armen Schichten sicher eine 
Sparquote, die weit über der der Oberschicht liegt. Wenn die Sozial­
abgaben 87 vH und mehr des Nettolohns betragen, errechnet sich be­
reits ohne Berücksichtigung der freiwilligen Ersparnis eine Sparquote 
von mindestens 46,5 vH(o. 

Über welche konkreten Mechanismen kommt es dann aber dazu, daß 
sich diese hohe Ersparnis überhaupt nicht lohnt? Entgegen der Annah­
me im A-C-Modell sind die Märkte für Vermögenswerte keineswegs 
segmentiert, sondern - wie im Falle von FGTS und BNH erläutert -
durchaus verbunden, nur nicht durch Einkommens- und Vermögens­
transfers von oben nach unten, sondern umgekehrt von den Armen zu 
den Reichen. Das könnte entwicklungspolitisch insofern ein wichtiges 
Argument für Ansatzpunkte sein, als dann, wenn das wahr ist, nicht 
die Einrichtung neuer Transfermechanismen von oben nach unten vor­
rangig wäre, sondern die "Abdichtung" von Lecks, die von unten nach 
oben das systematische "Absaugen" von Ersparnissen ermöglichen. 

(0 Vgl. dagegen die seit Jahrzehnten praktisch konstante durchschnittliche 
gesamtwirtschaftliche Sparquote Brasiliens um 16 vH des Bruttosozialpro­
dukts; Nathaniel H. Lett: Marginal Savings Rates in the Development Pro­
cess: The Brazilian Experience, in: Economic Journal, Vol. 78, No. 311, Sep­
tember 1968, S. 610 - 623, und Conjuntura Econömica, Vol. 26, No. 11, Novem­
ber 1972, S. 25 ff. 
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Vermutlich wird auch in anderen Ländern die über sozialpolitische 
Maßnahmen erfolgende Zwangsersparnis der Armen häufig strukturell 
zugunsten der Reichen entwertet, - allerdings im allgemeinen über die 
inflatorische Entwertung von Geldvermögen, Rentenansprüchen usw. 
In Brasilien geht dagegen derzeit durch die allgemein übliche Indexie­
rung der Weg häufiger über administrative Hemmnisse, überlange 
Warteschlangen und schlichte Unterschlagung oder auch über einen auf­
geblähten Verwaltungsaufwand. 

Ein weiteres spezielles Problem der Sozialpolitik, auf das man bei der 
Beschäftigung mit Brasilien immer wieder stößt, ist das bereits erwähn­
te Verhältnis zur Lohnpolitik: Sozialpolitische Ansprüche werden in 
Brasilien zuweilen als "indirekter Lohn" oder als "Soziallohn" bezeich­
net und insofern auch behandelt, als Lohnerhöhungen sich nicht im Bar­
lohn, sondern in u. U. wertlosen, fiktiven Ansprüchen an die Sozialin­
stitutionen oder auch an das Bildungswesen niederschlagen. Den Betrie­
ben werden damit mehr oder weniger stark zu Lasten der Beschäfti­
gung Kosten aufgebürdet, ohne daß der Arbeitnehmer einen Nutzen hat. 

Man müßte also unsere Wachstums- und Verteilungsmodelle um die 
sozialpolitischen Variablen, vor allem durch eine genaue Spezifikation 
der Begriffe von Einkommen und Ersparnis, ergänzen, um nicht auf­
grund irreführender Vereinfachungen analytisch und entwicklungspoli­
tisch zu falschen Schlüssen zu gelangen. 

Aus dem Fall Brasilien läßt sich noch ein weiterer Ansatzpunkt für 
die Verteilungspolitik festhalten: Sozialpolitik kann nicht nur bei den 
Faktoreinkommen ansetzen, sondern es ist auch möglich, wie bei PRO­
RURAL, FUNRURAL und PIS über die indirekten Steuern soziale An­
sprüche benachteiligter Gruppen zu finanzieren41 • 

Führt man diesen Ansatz weiter, dann läßt sich die im A-C-Modell 
ausgeklammerte Nachfrageseite einbeziehen. Cline hat ein entsprechen­
des Modell vorgelegt und auf Brasilien und andere lateinamerikanische 
Länder bezogen42• Er differenziert die Kapitalkoeffizienten nach der 
Einkommensverteilung - Bezieher hoher Einkommen fragen Güter 
nach, die technologisch bei ihrer Produktion höhere Kapitalkoeffizien­
ten (capital-output ratios) haben als die der Güter für niedrigere Ein­
kommensklassen. Wenn man nun auch noch einen Arbeitskoeffizienten 
(labour-output ratio) einbezieht und bei den indirekten Steuern nach 
Gütern für Reiche und Gütern für Arme unterscheidet, dann läßt sich 

41 Auch die Ersetzung der FGTS-Beiträge durch eine indirekte Steuer wird 
in Brasilien diskutiert; vgl. Opiniäo, 4.3.1977, S.2. 

42 William R. Cline: Potential Effects of Income Redistribution on Eco­
nomic Growth. Latin American Cases, New York u. a.: Praeger, 1972. 
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ein zunehmend komplettes und wirklichkeitsnahes Bild von den Wir­
kungszusammenhängen zwischen Wachstum, Verteilung und Beschäfti­
gung zeichnen. 

Entwicklungspolitisch würde man mit einer Art Luxussteuer sozial­
politische Ansprüche der unteren Schichten finanzieren können und da­
mit explizit das Nachfrage- und Konsumprofil, also das, was kritische 
brasilianische Ökonomen und andere mit "consumismo" bezeichnen43, als 
Faktor einbeziehen. Damit ist jedoch praktisch das Feld der Sozialpoli­
tik verlassen und das der Steuerpolitik betreten, die hier nicht zur Dis­
kussion steht. 

Um im Hinblick auf die Sozialpolitik eine größere Wirklichkeitsnähe 
unserer entwicklungstheoretischen Modelle zu erreichen, muß jedoch 
nicht nur der kreislauf theoretische Ansatz verfeinert werden, sondern 
es ist ebenfalls notwendig, noch einmal auf die oben bereits angeschnit­
tenen institutionellen Probleme zurückzukommen. 

IV. Institutionelle Probleme der Sozialpolitik 
in Brasilien als einem Entwicklungsland 

"Redistribution with Growth" ist nach dem Titel der oben zitierten, 
von der Weltbank durchgeführten Studie die Devise, welche das Nach­
denken über Entwicklungsprobleme heute weithin leitet. Angewandt 
auf die Sozialpolitik, heißt das, daß der Einsatz des sozialpolitischen In­
strumentariums nicht nur analytisch, sondern auch normativ durchaus 
"richtig" unter der doppelten Zielsetzung von Umverteilung und Wachs­
tum gesehen werden muß und nicht - wie in den Industrieländern üb-

lich - vorwiegend oder ausschließlich unter dem Gerechtigkeitsziel. 
Wachstum bedeutet Kapitalbildung, und Umverteilung bedeutet, daß 

das Einkommen der Armen stärker steigt als das der Reichen. Nun ist 
das Einkommen der Armen unter anderem abhängig von ihrer eigenen 
Kapitalbildung (einschließlich Humankapital), und die Wertbeständig­
keit und Rentabilität ihrer Vermögenswerte gewinnt damit ausschlag­
gebende Bedeutung. Zu den Vermögenswerten, die für Arme ganz be­
sonders wichtig sind, gehören die Ansprüche gegen Renten-, Kranken-, 
Unfall- und Arbeitslosenversicherungen, Ansprüche auf Sozialhilfe, 
Sozialwohnungen und medizinische Versorgung usw. 

Wenn diese Ansprüche nicht nur abstrakt an die Gesellschaft, die zu­
künftigen Generationen bzw. an den Staat gerichtet sind, sondern sich 
bei Institutionen des Finanzsektors niederschlagen, dann erscheint es 

43 Vgl. z. B. Celso Furtado: Analise do "Modelo" Brasileiro, Rio de Ja­
neiro: Civiliza!;äo Brasileira, 1972. 
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sinnvoll, die Mittel wiederum so zu investieren, daß die Lage der Armen 
verbessert wird. Insofern ist die brasilianische Konstruktion des Zusam­
menbindens von Investivlohn und sozialem Wohnungsbau bei FGTS 
und BNH durchaus sinnvoll. Das Beispiel zeigt jedoch auch das institu­
tionelle Problem, wie schwierig es ist, den realen Vermögenswert der 
FGTS-Einlagen zu erhalten, ohne im Aktivgeschäft in den lukrativen 
Wohnungsbau für die reicheren Schichten zu investieren und das ver­
lustreiche Geschäft des sozialen Wohnungsbaus fallenzulassen. 

Ein weiteres spezifisches Grundproblem von Sozialpolitik als Vertei­
lungs- wie als Wachstumspolitik zeigt sich in Brasilien im Hinblick auf 
die Verwaltung: Das INPS allein - ohne die Vertragskrankenhäuser -
hat im Jahre 1974 ca. 102000 Angestellte, davon ca. 60000 als Ange­
stellte und Beamte mit den Sondervergünstigungen des Öffentlichen 
Dienstes44. Diese Zahl ist im Vergleich zu sehen mit den Beschäftigungs­
zahlen in anderen Wirtschaftszweigen, etwa im Fahrzeugbau (158 000), 
in der Bekleidungs- und Schuhindustrie (165000), in der öffentlichen 
Verwaltung insgesamt (633000) sowie im Militär und der öffentlichen 
Sicherheit (519000)45. So werden die Verwaltungskosten insgesamt auf ca. 
11 vH der INPS-Ausgaben geschätzt46• Da das von dieser riesigen Ver­
waltung bewegte Budget mit einer Summe von über 22 Mrd. Cruzeiros 
laufende Einnahmen (1973) eine erhebliche Größenordnung erreicht, 
nämlich ca. 42 vH der laufenden Einnahmen des Bundeshaushalts47, ver­
bietet es sich, Sozialpolitik als Ansatzpunkt für Wachstums- und Ver­
teilungspolitik sowie für externe Entwicklungspolitik lediglich kreislauf­
theoretisch anzugehen. Ohne Berücksichtigung der Verwaltungsproble­
me würde eine Analyse der Sozialpolitik in die Irre gehen, insbesondere 
in Entwicklungsländern, die ja geradezu dadurch mit als solche definiert 
sind, daß sie chronisch mangelhafte Verwaltungsstrukturen aufweisen. 

Sozialpolitik zeichnet sich administrativ dadurch aus, daß Leistung 
und Gegenleistung personell und/oder zeitlich definitionsgemäß aus­
einanderfallen, die Ansprüche also zwischen Personen vermittelt und 
über die Zeit verwaltet werden müssen. Da weiterhin Sozialpolitik eine 
Politik zur Bewältigung von Ungewißheit ist, gibt es notwendigerweise 
Unübersichtlichkeiten, finanzielle "Polster" und administrativen "slack". 
Schließlich werden Ansprüche für die Berechtigten in der Regel dann 
fällig, wenn sie sich individuell in einer Notlage befinden, in der sie sich 
ganz besonders schlecht selbst zur Wehr setzen können, so daß man sich 

44 MaHoy: Social lnsurance Policy, a.a.O., S.52. 
45 lBGE: Anuario Estatistico, a.a.O., S. 70, 206. 
46 Malloy: Social lnsurance Policy, a.a.O., S.54. (Zu den Personalkosten in 

Höhe von 6,8 vH laut übersicht 2 sind die Verwaltungskosten der Vertrags­
krankenhäuser und sonstige Kosten hinzuzufügen.) 

47 lBGE: Anuario Estatistico, a.a.O., S.695, 856. 
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auf die Kontrolle der Systeme durch die direkt Betroffenen und auf ihre 
individuelle Durchsetzungsfähigkeit nicht verlassen kann. Der Bedarf 
an institutioneller Regelung ist also bei der Sozialpolitik sehr hoch, und 
ihrer Struktur nach lädt sie geradezu ein zum Mißbrauch48• 

Ohne organisierte Kontrolle durch gewerkschaftliche Vertretungen 
der Berechtigten, ohne leistungsfähiges Rechtswesen und ohne Trans­
parenz durch eine parlamentarische und wissenschaftliche Öffentlichkeit 
ist wohl jede Bürokratie der Welt geneigt, sich so zu verhalten, wie das 
in Brasilien bei der Sozial verwaltung der Fall zu sein scheint. Die einzige 
halbwegs funktionierende Kontrollinstanz ist noch die Presse, wodurch 
zumindest einige Mißstände an die Öffentlichkeit kommen. Wie wirk­
sam diese publizistische Kontrolle ohne direkte Sanktionsmöglichkeiten 
tatsächlich in praxi ist, muß hier dahingestellt bleiben. 

Betrachtet man administrative und institutionelle Schwächen als we­
sentliche Bestandteile von Unterentwicklung, dann müssen Zweifel an 
der Leistungsfähigkeit von sozialpolitischen Instrumenten nach dem 
herkömmlichen INPS-Muster bei der Förderung von Wachstum und 
Umverteilung in Entwicklungsländern angemeldet werden. Jedenfalls 
gilt es, die Alternativen stets genau zu prüfen, sei es die innerhalb der 
Familie vorgenommene Eigenversicherung, sei es die betriebliche So­
zialpolitik, die durch Steuern finanzierte öffentliche Sozialhilfe oder der 
Ausbau öffentlicher Leistungen für die unteren Schichten. Andererseits 
könnte jedoch auch eine zeitliche Abfolge Sinn machen, die mit einem 
de jure sehr hohen Erfassungsgrad beginnt und dann nach und nach die 
papiernen Regelungen zur Realität werden läßt. Dynamisch gesehen, 
muß der geschilderte Zustand der sozialen Sicherung in Brasilien nicht 
unbedingt als unbefriedigende Sackgasse betrachtet werden, sondern er 
könnte sich auch als Durchgangsstadium auf einem wachstums- wie ver­
teilungspolitisch akzeptablen Weg erweisen. 

Die Sozialpolitik ist also im größeren Zusammenhang zu sehen: Es 
gibt nicht nur vielfältige Ziel-Mittel-Beziehungen im politischen Bereich 
und eine komplizierte Interdependenz im ökonomischen Kreislauf zu 
berücksichtigen, sondern man muß auch die Institutionen und ihre typi­
schen Verhaltensweisen in Betracht ziehen. Brasilien bietet für die Ana­
lyse der komplexen Wirkungszusammenhänge zweifellos ein interessan­
tes Feld, wirft aber letztlich mehr neue Fragen auf, als es Antworten 
liefert. 

48 Vgl. zum Problem der Korruptionsanfälligkeit Albert O. Hirschman: 
Development Projects Observed, Washington: Brookings, 1967, insbes. 
S. 107 ff. 
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